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NHundfchreiben Des Bundesprafidialge- 

fandten an fammtliche bei dem Bundes- 

tage beglaubigten Gefandten und Ge- 

fehaftsträger, Die Beendigung der Thä— 

'tigfeit Der Bundesverfammlung betr., 
d. d. 12ten Zuli 1848. 


Die auf Veranlaffung der deutfchen Regierungen 
aus freier Volkswahl hervorgegangene und in Franfs 
furt a/M. vereinte Nationalverfammlung ‚hat durch das 
bier im Abdrud _mitfolgende Geſetz eine proviforifche 
Gentralgewalt gegründet, welcher bis zur Einführung eis 
ner gemeinfamen Berfaffung für die Gefammtheit der zu 
Deutfchland gehörigen Staaten die Leitung der öffentli- 
hen Angelegenheiten nad) Maßgabe ded erwähnten Ge- 
-feßed anvertraut worden if. Durch: die bierauf von 
ber beutfchen Nationalverfammlung in ihrer Sigung vom. 
20. 9. M. vorgenommene Wahl eined Reichsverweſers 
wurde Se. Kaiferl. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erz⸗ 
berzog Johann von Defterreicy zu diefer hohen Würde 
‚berufen, welcher diefelbe auch nach ihm zugeficherter Zus 
ſtimmung fämmtlicher deutfchen Regierungen angenoms 
‚men und am heutigen Tage in feierlicher Sigung der 
‚Nationalverfammlung angetreten hat. Die über den Aft 
der Wahl, fowie über die erfolgte Uebernahme der Gens 
tralgewalt, ftattgefundenen Beröffentlihungen liegen hier 

Roth und Merd, Duclenfammlung. Il, Br. 1 
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bei. In Folge dieſes letztern Aftes hat auch die Buns 
beöverfammlung die ihr verfaflungsmäßig zuftehenden 
Befugniffe und Verpflichtungen Namens der von ihr ver: 
tretenen Regierungen auf die für Deutfchland eingefeßte 
proviforifhe Gentralgewalt übertragen, beziehungsweife 
in die Hände Sr. Kaiferl. Hoheit ded Herrn Erzherzog— 
Reichsverweſers niedergelegt, womit fie ihre biöherige 
-Thätigkeit als beendet anſieht. Indem der Unterzeich- 
nete fich beehrt, Sr. Ercellenz; dem außerordentlichen 
Gefandten und bevollmächtigten Minifter ....... 
einen Abdruck des über “diefen feierlichen Vorgang auf— 
genommenen Protokolls zu’ überreichen ‚’Yerbindet er da⸗ 
mit die erneuerte Verſicherung feiner ausgezeichneten 
Hochachtung ic. 
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Schreiben des k. hannoveriſchen Ge— 
ſammtminiſteriums an die Stände des 
Königreichs Hanuover, die Wahl. des 
Erzherzogs Johann zum  Neichsverswe- 
fer und die Wirkfamkeit der Deutfchen 
Nationalverſammlung betr, d. I. Iten 
— Juli 1848. 
Doen löblichen Ständen find ohne Zweifel diejenigen 
Beſchlüſſe bekannt, welche von der deutſchen Nativnäals 
verfammlung liber die Begründung einer proviſoriſchen 
‚Eenträlgewalt und die Uebertragung derfelben auf Seitte 
Kaiferlihe Hoheit den Erzherzog Johann von Defter: 
reich gefaßt worden. * 

"Die Perföntichteie dieſes erhabenen Fürſten iſt fo 
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wollkommen geeignet , das Vertrauen der OFürften wie 
der: Völker Deutſchlands auf ſich zu lenken, daß Seine 
Majeſtät der König Ihre Zuftimmung zu diefer Wahl 
„u erklären und diefelbe als ein höchft günftiges Ereig- 
miß ‚in der gegenwärtigen verhängnißvollen Zeit zu bes 
ngeüßen: feinen» Augenblid Anftand genommen. Auch ha- 
ben» AHerhöchftdiefelben im Vertrauen auf: Diefe Perſön⸗ 
lichkeit, und in der Vorausſetzung, daß Seine Kaiferliche 
Hoheit: Die» Wahl annehmen werden, ‘Bedenken, welche 
die Form und der Inhalt des Befchluffes über die Dem; 
 felben zu übertragende Gewalt zu erregen wohl: geeignet 
gewefen, jeßt nicht geltend zu machen Sich entfchloffen. 

Snzwifchen haben Seine Majeftät ſich bewogen ges 
funden, in Beziehung auf diefe hochwichtige Angelegens 
heit «den löblichen Ständen folgende Mittheilungen mas 

chen zu laſſen. | 

‚Seine: Majeftät haben: die gebieterifche Nothwendig- 

keit, erkannt, «der Verfaffung Deutfchlands eine größere 
Kraft und Einheit zu verleihen, daher Ihre Zuftimmung 
- dazu gegeben, daß : die Berfaffung durch eine Vertretung 
des Volkes am Bunde-vervollftändigt werde, und Sich 
‚gu Opfern. für die Erreichung des Zweckes einer größeren 
Einheit und Kraft gern’ bereit erklärt. 

Allein: Seine Majeftät hegen auch die unwandelbare 
Ueberzeugung, daß. der gefammte Zuftand Deutfclande 
die Herftellung einer -folchen Gentralregierung , welche 
auch die inneren Angelegenheiten: des Landes ordnten und 
die Fürften lediglich ald Untergebene eined andern Mos 
narchen erfcheinen. laffen würde , nicht zulaffe, und daß 
fo : wenig. das: Wohl sand die: Freiheit der Völker ald 
Shre eigene fürftliher@hre es geftatten würde, einer 
Berfaffung Ihre Zuftimmung zu geben, weldye der Selbft- 
ftändigfeit der Staaten Deutſchlands nicht die nothwens- 
dige Geltung ficherte. 
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Unter diefen Umftänden find Seine Majeftät zwar 
entfchloffen, auf der einen Seite dem wahren Wohle des 
Landes alle Opfer zu bringen, auf ber andern Geite 
aber würden Sie, falld die geforderten Befchränfungen 
der Selbftitändigfeit über dasjenige Maaß hinausgingen, 
welches die Pflichten gegen das Allerhöchſt Ihnen von 
Gott anvertraute Land und Ihre eigene Ehre bezeichnen, 
lieber dad Aeußerfte ertragen, ald zu Maßregeln bie 
Hand zu bieten, weldye Pflicht und Ehre als. verwerflich 
darftellen würden. 

Seine Majeftät haben daher die Unterzeichneten bes 
auftragt , bei der Berhandlung über die Verfaffung 
Deutfchlands und insbefondere auch rückfichtlich der dem 
Erzherzoge Johann anzuvertrauenden proviforifchen Gens 
tralgewalt auf alle geeignete Weife dahin zu wirken, 
daß jene Verfaſſung und insbefondere die fünftige Stel 
fung ded Reichöverwefers mit der Gelbftjtändigfeit des 
Königreich in dem angedeuteten Sinne vereinbar fei. 

Zugleich aber haben Allerhöchftdiefelben auch erflärt, 
daß, fall diefe Berhandlungen zu einem günftigen Re» 
fultate nicht führen, vielmehr die Befchränfung der Selbft- 
fändigfeit ded Königreichs über diejenige Gränze, welche 
Seine Majeftät Sich ftellen zu müffen geglaubt haben, 
hinausgehen würde, Seine Majeftät fich nicht verpflich⸗ 
tet erachten könne, in einer Stellung zu beharren, wels 
che alsdann in Ihren Augen jede Möglichkeit, das Wohl 
des Landes zu fördern, abfchneiden würde, 

Hannover den Tten Julius 1848. 
Königliche Hannoverihes Gefammt-Minifterium. 
Bennigfen. Prott. GStüve Dr Braun. 
Lehzen. Düring. 
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Erlof des Neichsverweiers an fammt- 

liche Deutfche Negierungen,. Die Weber: 

nahme der proviforifchen Eentralgewalt: 

betr., d. d. Frankfurt den 16ten Juli 
1848. 


Der. von der conflituirenden. Nationalverfammlung 
zugranffurt a. M. nad dem Gefege,vom 28. Juni 1848: 
erwählte Reichöverwefer, Erzherzog Sohann von Oeſter⸗ 
reich, hat vom -12. Juli 1848 die Leitung der proviſori— 
ſchen Sentralgewalt übernommen, fofort am 15, Juli‘ 
1848 das Reichsminifterium gebildet, und zwar. dem⸗ 
nächſt 
1) für die auswärtigen Angelegenheiten, 

2) für das Innere, 
3) für das Kriegsweſen und 
4) für die Juſtiz. 

Die proviſoriſche Centralgewalt beginnt daher mit 
der Ausübung der in dem Geſetze vom 28. Juni 1848 
vorgezeichneten Befugniſſe und Verpflichtungen. 

Die proviſoriſche Centralgewalt kennt genau die 
Grenzen der ihr ertheilten Rechte und Gewalten, ſie 
wird ſich nur inner derſelben bewegen, ſie wird insbe⸗ 
ſondere die vollziehende Gewalt nur in Angelegenheiten 
ausüben, welche die allgemeine Sicherheit und Wohl. 
fahrt des deutfchen. Bundesftaates betreffen. - Die pros 
viforifche Gentralgewalt erfennt ed als ihre Aufgabe, das 
bin zu wirken, daß die Einheit Deutfchlands auf fried- 
lichem Wege erreicht, daß Dentfchland nach außen hin 
ftarf und: unabhängig werde Sie rechnet, indem, fie 
diefes Ziel anftrebt, auf. die thätige, vertrauensvolle Mit—⸗ 
wirtung aller. deutfchen Regierungen, die mit: ihr in Dem 
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lebendigen Wunfche fich "vereinigen, dem deutfchen Volke 
die Segnungen der Freiheit, der Unabhängigkeit und des 
Friedens zu verfchaffen. Die proviforifche Gentralges 
wart wird fich-in Beziehung auf die Vollziehungsmaßres’ 
gehn foweit thunlich mit-den Bevollmächtigten der: Lan⸗ 
beöregierungen> ind Einvernehmen feßen; fie wünſcht, 
daß diefe Bevollmächtigten-bei der proviforifchen Gen» 
tralgewalt fobald als thunlich ernannt werden, um mit 
ihiten in Verbindung. treten zu können. Die proviforis 
fhe Gentralgewalt wünfht mit den Bedürfniſſen der- 
deutſchen Regierungen und der deutſchen Volksſtämme, 
fomweit'fie. den nady dem Gefege vom 28ten Juni 1848" 
beftimmten Wirkungskreis berühren, auf das umfaſſendſte 
bekannt zu werden, und fie zählt hiebei auf freimüthige, 
unummundene Mittheilung , die fie auch bei allen ihren‘ 
Handlungen’ zu befolgen wiffen wird. . 
Frankfurt a. M., den 15ten Juli 1848, 
Der Reichdverwefer: Erzherzog Johann. 
Der Reichsminifter des Innern: Schmerling. 
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K. Preufifche VBorfchläge bezüglich- der. 

Bevollmächtigten Der Deutichen Staa: 

ten beider provifprifchen Eentraigewalt: 
d: d. 1L7ten Juli 1848. 


I. 

Um ein! proviforifched Organ für die Verbindung 
zu fchaffen, welche nach-$. 14 des Befchluffes der Deuts 
[hen Nationalverfamnmlung vom 28; Juni 8.3. zwiſchen 
bemprovfforifchem'Reichöverwefen und den: Regierungen 
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Deittfehlandsi. hefiehenfollh,: beſtellen Dies letztern⸗ einem 
Kath von) Bevollmächtigten‘, der feinen: Sig in Fraul⸗ 
furt a. Me haben: wird. 

IL. 

Die ——— dieſes proviſoriſchen ——— ber 
Regierungen ift, ſich mit dem Reichsverweſer über alle 
in- Folge: des) obgedachtem Beſchluſſes vom 28ten, Juni 
zu treffenden Maßregeln zu verſtändigen, und deren Aus⸗ 
führung: durch. die: Einzelftaaten zu vermitteln. 

Ä 141. 

Die Mitglieder: dieſes Collegiums, heißen „Staaten⸗ 
Bevollmächtigte.““ . Ihre Zahl: beläuft. ſich in der Regel: 
auf Sieben;: unter Umftänden-(eonf. $ VIII.) hö ds 
fen s auf; Eilf 

IV. 


Sn dem gedachten Collegium find alle Einheiten 
vertreten; 

1), Defterreih, D-Preußen, 3) Bayern, 

4) Königreih Sadhfen mit. Sachen: Weimar, 
fowie mit. den Herzoglich Sächſiſchen, Fürſtlich Schwarzes 
burg’fchen und Fürftlich -Reußifchen Landen; 

5) Würtemberg und Baden mit ben Fürftlich 
SHohenzollern’fchen Landen: 

6) HannonermitDldenburg, Meclenburg, Braun⸗ 
ſchweig, Holſtein und Lauenburg, Schaumburg⸗ Lippe, 
und den freien Hanſeſtädten Lübeck, Bremen. und. Hans, 
burg. 

7) Die beiden Heſſiſchen Hauptſtaaten mit 
Heſſen⸗Homburg, Naſſau und der freien Stadt Frank—⸗ 
furt a. M. 

V. 

Die Frage, mit welchen größeren Staaten, unter den 
im vorhergehenden Paragraphen genannten, die Herzog— 
lich Luremburg’fche und Herzoglich Limburg’fche Negies 
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rung; bie: Herzoglich Anhalt’fchen und die Fürftlichen Ne; 
gierungen von Lippe und Waldel eine Einheit zu bils 
den haben, bleibt näherer Befprechung’vorbehalten, zu des 
ren SHerbeiführung die Erklärung diefer Regierungen fo- 
fort erwartet wird. 

VI. 

Innerhalb der im $.IV von 4—7 aufgeführten Staa; 
ten» Einheiten wird ‚dem an der Spige ftehenden größs- 
ten Staate von den übrigen ihre Bertretung durch eis: 
nen gemeinfchaftlicyen Bevollmächtigten delegirt, infofern 
ed für den Fall längerer Dauer dieſer proviforifchen 
Einrichtung nicht vorgezogen werden follte, die Beftels 
lung des Bevollmächtigten zeitweife alterniren zu laſſen, 
worüber eventuell eine nähere Verftändigung unter- den 
Betheiligten ftattzufinden hätte, 

rat VII. 

Die Vertreter der gedachten Sieben-⸗Staaten⸗Ein⸗ 
heiten bilden einen Rath, welcher über die gemeinfamen, 
mit der proviforifchen Gentralgewalt zu verhandelnden 
Angelegenheiten der von ihnen vertretenen Regierungen: 
nad Stimmenmehrheit Befchlüffe faßt. 

VIII. 

Bei dergleichen Befchlußfaffungen haben Oeſterreich 
und Preußen, jedes für Sid, drei Stimmen abzugeben, 
und können Sich, wenn Sie ed nöthig finden, durch 
eben fo viele Bevollmächtigte im Rathe vertreten lafs 
fen. Jede von den übrigen Kurien führe Eine Stimme, 
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Nundfchreiben des Neichsminiiteriums- 
Des Krieges an die Kriegsminifterien: 
fämmtlicher Deutfchen Staaten, Die: 
Webernahme der provifprifchen Cen- 
tralgewalt durch Erzberzog Johann be: 

treffend, d. d. 16. Juli 1848. 


Der Neichsminifter des Krieges an das Minifterium des 
lt RER 


Der von der conftituirenden deutfchen Nationalver- 
fammlung nach dem Gefege vom 28ten Juni 1848 ers 
wählte Reichsverwefer, Erzherzog. Joh ann von Defters 
reich, hat am 12. Juli d. G. die Leitung der proviforis 
fhen Gentralgewalt für Deutjchland übernommen, fofort. 
am löten Juli d. 5. dad Minifterium gebildet, und. 
hierbei den unterzeichneten Königl. preußifchen General: 
major, Eduard v. Peuder, zum Reichöfriegsminifter 
ernannt. 


Der Erzherzog Reichövermwefer hat bereits ein Notiftcas ı 
tionsfchreiben in Betreff der Eonftituirung der proviforifchen 
Gentralgewalt an alle beutfchen Regierungen. erlaffen. Da 
jedody die Ausfertigung deſſelben durch die zeitige Abwe⸗ 
fenheit des Reichsverweſers von hier einige Verzögerung 
erleiden dürfte, fo beehrt fidy der unterzeichnete Reichs⸗ 
friegdminifter, feine Ernennung hierdurch zur Kenntniß 
bed Minifteriumsd des Krieged mit dem Bemerken zu: 
bringen, daß die proviforifche Gentralgewalt für Deutfch- 
land in Ausübung der nach bem Gefege vom 28ten Juni 
1848 zu ihrem Wirfungsfreife. gehörigen Functionen auf die: 
thätige und vertrauensvolle Mitwirkung aller deutſchen 
Regierungen zählt. 
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Der unterzeichnete Neichöfriegsminifter hat demnach 
die Ehre, dad Kriegsminifterium für jegt zu erfuchen, in 
allen in den Wirkungskreis des Reichktiegsminiſteriums 
gehörenden Angelegenheiten mit.bemfi eiben fogleicy in Ver⸗ 
kehr treten, die, Truppen deſſen Bereichs aber anweiſen 
zu wollen, die ausnahmsweiſe in beſonders dringenden, 
Fällen an ſolche unmittelbar vom Reichskriegsminiſte— 
rium ergangenen Befehle ſofort zu befolgen. 

Derfelbe wird mit dem aufrichtigſten Danke alle Mitthei⸗ 
[ungen entgegennehmen, welche ihn in ben Stand. fegen, die; 
eigenthümlichen Zuftände und Bedürfnifje ber verfchiedes 
nen deutfchen Bundestruppen fo genau als möglich fen 
nen zu lernen, und bittet um Ermwiederung des vollen und 
offenen Vertrauens, mit weldyem derfelbe hiemit feine 
aintlicyen Verbindungen anfnüpft. 

Da der’ Erzherzog Reichsverweſer mit der proviſo— 
rifchen Centralgewalt auch die Oberleitung der gefamm: 
ten beutfchen bewaffneten Macht übernommen hat, fo fins 
det fich das’ Neichöfriegminifterium verpflichtet, zu vers 
anlaſſen, daß von diefem Acte die gefammten deutfchen 
Bundestruppen durch feierliche Verkündigung des beiges 
ſchloſſenen, am das deutſche Volk erlaſſenen Aufrufes 
Kenntniß erlangen, und gleichzeitig ihnen Gelegenheit ge⸗ 
geben werde, dem Reichsverweſer ihre öffentliche Huldi⸗ 
gung darzubringen. | 

Zu diefem Zwede haben Sonntag den’ 6ten Auguſt 
1848 alle deutſche Bundestruppen in ihren Garniſonen 
in’ Parade auszurücken, wonächſt der vorgedachte Auf⸗ 
ruf ihnen vorzuleſen, zum Ausdrucke der Huldigung dent’ 
Reichsverweſer ein dreimaliges Lebehoch auszubringen) 
und, wo hierzu die Möglichkeit vorhanden iftj eine: drei⸗ 
malige Geſchützſalve abzufeuern fein wird. 

Von dieſem Tage an find überall, wo es bis dahin noch 
nicht geſchehen ſein ſollte, die deutſchen Farben, und zwar 
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in Kolarden an den Kopfbedeckungen und" in Waſern 
af! ben‘ Panieren ie 


6. 


NHundfchreiben der proviforifchen: Gen=: 
tralgewalt: über ihre Stellung zu den 
Bevollmächtigten‘ der einzelnen deut— 
fchen Regierungen, d. d. 30. Auguſt 

ISAS. | 


Durch‘: das Geſetz über die yrowiforifche Central: 
gewalt vom? 28. Junius 1848" iſt der Wirkungskreis 
derſelben, ſowohl was die Oberleitung des Heerweſens 
als" auch den völkerrechtlichen Verkehr und die Ausübung‘ 
der vollziehenden Gewalt in allen Angelegenheiten, wel⸗ 
che die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt! des deut⸗ 
fhen Bundesſtaates betreffen, angeht, feftgeftellt worden. 
In dieſem Gefege iſt in S.14' die Beftimmung enthalten, 
daß ſich in Beziehung auf die Vollziehungsmaßregeln, 
foweit' thunlich, mit: den Bevollmächtigten der daudes⸗ 
regierungen ins Einvernehmen zu ſetzen ſei. 

Bereits unterm 8ten Julius 1848 hat ſich die pro⸗ 
viſoriſche Centralgewalt dahin ausgeſprochen, daß ſie 
bei’ Ausübung ihrer Befugniſſe und Verpflichtungen auf 
die vertrauungsvolle Mitwirkung aller deutſchen Re⸗ 
gierungen zähle, mit denen ſie nur ein gemeinſämes Ziel! 


erſtrebe, und daß’ ſie, wie ſie hierbei auf freimüthige 
Mittheilung rechne, diefe auch ftetd zu beobachten: wiffen” 


werde. Diefem ihrem Ausfpruche getreu glanbt fie, ba 
nun von beinahe allen Regierungen Bevollmächtigte- bei 
der Centralgewalt ernannt find‘, über 7201170 Beziehungen: 
zu denfelben fid) „erflären zu folfen. 


N 


Tr, 


Er 
wir. 
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Die Sentralgewalt erkennt die Größe und Wichtig: - 
feit ihrer Verpflichtungen, fie weiß, daß ihre Löfung: in. 
der Kraft und Entfchiedenheit bei ihren Anordnungen 
bedingt ift, und daß, wenn auch den gerechten Anſprü— 
den der einzelnen Staaten Rechnung getragen werden 
fol, die Einheit Deutſchlands vor allem erftrebt und ges 
wahrt werden muß. 

Mit diefen Grundfägen ift das Verhältniß der Cen⸗ 
tralgewalt zu dem bei ihr Bevollmächtigten bezeichnet. 
Es wird darin erfannt, daß durch fie die Vollziehung. 
der Beſchlüſſe der Centralgewalt un befördert 
geräumt werden könnte, auf die eh der Gens 
tralgewalt entfcheidend einzuwirfen oder irgend eine col- 
lective Gefchäftsführung auszuüben. Die Gentralgemwalt 
behält es fi) daher vor, nach Umftänden unmittelbar mit 
den Regierungen der einzelnen deutfchen Staaten und 
deren leitenden Organen in Verkehr zu treten, wobei fie 
der gleichen Erwiederung entgegenfieht. Sie wird aber 
auch nach Lage ſich wegen Durdführung von. Bollzies 
hungsmaßregeln an die Bevollmächtigten felbft und al- 
lein. wenden, und in entfprechendem Wege deren Zus 
fohriften entgegennehmen, wenn diefer Weg ihr zur För— 
derung geeignet erfcheinen wird, Dabei wird die Gen 
tralgewalt bedacht fein, durch Verfehr mit den Bevolls 
mädhtigten von den Wünfchen, Bedürfniffen und Ver: 
hältniffen der einzelnen deutſchen Etaaten fortgefegt ſich 
zu unterrichten, und denfelben jene Rüdficht angedeihen 
zu laffen, die mit den allgemeinen Intereſſen il ae 
er iſt. 

Frankfurt a. M. am 30 Auguſt 1848. 

Der Reichsverweſer: (gez.) Erzherzog Johann. 
Der Reichsminiſter des Innern: (gez.) Schmerling. 
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Rote Des k. bayriſchen Geſammtſtaats⸗ 

miniſteriums an das Reichsminiſterium, 

Unterſtützung der proviſoriſchen Cen— 

tralgewalt betreffend, d. d. Sten Sept. 
1S48. 


Das Gefammtftaatsminifteriumdes Königreiche Bayern 
erfennt in einer möglicherweife aus den Verhandlungen 
der Nationalverfammlung über den Waffenftilftand mit 
Dänemarf hervorgehenden Spaltung zwifchen der Gens 
tralgewalt und einzelnen deutfchen Regierungen die größte 
Gefahr für das gefammte Vaterland, zu deren Abwen- 
dung Alled aufgeboten werden muß. Die bayerifche Re: 
gierung erflärt demnach feierlich, daß fie nicht nur die 
" Eentralgewalt anerkenne und bereit fei, den Beſchluß 
der Nationalverſammlung vom 28ten Juni d. J. in al 
len Punkten zu vollziehen, ſondern daß fie aud außer: 
dem alle ihre Kräfte aufbieten werde, um bie Einheit 
Deutſchlands in Verbindung mit dem conftitutionellsmos 
narchiſchen Princip der Einzefftaaten herzuſtellen, zu bes 
feftigen, und zur friedlichen Dermittelung der widerftres 
benden Intereffen auf jede mögliche Weife beizutragen. 
Die Centralgewalt möge zu diefem doppelten Zwecke der 
aufrichtigſten Mitwirkung und kräftigſten Unterftüßung 

Bayerns verfichert fein. - 
München den Sten September 1848. 

Königlich bayerifches Geſammtſtaatsminiſterium. 
Thon» Dittmar. Heing. Lerchenfeld. Graf 
Bray, Freiherr von Hohenhauſen. Strauß. 
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Mote Ddes Moichsminiſteriums in Aut⸗ 

wort auf die ı#. bayeriſche Mote mon 

——— A848, d..d. —— 
— 1848. 


Dad Reichsminiſterium hat mit ungetheilter Vefrie⸗ 
digung bie Erklärung des k. bayeriſchen Geſammtſtaats⸗ 
miniſteriums vom Sten September 1848 empfangen, wo⸗ 
rin-badfelbe..die Anerfennung der Gentralgewalt und die 
Bereitwilligfeit , den Befchluß der Nationalverfammlung 
vom 2Sten Juni d. J. zu vollziehen, ausfpricht, und bei« 
fügt, daß die k. bayerifche Regierung ‚alle ihre, Kräfte 
aufbieten werde, um die Einheit Deutfchlande in ‚Ver: 
bindung „mit dem conſtitutionell⸗monarchiſchen Princip 
der Einzelftaaten herzuftellen, zu befeftigen, und zur fried- 
‚lichen Vermittelung der widerftrebenden Intereſſen auf 
‚jede möglibeWeife beizutragen. Das Reicheminifterium 
erfennt in diefen Ausfprüchen eine große Bürgfchaft für 
die Geftaltung Deutfchlands, zu einem großen mächtigen 
Reiche, es erwiedert die. offene Erflärung mit der Zufiches 
rung ,. daß das conflitutionell monardifche, Princip der 

„Einzelftaaten. immer gewahrt fein werde. „Das Reichs⸗ 
minifterium ift erfreut, bei der großen Aufgabe, die ihm 
geworden, dernunterflügenden Mitwirfung der königlich 
bayeriſchen Regierung ficher zu fein. 

Frankfurt am 20ten September 1848. 

Das ‚Reichgminifterium. 
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Königlich niederlandifehe Denkſchrift, 
die Verhaͤltniſſe des Herzogthums Lim⸗ 
burg betreffend. 


1. Völkerrechtliches Verhältniß. 


Wie man auch über die Frage der fortdauernden 
Rechtsgültigkeit der Europäiſchen Staatsverträge von 
1814 und 1815 denken möge, fo iſt doch von keiner Seite 
in Zweifel gezogen worden, daß diejenigen Tractate, 
welche in den Jahren 1831 und 1839 über die Scheidung 
Belgiens: von Holland zwiſchen den großen Mächten, fo 
wie zwifchen ihnen und den Königreichen der Niederlande 
und Belgien, gefchloffen worden, noch "in dieſem Augen⸗ 
blicke in’ voller Rechtskraft beſtehen. 


Es fragt ſich daher zunächſt: ob durch dieſe Ver— 
träge ein früher nicht beſtandenes Herzogthum Limburg 
völferrechtlic, ald unabhängiger Staat gefchaffen worden 
ift? 

Diefe Frage muß unbedingt verneint werben. 


Ein» Bli anf die Beftimmungen, welche: der unterm 
‘19. April 1889: abgefchloffene Vertrag (deffen Ratifica⸗ 
tionen unterm 8. Juni. ausgewechſelt worden) über die 
"Provinz Limburg enthält, wird: diefed zur Genlige dar; 
"thum. Dieſer ‚Vertrag bezeichnet im Artikel Jodie nie- 
derländifchen Provinzen, welche das belgiſche Grundge⸗ 
biet ausmachen follen, folgendermaßen : 

„Sübbrabant, Lüttich, Namur, Hennegau, Weſtflan⸗ 
dern, DOftflandern, Antwerpen und Limburg, fo wie 
"diefelden- zu dem im Jahre 1815 errichteten" König— 
reiche der Niederlande gehört "haben, mit Ausnahme 
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ber im Artikel IV. bezeichneten Diftricte ber Pro- 
vinz Limburg. 

Dad! belgifche Grundgebiet wird außerdem’ den im 
Artikel. IL angezeigten Theil ded Großherzogthums 
Luremburg begreifen.“ | 

Nachdem hierauf im Artikel‘ II. die belgifchen Gren— 


zen „in dem Großherzogthum Luxemburg“ gezogen wor; 
den, beftimmt der Artifel III: 


„Daß für die in dem vorbergehenden Artifel abge: 
tretenen Gebietötheile dem Könige der Niederlande, 
Großherzoge von Luremburg, eine Xerritorialent- 
[hädigung in der Provinz Limburg angewiefen wers 
den folle.‘ 

Dieſe Entfhädigungen werden in dem Artikel IV. 


folgendermaßen. bezeichnet: 


1) 


2) 


Auf dem rechten Maasufer: 

Zu den alten hofländifchen Enclaven auf biefem 
Ufer in der Provinz Limburg follen diejenigen Di: 
firicte diefer Provinz auf demfelben Ufer gefügt wer: 
den, welche den Generalftaaten im Jahr 1790 nicht 
gehörten, fo daß der auf dem rechten Maasufer lies 
gende Theil der jegigen Provinz Limburg (und zwar 
zwifchen diefem Strome weſtlich und dem Preußifchen 
Grundgebiete öftlich, der jetigen Gränze der Provinz 
Lüttich füdlih und dem Holländifchen Gelderland 
nördlich) Fünftig ganz -Sr. Majeftät dem Könige 
ber Niederlande gehören foll, es fei in feiner Eigen 
(haft als Großherzog von Puremburg, ed fei um 
mit Holland wieder vereinigt zu werden, | 
Auf dem linfen Maasufer: 


Bon dem füdlichften Punkte der Holländifchen Pros 


vinz Nordbrabant wird bis an die Maad unterhalb 
Weſſem, zwifchen diefem Drte und Stevendwaardt, 


ö ‚eine Linie gezogen bis zu dem Punkte, wo auf dem 
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linken Maasufer die Grenzen ber jetzigen Arrondifs 
fementd Roermonde und Maaftricht fich berühren, 
in der Weife, daß Bergerot, Stambroy, Neer:Stte: 
- ren, Ittervoord und Thorne mit ihren Weichbilden, 
fo wie alle anderen DOrtfchaften nördlich von diefer 
Linie gelegen, einen Theil des holländifchen Grund- 
gebietes ausmachen follen. Die ehemaligen hollän- 
difchen Enclaven auf dem linfen Ufer der Maas in 
der Provinz Limburg werden dagegen zu Belgien 
gehören, mit Ausnahme der Stade Maaftricht, wels 
he, mit einem Rayon von 1200 Zoifen, vom äu⸗ 

Bern Glacis der Feftung auf dem gedachten linfen 

Ufer an. gerechnet, fortfahren wird, mit voller Sou⸗ 

verainetät und Eigenthumsrecht von Sr. Majeftät 

dem Könige der Niederlande befeffen zu werben.‘ 

Rüdfichtlich diefer Territorialentfhädigungen wur: 
den dem Könige der Niederlande im V. Artifel des Ber- 
trags folgende Verbindlichkeiten auferlegt: 

„Se. Majeftät der König der Niederlande, Groß- 

berzog von Luxemburg, wird fich mit dem deutfchen 

Bunde und den Agnaten ded Haufed Naffau über 

die Ausführung der in den Artikeln III. und IV. 

enthaltenen Beftimmungen verftändigen, fo wie über 

alle Vereinbarungen, welche die erwähnten Artikel, 
ed fei mit den oben erwähnten Agnaten des Haufes 

Naffau, e8 fei mit dem deutfchen Bunde, erforderlich 

machen: ſollten.“ 

Auf der Baſis dieſes Artikels find denn auch wirk⸗ 
lich, wie weiter unten gezeigt werden wird, die flantes 
rechtlichen Verhältniffe der in den angeführten Artifeln 
erwähnten Gebietötheile durch befondere Vereinbarungen 
mit den naffauifchen Agnaten und dem deutfchen Bunde 
feftgeftellt worden. 


Nachdem in obigen Artikeln die Territorialverhält⸗ 
Roth u. Merk, Quellenſammlung. IL. Band. 2 
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niffe zwifchen Niederland, Luxemburg und Belgien. ges 
ordnet waren, beflimmt der Artifel HI, de& Vertrags 
ausdrüdlich Folgendes: 

„Belgien wird, innerhalb der in den Artifeln I. II, 

und IV. angezeigten Grenzen, einen unabhängigen, 

beftändig neutralen Staat. bilden,” — 

Wenn es die Abficht gewefen wäre, daß die in dem 
Artikel IV. bezeichneten Gebietötheile der Provinz Lims 
burg, welche dem Könige der Niederlande zugetheilt wors 
den, gleichfalls (unter deflen Souverainetät) einen uns 
abhängigen Staat im völferrechtliden Sinne, — ein 
Herzogthbum Limburg — bilden follten, fo würde biefes 
ohne Zweifel hier ebenfalld ausdrücklich feſtgeſetzt wor- 
den fein. Eine ſolche Abficht hat aber niemals beftan- 
den; die erwähnten Gebietötheile wurden dem Könige 
der. Niederlande, theild als alt-holländiſches KXerritor, 
theild als Entfchädigung für andere Gebietötheile zuger 
wiefen, welde Er ald König der Niederlande von dem 
eljemaligen ZXerritorium der niederländifchen Republik, 
fo wie ald Großherzog von Luxemburg von dem Gebiete 
des Großherzogthumd, an dem. neuerrichteten Staat Bel- 
gien abgetreten hatte. 

Dabei wurde es Ihm ganz freigeftellt, einige biefer 
Gebietötheile (von anderen wurde auddrädlich beftimmt, 
daß fie zum hofändifchen Territor gehören follten) ent- 
weder in Seiner Eigenfchaft ald König der Niederlande, 
oder in Eeiner Eigenfchaft ald Großherzog von Luxem⸗ 
burg» zu befigen, — vorausgeſetzt, daß er ſich darüber 
mit den Agnaten ded Haufed Naffau und dem deutſchen 
Bunde verftändigt haben werde, 

Es wurden alfo offenbar Niederland und Luremburg. 
als: fchon, beftehende . Staaten betrachtet, weldye fidy in: 
die ihnen zugewiefenen Limburgifchen Gebietötheile zu. 
theilen, oder ſich darüber mit Anderen zu verfländigen 
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hätten: Nirgends aber ift völferrechtlich flipnlirt, daß 
diefe Gebierötheile einen unabhängigen Staat, und noch 
weniger, daß fie einen unabhängigen deutfchen Bundes— 
ftaat bilden folltem — So. ift ed denn auch fehr natürs 
lich, daß in dem ganzen Bertrage von einem Herzogthum 
Limburg nirgends die Rede ift, ein foldyes völferrechtlich 
gar nicht eriftirt. 

Auch über die Frage: ob der König der Niederlande 
die ihm im Artifel IV. des Vertrages zugewiefenen Lim 
burgifchen Gebietstheile in feiner Eigenfchaft ald König, 
oder ald Großherzog von Luremburg, beſitzen wolle, wal- 
tete nicht lange ein Zweifel 06. Gleich nach Auswech— 
felung der Ratificationen ded Vertrags wurden unterm 
12. Juni zwei niederländifhe Gommiffarien ernannt, 
welche die gedachten Gebietötheile, im Namen Sr. Mas 
-jeftät des Königs der Niederlande, in Beſitz nahmen. 
In der unterm 22. Juni 1839 zu Maaftricht publicirten 
Proklamation der beiden Sommiflarien wird ausdrüclich 
gefagt, daß die im Artifel IV. des Vertrages bezeichne- 
ten Theile der Provinz Limburg (alfo alle, ohne Unter: 
ſchied, ob fie auf dem rechten oder dem linken Maasufer 
liegen) unter die Herrfchaft ded Königs der Niederlande 
zurückkehren, deſſen Eigenfcyaft ald Großherzog von Lu⸗ 
xemburg in diefer Proflamation, um jedes Mißverftänds 
niß zu vermeiden, gar nicht erwähnt wird. 

Zugleich wurde ein Königlicher Befchluß in 20: Ars 
tikeln befannt ‚gemacht, worin die neue Verwaltung. der 
„Provinz Limburg‘ geordnet wurde, 

Segen‘ .diefen Act der niederländifchen Regierung 
wurde von Feiner Seite — weder von den großen Mädjs 
ten, die dem -Tractat mit Niederland abgefchloffen, noch 
von dem deutſchen Bunde, noch von Zelgien, noch von: 
Luxemburg, noch «von Limburg felbft, je der mindefte 
Einfpruch erhoben, und fo: dürfte unzweifelhaft erwiefen: 

2 * 
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fein, daß fämmtliche, im Artikel IV. des Vertrages vom 
19. April 1839 bezeichneten limburgifchen Gebietötheile 
in Folge dieſes Vertrages, als eine Provinz dem Kös 
nigreiche der Niederlande inforporirt worden find. 


I. Staatsrehtlihes Berhältniß. 


Nachdem in vorftehend bemerfter Weife das Schick— 
fal der unter die Herrfchaft des Königs der Niederlande 
zurüdgefehrten Theile der Provinz Limburg völferrecht> 
lich entfchieden war, blieb auf Sr. Majeftät die Bers. 
pflihtung haften, deren ftaatsrechtliche Verhältniffe, nad) 
Maßgabe der im Artikel V. ded Vertraged angenommer- 
nen Bedingungen, im Einverfländniß mit den Agnaten . 
ded Hauſes Naffau und dem deutfchen Bunde zu ordnen, 


Auch diefer Verpflichtung wurde von dem ‚Könige 
der Niederlande fofort Genüge geleiftet. 

1) Was zunähft die Agnaten des Haufes Naſſau 
betraf, fo mußte von benfelben, da fie auf diejenigen 
Iimburgifchen Gebietötheile, welche eventuell ald Entichäs 
digung für die vom Großherzogthum Luremburg abger 
tretenen Gebietötheile gelten follten, nadı dem zwifchen 
den beiden Linien ded Hauſes Naffau beftehenden und 
durch die .wiener Songreßacte auf dad Großherzogthum 
Luremburg anwendbar erklärten Erbverein, im Fall des 
Erlöfchend ded Mannesftammes der Walramifchen Linie, 
ein Erbrecht hätten geltend machen fünnen, eine Verzicht: 
leiftung ‚hierauf erwirft werden. Da nämlich idie erwähns: 
ten limburgifchen Gebietötheile nicht mit dem Großhers: 
zogthum Luremburg, fondern mit dem Königreich. der- 
Niederlande vereinigt worden waren, fo mußten fie andy 
mit der niederländifchen Krone, welche, nach "der nie⸗ 
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berländifchen Verfaffungsurkfunde, auch auf die weibliche 
Dedcendenz der gebachten Linie übergeht, vererbt wers 
den. Dem zu Folge wurde von Sr. Majeftät, dem Kö—⸗ 
nige der Niederlande im Monat Juni 1839. eine eigene 
Gefandtfchaft nad) Wiesbaden abgeordnet und unterm 
27. deſſelben Monats mit dem Herzoge von Nafjau und 
ſämmtlichen Agnaten. eine Webereinfunft abgeſchloſſen, 
wodurch biefelben auf ihre eventuellen Erbanfprüde auf 
die mehrerwähnten limburgifchen Gebietötheile. verzichte: 
ten, wogegen ihnen diefofortige Auszahlung einer Summe 
von 750,000 fl. zugefichert und bei Audwechfelung der 
Ratificationen des Vertrages auch wirklich aus: der nie 
berländifchen Staatsfaffe ausgezahlt worden iſt. Hier⸗ 
durch. erhielt alfo das. Königreich der Niederlande. einen 
neuen onerofen Titel auf den ftaatsrechtlichen Befig der 
- fammtlichen im Artifel IV. erwähnten limburgifchen Ges 
bietötheile; | 
2) Nach Erledigung dieſes Punktes wurde zur Ber 
fländigung mit dem deutſchen Bunde gefchritten. Diefer 
konnte, in Folge ded ‚Tractates vom. 19. April 1830 für 
bie. von dem Großherzogthum Luxemburg abgetretenen 
Gebietötheile eine Zerritorialentfehädigung aus, den im 
Artikel IV. sub .Nro. 1 bezeichneten Diftricten in Ans 
fpruch nehmen, inbem die sub Nro..2. bezeichneten: Ter⸗ 
ritorien, ‚incl. der Stadt Maaftricht, ‚ausfchließlidy mit 
dem holländifchen: Grundgebiete vereinigt fein und blei- 
ben follten. 
Es handelte ſich daher zunächft um die: Frage: 
welches find die auf dem. rechten Maasufer liegen⸗ 
den Gebietötheile, welche als Entfchädigung für, das 
im Großherzogthum Luxemburg abgetretene Gebiet 
betrachtet werden müffen ? 
. Da in den Verhandlungen, welche der: Abfchliefung 
bed Bertraged vom 19. April 1839 vorausgegangen, dem 


Königreich der Niederlande die Herftellung bed Territo⸗ 
riakbefigftandes der holländifchen Republik im $: 1790, 
wie aud) die Gontiguität ded Territors mit der Feltung 
Maaftröcht, zugefichert worden war, fo mußten zunächft 
die altholländifhen Befigungen auf dem rechten. Mans 
ufer und eine Entfhädigung für bie auf ‚dem linfen 
"Ufer abgetretenen Enclaven, fo wie für die von Frank 
reich erworbenen 10 Gantone von niederländifcher Seite 
in Anfprud; genommen werden, wogegen der dentfche 
Bund in dem alsdann noch übrig bleibenden Gebiete 
anf der rechten Seite der Maas nur eine fehr unzurei⸗ 
chende, unzufammenhängende Territorialentfchäbigung für 
die (abgetretenen Iuremburger Diftricte gefunden haben 
würde. Unter dieſen Umftänden entfchloß fih Se. Mar 
jeftät, der König der Niederlande, dem deutfchen Bunde 
ein für beide Theile wortheilhaftes, befonders aber für 
die Provinz Limburg, welche mit einer erneuerten Zer⸗ 
ſtückelung ihres Gebietes bedroht war, fehr mwohlthätiges 
Anerbieten machen zu laffen. Diefed ıbeftand darin: daß 
Se. Majeftät ſich bereit erklärten, mit den ſämmtlichen 
im Artifel TV, bezeichneten limburgifchen Gebietötheilen, 
alfo auch mit denjenigen, welche unzweifelhaft als hol: 
ländifches Grundgebiet betrachtet werden ‚mußten, mit 
alleiniger Ausnahme der feften Plätze Maaſtricht und 
Venlo und deren Rayond, dem deutfchen Bunde un— 
ter der Begingung beizutreten, daß diefe Gebietstheile 
unter die Niederländifche Berfaffung und Verwaltung 
geftellt, salfo mit andern Worten — eine Provinz bed 
Königreichs der Niederlande würden. Die über diefen 
Entfchluß dem beutfchen Bunde Cin der 16. Sitzung am 
16. Auguft 3839) gemachte Eröffnung lautet wörtlich fol⸗ 
gendermaßen: 
„Wenn Se. Majeftät unterm 15. Juni ©. 9. 
dieſer ‚hohen Berfammlung ‚erflären ‚ließen, daß Als 
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Terhöthfldiefefben 'geneigt feien, 'ven IV. Artifel des 
nunmehr ratificirten fondoner Vertrags vom 19, 
April d. J. im Sinne einer Territorialentfchädigung 
für Den deutfchen Bund anzunehmen, fo waren da: 
mit noch keineswegs alle Schwierigkeiten der Frage: 
wo und innerhalb welcher Grenzen das zur Ents 
fchädigung des deutſchen Bundes beftimitite Xerris 
torium zu finden fei? 'befeitigt. Im Gegentheil ftell- 
ten ſich 'diefelben bei jedem Verſuche einer nähern 
‚@rörterung diefer Frage nur noch mehr heraus, ins 
dem einer Seitd die auf den Beſtimmungen des 
oben erwähnten Artifel® beruhenden Auſprüche des 
deutſchen Bundes von Sr. Majeftät zwar anerfannt, 
anderer Seitd aber auch die Rechte des Königreichs 
ber Niederlande auf altniederländifche Beſitzungen, 
welche von den übrigen geographifch nicht zu tren- 
ten waren, durch die dem Tractate vorangegange- 
nen londoner Verhandlungen feftgeftellt worden was 
ren. Hierzu kam bie Betrachtung, daß eine abers 
malige Scheidung der unter die Herrfchaft Sr. Ma- 
'jeftät des Könige Großherzogs zurückkehrenden Lim; 
burgifchen Gebietötheile, fo wie deren gänzliche Trens 
nung von dem Königreich der Niederlande, auf die 
morälifchen und materiellen Intereffen derfelben von 
weſentlich nachtheiligem Einfluffe fein würde. 
Von dieſer Ueberzeugung geleitet, 'haben Se. Mas 
jeftät, zunächſt in Folge der mit dem Herzoglich: 
Naffanifchen Haufe abgefchloffenen Uebereinkunft, 
feitgefetst, daß die obenerwähnten großentheils fchon 
altniederländifchen, nady dem IV. Artifel des Lons 
doner Vertrags unter Allerhöchftihre Negierung zus 
rückkehrenden Gebietötheile für ewige Zeiten nach der 
Für die Niederländifche Krone beftehenvden  Succef- 
ſlonsordnung vererbt werden ſollen. Allerhöchſtdie⸗ 
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felben haben ferner befchloffen, daß jene Gebiets- 
theile ungetrennt bleiben und ald Herzogthum Lim- 
burg wieder hergeftellt werden follen, wogegen das 
Königreich der Niederlande im Befig ber beiden - 
Städte und Feltungen Maaftricht und Benlo, mit 
ihren Rayons, verbleiben wird. Se. Majeftät be> 
abfichtigen, an die Stelle des durch den II. Artifel 
des londoner Vertrags abgetretenen Theil des Groß» 
herzogthums Luremburg, mit dem ganzen Herzogthum 


Limburg, fo wie es jegt von Allerhöchſtihnen gebil⸗ 


det worden, dem deutfchen Bunde beizutreten, und 
wenn auch, Allerhöchftdiefelben bei diefer Erklärung 
Sic vorbehalten müffen, nad) Maßgabe der oben 
angedeuteten Verhältniffe, dad Herzogthum Limburg 
unter dieſelbe Berfaffung und Berwaltung mit dem 
Königreich der Niederlande zu ftellen, fo verbinden 
Se. Majeftät doch damit die Zuficherung, daß die; 
fer Umftand die Anwendung der deutfchen Bundes: 
verfaffung auf das erwähnte Herzogthum in feiner 
Weife hindern fol. | 

Da zufolge der angeftellten Berechnungen die Be: 
völferung des abgetretenen Theils des Großherzog: 
thums Luremburg 149,572 Seelen beträgt, während 
diejenige des Herzogthums Limburg ſich auf 147,527 
Seelen beläuft, fo fann diefer geringe Unterſchied 
ohne allen Einfluß auf den bisher für das Groß- 
berzogthum Luremburg beftandenen Matrifularanfag 
bleiben. " 

Gleichwie nun Se. Majeftät der König Großher; 
zog auf diefe Weife im Stande fein werden, allen 
Shren früheren Verpflichtungen als Bundesmitglied 
ungefchmälert nachzufommen, und Sich auch beei— 
fern werben, nicht nur das Iuremburgifche, fondern 
auch das limburgifche Bundescontingent ‚baldmög- 
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lichft bundeöfriegsverfaffungsmäßig herzuftellen, . fo 
behalten Allerhöcyftdiefelben dem: nunmehrigen Großs 
herzogthum Luremburg und Herzogthum Limburg 
eollectiv alle diejenigen Rechte und Borzüge vor, 
weiche nach der Bundesverfaffung und in Folge 
befonderer Bundesbeſchlüſſe bislang dem Großhers 

zogthum Luxemburg allein zuftanden. . 

Schließlich ift der Gefandte zu der Verſiche⸗ 
rung autoriſirt, daß, ſowie Se. Majeſtät Sich vers 
trauensvoll der Hoffnung überlaſſen, daß die vor⸗ 
ſtehende Eröffnung von Ihren höchſten und hohen 
Mitverbündeten als ein neuer Beweis Ihrer födera⸗ 
tiven Geſinnungen entgegengenommen werden wird, 
Allerhöchſtdieſelben nicht minder bereit ſein werden, 
auch in ihrer Eigenſchaft als König der Niederlande 
bei vorkommenden Veranlaſſungen, dem deutſchen 
Bunde Beweiſe Allerhöchſtihrer Freundſchaft und 
nachbarlichen Zuneigung zu ertheilen.“ 

In dieſer Erklärung wird alſo ausdrücklich darauf 
hingewieſen: 
| 1) wie fohwierig es fei, die für. die Territorial-Ents 
fhädigung des deutfchen Bundes übrig bleibenden lim⸗ 
burgifchen : Gebietötheile von denjenigen zu trennen, wel 
che dem Königreicdy der Niederlande tractatenmäßig zus 
getheilt worden; 

2) daß daher Se. Majeſtät der König der Nieder⸗ 
lande beſchloſſen haben, daß jene Gebietstheile ungetrennt 
bleiben und als Herzogthum Limburg wieder hergeſtellt 
werben, auch, in Folge der mit dem Herzoglich-Nafjaui- 
fhen Haufe abgefchloffenen Uebereinkunft, für ewige Zeis 
ten nad) der für die .niederländifche Krone beftehenden 
Succeffionsordnung vererbt werden follen; | 

3) daß Allerhöchftdiefelben mit dem Herzogthum Lim⸗ 
burg, fo wie es jegt von Allerhöchftihnen ‚gebildet wor; 


den, dem beutfchen Bande beitreten wollen, dabei Sic 
aber vorbehalten müffen, nad) Maßgabe der oben anges 
deuteten Berhältniffe, daſſelbe unter diefelbe Verfaſſung 
and Berwaltung mit dem Königreich der Niederlande 
zu ftellen, jedoch mit der Zuflcherung,, daß diefer Um⸗ 
fand die Anwendung der (damaligen) deutſchen Bundes: 
en auf das Herzogthum in keiner Weife hindern 


"4 daß Allerhöchftdiefelben zugleich dem Großherzog- 
thum Luremburg und Herzogthumtimburg (ald zwei vers 
fehiedenen Ländern) diejenigen Rechte und Borzüge cols 
lectiv vorbehalten, weldye früher dem Großherzogthum 
Suremburg (nach der Bundeöverfaffung, san Stimmbe> 
sechtigung u. f. w.) allein zuftanden ; 

5) daß Se. Majeftät, in der Erwartung, daß ihre 
Eröffnung von Ihren Mitverbindeten werde angenom⸗ 
men werden, auch ald König der Niederlande bei vor: 
fommenden Beranlaffungen dem deutſchen Bunde Bes 
weife Ihrer Freundfhaft und nachbarlichen Zuneigung 
ertheilen werde. 

In der hierauf erfolgten Erwiderung ded K. KR. 
öfterreicyifchen Präfldialgefandten trug derfelbe auf An⸗ 
nahme ſämmtlicher, von der Königlich Niederländischen 
Geſandtſchaft gemachten Anerbietungen an. Diefe Er» 
widerung lautete wörtlich folgendermaßen: 

„sn fo fern die eben vernommene Erklärung der 
Königlidy wiederländifchen Geſandtſchaft für Luxem⸗ 
burg, unter Beiftünmung der Herzoglich⸗naſſauiſchen 
Geſandtſchaft, die Entfchliefung Sr. Majeftät des 
Königs der Niederlande, Großherzogs von Luxem⸗ 
burg, zur Kenntniß bringt, daß fännntliche im Art, 
IV des Tractats vom 19. April 1. J. bezeichneten 
Gebietstheile im Limburgfchen, ftatt des vom Groß: 
'hergogehum abgetretenen Territoriums , als ‚Herzogs 
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thum Limburg, dem deutſchen Bunde einventeibt wer- 
den follen, in fo fern wirb diefe Erklärung von 
der hohen Bundedverfammiung mur mit Befriedi- 
gung vernommen werben; denn es entfpficht dies 
felbe dem in der I3ten Sigung v. 3. 1886 auf den 
Grund eines Gutachtens der Militärcommiſſion und 
des Bundestags⸗Ausſchuſſes in Milttäramgelegenheis 

ten ıgefaßten, einhelligen Beſchluſſe, vermöge welchem 
der Bund feine Einwilligung zur Abtretung des Ters 
zitorimms im Lurembürgifchen gegen eine Xerrito- 
rialentſchädigung wermittelft der im Art. IV. bozeich- 
weten Gebietstheile gegeben hat. 


Daß die mit dem Großherzogthum — in 
feiner Geſammtheit verbundenen Rechte und Bors 
züge auf das nunmehr dem Bunde einverleibte Hers 
zogthum Limburg und den verbleibenden Theil des 
Großherzogthums Luxemburg collectiv zu Übertragen 
feien, ift bereits, ald im Rechte begründet und den 
föderttiven Befinmungen der Mitverbündeten für Se. 
Königlich niederländifche Majeſtät entfprechend, in 
dem ebenerwähnten Gutachten des Bundestags⸗Aus— 
ſchuſſes bevorwortet worden. Es wird daher auch 
keinem Bedenken unterliegen, dieſe Zuſicherung von 
Seiten des Bundes hiermit förmlich zu ertheilen. 


Was Die bundesmäßigen Verpflichtungen und Leis 
ſtungen betrifft, fo iſt in dem mehrgedachten Ber 
trage bemerkt, daß dieſelben keine andere, als die 
matrikularmäßige Grundlage haben können; es wird 
daher wegen Erhaltung des in Der Bundesverfaſ—⸗ 
Kung begründeten Prinzips, wenn aud der Unter⸗ 
ſchied won 149,572 ‚Seelen, welche vom Großherzog⸗ 
thum Luxemburg entfallen, zu 147,527 Seelen, wel⸗ 
he mit dem Herzogthum Limburg dem Bunde zu- 


gehen, nicht erheblich ift, doch eine. neuerliche Be⸗ 
richtigung der Bundesmatrifel nicht umgangen wers 
den fünnen, welche daher zu verfügen fein wird, 

Sn der Erklärung Sr. Majeftät des Könige der 
Niederlande, daß, unbefchadet der mit dem Königs 
reich der Niederlande gleichen Berfaffung und Ber: 
waltung bed. Herzogthums Limburg, die Anwendung 
der Bunbesgefege auf. das Herzogthbum in feiner 

.. Weife beeinträchtigt werden fol, wird bie Bundes: 
verſammlung die ficherfte Bürgfchaft dafür finden, 
daß die Weisheit Sr. Majeftät des Könige Maß: 
regeln treffen werde, wodurch Unzufömmlichkeiten 
vorgebeugt werde, die fonft möglicherweife aus Dies 

fen Berhältniffen entftehen fünnten. 

Die fchließlih von Sr. Majeftät bei dieſem An⸗ 
laſſe auch in Ihrer Eigenſchaft als König der. Nies 
derlande fundgegebenen wohlwollenden Gefinnungen 
von Freundſchaft und nachbarlicher Zuneigung zu 
jeder Zeit zu erwidern, wird der deutfche Bund 

gewiß fich ftetö bereit und verpflichtet finden. 

Auf einen in diefer Art motivirten Bundesbefchluß 
den Antrag zu machen, findet fid) die Präfldialges 
fandtfchaft beauftragt.” 

Nachdem fämmtliche Bundesftaaten diefem Präffdial- 
Antrage beigeftimmt hatten, wurde in der 19ten Sigung 
der Bundesverfammlung am Sten September. 1839 ein: 
flimmig folgender Beſchluß gefaßt: 

„Die Bundesverfammlung erkennt mit Befriedis 
gung in der von Sr. Majeftät dem König der Nies 
derlande, Großherzog von Luremburg, gefaßten Ent: 
fchließung, an die Stelle des durch den Art. II des 
zu London. am 19ten April I. 3. abgefchloffenen 

: Staatövertrags an Belgien abgetretenen Gebiets 

im Großherzogthum. Luxemburg, mit dem ganzen 
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eine:Bevölferung von 147,527 Seelen in fich be; 
greifenden, neugebildeten Herzogthum Limburg dem 
deutfchen Bunde beizutreten, eine genügende Erfüls 
lung derjenigen Bedingung, unter. welcher allein der 
deutfche Bund, vermöge des in der 13ten Sitzung 
vom Jahr 1836 gefaßten Befchluffes, zu der Abtre- 
tung eined bisher demfelben einverleibten Gebiets 
feine Einwilligung geben zu wollen, erflärt hat. 


Sp wie daher der deutfche Bund von nun an das 
Herzogthum Limburg ald zum Bundesgebiete gehös 
rig betrachten wird, fo bleiben auch dem nunmehri- 
gen Großherzogthum. Luremburg und Herzogthum 
Limburg collectiv alle diejenigen Rechte und Vorzüge 
vorbehalten, welche bisher mit dem Großherzogthum 
Luremburg allein verbunden waren. 


Belangend das matrifularmäßige Verhältniß für 
Mannfchaftsftelung und für Geldleiftungen, fo ift 
daffelbe verfaflungsmäßig durch die von den Buns 
beögliedern angegebene Volkszahl bedingt, und es 
wird daher nad dem von Sr. Majeflät dem König 
Großherzog in der Erflärung vom 16. Auguft I. J. 
angegebenen Zahlenverhältnig die Bundesmatrifel 
berichtigt werden. 


Die Bundesverfammlung findet übrigens in der 

Erklärung Sr. Majeftät, daß unbefchadet der mit 
dem Königreich der Niederlande gleichen Berfaffung 
und Verwaltung ded Herzogthums Limburg, die Ans 
wendung der Bundesgefege auf das Herzogthum. 
Limburg in feiner Weife beeinträchtigt werden folle, 
die ficherfte Bürgfchaft dafür, daß die. Weisheit Sr. 
Königlichen Majeftät Maßregeln treffen werde,  wels 
che geeignet find, den Unzukömmlichkeiten vorzubens, 


gem, die fonft möglicherweiße aus: dieſen Berhältnif- 

fen: entſtehen könuten, 

Die bei diefem für ganz Deutfchland wichtigen 
Ynlaffe auch in der. Eigenſchaft ald König den Nies 
berlande dem deutſchen Bunde Fund: gegebenen wohl 
molkenden Geflunungen von Freundfchaft und: wach- 
barliher Zuneigung zu jeder Zeit zu erwidern, wird 
der Bund. fich, ſtets fo bereit als verpflichtet fin- 
den.’ 

Bow diefem Befchluffe wurde die Königlich nieder- 
ländifche, Großherzoglich » Iuremburgifche Gefandtfchaft, 
auf die in dad Protofoll der I6ten Sigung niedergelegte 
Erklärung, noch befonderd in Kenntniß zw feßen, wie auch 
die: biöherige Bundesmatrikel darnach zu vectifieiren bes 
ſchloſſen, welches Beides: gefchehen ift. — 

Nach diefen Borgängen wird es nicht auffallen kön⸗ 
nen, daß das Herzogthum Limburg in der im Jahre 
1840 neu revidirten Verfaffungsurfunde, mit Vorbehalt 
feiner Beziehungen zu dem deutſchen Bunde, unter den 
Provinzen ded Königreichs aufgezählt wurde, wozu die 
Berechtigung hinlänglich nachgewieſen ift. Auch hat das 
Herzogthum Limburg gegen diefes fein flaatsrechtliches 
Berhältniß niemald proteftirt, vielmehr an den jährlichen 
Zufammenfünften der Generalftaaten die von ihm erwähls 
ten Deputirten unweigerlich Theil nehmen laffen. — 


Ih, Politiſche Berhältniffe 


Aus der in den beiden vorigen Abfdmitten enthaltes 
sten und documentirten Darftellung geht nun wohl uns 
zweifelhaft hervor: 

1) Daß das Herzogthum Limburg weder in völfer- 
noch in ſtaatsrechtlicher Hinficht ein unabhängiger, für 
fich beftehender (deutſcher Bundes-) Staat geworden 
iſt % 9*. .1:) or. 


st. 


| 2) Daß baffelbe feinen Theil des Großherzogthums 
Euremburg ausmacht, obwohl einige Theile des: jegigen 
Herzogthums urfprünglih ald Entfchädigung für von 
dem Großherzogthum abgetretene Gebietötheile bezeich- 
net waren. 

3) Daß daffelbe vielmehr, unter ausbrüdlicher und 
vertragsmäßiger Zuftimmung des deutfchen Bundes, um: 
ter die Berfaflung und Berwaltung ded Königreichd: ber. 
Niederlande geftellt worden, alfo ein integrirender Theil 
deffelben geworden, für welchen ber König der Riedera. 
lande, ald folcher, und nicht ald Großherzog von Luxem⸗ 
burg, dem deutfchen Bunde beigetreten ift! 

Dieſes Verhältniß ift, wie oben erwähnt, durch bie 
im Fahre 1840 revidirte Verfaſſungsurkunde des Königs 
reichd der Niederlande fanctionirt worden, immelcher un⸗ 
ter den Provinzen des Reidyd auch das Herzogthum (ein 
bioßer Titel) Limburg, mit Borbehalt feiner Beziehuns 
gen zum deutfchen Bunde, aufgeführt. wird, 

Daffelbe wird auch in der gegenwärtig ganz umges 
ftaltet werdenden Verfafiungsurfunde der Fall fein, im. 
dem das Königreich der Niederlande fich nicht dad Recht 
beilegt, in Folge innerer, wenn auch nody fo großer Um⸗ 
geftaltungen, Berpflichtungen einfeitig zu ändern, welche 
ed mit europäifchen Mächten, worunter allerdings . ver 
deusfche Bund zu rechnen iſt, für die Geſammtheit oder 
einzelne Theile ded Reiche, vertragsmäßig eingegans 
gen if. 

Die Königlich niederländifhe Regierung iſt Dages 
gen vollfommen überzeugt, daß der deutfche Bund, im 
Begriffe, feine innere politifche Verfaſſung weſentlich zu 
ändern, fid) durch feine ungegründeten Borftellungen bes 
wegen laflen wird, Verhältniſſe einfeitig aufzuheben, über 
deren rechtliche Feltftelung er fich. mit andern Staaten 
vertragsmäßig vereinigt hat. Am wenigflen darf dies 
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fed das ftammverwandte und eben durch das Herzog⸗ 
thum Limburg eng mit Deutfchland verbundene Nieder: 
land beforgen. Auch liegt wahrlich fein politifcher Grund 
dazu vor ! | 

Seit das Herzogthum Limburg in obenerwähnter 
Weiſe als Theil des Königreichd der Niederlande mit 
dem. deutjchen Bunde vereinigt worden ift, hat nicht Das 
Herzogthum, fondern das Königreich die fümmtlichen, für 
und von wegen bed Erfteren übernommenen Bundeslaften 
und Pflichten, gewifjenhaft und ohne daß je Klage darüs 
ber vom Bunde wäre geführt worden, geleiftet und er- 
füllt. Die Grundgefeße und fpäteren Befchlüffe des Bunz- 
des find in dem Herzogthum publicirt und ausgeführt 
worden; dad Bundes Eontingent ift von den aud Lim⸗ 
burg zur Niederländischen Armee geftellten Deilizpflichti- 
gen zufammengefegt, befonders uniformirt und ganz nach 
den Beilimmungen der Bundesfriegsverfaflung gebildet 
worden, ohne daß der Provinz Limburg deshalb eine 
größere Lat, ald den übrigen Provinzen ded Reiche, 
wäre auferlegt worden; endlich find alle Bundesmatris 
fularzahlungen für die Bundesfeftungen und fonftigen 
Bundesbedürfniffe jeder Zeit pünktlich, ohne Befchwerde 
des. Herzogthums Limburg, aus dem Königlich nieder 
Ländifchen Staatsſchatze geleiftet worden, 

Es fpringt in die Augen, daß der deutfche Bund 
durch die: Bereinbarung, wodurch ein Theil des Königs. 
reichd der Niederlande mit dem Bunde vereinigt worden, 
mit:der ſtammverwandten niederländifchen Nation in ein 
enges politiſches Bündniß getreten if. Kein Angriff 
kann von Seite .ded. Herzogthums Limburg her ‚auf den 
deutfchen Bund unternommen werden, ohne daß durch 
denſelben zugleidy niederländifches Grundgebiet, verlegt 
würde, zu deſſen Schuße ganz: Niederland verpflichtet 
und bereit iſt. Die niederländiſchen Garniſonen von 


Maaftricht und Venlo find zw dieſem Zwecke an Ort und 
Stelle; wogegen: fie — eben wegen ihrer Lage — gleich 
von Niederland abgefchnitten werden könnten, falls Mip- 
helligfeiten zwifchen Niederland und Deutfchland auszus 
brechen drohen follten, in welchem Falle auch das nie 
derländifch » limburgifche Bundescontingent vorforglich vom 
Bunde aufgerufen und ganz’ von ‚der niederlandiſchen 
Armee getrennt werden, Fönnte. 

Während alfo Niederland, wegen des Verhältniffes 
dee Herzogthums Limburg zu Deutſchland, nur unter 
ſehr erſchwerenden Umſtänden an einen Krieg mit Deutſch⸗ 
land denken kann, findet es ſich in der Lage, faſt an je 
dem Kriege Deutſchlands gegen weſtliche Feinde als Vers 
bündeter Theil nehmen zu müſſen. Daß ein ſolches Vers 
hältniß, um nicht zu ſagen Bündniß, bei Feſtſetzung der 
Verhältniſſe Limburgs zu Niederland und Deutſchland, 
mehr oder weniger von beiden Theilen beabſichtigt wurde, 
deuten die am Schluſſe der oben angeführten gegenſeiti— 
gen Erklärungen enthaltenen Aeußerungen der Freund⸗ 
ſchaft unzweifelhaft an. 

Warum ſollte Deutſchland nun ein ſolches vortheils 
haftes Verhältniß zu Niederland, durch gewaltſame Los⸗ 
reißung des Herzogthums Limburg von dem Königreiche 
und deſſen Zutheilung zu Luxemburg, welches die natürli⸗ 
che und tractatenmäßige Folge davon fein würde, zu flös 
ren fuhen? Welchen Gewinn würde Deutfchland davon 
ziehen, welcher die offenbar daraus entſtehenden Nach⸗ 
theile zu überwiegen geeignet wäre? Gewiß gar feinen! 

Deutfchland würde durch das Verlangen der Tren: 
nung Limburgs von Niederland , welche nicht ohne die 
größten Schwierigkeiten rücfichtlich der. inneren Verhälts- 
niffe des Königreiches und des Herzogthumes felbft, bewerk⸗ 
fteligt werden kann, feinen natürlichen Allürten, Nieder 
derland, bedeutend. fchwächen, ohne felbft an Stärfe im 
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Mindeften zu gewinnen. Während jetzt bad ganze, Kö⸗— 
nigreich der Niederlande die Bürgſchaft für. die richtige 
Leiftung ‚der. auf Limburg fallenden Bundeslaften an Sons 
tingent und Geld übernommen hat, würde dieſes zerſtückelt 
und nur theilweife fünftig: mit Luxemburg vereinigt und 
verwaltet werden müfjen, welches Letztere ſelbſt feine Ver⸗ 
pflichtungen gegen-den Bund nur in weit — 
Maaße als Limburg hat erfüllen können. 1“ 
Es muß nämlich bei diefer Gelegenheit bemerft — 
daß Luxemburg ſeit 1831durchaus von; Niederland gefchier 
den iſt, und einen eigenen, unabhängigen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat bildet, welcher mit Niederland nur. denfelbeu; Spur 
verain gemeinſchaftlich hat, ſo daß zwiſchen beiden Staa⸗ 
ten nur eine ſogenannte Perſonalunion beſteht. Eine 
Vereinigung limburgiſcher Landestheile mit dem Großr 
herzogthume Luxemburg würde alſo deren gänzliche Trens 
nung von dem Königreiche der Niederlande zur Folge haben, 
Bleibt Limburg mit Niederland vereinigt, ſo werden 
deſſen Bewohner all' derjenigen liberalen Inſtitutionen 
theilhaftig werden, welche die niederländiſche Verfaſſung 
ihnen — ohne die Beſchränkungen des Bundes — 
ſchon früber gewährt hätte und welche die künftige— 
niederländiſche Conſtitution ihnen, in voller Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den zu erwartenden deutſchen Suftitutior 
nen, in nody reicherem Maaße gewähren wird, — und 
Deutichland kann ficher fein, daß diejenigen Verpflichtun⸗ 
gen und Leiſtungen, welche Niederland für dad Herzogr 
thum Limburg, dem Bunde gegenüber, auf ſich zu: nehmen 
haben wird, und worüber allerdings eine neue VBerftän- 
digung zwifchen ‚beiden Theilen nöthig werden dürfte, 
‚von demfelben auch pünktlich und vollftändig. werden ers 
füllt werden. Ein: ſolches Verhältniß wurde. ſchon von 
Belgien in Anregung gebracht, als daffelbe (in einer 
Note des belgiſchen Gefandten van.de Weyer zu Lons 
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bon, vom Aten Februar 1839): einen letzten Verſuch machte, 
bie Rückgabe der. unter die niederländifche,, Regierung 
zurüdfehrenden Iuremburgifchen ‚und. limburgifchen Ge⸗ 
bietötheile zu vermeiden, und ſich bereit erklärte, für de— 
zen Beibehaltung gewiffe Verpflichtungen dem deutfchen 
Bunde, gegenüber, , zu übernehmen. Nach Lage ber 
Dinge ift mit Sicherheit. vorauszufehen, daß. jede wes 
fentliche. Veränderung, in. den rechtlich beftehenden Bers 
hältniſſen des Herzogthums Limburg für alle Theile nur 
son nachtheiligen Folgen begleitet ‚fein Fan... — zumal 
für, das Herzogthum ſelbſt, wie in bem IV, Abfchnitte 
— ——— werden ſoll. 

In jedem Falle aber würde eine von Seiten Deutſch⸗ 
ande ‚ausgehende, einfeitige Aufhebung des jeßigen Ber- 
hältniſſes die Einmifchung der europäifchen Mächte, auf 
Grund des Trartated vom 19ten April 1839, zur Folge 
haben; denn, es läßt ſich vorausſehen, daß weder bie 
Theilung der limburgifchen Gebietötheile zwifchen Nier 
berland und. ‚dem. ‚beutfchen Bunde, resp. Luremburg, 
nad) Maaßgabe des IV, "Artifeld, des Iondoner Bertras 
ges vom 19ten April 1839, noch. die Bedingungen, unter 
welchen das Herzogthum Limburg theilmeife von Rieders 
land wieder getrennt werden fünnte, ohne Differenzen 
und - ohne weſentliche Interpretationen über die Ausle⸗ 
guug verfchiedener. Artikel jenes Bertrages, gefhehen und 
zu Stande fommen könnten. 


IV. Sinanielte und fommerzielle Berhälts 


niffe. 


1 Aus obiger Darftelung der Sachverhältniſſe geht 
hervor, daß die Behauptung, ald babe die Provinz oder 
dad Herzogthum Limburg doppelte Laſten zu tragen, 
einmal die wiederländifhen Abgaben und dann die Beir 
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träge an den Bund für Militär amd fonftige Ausgaben, 
eine ganz irrige und unbegründete iſt. Allerdings hat 
das Herzogthum an das Königreich Miligpflichtige zu 
ftellen und die öffentlichen Abgaben zu entrichten, aber 
nur in’ deinfelben VBerhältniffe, wie alle übrigen Provits 
zen des Reiches. Aus den geftellten Rekruten wird das 
für Limburg dem Bunde zu leiſtende Kontingent nach 
Vorſchrift der Bundesbeſchlüſſe gebildet und ganz beſon⸗ 
ders uniformirt. Alle Geldbeiträge in die Bundesfaffen 
werden, nicht aus einer limburgiſchen Provinzialtaffe, 
fondern aus der niederländifchen Staatdkaffe, ohne > 
Befchwerde für dad Herzogthum, gezahlt. 

2) Wenn in dem Königreiche der Niederlande und 
mithin auch in dem Herzogthum Limburg Abgaben erhos 
ben ‚werden, welche höher find, als die Abgaben anderer 
Staaten, 3. B. ded Großherzogthums Luremburg, fo ift 
diefed möglich, da dDieAbgaben der Staaten fih nad if» 
ren Bedürfniffen richten. Dagegen participirt das Hers 
zogthum auch an allen Bortheilen, welche die niederläns 
diſchen Etaatseinrichtungen, die mit andern Staaten ab» 
gefchloffenen Handelöverträge, der Beſitz bedeutender Kos 
lonien und Seehäfen, dem Königreiche gewähren. 

Namentlich find in dem Handelsvertrage mit Bel 
gien verfchiedene Stipulationen zu Gunften des limbur⸗ 
ger Handels enthalten, für welche das ganze Königreich 
an Belgien Konzeffionen gemacht hat, welche übrigens 
Niederland feinen Anftand nehmen wird, auch an Deutfchs 
land zu. gewähren, fobald Letzteres geneigt ift, in desfall⸗ 
fige Unterhandlungen mit Niederland fi einzulaflen. 

3) Außerdem hat das Königreich für die fpeziellen 
Intereſſen des Herzogthumsd bedeutende Opfer aus dem 
Staatsſchatze gebracht, wohin die Anlage einer höchft 
Foftfpieligen Chauffee und die beabfichtigte Verbindung 
mit Aachen durch eine Eifenbahn zu rechnen ift. | 


M Es fcheint ‚wohl. außer. Zweifel, daß derjenige 
Theil. der Einwohner Limburgs, welcher jegt die. gänz⸗ 
liche. Trennung: des Herzogthums von Niederland befüre: 
wortet, hieran nicht aus Anhänglichfeit an Deutfchlaub, 
beffen Sprache ihm, fremd ift, oder in Erwartung ber: 
durch eine, Bereinigung mit Deutichland zu erlangenben, 
politifchen oder materiellen VBortheile bewogen wird, fons 
bern lediglich. burd die Hoffnung, von den. hohen nie⸗ 
derländifchen Abgaben und implicite von der, Verbinds 
lichkeit zur Verzinſung der niederländifhen Staatsfchuld 
beizutragen,. befreit zu werden. Laut geitehen die Lim⸗ 
burger, daß ihre Sympathien für ihre ehemaligen Brüs 
der, die Belgier, find, — woraus folgt, daß fie fünftig 
Ale ebenfo unzufriedene Deutfche fein würden, wie fie 
jegt zum Theil ‚unzufriedene Limburger oder. Niederlän- 
ber find... Diefed wird um fo fiherer der Fall fein, je 
weniger bie Hoffnungen, welche fie fih von den Folgen der 
Separation machen, erfüllt werden können. | 

Was zunächſt die Vorftelung betrifft, daß, im. Se⸗ 
parationsfalle, Limburg feinen Theil der holländifchen 
Staatsfchuld zu übernehmen haben werde, weil es nur 
ald Entſchädigung für abgetretene Gebietöftreden des 
Großherzogthums Luxemburg, welchem fein Theil der ges 
dachten: Staatsſchuld auferlegt worden, zu betrachten 
fei, fo ift diefelbe eine durchaus irrige, und muß folder 
von nieberländifcher Seite auf das encueden⸗ wider⸗ 
ſprochen werden. 

Die Beſtimmungen des Artikels XI, bes Tractas 
tes vom 19ten April. 1839 fprechen- nur von demjenigen 
Theile der Schuld ,. für welchen: Belgien ‚eine gewifle — 
ſpäter kapitaliſirte — Rente an Holland zu bezahlen 
haben ſoll. Won Luremburg und Limburg iſt dabei: Feine 
Rede, ‚weil. diefe unter derfelben Souverninetät mit Ries 
beriand ; fanden und es ihnen von den paziszirenden 


38: 


Theilen überfäffen werben konnte, "wie ſie ſich inf ihren 
inneren Verhältniſſen dieſerhalb verſtändigen wollten. Es 
iſt eben fo wenig in dem Traktate feitgejeßt worden, — 
wie folches für Belgien gefchehen — welchen Antheil Lu⸗ 
rembürg und Fimburg von dem Aftivvermögen des ehe⸗ 
maligen Königreichs der Niederlande anzufprechen hät⸗ 
tet! Luxemburg und Limburg. blieben, in den Augen 
der Konferenz, unter derfelben Souverainetät mit Nies 
derland, und für Limburg konnte um fo weniger Etwas 
feftgefegt werden, ald die Frage: welche Theile zu Nies 
derland und welche zu Luxemburg gehören follten, weis 
terer Verftändigung mit dem deutfchen Bunde vorbehal⸗ 
ten blieb, Diefe Berftändigung hat fpäter -ftattgefunden 
and zwar gerade dahin, daß Limburg umter die nieders 
ländifche Berfaffung und Verwaltung geftellt, mithin mit 
dem Königreiche der Niederlande vereinigt bleiben ſolle, — 
welches mit dieſem Theile feiner Staaten zugleich: in den 
deutfhen Bund trat. Es ift eine ganz falfche Vorftels 
lung, daß‘ Limburg, nachdem der König mit demfelben 
in den deutſchen Bund getreten, nicht mehr mit. dem 
Königreiche hätte vereinigt werden fünnen, Gerade die 
Vereinbarung mit dem deutfchen Bunde hatte diefe Ver⸗ 
einigung zur Folge. Wäre der Bund damit nicht eitt- 
Herftanden gewefen, fo hätte zur traftatenmäßigen Theis 
lung der [limburgifchen Gebietstheile zwifchen Niederland 
und Luremburg (refp. deutſchem Bunde) gefchritten und 
dabei auch natürlich eine Andeinanberjonung der ſinan⸗ 
ziellen Verhältniſſe ſtattfinden müffen: " 

Ob und in welcher Weiſe eine folche Auseinanderſetzung 
zwiſchen Niederland und Luxemburg ſtattgefunden hat, 
thut hier Nichts zur Sache, und kann für Limburg, wel⸗ 
ches unzweifelhaft vor, während und nach der belgiſchen 
Revolution einen Theil des Königreichs der Niederlande 
ausgemacht hat und Nnoch jetzt ausmacht, und auf wel⸗ 
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chem alſo die Schulden diefes Reiches mit haften geblie— 
ben find, in feiner Weife präjudizirlich fein. In frübern 
Jahren wurde die Liquidation mit Luxemburg wieder— 
holt in den niederländifchen Generalftaaten zur Sprache 
gebracht und von der Regierung jeder Zeit verfichert, daß 
man damit befchäftigt fei, und weit entfernt, ihre Anfprüs 
he auf die, Antheilnahme Luremburgs an den allgemeis 
nen: Schulden des Königreichd ‚der Niederlande aufgeges 
ben. zw. haben, dringt die Regierung. fortwährend auf 
die Theilung diefer Schulden und wird dieferhalb nad 
wie vor mit. dem. Großherzogthum unterhandelt. In 
feinem Falle aber kann der deutſche Bund - berechtigt 
fein, über dieſe Frage irgend einen Ausfpruch zu thun, 
Mit ihm hatte Niederland ſich nur über eine ihm zu lei« 
ftende Territorialentfchädigung zu verftändigen. Die finan⸗ 
ziele Ausdeinanderfegung war lediglich Sache Nieders 
lands und Luremburgs, wenn einige limburgifche Ges 
bietötheile Iuremburgifch geworden wären, — wie aller 
dings nach dem Traktate möglich war. — Auf diefe 
Frage kann man aber nicht zurücdfommen, ohne zugleich 
bag mit dem Bunde über die Territorialfrage abgeſchloſ— 
fene Uebereinfommen wieder aufzuheben. Was die Be- 
hauptung betrifft, Limburg habe jedenfall nur an dem 
beigifchen und nicht an dem niederländifchen Schulden: 
theile zu participiren gehabt, fo geht (außer demjenigen, 
was bereitö oben “über die fchon beftehende allgemeine 
Verpflichtung diefer Provinz, ihren Antheil an der nie: 
berländifchen Schuld zu tragen, bemerft worden), beren 
Unhaltbarfeit noch befonders aus der Note hervor, wels 
che der belgifche Bevollmächtigte unterm 14ten Januar 
1839 an die londoner Gonferenz richtete, und worin Bels 
gien ſich zur Uebernahme eines größeren Antheild an 
der niederländiſchen Schuld erbot, wenn es im Beſitze 
der an Niederland zurüczuftellenden limburgiſchen ‚Ges 
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bietötheile verbleiben könnte. Diefed Anerbieten beweist, - 
daß, wenn Limburg Belgien zugetheilt worden wäre, 
Niederland, wegen ded Schuldantheiles dieſer provini⸗ 
von Belgien Entſchädigung erhalten hätte. sl 

5) Endlich darf nicht unerwähnt gelaffen werben, 
daß die füniglich niederländifhe Regierung mit einer 
Reorganifation ihres Finanzwefend, Einführung größe 
rer Defonomie und Aufhebung oder Berminderung ders 
jenigen Steuern befchäftigt ift, weldhe in dem Herzogs 
thum Limburg als befonders drüdend angefehen werden. 
Diefed wird wefentlich zur Beruhigung der Provinz beis 
tragen. Daß aber die Aufhebung der Bereinigung mit 
Niederland nicht überall gewünfcht, ja daß fie an man: 
chen Orten für höchft nachtheilig und als die wichtigften 
Intereſſen des Herzogthumd bedrohend angefehen wird, 
ſolches geht aus mehreren Borftellungen hervor, welche 
an die Fönigliche Regierung gerichtet worden, und in 
welchen um Aufrechthaltung der Vereinigung mit Nies 
berland gebeten wird. 


Refume, 


1) Durd den Tractat vom 19. April 1839 ift in 
völferrechtlihem Sinne fein Herzogthum Limburg geſchaf—⸗ 
fen worden. 

2) Durch diefen Zractat wurden gewiffe heit RR 
"ehemaligen Provinz Limburg theild dem Königreiche der 
Niederlande, theild dem Großherzogthum Luxemburg, mit 
welchem fie dann eo ipso einen Theil des deutfchen 
Bundes ausgemacht haben würden, zugewiefen. 

3) Ueber. die Ausfcheidung und Bertheilung. diefer 
Gebietötheile ward Niederland verpflichtet, ſich mit den 
Agnaten des Daufes Naſſau und dem. deutfchen Bunde 
zu verfländigen. 
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4) . Diefe Verftändigung, hat mit. ben Agnaten des 
Hauſes Naffau dahin Statt: gefunden, daß .diefelben, 
mittelft Zahlung einer bedeutenden Summe, auf. ihre Erbs 
anfprüche an die Ruremburg zugewiefenen limburgifchen 
Entfhädigungstheile Verzicht geleiftet. 

5) Mit dem deutfchen Bunde hat eine Berftändigung 
dahin Statt gehabt, daß derfelbe — unter Vorbehalt - 
der Anwenhung der Bundesgeſetze, — zugegeben, daß 
die unter 4) erwähnten Gebietötheile unter die nieders 
ländifche Verfaffung und Verwaltung geftellt, „folglich — 
ftart mit Luremburg — mit Niederland. vereinigt wir) 
ben, welches dafür nicht »nur mit diefen, fondern auch 
mit dem ihm. privativ tractatenmäßig zugewiefenen. lims 
burgifchen Entfchädigungsgebiete (excl. Maaftricht und 
Benlo), unter der Gefammtbenennung: Herzogthum Fim- 
burg,. dem deutſchen Bunde beigetreten ift. 

6) Diefe3 recht: und tractatenmäßig eingeführte Vers 
hältniß hat feit 1839 ohne jede Störung, zur Zufriedenz 
heit aller Theile, beftanden, und kann ie nicht wies 
der aufgehoben werden. 

7) Wichtige Betrachtungen höherer Politik müffen 
den deutfchen Bund beftimmen, dasfelbe, felbft bei der 
Umgeftaltung feiner inneren Berhältniffe, nicht weſentlich 
zn verändern, fondern fich mit Niederland über die etwa 
nothwendig werdenden Mobdififationen zu verftähbigen. 

8) Im Fall einer Trennung Limburgs von Wieder: 
land würde eine Theilung des jeßigen Herzogthums zwi⸗ 
fhen Niederland und Luremburg unerläßlich Statt: fins 
den müfjen, wobei die inneren Verwaltungs: und finans 
ziellen Einrichtungen, welche dann künftig Statt finden 
follen, nur ‚zwifchen Niederland und Limburg. geordnet 
werben fönnen. 

9). Die Trennung Limburgs von. Niederland wird 
zwar von einem Theile der. Bewohner aus finanziellen 
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Rückſichten gewünſcht, don: einem anderen Theile‘ aber 
als der Ruin des Fandes befrachtet. | 
40) Limburg fann in feinem Falle von ber Antheil⸗ 
nahme an der niederländiſchen Schuld befreit werden; 
die Regierung wird aber Alles anwenden, um die drüs 
ckendſten Steuern ’aufzuheben oder zu vermindern. 


| 10. 
Geſetz, betreffend Die Verfündigung der 
Neichsgeſetze und der Verfügungen der 
‚ proviforifchen Eentralgewalt d. d. 
27ten September 18548. 


Der Reichsverweſer, in Ausführung des Beſchluſ—⸗ 
ſes der Reichsverſammlung vom 23ten September 1848, 
vertundet als Geſetz: 

Art. T. 

Die Berfündigung der Reichsgeſetze geſchieht durch 
ben Reichöverwefer. Er volzieht diefelbe durch Die Reiche: 
minifter. 

Art. 2. 

Der betreffende Minifter macht das Gefeß, ER 
Abdrud in dem Reichsgeſetzblatte befannt, und theilt es 
zugleich den Einzel-Regierungen zum — der — 
a mit. 

Art. 3 | 
> Die berbindende Kraft eines Gefeped beginnt — 
falls es nicht ſelbſt einen anderen Zeitpunet feitftellt — 
für ganz Deutfchland mit dem zwanzigften Tage 
nad; dem Ablaufe dedjenigen Tages, an weldhem das 
betreffende Stück des Reichögefegblattes in Frankfurt 
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ausſsgegeben wirb. Der Tag der Herausgabe * — 
me wird auf dem Blatte angegeben: — 
0% Art.4. vw 
Das Reichsgeſetzblatt ift auch das amtlicye Sega 
zur Veröffentlihung der Vollziehungsverordnungen ber 
proviforifchen Gentralgewalt. 
Frankfurt den 27. September 1848, | 
Der Reichsverweſer 
Erzherzog Johann. 
ER Die Reichsminifter — 
Schmerling. Peucker. v. Beckerath. Duds 
us wis. R. Mohl. 
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II. 


Nöte Des e. ® oſterreichiſchen Meinifte- 

riums Der Zuftiz, Die Nechteverbindlich- 

feit. Der, Neichögefege, in specie des 

Neichögefetes vom 2Dten September 

1848 für Deiterreich betreffend, d. di 
Gten Dezember 1848. 


Der f. E; bevollmädhtigte Minifter bei der freien 
Stadt Frankfurt hat:in Dienftesabwefenheit - des dama⸗ 
ligen: f, £. Bevollmächtigten bei der proviforifchen ‚Gens 
tralgewalt Deutſchlands, Herrn. Ritterd von Brud, dem 
öfterreichifchen Juſtizminiſterium eine Zufchrift ded Reichs: 
miniſteriums der Juſtiz zugeſendet, in welcher letzteres 
mit Beziehung aufedie in Wien: ſtattgefundene Berhafs 
tung der beiden Mitglieder des deutſchen verfaſſungge⸗ 
benden. Reichötages,. Robert: Blum: und Julius Fröbel, 
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bie genane Handhabung ded Meichögefeßed vom: — 
September d. J. in Anſpruch nimmt. 

Dieſe Zuſchrift, welche erſt am 20. November d. 
alſo 11 Tage nach der in Folge ſtandrechtlichen Erkennt⸗ 
niſſes vollzogenen Juſtifikation des Robert Blum an das 
Juſtizminiſterium gelangte, iſt auf die Vorausſetzung ges 
gründet, daß das erwähnte — dem Juftizminifterium zus 
vor officiell nicht mitgetheilte Reichögefeg in Oeſterreich 
kundgemacht und zur Geſetzeskraft gebracht worden ſei, 
eine Vorausfetzung, die ſich aus der vorerwähnten Be— 
merkung als nicht richtig darſtellt. 

Bald darauf erſchienen die Herren Abgeordneten der 
deutſchen Reichsverſammlung, Adolph Paur und Joſeph 
Pötzl, und nahmen, als laut der Vollmacht vom 14. Nos 
vember d. 5. audgewiefene Bevollmächtigte ded Herrn 
Reichsminiſters der Juſtiz, die Einfiht der gegen Robert 
Blum und Julius Fröbel aufgenommenen Unterfuchungs- 
aften in Anfpruch, weldhe ihnen auch durch das F,-f 
Inſtizminiſterium alſogleich verfchafft wurde. 

Laut des Schreibens vom 22. November d. F. et 
klären die genannten beiden Herren Bevollmächtigten, 
aus den eingefehenen Unterfuchungsaften Die Ueberzeus 
gung ‚gewonnen zu haben, daß bei dem ftandrechtlichen 
. Verfahren gegen Blum und. Fröbel dad mehrerwähnte 
Reichsgeſetz vollfommen unbeachtet gelaffen worden fei; 
bie beiden Herren Bevollmächtigten legen. gegen dieſes 
Berfahren feierliche Proteftation ein, behalten ausdrück⸗ 
lich .der proviforifchen .Gentralgewalt. alled Weitere: bes 
vor und fielen dad Verlangen, daß das üfterreichifche 
Suftigminifterium fogleich die. erforberlichen Verfügungen 
treffe, welche dem erwähnten Geſetze fofort den beftimms 
ten Bollzug von Seiten der Behörde und an aller 
Art zu fihern geeignet wären. 

Das k. k. Juſtizminiſterium erachtet nun | üehnben 
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beinerfen zu follen‘, daß bad‘ Neichögefeg vom 29/30. 
September‘ 1848 :von ‘den; f. #: Militärgerichten in der 
fraglichen Unterfuchungsangelegenheit: ſchon deshalb nicht 
beachtet werden fonnte,: weil-daffelbe: in Defterreich nicht 
als. ein rechtöverbindliches Gefeg: kund gemacht worden 
iſt. ‚Die genannten Gerichte konnten‘ daher bei der Ber 
handlung der Abgeordneten Blum ‚und Fröbel keinerlei 
Ausnahme ald zu Gunften derfelben beftehend anerken⸗ 
nen, fondern waren verpflichter, diefelben mit Rückſicht 
auf dad fundgemachte Standrecht nad) den ———— 
Kriegsgeſetzen zu behandeln. 

Das Juſtiz miniſterium, welchem zwar feiner Stel 
lung nach eine Würdigung der Amtshandlungen der Mi⸗ 
litärbehörden nicht zuſteht, hat gleichwohl durch Einſicht 
ber diesfälligen Unterſuchungsakten die. Ueberzeugung 
gewonnen, daß bei der Aburtheilung der beiden Abges 
vröneren Blum und Fröbel dad zur Anwendung  zefoms 
mene öfterreichifche Kriegsgeſetz weder in formeller noch 
matericller Rückſicht verlegt worden fei, fondern in bei 
ben Beziehungen das Militärgericht feiner Pflicht getreu 
geurtbeilt und gehandelt habe. 

Diefe Thatfache wird auch in dem Proteftationd, 
fchreiben der Herren Bevollmächtigten bed Reichsmini⸗ 
fterd der Juſtiz nicht in Abrede 'geftellt, ſondern ihre Bers 
wahrung beruht einzig und ‚allein auf der‘ hiebei unter⸗ 
laufenen Nichtbeachtung des Gefeßed vom 29/30. Sep⸗ 
tember .1848, was, abgefehen von jedem anderen inneren 
Grunde tharfählih fchon durch den Umftaud, daß die 
offizielle Mirtheilung dieſes Gefeged an die‘ öfterreichifche 
Regierung erft nach der Berurtheilung der genannten 
Individuen erfolgte und daher eine Kundmachung def 
felben an: die öfterreihifchen Civil- und Militärgerichte 
in gefeglicher, Weife gar * möglich war, en 
aufgeklärt ift. | 


— 
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HMierdurch ‚fällt der Grund : des fraglichen Proteftes 
von :felbft weg: Was aber. das weiter geftellte Anfuchen 
betrifft, daß dem gedachten Geſetze fofort in Defterreich 
volle gefegliche Kraft ertheilt, und deſſen Beobachtung 
den: nfterreichifchen Behörden zur Pflicht gemacht werden 
folle, fo fann ich nicht umhin, Darauf hinzumweifen, daß 
bie von der Ratienalverfammlung in Frankfurt. ausge: 
henden Gefeße keineswegs fofort als. für Dier deutfch- 
öſterreichiſchen Länder verbindlich. erachtet werben kön⸗ 
nen, da die Anerkennung: bed Gefeßgebungsrechtes Der 
gedachten Berfammlung bezüglich der. öfterreichifchen Mo- 
narchie wefentlich won. der Vorfrage abhängig ift, auf 
welche WBeife überhaupt. in Hinfunft die Verbindung De 
ſterreichs mit, Deutfchland ftaatlich geitaltet werden folle, 
daher: wohl, info lange dieſes Verhältniß nicht: feft ges 
ordnet :ift, auch die Frage wegen der Wirffammadruug 
der von der deutſchen Reichdverfammlung: ausgehenden 
Beſchlüſſe für —— in der — zu — ” 
dem dürfte. | 


Indem es — — bien? k. Miniſterium 
anheimgeſtellt bleibt, in welchem Wege Wohldaſſelbe dieſe 
Mittheilung zur Kenntniß der proviſoriſchen deutſchen 
Centralgewalt zu bringen für angemeſſen erachtet, kann 
ich nur das Bedauern ausdrücken, daß öſterreichiſche Ge⸗ 
richte in die Lage kommen mußten, die Strenge des Ge⸗ 
ſetzes gegen Männer in Anwendung zu bringen, welche 
gerade durch ihre Stellung berufen geweſen wären, dem 
Geſetze und der ſtaatlichen Ordnung die gebührende Gel’ 
tung zu verſchaffen, ſtatt denſelben im offenen Aufruhr 
entgegenzutreten und ſich zu Mitſchuldigen einer, gegen 
den Beſtand nicht blos Oeſterreichs, ſondern überhaupt 
der geſellſchaftlichen Ordnung gerichteten anarchiſchen 
Bewegung zu machen, für welche fein perſönliches Pris 
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vilegium irgend, weicher Art einen; BreÄbeief gewzwres 
** u 
— 4 6. Dezember 1848. 

j ı m (a, 8 a % 


* 12... 


Note. des F. k. öfterreichifchen Bevoll 
möächtigten bei Der proviforifchen Een 
trolgewolt : an das Neichsjuftizminiftes 
tium, Die Kundmachung der Neichsge: 
tee. in ———— betr. d. d. 1Oten 
‚Februar 1849 *). | 


Der Skripte beehrt ſich die Mittheilung zu mas 
chen, daß er die verehrliche Zufchrift des Reichsminiſte— 
riums der Juſtiz vom 17. Sanuar 1849 wegen Kunds 
machung der Neichögefege in Defterreich feiner Regie 
rung vorgelegt bat, und ihm hierauf der Auftrag. gewor- 
den ift, Folgendes zu erwidern?' 

Die Ef. Regierung hat bereits in der Miniſterial⸗ 
erflärung vom 17. April 1848 **) ausgeſprochen, daß 
fie fi die Zuftimmung zu den Befchlüffen der National 
verfammlung vorbehalte, und hat in dem Refcripte vom 
88: Dezember 1848***) wiederholt, daß Defterreich das 
beutfche Verfaſſungswerk nur im Wege der zeum. 


*) Bine Erklärung der E —8* Reglerung in Venfelben Ber 
treff j. unten Nto. 33. 
").&. Band I. ro. 76. 
«m ©, Band IL ro. 21. 
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gung in Wirkſamkeit treten zu laffen, erfläre. Wenn 
fonach die Zuftimmung oder Verftändigung für Beſchlüſſe 
der deutfchen Nationalverfammlung und für die Berfafs 
fung felbft vorbehalten wurde, fo muß das bei Reichs— 
gefegen um fo mehr der Fall fein, ald manche von ih— 
nen die Gonftituirung Deutfchlands gar nicht oder fehr 
entfernt berühren. 

Ohne in den Umfang ber gefeglicen Gewalt der 
Nationalverfammlung und ihres Rechtes, die Verfaſſung 
allein hinzuftellen, einzugehen, muß es doch anerfärnt 
werdeh, daß Deſterreich fi das Recht der Zuftimmung 
zu allen Befchlüflen vorbehalten müfje, weil fein Gebiet 
theild deutſches, theils nichtdeutſches iſt, letzteres aber 
bei ſeiner ſtaatlichen Verbindung mit erſterem von allen 
Aenderungen weſentlich berührt wird, welche Die deuts 
fchen Gebietötheile in ihrer Verfaſſung oder Legislation 
erfahren. Die Bertretung der außerdeutfchen Provinzen 
muß. durch die £. f. Negierung geübt werden, 

, Der Unterzeichnete ift aber angewiefen, zu erflären, 
daß feine Regierung, von dem Wunfche befeelt, Das große 
Einheitswerk nad) Möglichkeit zu fördern, e& gewiß nicht 
unterlaffen wird, jene Befchlüffe und Neichögefege, weldye 
ſich den dortigen fo. complicirten Berhältniffen und Be: 
dürfniffen aneignen laffen, aud zur gefeglichen Richt⸗ 
ſchnur für ‚die öfterreihifhen Behörden und Untertbanen 
kund zu machen — fo wie fie nun aud). namentlich feis 
nen Anftand genommen hat, die Promulgirung ber von 
dem Reichdminifterium der Juſtiz mitgetheilten allgemeis 
nen deutfhen Wechfelordnung, bei welcher die oben ans 
gebeuteten Bedingungen für Defterreih eintreten, als 
nunmehrige gültige Norm in Wecfelfachen für die Deut: 
fhen Länder der öfterreichifchen Monarchie zu befchlies 
Ben und anzuordnen, welcher Maßregel jene. der: gleid)> 
mäßigen Einführung der gedachten Ordnung auch in den 
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nichtdeutfchen Gebietötheilen des Reiches unter geringen 
Mopdiftfationen demnächft folgen wird. 
Frankfurt a. M. den 10. Februar 1849. 
(gez.) Schmerling. 


13. 


Depeſche des kön. hannöveriſchen Mini: 
ſters Der auswärtigen Angelegenheiten 
an den kön. hannöveriſchen Bevollmäch— 
tigten bei der proviſoriſchen Central- 
gewalt, die Publikation der Neichages 
feße betr. d. d. Ateu November 1848. 


Wir eröffnen dem Herrn Bevollmächtigten, daß die 
fönigliche Regierung auf die unter dem 11. bie 13. v. 
M. hierher übermittelte Anfrage ded Herrn Reich&minis 
fterd der Fuftiz vom 6. v. M. den Befchluß gefaßt hat, 
die örtliche Veröffentlichung der Reichögefege für das 
Königreih Hannover in dem Maße eintreten zu laffen, 
daß das zu deren Aufnahme beftimmte Reichsgeſetzblatt 
auf gleiche Art, wie die behufd Verkündigung der hieft- 
gen Landedgefeße dienende erfte Abtheilung der Geſetz⸗ 
fammlung im Lande vertheilt werde. Diefe erfte Abtheils 
ung der Gefekfammlung, mittelft welcher vorfchriftsmäs 
Big alle allgemeinen Gefege und diejenigen Verfügungen’ 
der oberen Landesbehörden zur öffentlichen Kenntniß ges 
bracht werben müffen, welche fämmtliche Unterthanen 
bed Königreiches verbinden, wird den fänmtlichen Ges 
meinden, Dbrigfeiten und Behörden unentgeltlich zuges 
ſandt. Für diefen Zweck ift, den eingezogenen Nachrichs 

Roth u. Merd, Quellenſammlung. II. Band. 4 


ten zufolge, eine Anzahl von 6500 der jededmal zu ver« 
theilenden Eremplare erforderlih. Es wird daher einer 
gleichen Anzahl von Eremplaren des Reichögefeßblattes 
bedürfen, die Wir durch die Vermittelung des Herrn Bes 
vollmächtigten an und eingefandt zu fehen wünfchen, da⸗ 
mit fodann, wenn deren Distribuirung an die oben ges 
dachten Empfänger erfolgt, Unfererfeitd das Nöthigever; 
fügt werden könne. 

Indem wir den Herrn Bevollmächtigten erfuchen, 
an den Neichdminifter der Juſtiz eine entfprechende Er⸗ 
Öffnung gelangen zu laffen, und die Mittheilung des 
Reichögefeßblattes nad) Maßgabe des vorftehend erwähn⸗ 
ten Bedarfd zu beantragen, können Wir nicht umhin, 
einige Bemerfungen über die lebhaften Beforgniffe für 
den Rechtszuſtand der hiefigen Lande hinzuzufügen, weldye 
durch die eingeleitete Berfündigung von Reichsgeſetzen 
durch die proviforifche Gentralgewalt bei der hiefigen 
Regierung haben rege gemadyt werden müſſen. Diefe 
Beforgniffe beruhen in der Unvereinbarfeit des Geſetzes 
vom: 27. September d. J. (die Verkündigung der Reiches 
gefege und der Verfügungen der propiforifchen Gentrals 
gewalt betreffend) mit den Beftimmungen der hiefigen 
Landesverfaſſung, deren Wirkfamfeit ſchon durch dem 
Beichluß der Nationalverfammlung vom 27. Maid. J. 
bis zur Gründung ded allgemeinen Verfaſſungswerkes, 
mithin, unter Berücfichtigung der Beftimmung der 66. 
k und 15 des Geſetzes vom 28. Juni d. J. für die Zeit 
außer Zweifel gefegt ift, wo die Thätigfeit der provifos 
rischen Gentralgewalt nicht aufgehört bat. Die hiefigen 
Berfaffungsgefege vom 6. Auguft 1840 und 5. Septem⸗ 
ber 1848, von denen eine überfichtliche Zufammenftellung, 
in zwei Abdrüden anliegt, machen die Gültigfeit eines 
jeglichen. Gefeßed von ber vom Könige vorgunehmenden 
Verkündigung defielben abhängig. (8. 7 des Landesver⸗ 
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faffungsgefetes vom 6. Aug. 1840), Die Verfündigung 
muß unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen 
($. 73 des Geſetzes vom bten September 1848) gefche: 
ben, unter denen die Zuftimmung der allgemeinen Stäns 
deverfammlung ($. 65 ibidem) voranfteht. In zwei Fäls 
len geftatten die Berfaflungsgefege eine Abweichung von 
diefer fonft umverbrüchlichen Vorſchrift. Jene Fälle find 
die im $. 2 des Landesverfaffungsgefeßes von 1840 und 
im $. 72 des Geſetzes von 1848 genannten. Unter den 
im $. 2 des Landesverfafjungsgefeßes gedachten Befchlüfs 
fen der deutfchen Bundesverfammlung können aber die 
von der proviforifchen Gentralgewalt zu verfündenden 
Neichögefege nicht. ohne Weiteres verftanden werben. 
Shre örtliche Veröffentlichung auf den Grund jenes Pas 
ragraphen würde mad) hiefiger Anficht eine vorgängige 
Publication des Bundesbefchluffes vom 10ten Suli d. J. 
erheifchen, auf dem die Erklärung der vormaligen Buns 
beöverfammlung vom I2ten Juli wegen Webertragung 
ihrer verfaflungdmäßigen Befugniffe und Verpflichtungen 
an die proviforifche Gentralgewalt beruht. Die fünigs 
liche Regierung, welche ſich im Befige einer authentifchen 
Ausfertigung- jenes Protofolled nicht befindet, würde aber 
zu ‘einer folchen Publication dur eine entfprechende 
Mittheilung aus dem Bundesarchive durch-die provifos 
rifhe Gentralgewalt in den Stand gefeßt werben müfs 
fen, und würde dazu überhaupt nicht anders ale im Eins 
verftändniffe mit der leßteren zu fehreiten geneigt fein. 

. Was hingegen die Ausnahme des $. 72 des Gefes 
Bed vom Sten September 1848 betrifft, fo kann felbige 
dermalen ſchon deshalb nicht in Frage fommen, weil in 
diefem Paragraphen eine Abänderung der Berfaflung, 
wie das Geſetz vom A’ten September d. 5. fie für 
dad Königreich Hannover in Ausficht ftellt, ausdrücklich 
ald Hinderniß einer fonft etwa zuläffigen. Gefegverfüns 
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digung ohne ftändifche Zuftimmung. bezeichnet wird. Bon 
ber nach hiefiger Verfaſſung für alle übrigen Gefegvers 
fündigungen mithin unerläfflich bleibende Zuftimmung ber 
diesfeitigen Stände kann gleichwohl die Rechtsverbind⸗ 
lichkeit der von der proviforifchen Sentralgewalt zu pub» 
lizirenden Reichögefege nicht haben abhängig bleiben fol 
len, während hinwiederum auch in dem die proviforifche 
Gentralgewalt begründenden Gefege vom 28. Juni d. J. 
feine Borfchrift anzutreffen ift, welche die Regierung ers 
mächtigt, bei der örtlichen Veröffentlichung jener Berfüns 
bigungen von dem Requifite der ftändifhen Zuftimmung 
abzufehen. 

Welche verwirrende Folgen unter diefen Umftänden 
für die rechtliche Weberzeugung der Randeögerichte von 
der verbindlichen Kraft der nicht vom Könige verfündes 
ten Reichsgeſetze, für die durch verfchiedene Intereffen 
und entgegengefekte politifche Meinung abweichend bes 
ſtimmten desfallfigen Rechtsanfichten der Individuen und 
in Berbindung damit für die gefammten fozialen Zuftände 
des Landes befürchtet werden müfjen, dies bedarf kaum 
einer näheren Andentung. Diefe Befürchtungen bezielen 
nichts Geringeres, als eine völlige Nechtöunficherheit, 
welche das hiefige Land in allen den Fällen bedroht, wo 
vor definitiver Begründung des allgemeinen Verfaſſungs⸗ 
werkes DBefchlüffe der Nationalverfammlung von der pros 
viforifchen Gentralgewalt allein ald Reichsgeſetze verfüns 
det und in Ausübung gebracht werden follen. Die Wir- 
fungen diefer Verwirrung der Recytöbegriffe würden um 
fo verderblicher fein, wenn die Verfündigungen foldhe 
Beichlüffe zum Gegenftande haben follten, welche, wie 
die im Rundfchreiben des Neichdminifterd bed Inneren 
vom 22ten Dftob. d. 5.) erwähnten, die wichtigſten 


*) ©. unten Nr. 26. 
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unter dem Schutze der Landesgeſetze ftehenden Rechte 
und Sntereffen einer großen Anzahl von Befigenden auf— 
löfend und vernichtendb berühren. Ein durch feine for: 
melle Bermittelung gelöfter materieller Widerftreit zwiſchen 
beiden Geſetzgebungen broht einen Zuftand herbeiführen, 
welcher die beftehende und als wirffam anerkannte Lanz 
beöverfaffung. den ihr gebührenden Schuß in den Aus 
fprüchen der Gerichte nicht mehr finden läßt. Es fehlt 
im Lande fchon dermalen weder an richterlichen Erfennts 
niffen über die Unverbindlichfeit der von der prowiforis 
fhen Regierung verfündeten Reichsgeſetze, noch an bes 
züglihen Anfragen und Vorftellungen bei der Regie 
rung, welche jene Beforgnifje rechtfertigen. Die in Abs 
ſchrift beigefügten Aftenftüde und die auf andermweiten 
Anlaß heute. mitgetheilte Anfrage des Lniverfitätd-Ge- 
richt? zu Göttingen mögen hiezu weitere Belege liefern. 
Aber die Regierung befindet ſich Angeſichts der Gefah- 
ren eined Widerftreits zwifchen beiden Gefeßgebungen 
in der peinlichen Lage, für den Augenblid eine Abhülfe 
ihrerfeitd um fo weniger treffen zn können, da die vers 
faffungsmäßige Unabhängigkeit der Landeögerichte (F. 9: 
bes Landeöverfafjungsgefeßed, pag. 5 der gebrudten Ans 
lage), verbunden mit deren Befugniß, über die Gränzen 
ihrer Zuftändigfeit felbft zu entfcheiden (5. 10 des Ges; 
feed vom 5ten Sept. pag.14 der Anlage), eine gericht: 
liche Gognition über die Stattnehmigfeit der im Wege 
ber Verwaltung hierunter etwa zu treffenden Verfügung 
nicht ausfchließen würde. Andererfeitd Dagegen von ber 
Nothwendigkeit Durchdrungen, den Anordnungen ber pro» 
viforifchen Sentralgewalt jede Berüdfichtigung zu gewäh⸗ 
ren, weldye mit ber ausdgefprochenen Anerkennung des 
Geſetzes vom 28. Juni d. 3. irgend im Einklang zu er: 
halten fteht, hat die königl. Regierung geglaubt, behufd 
ber begehrten ‚örtlichen Veröffentlichung der fraglichen 
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Berkündigungen bem oben erwähnten Verfahren den Vor⸗ 
zug geben zu müſſen. 

Die Regierung verhehlt fid nicht, daß * damit 
unvermeidlich eintretende Zuſtand von Rechtsunſicherheit 
der thunlichſten Abkürzung dringend bedarf. Sie wird, 
fo viel am ihr iſt, ihr eifriges Bemühen darauf gerichtet 
fein laffen, und wird in diefer Abſicht auf möglichſt bals 
digfte Einberufung der allgemeinen Ständeverfammlung 
des Königreichs behufs entfprechender Vereinbarung mit 
derfelben Bedacht nehmen. Bor Ablauf der nächſten 
zwei Monate wird folche gleichwohl nicht erfolgen kön⸗ 
nen, theild weil die umfangreichen Vorarbeiten zu den 
ben Ständen anderweit zu machenden Borlagen in eis 
ter fürzeren Zeit ficy nicht werben befchaffen laſſen, theils 
weil die allgemeine Ständeverfammlung ded Königreichd 
nach den Beftimmungen bed Verfaſſungsgeſetzes vom 
5ten September und auf ben Grund eined eben erlafje- 
nen Wahlgefeges erft nen gewählt und berufen werden 
muß. Unterdefien, und weil vor Eintritt diefed Zeit 
punftes auf eine fohliefliche Begründung des. allgemeis 
nen Verfaſſungswerkes faum zu zählen fein Dürfte, bleibt 
der Regierung nur ber Wunfch und die zuverfichtliche 
Hoffnung übrig, daß die materiellen Beftimmungen der 
etwa ferner als Reichögefege zu promulgirenden Be—⸗ 
fchlüfe der Nationalverfammlung geeignet fein mögen, 
die drohende Gefahr einer unheilbaren Rechtöverwirrung 
der angedeuteten Art von den hiefigen Landen bis dahin 
fern zu halten, bid Regierung und Stände über die Ergäns 
zung der in der Landesverfaffung für die Formen der 
Veröffentlichung der Reichsgeſetze hervorgetretenen Lüde 
fid werden verftändigt haben. 

Erfüllt von dem gern gehegten Vertrauen, daß bie 
proviforifhe Gentralgewalt, in umfichtiger Würdigung 
ber Lage des hiefigen Königreich und mit bewährter: 


Fürforge für das Wohl ded gemeinſamen Baterlandes, 
geneigt fein werde, ber biedfeitigen Regierung in ihren 
Bemühungen um thunlichfte Erleichterung des Ueberganges 
zu dem neu zu begründenden Berfaffungsverhältniffe 
kräftig zu Hülfe zu kommen, wünſchen Wir aud) obige 
Bemerkungen zur Kennmiß des Reichöminifteriums ges 
bracht, und für diefen Zweck vemfelben etwa eine Ab; 
fchrift der gegenwärtigen Cröffnung mitgetheilt zu fe: 
hen. 
Hannover den Aten November 1848, 
Königlich hannöverifches Minifterium ber — 
Angelegenheiten. 
Graf von Bennigſen. 


14. 


Rundſchreiben der proviſoriſchen Cen— 

tralgewalt an fämmtliche deutſche Re— 

gierungen, Die Wirkſamkeit der Reichs⸗ 

Kommiſſäre betr., d. d. 2. October 
1848. 


Sn dem Rundfchreiben vom 22ten September 1848 
hat die prowiforifche Centralgewalt fidy bereits ausge: 
fprochen, daß fie Hand in Hand mit den deutfchen Res 
gierungen Maßregeln treffen werde, bamit dem Gefege, 
deffen Vollzug in manchen Theilen Deutſchlands ftilles 
fteht, wieder Geltung und fräftige Wirkfamkeit werde. 
Sie hat an diefe Erflärung die Aufforderung gefnüpft, 
alle Behörden und Beamte, fowie jene Inftitute, die zur 
Bertheidigung der Ordnung und der Geſetze beftehen, 
zur eifrigen Pflichterfüllung ernftlich zu ermahnen. Nun 


ift ed aber wohlbefannt, daß die Beamten. häufig Bes 
drohungen , felbft Mißhandlungen ſich ausgefegt fahen, 
wenn fie pflichtgemäß vorgegangen find, und daß die ges 
wöhnlichen Kräfte oft nicht ausreichen, der eingeriffenen 
Zügellofigfeit zu fteuern. In dieſen Berhältniffen liegt 
die Aufforderung für die proviforifche Centralgewalt, 
Sorge zu tragen, daß diefen Hebelftänden fofort abgehols 
fen werde. Als eine dazu geeignete Maßregel wurbe 
die Aufitelung bedeutenderer militärifcher Streitfräfte 
an verfchiedenen Punften Deutſchlands erfannt — bei 
Frankfurt, Kreuznach, Freiburg, an der Iller und 
in Thüringen — nicht minder die Abfendung eigener 
Reichscommiſſäre mit ausgedehnten Vollmachten in jene 
Gegenden, wo bereits auffallende Ruheftörungen vorge- 
fallen oder zu beforgen find. DieAufgabe diefer Reiche- 
fommiffäre wird dahin gerichtet fein, durch das Anfehen 
der Gentralgewalt und durch die ihr zu Gebot ftehenden 
umfaffenden materiellen Mittel die thätigen Bemühungen 
der einzelnen Regierungen, bie Herrfchaft der Gefete 
durchzuführen, fräftig zu unterftüßen, und die Reiches 
truppen find nur dazu beftimmt zu diefer Unterſtützung 
mitzuwirken, und die Berfuche jener zu befämpfen, die 
einen gewaltfamen Umfturz der beftehenden Verhältniffe 
(deren gefegliche und friedliche Umgeftaltung überall ein» 
geleitet ift) beabfichtigen , welche die perfönliche Sicher: 
heit einzelner deutfcher Bürger oder ihr Eigenthum ans 
greifen oder bedrohen, und die damit Zuftände der Ger 
feßlofigfeit herbeizuführen bemüht find, die nie und nims 
mer geduldet werden dürfen. Die entgegenfommende 
DBereitwilligfeit, mit der bisher ergangenen Anordnungen 
entfprochen wurde, die mufterhafte Haltung der deutfchen 
Reichötruppen, der herzliche Empfang, den fie bei der 
Devölferung aller Gegenden fanden, und der ungetrübt 
freundliche Berfehr, der zwifchen ben Bürgern und ben 
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Kriegern herrfcht, bethätigt, daß das deutſche Volk und 
die deutfchen Regierungen über die Richtung der getrofs 
fenen Maßregeln nicht irre find, daß fie darin eine Bürgs 
fchaft für die Bewahrung ihrer Freiheit erfennen, die 
nur unter dem Schußge der Ordnung und Gefeglichfeit 
gedacht, und daß fie in einer einheitlichen und fräftigen 
Durdführung jener Verfügungen, weldye die Wohlfahrt 
Deutſchlands betreffen, nur beruhigende Gewähr einer 
erfreulichen Zufunft und einer Durchbildung aller ftaatlis 
chen VBerhältniffe erbliden. Die proviforifche Gentralges 
walt wird;daher,, ficher der Zuftimmung aller wahren 
Baterlandsfreunde, die getroffenen Maßregeln fo lange 
beftehen laffen, bis der theilmeife unterbrochene innere 
Friede befeftigt, der Sinn für Ordnung vollftändig wies 
bergefehrt ift, und bis die vollftändige Beruhigung ges 
wonnen fein wird, daß die Gefeße und_ihre Durchfüh— 
rung überall volftändige Haltung finden. Ein Theil 
jener Reichtötruppen, die im ſüdweſtlichen Deutſchland 
aufgeftellt find, fol aber überdieß auch dazu dienen, um 
den gerechten und dringenden Forderungen Deutſchlands 
nöthigenfallddie erforderliche Unterftügung zu gewähren — 
Forderungen, die von der proviforifchen Gentralgewalt- 
gegen einen Nachbarftaat bereits erhoben find, der ſchon 
zweimal in diefem Jahre ed. geduldet, daß räuberifche 
Schaaren auf feinem Gebiete fi fammelten, um von da 
aus Einfälle in einen Theil Deutfchlands zu unternehs 
men und dort die Gräuel des Bürgerfrieges zu entflams 
men. 
Frankfurt a.M. den 2ten Detober 1848. 
Der Reichöverwefer. 
(gez.) Erzherzog Johann. 
Der Reichsminifter ded Innern. 
(gez.) v. Schmerling. 
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Vortrag des Handelsminifters Duck⸗ 

wiß, Die commerzielle Einheit Dentfch- 

lands betreffend, d. d. 33. September 
1SA8. 


Dad Reichöminifterium des Handels hält es für 
feine Pflicht, der hohen Nationalverfammlung den Plan 
vorzulegen, nach welchem es wünſcht ermächtigt zu wer; 
den, die commerzielle Einheit Deutſchlands zu begründen. 
Es kann fich dabei für jeßt nur um die leitenden Ges 
fihtöpunfte handeln, indem die Einzelheiten fich erft fpäs 
ter aud den zur Befchlußnahme zu verftellenden Geſetz⸗ 
vorfchlägen ergeben werden. Da aber die commerzielle 
Einheit Deutfchlande nicht aus Bruchftüden zufammens 
gefegt werden darf, wenn ein wahrhaft einheitliches Gans 
zes gefchaffen werden foll, wird von Anfang an ber 
Standpunft feft bezeichnet werden müflen, von welchem 
Aus bis in die details hinab die große Zahl der erfor: 
derlichen Gefeße und der mit fremden Staaten zu fchlief- 
fenden Verträge zu behandeln ift. 

Für diefe dürften folgende Grundzüge in Erwägung 
zu nehmen fein: 

1) die größtmögliche auf Gegenfeitigfeiten fi grün⸗ 
dende Freiheit des Handels und der Schifffahrt 
mit fremden Staaten; 

2) Einrichtungen im Zollwefen, welche die Anwen 
bung - von Repreffalien wider fremde Nationen 
auf Schiffe und Waaren zuläffig machen, und 
zwar zum Zwecke der wirkfamen Erftrebung wahr: 
hafter Gegenfeitigfeiten in Handel und Schiff 
fahrt. 

3) Bei der Schifffahrtö-Gefepgebung über die Natio— 


nalität deutfcher Schiffe Anwendung ſolcher Grund⸗ 
füße, welche die Vermehrung derfelben möglichit 
erleichtern, und Erfchwerungen des Schiffsbaueg, 
der Ausrüftung und der Bemannung vermeiden. 

4) Möglichfte Schonung der Handeld:Bewegung bei 
Feftftellung der Formen und Controlen der Zoll 
erhebung. 

5) Befreiung der Verkehrs⸗- und Transportmittel im 
Inneren Deutfchland’d von dem feitherigen Hem⸗ 
niffen und Ungeregeltheiten. 

6) Bei Feftftellung des Zolltarifes möglichfte Berück⸗ 
fihtigung des internationalen Berfehres mit Robs 
produften, foweit folched mit den finanziellen Bes 
bürfniffen irgend verträglich erfcheint, und Schutz⸗ 
gewährung der deutfchen Induftrie in demjenigen 
Maaße, wie es zu ihrem ficheren Gedeihen noths 
wendig und zwedmäßig ift. 

Der leitende Gedanke bei diefen Grundzügen ift das 
her, dem Berfehre im Inneren wie demjenigen mit dem 
Auslande die möglichfte Leichtigkeit zu gewähren, dem 
Erfteren durch Sicherung eines weiten Abfaggebietes 
für die heimifche Gewerbthätigkeit, dem Leßteren durch 
Deffnung des weiteften Feldes für den Austaufh gegen 
feitiger Erzeugniffe. 

Unter. Beobachtung dieſer Grundzüge würde nach 
folgendem Plane die Handeld- und Zollverfaffung Deutfchs 
land’d Schritt vor Schritt in's Leben zu führen fein. 

Der Anfang wird gemacht werden müffen mit ber 
Umwandlung der Handels: und Schiffahrtöverträge der 
einzelnen deutfchen Staaten in Reichöverträge, um ben 

Bundesſtaat als Einheit in den Bölferverfehr einzufühs 
ren, Faft alle beftehenden Verträge haben Gegenfeitigfeit 
‚zur Baſis; fie ift aber häufig befchränft auf dem einzels- 
nen betreffenden Staat und daher von geringerem Wer⸗ 
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the, ald wenn fie für dieGefammtheit Anwendung hätte. 
Es dürfte indefjen wohl feine namhafte materielle Schwie⸗ 
rigfeit haben, dem Prinzipe der Reziprozität für den 
Bundesftaat Eingang zu verfchaffen. Mit der Ablöfung 
und Umwandlung der Verträge wird aber fchon aus dem 
Grunde begonnen werden müffen, weil verfchiedene ders 
felben einer alsbaldigen Zolleinigung hindernd in den 
Weg treten, weshalb mit bdiefer daher vor der Befeiti- 
gung folder Berträge nicht mit der wünfchendwerthen 
Schnelligkeit vorgefchritten werden fFann. Es werden 
ferner in verfchiedenen Ländern vertragsmäßig die Rechte 
beutfcher NReichdconfuln feftzuftellen fein, damit die dem; 
nächſt zu beftellenden Reichsconfuln diejenigen Befugniffe 
auszuüben vermögen, welche das Völkerrecht den Conſuln 
unter befreundeten Nationen einräumt. Gin umfafjen- 
bed Neglement für den Gonfulatsdienft ded Reiches 
dürfte ebenfalld der Ernennung der Conſuln vorhergehen 
müſſen, weil nad) jenem fich die Wahl des Perſonales zu 
richten haben wird. 

Gleichzeitig mit der Umwandlung der Verträge wer⸗ 
den die Geſetze über die Erforderniſſe eines deutſchen 
Schiffes, über Umwandlung fremder Schiffe in deutſche, 
über Muſterrollen, Seepäſſe u. ſ. w. zu entwerfen fein, 
bamit das Gefeß über die deutfche Handelöflagge in Auds 
führung gebracht werden fünne. Denn wenn Handels⸗ 
und Schifffahrtöverträge mit fremden Staaten hinfichtlidy 
beutfhen Handels und deutſcher Schifffahrt gefchloffen 
werben follen, muß nidyt nur der Begriff des deutfchen 
Bundesftaates feftftehen, fondern auch klar vorliegen, 
durch welche Erforderniffe die Schiffe als deutfche legi- 
timirt werben fünnen. 

Aber in diefen erften Schritten zur Begründung der 
materiellen Einheit Deutfchland’s ift nicht mit Sicherheit 
vorzugehen, wenn die Grundprinzipien wicht feſtgeſtellt 
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find, nach welchen dad Gebäude fortgebaut werben ſoll, 
und zwar auch fowohl hinfichtlic der Zollfäge als der 
Zolformen. Daher find die Grundſätze in möglichiter 
Kürze hier bereits hervorgehoben worden. Wäre ed 3.8. 
die Abſicht, durch das Zollmwefen das zum Schiffsbau 
und Schifföbedarfe zu verwendende Material, welches das 
Ausland liefert, hoch zu. befteuern, fo würde unfere Schiffs 
fahrt, wenn mit der fremden auf gleihen Fuß und Ges 
genfeitigfeit geftellt, nicht concurriren können und folges 
weife bei den internationalen Bertragsverhältniffen das 
Prinzip der Reziprozität nur mit großer Befchränfung 
zur Geltung gebradyt werden dürfen, aud) würden die 
Gefege über Nationalität der Schiffe dadurd erheblich 
modifizirt werden. 


Wil man aber dem Schiffebau und der Ausrüftung 
der Schiffe völlig freien Spielraum gewähren, will man 
bei Feftftelung ber Formen der Zollerhebung die Hans 
delöbewegung möglichft fchonen, will man bei Feftitelung 
des Zolltarifed den internationalen Verkehr möglichft bes 
rüdfichtigen, unter vollftändiger Beſchützung der heimis 
fhen Induftrie, und ben Handel im Inneren des Landes 
von Hemmniffen befreien, fo können die Handels» und 
Schifffahrtöverträge auch unbedenklich auf der allerfreis 
finnigften Bafid gefchloffen werden. Iſt ferner ausge⸗ 
fprohen, daß die Einrichtung des Zollwefend dergeftalt 
getroffen werden fol, daß die Anwendung von Reprefs 
falien wider fremde Nationen auf Schiffe und Waaren 
ohne Schwierigkeit ausführbar ift, fo wird ſolcher Auss 
fpruch es gar fehr erleichtern, den Bundesftaat im Wege 
ded Bertrages bei allen Nationen zur vollen Anerken⸗ 
nung in furger Zeit bringen, | 


Daher ift fchon jegt ein Ausfpruch über die Örund- 
ſätze erforderlich, nach welchen das Gebäude der deut⸗ 
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ſchen Handels⸗z und ZollsBerfaffung auferbauet werben 
fol. 

Endlich muß dad Neichöminifterium des Handels 
ſich noch eine Bemerfung erlauben. 

Es erhellt ſchon aus dem Vorftehenden, baß bie 
Handeld- und Zollgefeßgebung Deutſchland's, um ein ors 
ganifched Ganzes zu werden, nicht anders, ald won 
einem Gentralpunfte aud geleitet werden kann. Es 
dürften daher Mipftände mancher Art zu beforgen fein, 
wenn die Gefeße über verfchiedene Theile diefer Gefet- 
gebung von verfchiedenen Ausſchüſſen der Nationalvers 
fanmlung audgehen, zumal dadurch die Reihenfolge ders 
felben wahrfcheinlich lücenhaft werden möchte. Es wird 
ſich daher empfehlen, in Erwägung zu ziehen, in welcher 
Weiſe das Verhältniß des Handelöminifteriums zu den 
Ausfchüffen angemeffener zu regeln fei, wobei es vor 
Allem zwedmäßig fein würde, daß die Ausfchüffe dem 
Minifterium die audfchließliche Vorlage der Geſetze über 
Handel und Edifffahrt, wenigftens für einen Theil dies 
ſes Gebietes überließen. Jedenfalls aber wird ein ges 
regelter Gefchäftsgang ein unerläffliched Erforderniß bei 
der Neugeftaltung der materiellen Berhältniffe Deutſch⸗ 
land's fein, 


16. 


Wetition Des verftärften landesftändi- 

fchben Ausfchufles in Krain, den $.2 und 

3 der deutſchen Reichsverfaſſung betr., 
d. d. 13ten Nov. 1848. 


Eure Kaiſerliche Majeſtät! 
In der deutſchen Nationalverſammlung zu Frankfurt 


am Main find die nachftehenden Paragraphe der Fünftis 
gen Neichöverfaffung mit überwiegender Majorität ans 
genommen worden: 
$. 1. Das deutfche Reich befteht aus dem Gebiete 
bes biöherigen deutfchen Bundes. 
$. 2, Kein Theil ded beutfchen Reiched darf wit 
nicht deutfchen Ländern zu einem Staate vers 
einigt fein. 

$. 3. Hat ein deutfched Land mit einem nicht baut; 

fchen Lande daffelbe Staatöoberhaupt, fo if 
das Verhältniß zwifchen beiden Ländern nad 

. den Grundfägen der reinen Perfonalunion zu 
ordnen. 

Hiermit wäre denn von der deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung ausgeſprochen, Daß die bisher zu dem deut⸗ 
ſchen Bunde gehörigen Provinzen Oeſterreichs in Deutſch⸗ 
laud aufzugehen haben, die übrigen ihrem Schickſale 
preis gegeben werben mögen. Der öſterreichiſche Kaifers 
ſtaat, welcher — mannichfaltige Nationalitäten.in ſich fafe 
fend — von der Borfehung dazu beftimmt ift, die hehe 
‘dee einer freien Bölferverbrüberung auf der Baſis der 
reinften Humanität durch Gleichberechtigung aller Natios 
nalitäten zu realifiren, mußte durch die. Ausführung ber 
obigen Beichlüffe in feinem Länderfomplere. zjerfplittert 
und: dadurch feinem unaufhaltfamen Untergange zugeführt 
werden. Defterreich würde nicht mehr genannt werden 
in den Blättern der Gefchichte ! 

Der verftärfte ftändifche Ausſchuß, ermägend bie 
traurigen Folgen der angeführten Paragraphe, erachtet 
ed ald Organ der Bevölferung Kraind für dringend 
nothwendig, fi hierüber frei und offen. auszufprechen, 

Die Gefertigten, ohne die Vortheile eines. Deutfchen 
Staatenbundes zu erfennen, erklären den. Fortbeftand: 
eined. vereinten mächtigen Defterreichd, unter Gleichbe⸗ 
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rechtigung aller verbrüderten Stämme, ald eine unabs 
weisliche Nothwendigkeit; fie können daher der frank 
furter Nationalverfammlung nicht dad Recht zuerkennen, 
über öfterreichifche Provinzen, von denen der größte Theil 
nichtdeutfchen Stammes ift, zu verfügen, eine Verfügung, 
welche, in anmaßender Willkühr handelnd, im $. 1 feis 
ner Grundrechte den deutfchen Bund vom Jahre 1815 
aufrecht erhalten wiffen will, weil er zu Gunften ihrer 
Idee fpricht, wodurd ein großer Theil der Provinzen 
Defterreichd jenem Bunde fortan einverleibt bleiben fol, 
während fie in den $$. 2 und 3 Oeſterreichs pragmatis 
fhe Sanftion vernichtet, welche im Jahre 1732 vom 
deutfchen Reiche felbft förmlich, feierlich und unwiderruf—⸗ 
lich gewährleiftet und von den europäifchen Mächten ans 
erfannt und befeftigt, noch in voller Geltung bafteht. 
Die Gefertigten fünnen nicht zugeben, daß Krain, feit 
Sahrhunderten bewährt in feiner Treue an das Kaifers 
haus, einen integrirenden Theil Deutfchlands bilden fol, 
daß die zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen mit 
den übrigen aufhören follen, Beftandtheile einer Geſammt⸗ 
monarchie zu bilden; nicht fol das franffurter Parlas 
ment Gefeße geben, die wir nur von unferem Kaifer, 
unferem Neichötage empfangen. Keine Provinz Defters 
reichs kann ſolche Webergriffe der Verſammlung in der 
Paulskirche dulden, die geradezu den Untergang Deiters 
reichd bezweden. 
Geruhen Ew. Majeftät, diefe freimüthige Erklärung 
mit der Bitte entgegenzunchmen, im Bereine mit dem 
öfterreichifchen Reichstage jene Maafregeln ergreifen zu . 
wollen, welche den ungetheilten Fortbeftand der Monars 
chie zu fichern geeignet find. Krain mit feiner flavifchen 
Bevölkerung, hat zwar, wie ed aus den Wahlprotofollen 
hervorgeht, ohne Sympathie und gegen feine Ueberzeus 
gung, nur aud Achtung vor der gefeglichen- Behörde, 


durch welche die Wahlen für Frankfurt eingeleitet wurs 
ben, Abgeordnete für das beutfche Parlament gewählt,‘ 
weiche Wahlen jedoch nun, bei näherer Erfenntniß der 
Berhältniffe, im Lande nur bedauert werden fönnen. 
Nachdem jedoch die letzten Vorgänge in Frankfurt es 
herausgeftelt haben, daß bie öfterreichifchen Deputirten 
im franffurter Parlamente unvermögend find, Befchlüffe 
zu hindern, welche den Fortbeftand eines ftarfen, einis 
gen und freien Defterreichd im deutfchen Staatenbunde 
gefährden, fo fieht ſich der in Ehrfurcht gefertigte vers 
ftärfte ftändifche Ausfchuß, im Intereſſe der Geſammt⸗ 
bevölferung der Provinz Krain, zu der weiteren Bitte 
verpflichtet, Euer Majeftät geruhen, im Einverftändniffe: 
mit den übrigen Provinzen, die Abberufung der ſämmt—⸗ 
lichen öfterreihifhen Deputirten von dem frankfurter 
Parlamente zu verfügen. 

Vom verftärften ftändifchen Ausfchuffe in Krain. 

Laibach, den 13. November 1848. 


17. 


Mddrefie Des proviforifchen Landtags: 
ausfchuffes von Kärntben an die Ra: 
tionelverfommiung zu Frankfurt a. M. 
Den $. 2 und 3 der Neichsverfaflung 
betr., d. d. Gten Dezember 1848. 


Hohe conftituirende Nationalverfammlung! 
Die vierzig -öfterreichifchen Abgeordneten der hohen 
Berfammlung, welche gegen die dermalige Faffung der 


95. 2 und 3 der fünftigen ——— in der Si⸗ 
Roth und Merck, Quellenſammlung. IL. Br. 


Hung: vom 27. Dftober biefed Jahres ihre Proteftation‘ 
zu Protofoll gegeben haben, und unter welchen ſich auch 
die damals anwefenden färnthnerifchen Abgeordneten bes 
fanden, haben ihre Committenten in offenem Schreiben 
aufgefordert, die Billigung oder Mipbilligung dieſes ih, 
red Protefted auszuſprechen. Der proviforifche Lands 
tagsausfchuß erkennt ed als feine verantwortliche Pflicht, 
in einer fo wichtigen Frage der hohen Eonftitnirenden 
Kationalverfammlung den Ausdruck derjenigen Öefinnuns 
gen darzulegen, welche dem Ausfchuffe ald der beftimmt 
ansgefprochene Wille der Volksvertreter befannt find. 
Kärnthen wünfcht aufrichtig innigen Anfchluß Defterreiche 
an basübrige Deutfchland, kann aber nicht werfennen, daß 
diefer Anfchluß, wie folder durd) die angetragenen Par 
ragraphe in Ausführung gebracht werden fol, die Eris 
ftenz der öfterreichifchen Gefammtmenardie bedroht und 
als unvereinbarlih mit dem durch Jahrhunderte beftes 
henden und die wichtigften Beziehungen und heiligften 
Verpflichtungen enthaltenden Verbande mit den übrigen 
nichtdeutfchen Provinzen der öfterreihifhen Monarchie 
fi darftellt: Verhältniffe, die bereits eine folche gründs 
lihe Erörterung in der Preffe und den öffentlichen Vers 
bandlungen erhalten haben, daß es als überflüflig er- 
fheint, in eine Detaillirung bderfelben einzugehen. ‚Der 
Landtagsausihuß muß jedoch die Bemerkung beifügen, 
daß die böfen Folgen, welche mit dem Aufgehen der 
deutfchen Provinzen Defterreichd in Deutfchland verbun⸗ 
den fein würden, zunächſt und in übermwiegender Maſſe 
das Sand. Kärnthen wegen feiner geographifchen, politis 
fhen und fommerziellen Lage ald Gränzland treffen 
müßten. | 

E83 hat zwar der fi fo nennende Bolfdverein in 
Kärnthen im entgegengefekten Sinne in der augsburs 
ger. allgemeinen Zeitung vom A. dieſes Monats die Ers 
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Härung abgegeben, daß die große Mehrheit der Bewoh⸗ 
ner Kärnthend die von der hohen Berfammlung bean 
tragte Verſchmelzung anftrebt. Weit entfernt von der 
Adficht, der abweichenden Meinung jener entgegen zu tres 
ten, deren bdifferirende Anfichten zweifelsohne aus ihrer 
Ueberzeugung hervorgehen, ift jedoch der Ausfchuß ges 
genüber feinen Gommittenten, den Randestagsabgeordnnes 
ten, welhe, aus der Wahl der Bevölferung hervorge- 
gangen, das Land repräfentiren, verpflichtet, die Mani» 
feftation des genannten Vereines infoferne, ald dadurch 
die. Gefinnung des Landes oder auch nur einer Mehrheit 
dargelegt werden wollte, entfchieden zu desavouiren und 
zu erflären, daß jener Verein jedenfalld nur eine fehr 
kleine abgefonderte Partei bilde, deren Gefinnungen und 
Anſichten mit der durch die erwählten Volksvertreter 
audgefprochenen Majorität durchaus in feinem Einflange 
fteht. 





18, 


Programm von Kremfier d. d. 27ten 
November ASAS. 


Meine Herren! » 

Zufolge der Berufung Sr. Majeftät ift der conftis 
tuirende Reichdtag zur Fortfegung der Berathungen über 
die Berfaffung hier zufammen getreten. 

Ald das Vertrauen ded Kaiferd und in den Nach 
ber Krone berief, verfannten wir nicht die Schwierigfeit 
ber Aufgabe, die Größe der Verantwortlichkeit gegens 
über dem Throne, wie dem Volke. 

Wunden aus der Vergangenheit find zu heilen, Ders 
legenheiten des Augenblicks zu befeitigen, eine neue Ord⸗ 
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nung der Dinge in der nächſten Zukunft aufzubauen. 
Das Bewußtfein eines redlichen Strebend für das Wohl 
ded Staates, ded Volkes und für die Freiheit, das Ders 
trauen auf Ihre Mitwirkung bei dem großen Werke, bes 
flimmten und, yerfönliche Rückſichten der Liebe für das 
Baterland zu opfern und dem Rufe des Monarchen zu 
folgen. 

Wir übernehmen die Handhabung der Regierungds 
gewalt aus den Händen Sr. Majeftät zugleidy mit der 
Berantwortlichkeit, feft entjchloffen, jeden unverfafjungs- 
mäßigen Einfluß fern zu halten, aber eben fo wenig Eins 
griffe in die vollziehende Gewalt zu geftatten. 

Einig in den Grundfägen, werden die Worte und 
Handlungen eined Jeden von uns der Ausdrud der Pos 
litif des Gefammtminifteriums fein. 

. Wir wollen die conftitutionele Monarchie aufrich⸗ 

tig und ohne Rückhalt. Wir wollen diefe Staatdform, 
deren Wefen und geficherten Beftand wir in der gemeins 
fhaftlichen Ausübung der gefeßgebenden Gewalt durch 
den Monarchen und die Nepräfentantenförper Oeſter⸗ 
reichs erfennen, — wir wollen fie begründet auf ber 
gleichen Berechtigung und unbehinderten Entwidelung. 
aller Nationalitäten, fo wie auf der Gleichheit - aller 
Staatsbürger vor dem Gefeße, gewährleiftet durch Def: 
fentlichfeit in allen Zweigen des Staatslebend, getragen 
von der freien Gemeinde und der freien Geltaltung der 
Ländertheile in allen inneren Angelegenheiten, umfchluns 
gen von dem gemeinfamen Bande einer fräftigen Cen—⸗ 
tralgewalt. 

Wir hoffen, das Ergebniß Ihrer Berathungen über 
die Berfaffung möglichft bald der Sanction Sr. Maje 
ftät des Kaifers unterlegen zu fönnen. 

Das Minifterium wird die Verwaltung nach den 
Dedürfniffen der Zeit umzuformen bemüht fein und, bie. 
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hierfür im Wege der Gefebgebung bleibende Beſtimmun⸗ 
gen getroffen find, die nöthigen Verordnungen erlaffeh. 

Ein zweifaches Ziel wird uns hierbei vorfchweben : 
ungefchmälerte Erhaltung der den Völfern Defterreich’s 
zugeficherten Freiheit, Sicherftellung der Bedingungen, 
ohne welche die Freiheit nicht beftehen fann. Daß diefe 
zur lebendigen Wahrheit, daß ihren Bedingungen Ers 
fülung werde, dahin gedenken wir mit Ernft und Nadh- 
druck zu wirfen. 

Das Minifterium will nicht hinter den Beftrebuns 
gen nach freifinnigen und volfsthümlichen Einrichtungen 
zurücbleiben, ed hält vielmehr für feine Pflicht, fih an 
die Spiße diefer Bewegung zu ftellen. 

Die Landbevölferung, eben erft befreit von ben 
Grundlaften, harrt mit Ungeduld der gefeßlichen Beftims 
mungen über Maapftab und Art der Entfchädigung, fo 
wie den von ihr zu tragenden, nadı den Grundfägen 
der Billigfeit zu bemeſſenden Antheil. 
| Die Grundlage des freien Staates bildet die freie 
Gemeinde; daß diefer durch ein freifinniges Gemeinde 
gefeß die felbftftändige Beſtimmung und Verwaltung in: 
nerhalb der durch die Nüdficht auf dad Geſammtwohl 
gezogenen Gränzen gefichert werde, ift bringended Be> 
dürfniß. 

Als eine nothwendige und unabweisbare Folgerung 
der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden ergibt ſich die Ver: 
einfachung der Staatdverwaltung und eine dem Bebürf: 
niffe der Zeit entfprechende Regelung der Behörden. 

Ueber diefe Gegenftände, fo wie über Umgeftaltung 
der Rechtspflege im Fonftitutionellen Geifte, Einrichtung 
Iandesfürftlicher Gerichte, ftatt der Patrimonials und 
Kommunalgerihte, und bdurchgreifende Trennung 
der Verwaltung von der Fuftiz, werden Ihnen, meine 
Herren, die geeigneten Vorlagen gemacht werden. Eben 
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fo auch über Hintanhaltung des Mißbrauches der Preffe 
durch Repreffiomanßregeln, über Regelung des Bereind- 
rechteö, auf einer mit den Staatszwecken verträglichen 
Grundlage, und über die Einrichtungen der Rational 
garden. Denn eben weil das Minifterium die Sache 
ber Freiheit zu der feinigen macht, hält ed die Wieders 
herftelung eines geficherten Rechtszuſtandes für eine heis 
lige Pflicht, 

Das Minifterium verfpricht fich das thätige und 
pflihtgetreue Zufammenwirfen aller Behörden. Die Re— 
gierungsorgane im Mittelpunfte der Monarchie, fo wie 
in den Provinzen, in der Ausübung ihrer amtlichen Ob- 
liegenheiten auf das Nachdrücklichſte zu Fräftigen, wird 
feine vorzüglichfte Sorge fein. 

Beflagenswerthe Greigniffe haben ftattgefunden. Die 
Gewalt der Waffen mußte zur Anwendung fommen ges 
gen eine Fraktion, welche die Haupt- und Nefidenzftadt 
in einen Schauplag anardhifcher Wirren verwandelt hatte. 
Tiefe Wunden find gefchlagen worden. Sie zu lindern 
und zu heilen, fo weit dies möglich, Wien, das Herz de 
Reiches, feinem früheren Wohlftande zurücdzugeben und 
dafür zu forgen, daß dem durch dad Gebot der Noths 
wendigfeit herbeigeführten Ausnahmezuftande, fobald es 
die Berhältniffe geftatten, ein Ende gemacht werde, wird 
unfer eifriges Beftreben fein. 

In Italien hat unfer glorreiches Heer über Treu 
bruch und Verrath gefiegt, und die alten Tugenden der 
öfterreichifchen Armee, die brübderliche Eintracht aller 
Stämme, die todedmuthige Hingebung für Defterreich’s 
Ehre, Ruhm und Größe, auf das Glänzendfte bewährt, 
Noch muß ed dort gerüftet ftehen, um die Integrität des 
Reiches zu wahren. | 

In der organifchen Verbindung mit dem Fonflitutios 
nellen Defterreich wird das lombardiſch⸗venetianiſche Kö⸗ 
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nigreich nach Abſchluß des Friedens bie ficherfte Bürg- 
haft finden für die Wahrung feiner Nationalität, Die 
‚verantwortlichen Räthe der Krone werden feſtſtehen auf 
dem Boden der Verträge, Sie geben fid ber Hoffnung 
hin, daß in nicht ferner Zukunft auch das italieniſche 
Bolt die Wohlthaten einer Verfafiung gemießen werde, 
welche Die verfchiebenen Stämme in voller Gleichberech⸗ 
tigung umfchließen fol. | 

Die Berlegung dieſes erſten Rechtes ber Nation 
entzünbete den Bürgerkrieg in Ungarn. Gegen eine Par 
tei, deren leßted Ziel der Umfturz und bie Losfagung 
von Defterreich iſt, erhoben ſich dort bie in ihren unver 
äußerlichen Rechten gefränften Völker. Nicht der Frei 
heit gilt der Krieg, fondern benjenigen, die fie der Freis 
heit beranben wollen. Aufrechtbaltung ber Geſammtmo⸗ 
nardhie, ein enigerer Verband mit und, Unerfennung und 
Gewährleiftung ihrer Nationalität find der Gegenſtaud 
ihrer Beftrebungen. Das Minifterium wird fie unter⸗ 
ftügen mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln. Mit 
Gewalt der Waffen wird, da leider alle Wege der Ber; 
föhnung fruchtlos eingefchlagen worden, die Schredend- 
berrfchaft einer verbrecherifchen Partei befämpft und der 
innere Frieden wieder hergeftellt werben. 

Meine Herren! Das große Werk, welches. und im 
Einverftändniffe mit den Völfern obliegt, ift die Begrüns 
dung eines neuen Bandes, das alle Lande und Stämme 
der Monarchie zu Einem großen Staatskörper vereint 
gen ſoll. 

Diefer Standpunkt zeigt zugleich den Weg, den das 
Minifterium in der deutfchen Frage verfolgen wird. 
Nicht in dem Zerreißen der Monarchie liegt die Größe, 
nicht in. ihrer Schwächung die Kräftigung: Deutfchlande. 
Deſterreich's Fortbeftand in ftaatlicher Einheit: if ein 
deutſches, wie eitropäifches Bedürfniß. Von biefer. Ue⸗ 
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berzeugung durchbrungen, fehen wir der natürlichen Ent⸗ 
widelung des noch nicht vollendeten Umgeftaltungspros> 
zefles entgegen. Erfi wenn das verjüngte Defterreid) 
und das verjüngte Deutfchland zu neuen und feften For: 
men gelangt find, wird ed möglich fein, ihre gegenfeiti- 
gen Beziehungen ftaatlich zu beftimmen. Bid dahin wird 
Defterreich fortfahren, feine Bundespflichten treulich zu 
erfüllen. 

In allen äußeren Beziehungen bes Reiched werden 
wir die Intereffen und die Würde Defterreichs zu wah—⸗ 
ren wifien und feinerlei beirrenden Einfluß von außen 
auf die unabhängige Geftaltung unferer inneren‘ Ber 
hältniffe zulaffen. 

Died find die Hauptgrundzüge unferer Politil. Wir 
haben fie mit. unummwundener Offenheit dargelegt, weil 
ohne Wahrheit fein Vertrauen, und Bertrauen die erfte 
Bedingung eined gedeihlichen Zuſammenwirkens zwifchen 
Regierung und Reichstag. 


19. 


Erlaß des k. k. öſterreichiſchen Minifter- 
präfidenten an den k. k. Bevollmächtig— 
ten bei der proviſoriſchen Centralge— 
walt, das Programm von Kremſier be— 
treffend, d. d. 38. November 1848. 


Hochwohlgeborner Freiherr! 
Das deutfche Reichgminifterium hat in den. leßten 
Borgängen zu Wien Beranlaffung gefunden, in: einem 
Schreiben an das f. f. Minifterium Bedenken verſchie⸗ 
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dener Art audzufprechen und: auf die in Deutfchland ent: 
ftandenen Befürchtungen reaftionärer Tendenzen in Des 
fterreich hinzuweifen. 


Dpgleich für dad, was vor unferem Amtsantritte 
gefchehen ift, nicht verantwortlich, müffen wir doch ers 
fennen, daß die in Wien getroffenen Maßregeln zur Be: 
fämpfung der Anarchie und Wiederherftellung der gefeß- 
lichen Ordnung, mithin im Intereffe der wahren Freiheit 
geboten waren. Sie haben ihren Zwed erreiht. Der 
Kaifer hat ein neued Minifterium ernannt. 


Die unumwundene Darlegung der Grundfäße, welche 
basfelbe zu befolgen entfchloffen ift, und welche Eure 
Hochmohlgeboren in dem beigefchloffenen geftern im fons 
ftitwirenden Neichdtage unter allgemeiner Zuftimmung 
bes Haufes verlefenen Programme des Minifteriums vers 
zeichnet finden, dürfte ein Eingehen in die einzelnen Punfte 
ber bezogenen Zufchrift ded Reichsminiſteriums überflüfs 
fig machen und alle Beforgniffe deffelben über unfere 
Politik befeitigen. 


Weit entfernt, Defterreich Deutfchland entfremben 
zu wollen, find wir vielmehr bereit, mit der Reichszen⸗ 
tralgewalt Hand in Hand zu. gehen, und was das fünfs 
tige ſtaatliche Verhältniß zu Deutfchland anbelangt, der 
Entwidelung der beiderfeitigen inneren Zuftände in Feis 
ner Weiſe vorzugreifen.. Unfer Programm fol fein tods 
ter Buchftabe bleiben, fondern zur lebendigen Wahrheit 
werden. Dad Reichdminifterium wird bei allen Gelegens 
heiten, wie eben erſt in der Schweizerfrage, auf unfere 
Bereitwäilligfeit zum gemeinfamen Handeln rechnen kön⸗ 
nen, fo wie wir uns von demfelben ein vertrauendvolled 
Entgegenfommen und ‚Berücfichtigung der eigentlichen 
Berhältniffe der Monarchie verfprechen zu können glaus 
ben. — 
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Eure Hochwohlgeboren find beauftragt, gegenwär⸗ 
tige Depefche ald Antwort auf das Eingangs erwähnte 
Schreiben dem Reich&minifterium mitzutheilen. 

Empfangen ıc. ıc. 
(gez.) Fürft Schwarzenberg. 


20. 


Bortrag des Neichsminifters von Ga— 
gern über Die Öfterreichifche Frage vom 
1Sten Dezember 1848. 


Ein Gefühl der Nothwendigfeit, ein heißes Verlan: 
gen durchdringt das Volk: daß das Verfaffungswert 
ſchnell vollendet fein möge. 

Die verfaffungsgebende Reichsverſammlung hat Dies 
fed Bedürfniß erfannt und nähert fi) dem Ziele ihrer 
‚großen Aufgabe, 

Zwar ift die Errichtung ded Berfaffungswertes von 
der Wirkſamkeit der Zentralgewalt ausgefchloffen; die 
Wege aber anzubahnen, damit die vollendete Verfaſſung 
in Wirkſamkeit treten könne, thätig zu fein, wo voraus⸗ 
zufehenden Hinderniffen vorgebeugt werben fann und etwa 
eintretende zu befeitigen find; — eine foldhe das Ver⸗ 
faſſungswerk betreffende Wirkſamkeit der Zentralgewalt 
erfcheint in.fo hohem Grade ald Bedingung ber allge 
meinen Wohlfahrt, daß das Reichdminifterium fie: für 
die nächfte und wichtigfte erfennt. 

Die Stellung, weldhe Defterreich zur deutfchen Ras 
tionalverfammlung und zu der proviforifchen Zentralges 
walt für Deutfchland eingenommen hat, legt dem Reiches 
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minifterinm die Pflicht auf, der Nationalverfammlung, 
deren Aufmerffamfeit durch diefe wichtige Frage bereits 
vielfacd, in Anfpruch genommen ift, Vorlage zu machen. 

Das Programm des öfterreihifchen Minifteriums 
vom 27. November fpricht aus: 

1) dag alle öfterreichifchen Lande in ftaatlicher Eins 

heit verbunden bleiben follen, 

2) daß die Beziehungen Defterreichd zu Deutfchland 
dann erſt ftaatlid geordnet werden fünnten, wenn 
beide Staatencomplere zu neuen und feiten For: 
men gelangt fein, d. h. ihre innere Geftaltung 
vollendet haben würden. 

Diefe Auffaffung der Stellung Defterreich’8 zu Deutfch- 
land hat nicht allein den Beifall des öfterreichifchen Reichs— 
tages zu Kremſier erhalten, fondern fcheint auch den Wins 
fhen und Anfichten der großen Mehrheit der Bewohner 
der deutfchzöfterreichifchen Lande zu entfprechen. 

Es ift damit öfterreichifcher Seit die Antwort auf 
die Frage ertheilt, welche in ber Beſchlußnahme der Nas 
tionalverfammlung über den Berfaffungsentwurf: „„Kas 
pitel vom Reid und der Reichsgewalt“ namentlich in 
den $$. 1 bis 3 enthalten, an Defterreich geftellt wor: 
den ift. 

Das Reichsminiſterium glaubt in Beurtheilung der 
Stellung der Gentralgewalt zu Defterreich von folgens 
den Sägen ausgehen zu müffen: 

H Bei der Natur der Verbindung Defterreih’d mit 
außerdeutfchen Ländern befchränft fih für jeßt 
und während des Proviforiumd die Pflicht der 
Reichsgewalt darauf, das beftehende Bundesver⸗ 
häftniß Defterreichd zu Deutfchland im Allgemeis 
nen zu erhalten. Es ift.aber dad Sonderver⸗ 
hältniß Defterreichd anzuerfennen, wonach es an⸗ 
fpricht in den zu errichtenden deutfchen Bundes⸗ 
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flaat unter Bedingungen, die bie ftaatliche Vers 
bindung der deutfchen mit den nichtdeutfchen 
öfterreichifchen Bundestheilen alteriren, ‚nicht eins 
zutreten. 

2) Defterreich wird alfo nach den bis jetzt Durch Die 
Nationalverfammlung gefaßten Befchlüffen, wo» 
durch die Natur ded Bundesftaates beftimmt 
worden ift, ald in den zu errichtenden deutfchen 
Bundesftaat nicht eintretend zu betrachten fein. 

3) Defterreih8 Unionsverhältniß zu Deutfchland 
mittelft einer befonderen Unionsafte zu ordnen, 
und darin alle die verwandtfchaftlichen, geiftigen, 
politifchen und materiellen Bedürfniffe nad) Mög— 
lichkeit zu befriedigen, welche Deutfchland und 
Defterreichh von jeher verbunden haben und in 
gefteigertem Maaße verbinden Fönnen, bleibt der 
nächften Zukunft vorbehalten. 

4) Da Defterreich zu dem von der proviforifchen 
Gentralgewalt repräfentirten Deutfchland zwar 
in einem unauflöslichen Bunde fteht, in den Buns 
desſtaat aber nicht eintritt, fo ift die Verſtändi— 
gung über alle gegenfeitigen, fowohl bereits be» 
ftehenden, als fünftigen Bundespflichten und 
Rechte auf gefandtfchaftlichem Wege einzuleiten 
und zu unterhalten. 

5) Die Berfaffung des deutfchen Bundesftaated, de: 
ren fchleunige Beendigung zwar im beiderfeitigen 
Sntereffe liegt, fann jedoch nicht Gegenftand der 
Unterhandlung mit Defterreich fein. 

Indem ich dieſe Sätze der Prüfung der Nationals 
verfammlung übergebe, fuche ich für das Reichsminiſte⸗ 
rium um die Ermächtigung an, die gefandtfchaftliche Ver» 
bindung mit der Regierung des üfterreichifchen Kaifer- 
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reiches, wodurch den erörterten Verhältniffen entfprochen 
wird, Namens der Zentralgewalt anknüpfen zu. dürfen. 

Sch erlaube mir, daran die Bitte zu Fnüpfen, daß 
diefe Vorlage zwar nad) ihrer Wichtigfeit an einen Auds 
ſchuß zur Begutachtung überwiefen, Die Verhandlung der 
Sache aber möglichft befchleunigt werden möge. 


21. 


Erlaf des k.k. öfterreichifchen Minifter: 

präfidenten an den FE. k. Bevollmächtig- 

ten bei der provifprifchen Zentralge- 

walt, das Programm des Neichsmini- 

fterd v. Gogern betr. d. d. 2Sten De: 
jember 1848. 


Wien, den 28. Dezember 1848. 
Hochwohlgeborner Freiherr ! 

Dhne in eine erfchöpfende Erörterung bed von bem 
Herrn Minifter von Gagern der deutfchen Nationalvers 
fammlung vorgelegten Programmes einzugehen, was eis 
nem anderen Zeitpunfte vorbehalten bleibt, glaube ich 
dennoch die Aufmerkffamfeit des Minifters fchon heute 
auf nachftehende Punkte lenken zu müſſen: 

Es wird in diefem Programme von der Anſicht aus⸗ 
gegangen, als fpreche Defterreich an, in den zu errich- 
tenden deutfchen Bundesftaat nicht einzutreten, das heißt, 
fi) von demfelben audzufchließen. 

Die. Darlegung der Politik des öfterreichifchen Ka— 
binets, wie fie am 27. v. M. zu Kremſier gefchehen ift, 
hat jedoch ausdrüdlich die Regelung der deutfchen Ders 
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häftniffe einer weiteren Vereinbarung vorbehalten, und’ 
eine Abficht, wie fle und in dem Programme ded Herrn 
von Gagern unterlegt wird, keineswegs ausgeſprochen. 

Es ergibt ſich daraus, daß, wenn wir die Prämiffe 
nicht zugeben, wir und auch mit den weiten Folgeruns 
gen unmöglich für einverftanden erflären fönnen. 

Defterreich ift heute noch eine dDeutfche Bundesmacht. 
Diefe Stellung, hervorgegangen aus der naturgemäßen 
Entwidelung taufendjähriger Verhältniffe, gedenft es 
nicht aufzugeben. 

Kann es gelingen, wie wir aufrichtig wünfchen und 
gerne erwarten, daß eine innigere Verſchmelzung ber. 
Intereſſen der verfchiedenen Beftandtheile Deutfchlande 
zu Stande gebracht werde, wird dad Verfaffungswerf, 
an welchen Defterreich fich betheiligt, auf eine gedeih— 
liche Weife feinem Ziele zugeführt, fo wird Oeſterreich 
in Diefem neuen Staatöförper feine Stelle zu behaupten 
wiffen. Jedenfalls würde der fünftigen Geftaltung des 
bisherigen deutfchen Staatenbundes auf eine wefentliche 
Weife vorgegriffen, wollte man fchon jett dad Ausſchei⸗ 
den Defterreichd aus dem, wie es in dem genannten 
Programme heißt, „zu errichtenden Bandedſtaute⸗ als 
eine ausgemachte Sache annehmen. 

Eine Folgerung dieſer von und als unſtatthaft zu— 
rückgewieſenen Vorausſetzung erſcheint die von dem Herrn 
Miniſter bei der deutſchen Nationalverſammlung nach⸗ 
geſuchte Ermächtigung, die geſandtſchaftliche Verbindung 
mit dem öſterreichiſchen Kaiſerreiche anknüpfen zu dürfen. 

Wir haben eben fo wie alle anderen deutſchen Bun⸗ 
dedftaaten einen: Bevollmächtigten am Siße der Zentrals 
gewalt. Seine Bermittelung wird, wie bisher, hinreichen, 
den Gefchäftöverfehr mit dem Minifterium zu unters 
halten. 

Euer Hochwohlgeboren werben demnach beauftragt, 
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bei Herrn von Gagern dahin zu wirken, daß er von 
diefer Anfnüpfung einer biplomatifchen. Verbindung aus 
den oben angedeuteten Gründen abftehe. 

Das, was wir fuchen, ift eine gedeihliche Löfung 
der großen Frage. Diefe wird nur — davon möge der 
Herr Minifter überzeugt fein — auf dem Wege der Bers 
ftändigung mit den dentfchen Regierungen, unter welchen 
die Faiferliche den erften Pla einnimmt, zu erreichen 
fein. 

Gerne find wir bereit, ihm bei dem fchwierigen 
Werke die Hand zu reihen. Wir erwarten auch feiners 
feit8 — und feine ausgezeichneten ftaatsmännifchen Eis‘ 
genſchaften rechtfertigen diefe Hoffnung — eine richtige 
Würdigung der Verhältniffe und jenes bereitwillige Ent 
gegenftommen, das allein zu einer boſrireigendes köſung 
führen kann. 

Empfangen ꝛc. 
(gez.) Fürſt Schwarzenberg. 


22. 
Schreiben des Reichsminiſters von Ga— 
gern au den Vorſitzenden Des für Die 
Diterreichifche Frage niedergefetsten Aus- 
fchuffes in Betreff der vorftehenden Note 
d. d. 5ten Sanıusr 1849. 


Indem das Reichdminifterium dem obengenannten 
Ausſchuſſe eine Mittheilung abfchriftlih zur Kenntniß 
bringt, welche ihm von Seiten der E. k. öfterreichifchen 
Regierung, durch deren Bevollmächtigten bei der Zen⸗ 


tralgewalt zugegangen ift, findet es ſich veranlaßt, dieſe 
Mitteilung mit folgenden Bemerkungen zu begleiten: 

1) In dem Satze 1 des Antrages des Reichömini- 
fteriumd vom 18. v. M. ift diefed von der Pflicht der 
Neichögewalt ausgegangen, das beftehende Bundesver⸗ 
hältniß Defterreichd zu Deutfchland zu erhalten. Es ift 
alfo nicht von ihm in Zweifel gezogen worden, daß Des 
fterreich eine Bundesmacht und berechtigt fei, im Bun: 
beöverhältniffe zu verbleiben. 

2) Das deutfche Volk in feiner Mehrheit will un— 
beftreitbar die frühere Bundesverfaffung fo umgeftaltet 
wiffen, daß die Gefammtintereffen der Nation durch eine 
Gefammtregierung mit Bolfövertretung, unter Aufrecht- 
haltung der Selbftftändigfeit der Einzelnftaaten, in fo 
weit fie damit —— iſt, ſouverain verwaltet wer⸗ 
den.” 

Der Charakter diefed Fünftigen Bundesftaates ift 
vorläufig in denjenigen Theilen einer Neichsverfaffung 
— (vom Reiche, von der Reichsgewalt, vom Reichsge⸗ 
richte, vom Reichstage), deren erfte Lefung flattgefunden 
hat, gezeichnet. Es ift nicht wahrfcheinlich, daß die fons 
ftituirende Nationalverfammlung bei der zweiten Lefung 
ſolche Veränderungen befchließen werde, die den Charak⸗ 
ter des fünftigen Bundesftaates wefentlich ändern. 

3) Dem fo in Ausficht ftehenden Bundesftaate bei— 
zutreten, wird fein rein beutfcher Staat verweigern Füns 
nen Was aber Defterreich betrifft, fo . glaubte das 
Reichdminifterium, und glaubt noch, daß dieſes bei der, 
Natur feiner Zufammenfeßung mit außerdeutfchen Läns 
dern eine Sonderftellung einnehmen werde, einnehmen 
müſſe. 

4) Wenn auch Oeſterreich früher nicht ausdrücklich 
erklärt hatte, in den deutſchen Bundesſtaat, wie er nach 
den vorliegenden Beſchlüſſen ſich geſtalten würde, nicht 
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eintreten zw wollen, und wenn es fich jeßt feine weitere 
Erflärung darüber vorbehält: fo glaubt das Reichsmini⸗ 
fterium berechtigt zu fein, aus dem von ber öffentlichen 
Meinung in Defterreich fanftionirten Programme von 
Kremfier und aus dem Verhalten der öfterreichifchen Re: 
gierung, gegenüber den Anordnungen der Gentralgewalt 
und den Befchlüffen der Nationalverfammlung, eine folche 
Anficht der öfterreichifchen Negierung, in den deutfchen 
Bundesftaat nicht eintreten zu können, unterftellen zu 
müffen. In diefem Programme heißt ed nämlih: „Des 
fterreichd Fortbeftand in ftaatlicher Einheit ift ein beuts 
fchhed, wie ein europäifches Bedürfniß. 

Die Fortdauer einer ftaatlichen Einheit der öfterreis 
hifhen Monarchie ift unvereinbar mit der Unterordnung 
eines Theiles unter- einen, von der Gefammtmonarchie 
unabhängigen, ftarfen einheitlich regierten, furz dem Wil⸗ 
len der Ration entfprechenden deutſchen Bundesſtaat. 
Fett erklärt der neue öfterreichifche Bevollmächtigte bei 
der Zentralgewalt, daß dad öfterreichifche Minifterium 
die politifche Anficht, welche dem Programme von Krem- 
fier zu Grunde lag, wefentlich modifizirt habe. : Die Re; 
gierung des Kaiferftaates hält ihre Antwort auf die an 
Defterreich durch den deutfchen Berfaffungsentwurf ger 
ftellte Frage nody für frei. Diefe Freiheit ihr zu beſtrei— 
ten, kann nicht Sache der NReichdgewalt fein. Aber auch 
nach ben von dem Bevollmächtigten Defterreichd gege- 
benen Erläuterungen der Note vom 28 9. M. glaubt‘ 
das Reichöminifterium, daß ber Erfolg feine Anſicht recht: 
fertigen werde. 

5) Das Reichsminifterium ging in dem fünften Sage‘ 
bed Borfchlage& vom 18. v. M. von der Anficht aus,’ 
daß die VBerfaffung des Bundesftaated nicht Gegenftand' 
der Unterhandlung fein könne. In der Note vom 28. 
v M. wird wohl mit Rückſicht darauf bemerft, daß die: 
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Löfung der großen Frage nur auf dem Wege der Ber- 
ftändigung mit den beutfchen Regierungen, unter wel» 
chen die faiferliche den erften Rang einnehme , zu erreis 
chen fei, 

Sp wenig überall der Weg der Berftändigung zu 
vernachläßigen fein wird, wo er zum Ziele führen kann, 
fo entfchieden wird das mit der von der fonftituirenden 
Nationalverfammlung genommenen Stellung unverträg- 
liche, allgemeine Bereinbarungsprinzip, bezüglich des Ber: 
faffungswerfes zurüdfgewiefen werden müſſen. 

Die Hoffnungen, wo fie auftauchen mochten, daß 
die Zeit gefommen fei, den ftarfen Bundesftaat mit dau— 
erhafter einheitlicher oberfter Gewalt in der Geburt zu 
erftifen und durd ein Surrogat zu erfeßen, bag. dem 
alten Bundedtage mehr oder weniger ähnelt, diefe Hoff: 
nung wird zu Schanden werden. 

6) Aber auch abgefehen von dem Verfaſſungswerke, 
der Note vom 28, v. M. und den Grläuterungen bes 
neuen öfterreichifchen Bevollmächtigten, bleibt eine Ver⸗ 
handlung mit der öfterreichifchen Regierung notbwendig, 
fowohl um das Inslebenführen der deutfchen Verfaſſung 
dadurch zu befchleunigen, daß eine gegenfeitige Erflä- 
rung über das Verhältniß des nichtdeutfchen Defterreiche 
zu dem Gefammtdeutfchlande, oder eventuell eine Union 
des Gefammtöfterreichd zu dem übrigen Deutfchlande 
vorbereitet werde; als auc zur Erreichung der unmit- 
telbaren Regierungszwede der Zentralgewalt und zur. 
Erfüllung ihren Pflicht, welche einen Bevollmächtigten an 
dem Orte nothwendig macht, mo die Neugeftaltung eis 
nes Reiches fich entjcheidet, das zu. einem großen Theile 
zu Deutfchland gehört, und wo große europäifche Ins 
terefien ihren Mittelpunft finden. 

In-welder Form die Verhandlung geführt wird, 
it an ſich Nebenſache. Indem bas Reichiminifterium 
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die Ermächtigung nachſuchte, die gefandtfchaftliche Ver; 
bindung mit dem öfterreichifchen Kaiferreiche anfnüyfen 
zu dürfen, gefchah dies aus dem Grunde, weil die Een- 
dung von NReichdfommiffären von Seiten der Zentrals 
gewalt den Anſpruch auf eine erefutive Gewalt begrüns 
det, : welche ihr in Defterreich geradezu abgefprochen 
worden ift. 

7) Das NReichsminifterium wiederholt daher feinen 
in der Propofition vom 18. v. M. begründeten Antrag 
dahin, daß es autorifirt werde, zu geeigneter Zeit und 
in geeigneter Weife mit der Regierung des öfterreichifchen 
Kaiferreihes, Namens der Zentralgewalt, über das Ber, 
häftniß Defterreich® zu Deutfchland in Verhandlung zu 
treten. | 

9.9. Öagern. 


23. 


Note des Neichsminiiteriums an den k. 
k. öſterreichiſchen Bevollmächtigten bei 
Der proviforifchen Zentralgewalt in Ant- 
wort auf die Note vom 28ten Dezem- 
ber 1848 d. d. 22ten Jannar 1849: 


Herr Bevollmächtigter! 

Das gegenwärtige Minifterium des Reichsverweſers 
hatte am 18. Dezember v. J. bei der deutfchen verfafs 
funggebenden Nationalverfammlung um die Ermächtigung 
angeſucht: 

„Die geſandtſchaftliche Verbindung mit der Regie: 

rung des öfterreichifchen Kaiferreiches Namens der 

deutſchen Zentralgewalt anfnüpfen zu dürfen, zu 
| 6* 


dem Zwede, die Berftändigung über. Die gegenfei- 

tigen, fowohl bereits beftehenden, als Fünftigen 

Bundespflichten und Rechte einzuleiten und zu uns 

terhalten. 

Ein ähnlicher Antrag war ſchon von dem Minifte- 
rium des Reichsverweſers, ald noch Sie an der Spiße 
defjelben ftanden, vorbereitet worden. Es war nämlich 
unter Ihrer Mitwirkung beabfichtigt gewefen, den in fol- 
gender Weife formulirten Antrag an die Nationalver 
ſammlung zu bringen: 

Die Reichsverſammlung — in Erwägung, daß nach 
der Natur der Verbindung Oeſterreichs mit außerdeut— 
fchen Ländern ‚und nad) ‚den vorliegenden Erklärungen 
der öfterreichifchen Regierungen der Eintritt der deutfchs 
öfterreichifchen Provinzen in den deutfchen Bundesftaat 
auf den Grund der von der deutfchen Nationalverfamms 
lung angenommenen Berfaffungsbeftimmungen nicht ers 
wartet werden kann; daß das öfterreichifche Minifterium 
die Anficht feierlich ausgefprochen hat, es feien die Ver— 
faffungen Deutfchlande und des öfterreichifchen Kaifers_ 
ftaated unabhängig von einander zu begründen, und erft 
nachdem beide Staateneomplere fefte Geftalt gewonnen, 
die ‚Bedingungen des Anfchluffes zu verabreden ; daß 
zwar die Berabredung der Verfaſſung des dDeutfchen Bun⸗ 
desſtaates nicht aufgehalten werden darf, daß aber eine 
gänzlich getrennte Feftftellung beider Verfaſſungen, ohne 
Berftändigung über die möglichen Grundlagen des fünf: 
tigen. Berbandes Defterreichd mit. Deutfchland, Diefen 
Verband felbit und wit ihm die höchften Intereſſen der 
gefammten Nation gefährden könnte, daß ein Anlaß zur 
Verftändigung mit Defterreich auch in der unabweisba- 
ren Nothwendigfeit liegt, den Umfang jener Bundespflich- 
ten näher. zu beftimmen, zu deren Erfüllung Defterreid) 
auch in den gegenwärtigen Berhältuiffen fich, bereit ers 
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klärt hat; daß endlich Berathungen mit der öfterreichis 
fhen Regierung in den erwähnten Beziehungen zweck⸗ 
mäßig nur durch die Gentralgewalt gepflogen werden 
fönnen, dad Gefeß vom 28. Juni aber diefen Fall nicht 
vorgefehen hat, befchließt: 

„Dem Reicdysminifterium die Ermächtigung zu er: 
theilen, mit der öfterreichifchen Regierung in Vers 
handlung zu dem Zwecke vorbereitender Berftändis 
gung über die möglichen Grundlagen ber fünftigen 
Verbindung Defterreichd mit Deutfchland einzutres 
ten.’ — | 
Beide Anträge hatten ihren Grund in der Webers 
zeugung, daß die in Defterreich beftehende Verbindung 
deutfcher und nichtdeutfcher Lande zu einer Staatdeinheit 
von fo großer Feftigfeit und Macht, wie der Kortbeftand 
der öfterreichifchen Monarchie fie erheifcht, mit einer 
gleichförmigen, über das ganze deutfche Bundesgebiet, 
alfo auch über die deutfchsöfterreichifchen Provinzen, fich 
erfiredfenden Verfaſſung eined- Bundesftaates nicht ver: 
einbar fei. Beide jene Anträge beruhten auf der Bor: 
ausfegung, daß diejenigen Souverainitätdrechte, welche 
als unveräußerliche Rechte der öfterreichifchen Gentral- 
gewalt über die fammtlichen öfterreichifchen Lande öfter: 
reichifcher Seitö betrachtet werden, im Wefentlihen auch 
ald der Inbegriff der Nechte gelten würden, welche der 
deutfche Bundesftaat anfprechen müffe, damit die Staas 
ten umfchlungen feien von dem gemeinfamen Bande eis 
ner fräftigen Gentralgewalt. Es erſchien ald ein Wider⸗ 
fpruch, die deutfch »öfterreichifchen Provinzen rücfichtlich 
derfelben ftaatsrechtlichen Berechtigungen und Berpflidy 
tungen beiden, in Beziehung auf diefe Provinzen für 
gleichberechtigt erachteten und mit denfelben Befugniffen 
ausgerüfteten Gentralgewalten untergeordnet zu denen. 
Diie Löſung diefes Widerfpruches zu fuchen durch 


Gefährdung des Fortbeftandes der Monarchie, iſt nicht 
der Gedanfe, mit welchem der Unterzeichnete die Füh— 
rung der Gefhäfte im Reichdminifterium übernahm; fie 
zu fuchen durch Verzicht auf das nothwendige Maaß ber 
Einigung Deutfchlands, diefem anderen Gedanten darf 
und kann er nicht Raum geben. Es blieb nur die Los 
fung übrig, anzunehmen, daß Defterreicd in den zu ers 
richtenden deutfchen Bundesftaat nicht eintrete; mit dem— 
felben aber fich fo enge ald möglich — enger, wenn mög» 
lich, als bisher im Staatenbunde, — verbinden werde. 
Sn diefer Auffaffung des DBerhältniffes Defterreichd zu 
Deutfchland durfte das Reichsminifterium mehr ald eine 
bloße Anficht, ed durfte darin den eigenen Wunſch und 
Anfpruch der Kaiferlichen Regierung erfennen. Defters 
reich hatte fidy) durch Wort und That der Zumuthung 
erwehrt, als feien feine deutfchen Gebiete einer an die 
Stelle des früheren Bundestaged tretenden oberften Boll 
jiehungsgewalt unterzuordnen. 
„Wir wollen die Fonftitutionele Monarchie aufs 
richtig und ohne Rüdhalt —“, 
fo heißt es im Programme von Kremfier d. d. Arten Ro: 
venber 1848, 
„Wir wollen diefe Staatöform, deren Wefen und 
geficherten Beftand wir in der gemeinfchaftlichen 
Ausübung der gefeßgebenden Gewalt durch ben 
Monarchen und die Repräfentantenkörper Defter- 
reich8 erfennen — „mir wollen fie‘ ıc. getragen 
von der freien Gemeinde und der freien Geftal- 
tung der Ländertheile in allen inneren Angelegen- 
heiten, umfchlungen von dem gemeinfamen Bande 
einer fräftigen Centralgewalt“ ıc, ıc. 
„In allen äußeren Beziehungen des Reiches wers 
den wir die Intereffen und die Würde Defterreiche 
zu wahren wiſſen, und Eeinerlei beirrenden Einfluß 
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von außen auf bie unabhängige Stellung unferer 

inneren Berhältniffe zulaſſen.“ 

Zwar lag Defterreihd Zuſtimmung vor zur Grün: 
dung der durch das Geſetz vom 28. Juni v. J. gefchafs 
fenen proviforifchen Gentralgewalt über Dentfchland ; 
aber die Wirffamkeit, die diefes Geſetz derfelben über: 
wies, hatte Defterreich ihr nicht einzuräumen vermodht. 
Das erwähnte minifterielle Programm von Kremfier hatte 
den SFortbeftand der Monarchie in flaatlicher Einheit 
verfündet und die Verbindung Defterreichd mit Deutfch- 
land dem Zeitpunfte vorbehalten, in welchem beide Staas 
tenförper zu neuen und feften Formen gelangt fein wür⸗ 
den. Die gegenfeitige Unabhängigkeit der inneren Ge— 
ftaltung ſchien hiermit ausgeſprochen; Defterreich hatte 
fie für ſich auch thatfächlich geltend gemacht, indem es 
ohne Vorbehalt bezüglich der Verfaffung bes deutfchen 
Bundes den gemeinfchaftlichen öfterreichifchen Reichstag 
für deutfche und nichtsdeutfche Provinzen berufen hatte. 
Der Natur der künftigen Verbindung fonnte das Reiche: 
minifterium nicht vorzugreifen glauben, indem es unter 
diefen Umftänden einerfeitd und andererfeitd nach den 
bis jeßt vorliegenden Befchlüffen der deutichen Nationals 
verfammlung bezüglich des Verfaſſungswerkes, worin das 
Spftem des Bundesftaates mit einer gemeinfchaftlichen 
Regierung und Volfövertretung für die gemeinfamen In— 
terefjen der Nation feftgehalten wird, die Sonderftellung 
Defterreich® neben dem deutſchen Bundesſtaate als be> 
reitd entfchieden annahm. 

Diefe Borausfegung mit ihren Folgerungen wird 
in dem Schreiben des f. f. Herrn Minifterpräffdenten 
Fürften von Schwarzenberg, welches der Unterzeichnete 
burch Vermittelung des Herrn Bevollmächtigten für Der 
fterreih am 4. d. M. zu empfangen die Ehre hatte, als 
ftatthaft bezeichnet. Der Herr Minifterpräfldent erklärt, 


daß in jemer zu Kremfler gefchehenen Darlegung der 
Politif des öfterreichifchen Kabinets die Abficht, fi) von 
dem zu errichtenden deutfchen Bundesftaate auszufchlies 
Ben, keineswegs ausgefprochen fei, daß vielmehr Deiter- 
reich feine Stellung als deutſche Bundesmacht nicht auf: 
zugeben gedenfe. 

Der Unterzeicynete hat ſich bei Erwägung biefer 
Erklärung von dem PBertrauen leiten laſſen, daß die öfter: 
reichifche Regierung nicht gewillt fein könne, der Lage 
Deutfchlands diejenige Rückſicht zu verfagen, die fie für 
die ihrige mit Recht in Anfpruch nimmt. 

Eine ftarf audgerüftete Einheitdgewalt in Deutſch— 
land zu verhindern, die Urfachen der Revolution im Deuts 
fchen Bolfe zu verewigen, died wird Defterreich weder 
als ein Recht behaupten, noch ald das richtige Mittel 
betrachten, zu feiner eigenen, inneren Feftigung zu ge: 
langen. 

Die faiferliche Regierung befigt eine zu genaue Keennts 
niß von den Zuftänden Deutfchlands und hat in den re 
volutionären Bewegungen, die auch in Defterreich ftatt- 
gefunden haben, zu viel eigene Erfahrungen gefammelt, 
um nicht dem Entwicelungsgange Rechnung zu tragen, 
wodurch die Nationalverfammlung veranlaßt worden ift, 
abweichend von dem Prinzipe der Vereinbarung zwifchen 
der Bolfövertretung und den Regierungen bezüglich des 
Berfaffungswerfes, wie diefes Prinzip gegenüber den kon— 
fituirenden Berfammlungen und für die Berfaffungen 
der Einzelftaaten feitgehalten worden ift, die endgültige 
Entfcheidung über das Reichsverfaſſungswerk fich vor: 
zubehalten. — 

Es ift Thatfache, daß die deutfchen Regierungen 
nach den Märzbewegungen, während der Verfamminng 
des Fünfzigerausfchuffes und bis zur Eröffnung der Nas 
tionalverfammlung, vielfacher Anregungen. ungeachtet, 


ſich nicht über einen vorzulegenden Verfaſſungsentwurf 
und den bezüglich des Verfaſſungswerkes einzufchlagen- 
den Gang haben einigen Fönnen. 

Daß eine foldhe allgemeine Einigung aller Regie— 
rungen jeßt ficherer in Ausſicht ftehe, ift fehwer zu glau—⸗ 
ben. 

Die Nationalverfammlung fonnte alfo nicht inner» 
halb der Conſequenzen eines Prinzipes bleiben, welche die 
Möglichkeit des Zuftandefommend des doch fo dringens 
den Berfaffungswerfes in Frage ftellen mußten. Aber 
gleich der Faiferlichen Regierung erblickt auch der Unter⸗ 
zeichnete die fiherfte Hoffnung des Gelingend des Ber: 
faſſungswerkes in der Berftändigung mit den Regierun— 
gen, wo und in fo weit fie Schwierigfeiten befeitigen 
und zum Ziele führen fann. — In der Hinweifung auf 
diefe. Verftändigung von Seiten des faiferlihen Minis 
ſteriums wird alfo der Unterzeichnete mit gleich feſtem 
Vertrauen eine Abficht oder Begünftigung der Hinaus⸗ 
fihiebung des Verfaſſungswerkes entfernt nicht voraus 
feßen,, fondern nur eine im Bewußtfein der Größe und 
Schwierigkeit der Aufgabe gefaßte Ueberzeugung erfen- 
nen über das nothwendige und erreichbare Maaß der 
politifchen Einigung Deutfchlande, und er hat die Frage 
dieſes Maaßes ald eine offene anzuerkennen, fo lange 
feine endgültigen Berfaffungsbefchlüffe vorliegen. 

Die mündlichen Aeußerungen, mit welchen der fai- 
ferliche Herr Bevollmädhtigte dad Schreiben vom. 28. 
Dezember begleitete, deuteten darauf hin, daß dieſes 
Schreiben. eine Aenderung der politifhen Anſicht auss 
drüden folle, welde dem Programme von Kremfler. zu 
Grunde liegt. Beftünde diefe Aenderung darin, daß Des 
fterreich, früher entfchloffen, den deutfchen Bundesftaat 
neben fich entitehen zu laffen, nunmehr ein: Veto gegem 
denfelben aus feinem. Rechte ald Bundesmadht ableiten 


wollte; Defterreich befände fih dann im Widerfpruche 
nicht nur mit dem vorwaltenden Verlangen der Nation, 
fondern auch mit dem gegenwärtigen Staatd> und Buns 
deörechte Deutſchlands. Das Gefek vom 28. Juni v. J., 
wodurd eine proviforifche Sentralgewalt für Dentfchland 
unter Zuftimmung aller deutfchen Regierungen konſtituirt 
worben ift, hat dad Staate- und Bundesrecht Deutfch- 
lands weſentlich mobifizirt, den Bundesſtaat berechtigt, 
und es können ‚die Rechte und Pflichten ded Bundes 
nicht mehr: ausfchließlich nach den Grundgefegen von 
1815 und 1820 erfannt werben. 

Die Räthe des Reichsverweſers mußten baher die 
legte Erklärung Defterreichd in dem anderen Sinne ver; 
ſtehen, daß dadurch die Ausficht eröffnet fei, ed werde 
ſich die neue Konftituirung der öfterreichifchen Geſammt⸗ 
monarchie mit der Unterordnung des öfterreichifchen Bun: 
beögebieted unter eine das Weſen des Bundesftaates 
fefthaltende, deutfche Reichsverfaſſung und Reichsregierung 
vereinigen laffen. Diefe Ausficht ift ed, auf welche das 
Reichdminifterium, wie im Eingange bemerkt, früher vers 
zichten zu müſſen glaubte. Sich ihr zu verfchließen, kann 
ihm nicht in den Sinn fommen. Das Berfaffungswert 
in unbeftimmte Ferne zu rüden, fteht nicht in feiner 
Macht und würde feiner Pflicht widerftreben. 

Das hier in Abfchrift beigefügte Schreiben des Un— 
terzeichneten vom 5. d. M. an den zur Begutachtung 
ber Vorlage vom 18. Dezember niedergefesten Ausſchuß 
ber Nationalverfammlung gibt NRechenfchaft über Die 
burch das unterm 28. Dezember erlaffene Schreiben des 
k. f. Herrn Minifterpräfidenten an den Herrn Bevoll: 
mächtigten für Defterreich erforderlich gewordene Modi— 
fifation diefer Borlage. Diefelbe ift von dem Unterzeich— 
neten nach eingeholtem Befchluffe des Minifterrathes in 
ber Berathung noch näher dahin beftimmt worden : 
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„baß die Mittheilung vom 5. d. M. an ben Aus- 
fhuß auf dem Vorbehalte der Erflärung Defters 
reich8 beruht, ob und wie es in den Bundesftaat 
oder überhaupt die Staatsform, die hier gefun—⸗ 
den werden foll, eintreten könne und wolle; — 
daß diefe Erklärung nicht mehr, wie in der Vor⸗ 
lage vom 18. Dezember ald ertheilt vorausgeſetzt 
wird.’ | 

Damit trat die Frage ber Ausdehnung der von der 
deutfchen Nationalverfammlung ausgehenden Verfaſſungs⸗ 
beſchlüſſe und Geſetze auf das Bundesgebiet Defterreichd 
wieder an die vorderfte Stelle, und eine Folgerung hier⸗ 
aus war, daß das Reichsminifterium den früher in Vor⸗ 
ausſetzung des Uniondverhältniffes auf die gefandtichaft- 
liche Form der Verhandlung befchränften Antrag nun 
mehr erweiterte, um für Die Entfcheidung der Borfrage 
Raum zu laffen. 

Die Nationalverfammlung hat: durch Beſchluß vom 
13.d. M. dem Reicheminifterium die verlangte allge: 
meine Ermächtigung ertheilt: 

„u geeigneter Zeit und in geeigneter Weife mit 
ber f. f. Regierung, Namend der proviforifchen 
-Zentralgewalt für Deutfcyland, über dad Berhält- 
niß Defterreichd zu Deutfchland in Verhandlung 
zu treten.” 
und das Reichsminifterium hat in Betracht der fich nä⸗ 
hernden Intfcheidung nicht gefäumt, bei ©. Kaiferl. Ho» 
heit dem Reichöverwefer den Antrag zu ftellen, daß von 
jener Ermächtigung fofort Gebraud; gemacht werde. 

Was bie Verhandlung derjenigen Punkte betwifft, 
in welchen dad Verhältniß der proviforifchen Zentralges 
walt zu Defterreich bisher nicht geregelt und bie ihr 
übertragenen VBollziehungsbefugniffe nicht ausgeübt wer: 
ben fonnten, fo werden bie einzelnen Neichöminifterien 
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wegen ber in ihren Bereich gehörenden Gegenftände mit 
dem f. k. Herrn Bevollmächtigten fich zu benehmen die 
Ehre haben. 

Der Unterzeichnete hält jedoch diefen Weg nicht für 
ausreichend, um die Erfüllung einer der wichtigften Pflich- 
ten der Zentralgewalt, die Leitung der auswärtigen An- 
gelegenheiten Deutfchlande ermöglicht zu ſehen. Die 
Stellung Oeſterreichs ald europäifhe Großmacht, und 
die Natur der gegenwärtigen politifchen Fragen, deren 
Fäden faft alle in Wien zufammenlaufen, bringt ed mit 
fih, daß die Zentralgewalt eines am Sitze der öfterrei- 
chifchen Regierung verweilenden Vertreters nicht entbeh: 
ren kann. Es ift für fie unerläßlic, von den dortigen 
Berhandlungen und Entſchlüſſen fehleunige und umfaſ— 
fende Kenntniß zn erhalten, und fie wird nur unter Die 
fer Bedingung im Stande fein, den von ihr wie von 
Defterreich ausgefprochenen Wunfc und Willen, in den 
Fragen der äußeren Politif Hand in Hand zu gehen, 
wirkſam in Ausübung dringen. 

Sie bedarf eined Organes, welches ihr gleich wie 
bies für die k. f, Regierung durch Anwefenheit des Herrn 
Bevollmächtigten dahier der Fall ift, die Möglichkeit bie— 
tet, auch ihrerfeits am Hofe Sr. Majeftät des Kaifersd 
und dem öfterreichifchen Minifterinm gegenüber durd) 
mündliche, von Perfon zu Perſon gehende Erörterungen 
dem Berfehre diejenige Volftändigkeit und Lebendigkeit 
zu verleihen, welche nur durch wechjelfeitige Sendung 
vertrauter und. erprobter Männer zu erreichen ift. 

Es wird fih das Bedürfniß, Bevollmächtigte der 
Zentralgewalt auch in anderen deutfchen Negierungsfigen 
verweilen zu laſſen, wahrfcheinlich, wenn auch aus mins 
der dringenden. und entfcheidenden Urfachen, ergeben. 

Auch hinfichtlic; des Hauptzweded der dem. Minis 
ſterium ertheilten Ermächtigung, der baldigen Klarftellung 
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des gefammten. Berhältniffed Oeſterreichs?zu Deutfchland 
hält der Lnterzeichnete einen Agenten ber Gentralgewalt 
in Wien nicht für entbehrlich. 

Wenn auch nach der von dem Faiferlichen Miiniſte⸗ 
rium früher geäußerten und von dem Herrn Bevollmäch⸗ 
tigten mündlich als fortbeſtehend beſtätigten Anſicht der 
Zeitpunkt noch nicht gekommen ſein ſollte, die gegenſeiti⸗ 
gen Beziehungen Oeſterreichs zu Deutſchland ſtaatlich 
zu beſtimmen, fo muß doch der Unterzeichnete den größ- 
ten-Werth darauf legen, über den Entwidelungdgang 
der dortigen Berfaflungsfragen aud unmittelbarer Auf- 
fafjung unterrichtet zu werden; das Verftändniß der hies: 
figen durdy unmittelbare Erklärungen fördern zu: können, 
und die Gegenfeitigfeit der Einwirfung aud) in Betreff 
des Verfaſſungswerkes herzuftellen. 

Dies find die auch bei öffentlichen Anläſſen ausge— 
fprochenen Gründe, welche der, f. k. Herr Bevollmächtigte 
und das f, Minifterium würdigen, werden, welche Das 
Reichsminiſterium veranlaſſen, fid) ohne Verzug mit der 
Aufgabe einer Sendung an den f. £. Hof zu befchäftis 
gen, 

Zu dieſem Zwede muß dafjelbe zunächft wünfchen, . 
durch geneigte Verwendung des Herrn Bevollmächtigten 
mit möglichfter Beſchleunigung zu erfahren, ob hinficht- 
lidy einer foldyen Sendung und ihrer Modalitäten die 
faiferliche Regierung fich zur Aeußerung beftimmter Wins 
ſche oder Vorſchläge veranlaßt finde. 

Dad Reichsminifterium_hofft auf deren Zuftimmung, 
indem es fomwohl den Charakter eines diplomatifchen, als 
den eined aus der Erefutivgewalt abgeleiteten Auftrages 
ausfchließt, und für den Bevollmächtigten der Gentrals 
gewalt, ähnlich wie für die Bevollmächtigten bei derfels 
ben, nur die äußere Rangftelung eined Gefandten als 
ihr angemefjen erfcheinend bezeichnet. 
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Mit dem vorftehenben, die Form der Verhandlung 
betreffenden Erfuchen, verbindet der Unterzeichnete die 
vorbereitende Anfnüpfung der Unterhandlung felbft,; für 
welche der Ausgangspunft nur in den bis jeßt in erfter 
Lefung vorliegenden VBerfaffungsbefchlüffen der deutfchen 
Nationalverfammlung gefunden werben kann. Er glaubt 
daher die faiferliche Regierung, wie hiermit gefchiebt, 
erfuchen zu müflen, die hier in beweifender Form beige- 
fügten, vorläufig angenommenen Theile der Verfaffung 
(vom Reiche, von der Reichdgewalt, vom Reichögerichte, 
vom Reichdtage) amtlich zur Kenntniß zu nehmen. Das 
bereits früher mitgetheilte Kapitel von den Grundredh- 
ten hat jegt, nach gehöriger Publikation, Gefegesfraft. 
Zu weldhen Erwägungen die Regierung ded Kaiferftaas 
tes in diefen Mittheilungen Anlaß findet, in welcher 
Weiſe fie die Feftftelung des Verhältniffes der öfterrei- 
chiſchen Geſammtmonarchie und ihrer Beftandtheile zu 
dem in der Geftaltung begriffenen bdeutfchen Bundes: 
ftaate auf dem Grunde jener Befchlüffe, oder auf wel: 
cher anderen Grundlage herbeizuführen gedenft, darüber 
darf der Unterzeichnete im beiderfeitigen höchften Inter: 
effe einer bafdgefälligen Rückäußerung entgegenfehen. 

Frankfurt a. M., den 22. Januar 1849. 

(93) H. Gagern. 


9 
24. 


Memorandum Des Neichsminifters des 

Handels über das Verhältniſt Defter- 

reiche zu Deutichland d. d. L2ten Feb: 
ruar 1849. 


Die vorliegende Ausführung kann fid nur auf dem 
Boden ded Programmes des Reichöminifteriumd vom 18. 
Dezember v. J., welches die Reichöverfammlung gebil- 
ligt hat, bewegen, - Daß Deutjchland um jeden Preis, 
auch um den einer Berfaffung, welche im Wefentlichen 
nur den alten Inderen Etaatenbund für feinen ganzen 
Länderbeftand erneuern würde, den Beitritt Deutfchöfter- 
reich erkaufen müſſe, ift eine mit dieſem Programme 
unvereinbare Anficht. Nicht minder verläugnet baffelbe 
den entgegengefegten. Gefihtöpunft, nach welchem bie 
deutfcheöfterreichifchen Lande, wenn fie die neue. Verfaſ— 
- fung Deutfchlands: nicht annehmen fünnen, aus dem bes 
ftehenden deutſchen Bunde auszufchließen und Damit ganz, 
von dem zu errichtenden engeren Bunde abzulöfen fein 
würden. Es bleiben nad) dem Programme nur zwei 
Borausfegungen als zuläffige übrig: - entweder daß. die. 
deutfchsöfterreichifchen Provinzen wirflicd in den, neuen 
Bundesſtaat eintreten, oder daß fie in ein weiteres Bun- 
beöverhältnig zu dem deutfchen Bundesflant geftellt wer- 
ben, welches auf ber Grundlage. des’ alten deutſchen Buns 
des mit den von Zeit und Umftänden geforderten. Aen- 
derungen defielben,, einen zum Mindeften eben fo engen 
Verband, als der alte Bund gewährte, für Deutichland 
und Defterreich begründe. 

Nachdem nun aber Defterreidy in der Note vom 4, 
Februar den Eintritt feiner deutfchen Lande -in. einen 
Bundesſtaat, wie bie deutſche Reichöverfammlung, ihn: 
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gründen muß, wenn fie ihre Aufgabe erfüllen will, da- 
durch zurückgewieſen hat, daß ed die im Abfchnitte des 
Berfaffungsentwurfes von der Neichdgewalt enthaltenen 
Srundbeftimmungen diefes Bundesftaateds als: Einheits- 
ftaat bezeichnet, in welchen ed nie eintreten werde, — ift 
ed nicht länger nothwendig, die Folgen in Betracht zu 
ziehen, welche ein Eintritt der deutfch-öfterreichifchen Pros 
vinzen in den deutfchen Bundesftaat für die Stellung 
Defterreichd zu Deutfchland haben würde. Es mag dies 
von Seiten ded Reichsminifteriumd um fo eher unters 
bleiben, als ſowohl deffen Programm vom 18, Dezember 
v. J., ald die zweite Erklärung vom 5. Sanuar d. 9. 
vorausgefehen haben, daß Defterreich nicht in jenen Bun⸗ 
desftaat eintreten könne und werde. 

Somit ift jebt nur nod der weitere Bund einer 
Erörterung zu unterwerfen,. in welchen nach der immer 
feftgehaltenen Anficht des Reichsminiſteriums Defterreich 
und Deutſchland zu treten haben. | 

’ Unter diefem weiteren Binde fann bei reiflicher & 
gung Niemand eine folche Verbindung Beider verfte- 
heit, daß die Faiferliche Regierung aller unlösbar zu eis 
ser Gefammtmonarcie verbundenen Staaten von Des 
fterreich zugleich zur Zentralgemwalt von Deutfchland 
würde und daß in einem Völferparlamente die Abgeord- 
teten von den fändern der unteren Donau bis zur Nord⸗ 
und Oftfee gemeinfam tagten und gemeinfam Geſetze bes: 
ſchlößen. Erwägt man nämlich die ungeheure Verfchie- 
denheit der Kultur, der Snduftrie, des. Bodenbaueg, der: 
foziafen "und fommerziellen Berhältniffe aller diefer Böl- 
kerſtäämme, fo muß ed einleuchten, wie undenfbar es tft, 
daß in einem folchen Parlamente Gefege und Beſtim⸗ 
mungen vereinbart werden fönnen, die nur einigermaßen 
die’ Bedürfniffe der Völker befriedigen. Mit Zuverfiht 
läßt ſich vorausſagen, daß ein ſolches Reich der Mitte, 


wenn die europäifchen Mächte feine Bildung überhaupt. 
zulaffen würden, im fehr kurzer Zeit einer natürlichen 
oder gewaltfamen Auflöſung entgegengehen müßte. 

Ein anderer Weg muß eingefchlagen werden, um 
die Intereſſen der öfterreichifchen Monarchie und des 
deutfchen Bundesftaates in einen folchen Einflang zu 
fegen, daß beiden Völkern dauernde Befriedigung gefchafft 
und zugleich. zu ihrer eigenthümlichen Entwidelung Raum 
gelaffen iſt. Es wird und nicht ſchwer fallen, dieſen 
Weg zu weifen und klar zu zeigen, wie beide Staaten- 
fomplere gemeinfam und Hand in Hand, gleichfam wie 
zwei Affocied einer Handelöfirma, die Bahn der mate- 
riellen Entwidelung und des brüderlichen Verfehres bes 
treten fünnen, wie babei ihre Intereffen von Jahr zu 
Fahr mehr ıfich in einander weben und fich als ein ges 
meinfamed-Gut darftellen werben, welches gemeinfamen 
Schuß verlangt und erhalten: muß. Daraus wird fich 
denn von felbft, auch wenn man feine beftimmte Form 
dafür feftftellen wollte, bie politifche Gemeinfamfeit 
entwickeln, eine gewiß ungleich haltbarere und ents 
fchiedenere, als fie jemald das alte Bundesverhältnig 
hätte geben fünnen. 

Defterreic, hat fein eigenes Zollmefen, und diefem 
gemäß haben ſich deſſen Verkehr, Handel, Bodenbau und 
Snduftrie entwicelt. Theile des Kaiferftaates find won 
anderen Theilen durch befondere Zolllinien getrennt, 
welche leßtere jedoch in der Regel zum Hauptzweck has 
ben, die Staatdeinfünfte zu vermehren. Es ift zu erwar- 
ten, daß: die mehr fonzentrirte Monarchie zunächſt dars 
auf bedacht fein wird, dieſe trennenden den Verkehr und 
bie Befreundung der einzelnen Volksſtämme hindernden 
Schranfen zu befeitigen, denn die Folge davon würde 
unfehlbar ein Auffhwung des. gegenfeitigen Austaufches 


aller- Erzeugniffe, eine Vermehrung ded Nationalvermds 
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gend und Wohlſtandes, eine Vergrößerung bed Verbrau⸗ 
ed von Gegenftänden der Induftrie, und daher auch 
eine gefteigerte Blüthe der leßteren fein. Nach Maßgabe 
diefer Veränderung wird auch das ‚ganze öſterreichiſche 
Grenzzollweſen und manche innere Beſteuerungsweiſe 
eine gründliche Aenderung erfahren müſſen, wobei, wenn 
nicht viele wichtige Interefien auf dad Spiel geſetzt wer-, 
den follen, lediglich nad) den Verhältniffen, die in der 
Gefammtheit der öfterreichifchen Staaten zum Vorſchein 
fommen, verfahren werben kann. Wahrhaft unverant:- 
wortlich würde es fein, wenn über eine fo folgenreiche, 
fo forgfältig zu prüfende Ummandlung nicht durch Die 
eigene öfterreichifche Regierung, und durch üfterreichifche, 
der Dinge fundige Volksvertreter, ſondern durch: die ferne 
Zentralgewalt in Frankfurt und durch einen Neichdtag 
befchloffen werden follte, deffen Mitglieder der Mehrzahl 
nach Ränder vertreten, in welchen völlig andere Bebälb 
wife Beachtung fordern. 

Der öfterreichifhe Gefammtftaat wird. daher feinen 
eigenthümlichen Entwidelungsgang nehmen müſſen, und 
deffen Regierung wird vollauf zu thun haben, nur Dies 
fen zu überfehen. Sowie diefe Entwidelung worfchreitet, 
wird fich ergeben, bis zu welchem Maaße die Zollſchran⸗ 
fen zwifchen Defterreid; und dem Bunbeöjlnate aeg 
oder entfernt werden fünnen. 

Ein erftied Erforderniß wird fein, daß beide Bien 
tenverbände ſich verftändigen über ein möglichſt gleiches 
Zolltarifſyſtem gegen das beiden gemeinſame Ausland) 
fo wie über gleich firenge und correfte Erhebungsnors 
men. GErft nachdem dieſes Ziel erreicht iſt, können uns 
bedenklich für die beiderfeitigen Erzeugniffe Erleichterum« 
gen des Austauſches eintreten, anfänglich unter Beglei- 
tung won -Urfprungsatteften; Leßteres, um zu vermeiden, 
daß nicht die fremdländifchen Erzengniffe Diefes Vorthei⸗ 


les theilhaftig werben, berem Verſteuerung vielleicht nicht 
in demjenigen Staate: fbattfände „in welchem dieſelben 
verbraucht werden. Bei Erzeugniffen, welche in beiden 
Staaten einer Mitbewerbung des Auslandes: gleicher 
weife entzogen ſind, indem ein gleicher Grängzell in beis 
den flattfindet, würbe: bis zu wölliger Zollfreiheit an der 
beutidjöfterreichifchen Grenze gefchritten werden. können. 
Solche: Gegenftände, deren aldbaldigereigebung bedeu⸗ 
tende Jutereſſen zerftören würde, fann man von Diefem 
Austauſche ausfchließen. Es verfteht fih dabei von ſelbſt, 
daß hinfichtlic, derjenigen Waaren eigenen Erzengniffes; 
weldjen freier Zugang gegenwärtig gewährt werdenwirb, 
die. Zölle auf die gleichartigen Waaren des Auslandes 
wenigftend im Minimalbetrage vertragsmäßig feſtgeſtellt 
fein und bleiben‘ müffen, weil ſonſt der eine oder-der 
andere der: beiden Staaten feine Eingangsrechte ſo mäs 
Pig; ftellen könnte, daß über feine Grenzen und mittelft 
Berfteuerung zu Gunften feiner Kaffen die fremde Eins 
fuhr in beide. Staatsverbände ſtattfinden würde 

Indem: in dieſer Art beide Staatenkomplexe ihr 
Steuerwefen gehörig und gleichmäßig ordnen, läßt ſich 
durch Bereinbarung ein großer Verkehr unter: denſelben 
zu beiberfeitiger Bereicherung herbeiführen, Es läßt fich 
der Handeld» und: Berfehrsbund anbahıten, wie es den 
Umftänden angemefjen ift und wie ed den Wünfchen der 
beiderfeitigen Benölferung entfpricht, ohne. Umſturz beſte⸗ 
hender Erwerbszweige, ohne Gefährdung der fo.:fehr eine 
Berückſichtigung heifchenden Finanzen. Bon Jahr zu Fahr 
würde ber Berfehr unter den. beiden Bundesftanten ſich 
ausdehnen und. einem einheitlichen freien Dandelögebiete 
für alle heimifchen Erzeugniffe ſich nähern, ungeadytet für 
ausländische ‚Erzengniffe die Zollgrenzen in ihrer vollen 
Strenge auch an der Grenze gwifchen Oeſterreich und 
dem Bundesſtaate beibehalten. würben, und jeber Theil 
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fein : eigened Finanzwefen .behielte. Daß ‚künftig. auch. eine 
Gemeinfchaftlichkeit der Zolleinkünfte und. Rückverthei⸗ 
ung derſelben ftattfinden.: fönnte, gehört. nicht unter’ die 
Unmöglichfeiten, allein der Zeitpunkt; bei welchem bavon 
bie Rede fein könnte, liegt nod) fern und daher mag biefe 
Frage einftweilen der: Zukunft überlaffen bleiben. 

Zur Erwirkung eined Einverftändniffes über dieſe 
Frage des Zollweſens und des gegenſeitigen Verkehres, 
wird es, unter Feſthaltung ſelbſtſtändiger freier Beſchluß— 
nahme beider Verbündeter, erforderlich ſein, daß jährlich, 
vielleicht zweimal, Kommiſſionen Sachverſtändiger, gebil⸗ 
det theils aus Regierungsbeamten, theils aus Induſtriel⸗ 
len, Kaufleuten und Gutsbeſitzern, zuſammentreten, und 
zwar einmal in Wien und einmal in Frankfurt, um ſich 
über dieſe Verhältniſſe zu berathen, und den beſchließen⸗ 
den Gewalten ihre gutachtlichen Aeußerungen vorzule⸗ 
gen. Unter den Regierungen von Geſammtöſterreich und 
Geſammtdeutſchland, bei welchen gegenſeitig ſtändige 
Kommiſſionen für die Zoll- und Handelsfragen ſich auf: 
halten müßten, würden weitere Verſtändigungen einzu—⸗ 
treten haben. | 

Strenge an bie eben erörterten Fragen ſchließen ſich 
die Verhältniffe ver Seefchifffahrt an. Die Staaten Des 
fterreich8 und Deutfchlande befolgten feither eine liberale 
Schifffahrtspoliti. Sie werden dad auch ferner thun, 
denn ed liegt in ihrem allfeitigen Intereſſe. 

Es wird daher fein Bedenken haben, daß die Schiffe 
Defterreichd in deutfchen Häfen ald deutfche, und die 
deutfchen Schiffe in öfterreichifchen Häfen als üfterrei- 
chiſche behandelt werben. Die Gefeßgebungen über bie 
Rationalität der Schiffe, die Art der Schiffspapiere, bie 
Mufterrollen xc. können ohne Schwierigkeit nad, gleichen 
Örundfäßen geregelt werden. Man wird öfterreichifche 
Scifföleute für deutſche rechnen, deutſche für öftereichie 
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fhe, fo wie es feinen Unterfchied machen wird, ob ein 
Schiff auf Sfterreichifchem Boden erbaut ift. Dabei fann 
eine Flaggenverfchiedenheit fo gut fortbeftehen, als fie 
feither unter den drei Hanfeftäbten beftand, ungeachtet 
biefe vereint ihre Handels- und Schifffahrtöverträge 
fchloffen. 

Sn weiterer ‚Verfolgung diefer Schifffahrtdangeles 
genheiten wird es nöthig fein, daß in den Hauptgrund⸗ 
zügen beide Theile diefelben Prinzipien annehmen, weldye 
fie ihrer Handeld- und Schifffahrtspolitif zum Grunde 
fegen wollen. Ohne eine folche Webereinftimmung würde 
ber eine Theil einen Schifffahrtövertrag mit einem frem- 
den Staate fließen fünnen, der im Widerfpruche mit 
einem von dem anderen Theile geſchloſſenen ftände, felbft 
bei gemeinfchaftlichen Unterbandlungen über einen Ber: 
trag würben Meinungsverfchiedenheiten unter den beiden 
Theilen zu überwinden fein, welche zu großen Verzöge⸗ 
rungen, ja zu völliger Beruneinigung führen könnten, 
wenn nicht das Ziel deriBeftrebung ein vollkommen gleis 
ches wäre. Wenn e8 auch nicht erforderlich erfcheint, 
daß die Verpflichtung eingegangen werde, Handeld- und 
Scifffahrtöverträge mit dem Auslande nur gemeinfchaft- 
lich zu -verhandeln und abzufchtießen, fo werben Dody 
beide Theile die Verbindlichkeit nothwendig eingehen müſ⸗ 
fen, feinen Handelds und Schifffahrtövertrag für ſich 
mit einem fremden Staate abzufcließen, in welchem 
nicht dahin vorgefehen ift, daß die befonderen Begünftis 
gungen, welche die beiden Staaten unter fich einführen, 
feinen Anfpruch des fremden Staates irgenb welcher Art 
begründen follen. Ohne folchen Vorbehalt würden bie 
gegenfeitigen Handeld- und Verfehrserleichterungen auch 
fremden Staaten anheimfallen oder unterbleiben' müffen, 
und ein engered Band zwifchen Deutfchland und Defters 
reich würde nicht begründet fein. Den beftehenden Ver⸗ 
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träge wäre nachträglich eine ſolche Klauſel beizufügen, 
oder es würden diefelben, wenn ſchon und. fobald künd⸗ 
bar, zu kündigen fein. 

Hat fidy in diefer Weife die Gemeinfamkeit der In 
tereſſen feftgeftellt, ohne der Individualität eines jeden 
der beiden Staaten zu nahe zu treten, fo wird ſich ber 
Modus der fommerziellen Bertretung im Auslande, und 
die. Art und Weife, wie gemeinfchaftliche Berträge ab⸗ 
zufchließen find, leicht finden laſſen. Es find ſchon Vor⸗ 
gänge bei mehreren deutfchen Staaten vorhanden, welche 
gemeinfam: ihre Berträge gefchloffen haben, uud dabei 
ftetd: denjenigen Staat. mit der Unterhandlung beauf—⸗ 
fragten, der nad; Lage der Berhältniffe gerade das ger 
wichtigfte Wort reden fonnte und in dem gegebenen 
Falle die größte Sachkunde befaß. Aehnlich ließe fich 
die Sache auch zwifchen Defterreich und Deutfchland eins 
richten und darüber befondere Abrede treffen. Was von 
Berträgen:gilt, trifft auch bei dem damit in Verbindung 
ſtehenden Ronfulatwefen zu, fofern es fidy bei dieſem 
von :bloßer bandelspolitifcher Vertretung handelt, Hier⸗ 
von wird jedoch ebenfalld erft in dem Maaße die Rede 
fein können, ald eine wirkliche gemeinfame Ausbildung 
der Handels⸗ und Schiffahrtöverhältniffe *— Staa⸗ 
ten voranſchreitet. 

Die Zahl der Dinge, welche eine vereinte Ausbil⸗ 
dung zulaſſen, iſt groß und wird noch ſtets wachſen. Es 
ſei hier für jetzt nur auf Poſtweſen, Eiſenbahnen, Fluß⸗ 
bauten und Handelsſtraßen, Telegraphen, Auswanderung 
and Coloniſation, Patentweſen und Handelsrecht hinge⸗ 
wieſen, welche ſchon Stoff zu vietfachen Verſtändigun⸗ 
gen geben. 

Zur Handhabung aller diefer Beziehungen, fo wie 
zur Beſprechung und Vereinbarung der Fragen der hö⸗ 
heren Politit, würde ein öfterreichifches Kollegium, an 
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beifen Spite ein bevollmächtigter Gefandter ftände, ſei⸗ 
nen Sig in Frankfurt bei der deutfchen Zentralgewalt 
nehmen, und andererfeits würde ein gleiche Kollegium 
mit gleichem Borftande von Seiten ded deutſchen Buns 
desſtaates bei der üfterreichifchen Zentralgewalt zu Wien 
errichtet werden können. Durd) VBermittelung beider wür⸗ 
ben die Kommunifationen der. beiden Regierungen flatt 
finden, und fobalb eine Veranlaffung vorhanden, beide 
Kollegien oder deren Chefs mit den betreffenden Minis 
ftern ‚beider Zentralgewalten oder deren. Delegaten Kons 
ferenzen halten, um fich über gleiche Schritte zu einigen; 
Es fpringt in bie Angen, wie leicht diefe Drganifation 
ſich zu Sweden gemeinfamer Wehrhaftigkeit nicht nur, 
fondern zur Anbahnung jeder Art von fachlich überein, 
flimmender Gefeßgebung im Inneren, zur @inleitung und 
Sicherung einer gemeinfamen politifchen Stellung nad 
außen benugen und erweitern laffen würde, je mehr 
aber die Zahl der Intereffen und Einrichtungen, welche 
gemeinfchaftlidje werden, fteigt, und fie wird von Anfang 
an groß fein, defto mehr wird und muß fid) das Band 
unter beiden Staaten befeftigen, ed muß, durch die vor- 
liegende Nothwendigfeit getrieben, am Ende fefter wer⸗ 
den, ald es irgend welche formelle Beflimmungen zu ma— 
chen vermöchten, die übrigens — fei ed in einer Uniond 
afte, fei es in völferrechtlichen Verträgen — zwifchen 
Deutfchland und Defterreich fejtzufegen unbenommen,. ja 
wünfchenswerth, und zum Theil nothmendig. bleibt. 
Solchergeftalt fann ein Bund zwifchen Defterreich 
and Dentfchland begründet werben, der, obwohl: auf das 
bisherige Bundesverhältniß gebaut, doch zum. Bortheile 
beider. Bundeögenoffen weit von ihm verfchieden, eine 
neue und höhere Geftaltung if. Dad Feld der gemein: 
famen Wirffamfeit war bieher auf wenige Gegenftänbe 
beſchränkt, und Defterreich blieb dem übrigen, dem zoll⸗ 
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vereinten Deutfchland ziemlich fern. Jetzt aber handelt 
es fich darum, in allen Fragen des Handels, der Schiff: 
fahrt, der Induſtrie, der Bodenkultur, der diefe fördern: 
den Sinftitutionen, des fie fihernden Rechtözuftandes, ber 
diefelben verbürgenden Schußmittel wider das Ausland, 
alfo der Wehrfraft zu Waller und zu Lande und der 
darauf fich ftügenden höheren Politif, ein engered Band 
zu fnüpfen und zwar Schritt vor Schritt vorfchreitend; 
wie ed. die Intereſſen Aller erheifchen, um die beiden 
großen Bölfers und Staatenfomplere zu einem Zwillinge 
bundesftaate, oder wenn man lieber will, zu vereinigten 
Staaten von Mitteleuropa zu machen, ohne dem Einen 
oder dem Anderen die felbitftändige Wahrnehmung feis 
ner eigenen Angelegenheiten zu nehmen, ohne dad euro» 
päifche Gleichgewicht zu flören und ohne. Deutfchland 
jener ihm nothwendigen engeren Einheit zu berauben, 
welche ed im bloßen Staatenbunde aller feiner Theile 
nicht erreichen kann. 

Nur fo ift ed möglich, die Verfchiedenheit der In— 
tereffen zu verfchmelzen, allen Theilen gerecht zu werben 
und glüdlichere Zuftände für eine große Bevölferung her- 
beizuführen. in plöglicher Umfturz aller beftehenden 
Erwerböverhältniffe würde unfehlbar zu neuen Umwäl 
zungen und argen Abfonderungen führen. Hat man aber 
die Lage der wirklichen und materieken Verhältniſſe vor 
Augen, welche für die Geftaltung der Staatsformen von 
der überwiegendften Wichtigkeit find, fo wird auf foldher 
Grundlage das Vereinigungswerf zwifchen Defterreich 
und Deutfchland Feine Schwierigfeit finden, und fchon 
jet vor der Ausbildung und völligen Entwicelung der 
beiderfeitigen Berfaffungen und Gefeßgebungen eintreten 
fonnen. Ja es ift fogar zu wünfchen, daß beide. Staa 
ten, in richtiger Würdigung der Sadjlage, ſchon jetzt 
fi dahin vereinigen, daß fie fich, jeder für fich, konſo—⸗ 
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lidiren, und daß zugleich das Werk. deö engen Bundes 
unter ihnen vom Anfang der Neugeftaltung Beider an 
beginne, damit in möglichfter Uebereinftimmung und brüs 
derlicher Harmonie die Formen eined bleibenden Einvers 
ftändniffes fi) nady Maßgabe des Erforderniffes und der 
Umftände ausbilden fünnen. 
Franffurt a. M., den 12. Februar 1849. 
Der Reichsminiſter des Handels. 
(gez.) Duckwitz. 


25. 
Die Grundrechte de, des Deutfehen Bolten, , —X 


Die erſte Leſung iſt als 2 genommen; bie Abänberungen 
durch die zweite Leſung ſchließen ſich den einzelnen $$. unmittelz 
bar an; die in Klammern gefegten $., Nummern find diejenigen, 
unter welchen die Grundrechte ſpäter in die Reichsverfaſſung eins 
gefchaltet wurden. 


Dem deutfchen Bolfe follen die nachftehenden Grund» 
rechte gewährleiftet fein. Sie follen den: Berfaffungen 
ber veutfchen Einzelftaaten zur Norm bienen, und Feine 
Verfaſſung oder. Geſetzgebung eines deutfchen Einzelftaa- 
tes foll diefelben je aufheben oder : befchränfen fünnen. 

| ($. 130.) unverändert. 


Artikel ll 
773 


Feder Deutjche hat das deutſche Reichsbürgerrecht. Tı\ 
Die ihm kraft deffen zuftehenden Rechte kann er in je 
dem deutfchen Lande ausüben. Ueber das Recht, zur 
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deutſchen Nationalverſammlung zu wählen, verfüne das 
SIEDENIBERN: 
$. 1. (181). 
Das deutfche Volk befteht aus den Angehörigen der Staaten, 
welche das deutſche Reich bilden. 


. $& 2% (132,) Ä 
Jever Deniſche bat dag dentiche Reichsbürgerrecht. Die ihm 
raft deſſen zuſtehenden Rechte kann er in jebem beutfchen Lande 
Ile, ausüben. Ueber das Recht, zur deutichen Nationalverfammlung 
zu wählen, verfügt das Reichswahlgeſetz. 


$. 2. 


Jeder Deutfche hat dad Recht, an jedem Orte des 
Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnſitz zu uchmen, 
Liegenfchaften jeder Art zu erwerben und darüber zu 
verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Ge; 
meindbebürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnflg 
werben durch ein Heimathsgeſetz, jene für den Gewerbes 
betrieb durch eine Gewerbeordnung für ganz ——— 
von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. 

Bis zur Erlaſſung der betreffenden Reichsgeſetze ſteht 
die Ausübung der gedachten Rechte jedem Deutſchen in 
jedem Einzelſtaate Deutſchlands unter denſelben Bedin- 
gungen, wie den Angehörigen dieſes Staates zu. 

Kein deutſcher Staat darf zwiſchen ſeinen Angehö— 
rigen und den Angehörigen eines anderen deutſchen Staa— 
tes einen Unterſchied bezüglich des bürgerlichen, peinli— 
chen und Prozeßrechtes machen, wodurch die letzteren 
als Ausländer zurückgeſetzt werden. 


“8. 8. (133.) 


Jeder Deutiche hat das Necht, an jedem Orte des —E 
3. + Bieten feinen Aufenthalt und Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften 
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jeder Art zu erwerben und darüber zu verfügen, jeden Nah— 
rungszweig zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. 
Die Bedingungen für ten Aufenthalt und Mohnfig werben 
durch ein Heimathsgeſetz, jene für ben Gewerbebetrieb durch 
eine Gewerbeordnung für ganz Deutfeptand von der — 
walt feftgefett. | 
| $. 4. (134), 
Kein deutfcher Staat darf ziolfchen feinen Nugebörigen und 
anderen Deutſchen einen Unterſchied im bürgerlichen, peinlichen 
und Prozeßrechte machen, welcher die letzteren als Auslander 
zurückſetzt. 
8. 3: N ’ { 
Die Aufnahme in das Staatöbürgerthum eines deut- 
fchen Staates darf an feine anderen Bedingungen ges 
fnüpft werden, ald welche, ſich auf die Unbefcholtenheit 
und den genügenden Unterhalt des Aufzunehmenden für 
fi) und feine Familie beziehen. 
Faͤllt weg. 
8§. 4. 

Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll ich ſtatt⸗ 
finden, und da, wo ſie bereits ausgeſprochen iſt, in ih— 
ren Wirkungen aufhören, in fo weit erworbene Privat—⸗ 
rechte hierdurch nicht verlegt werden, 

§. 5. (135.) unverändert. 


$. 5. 

Die Auswanderungfreiheit iſt von Staatswegen 
nicht beſchränkt; —— —— ar — wer⸗ 
den. f: 

: Die Auöwanberungsangeiegeuheit ſteht untet dem 
rn und der Fürforge des Reiches, 
'$. 6. (136) iiveränderk, ; 
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Artikel IL 


Ale Deutfchen find gleich vor dem Geſetze. 

Standesprivilegien finden nicht ſtatt. 

Ale Titel, infoweit fie nicht mit einem Amte ver: 
bunden find, find aufgehoben und dürfen nie wieder ein: 
geführt werden. 

Die öffentlichen Aemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Das Waffenrecht und die Wehrpflicht ift für Alle 
gleich. Stellvertretung bei leßterer findet nicht ftatt. 


$. 7. (187.) 


Bor dem Geſetze gilt fein Unterfchied der Stände. Der 
Adel als Stand ift aufgehoben. 

Alle Standesvorrechte find abgeſchafft. 

Die Deutſchen find vor dem Geſetze gleich. 

Alle Titel, infoweit fie nicht mit einem Amte verbunden find, 
find aufgehoben und dürfen nie wieder eingeführt werben. 

Kein Staatsangehöriger darf von einem auswärtigen Staate 
einen Orden annehmen. 

Die öffentlichen Nemter find für alle Befähigten gleich zus 
gaͤnglich. 

Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich; Stellvertretung bei ders 
felben findet nicht ftatt. 


$. 7. 


Die Freiheit der Perfon ift unverleglich. 
‚Niemand darf feinem gefeglichen Richter I 
werden. 
Ausnahmsgerichte follen nie flattfinden. 
. Die Verhaftung einer Perfon foll, außer im Falle 
der Ergreifung auf frifcher That, nur gefchehen in Kraft 
eined richterlichen, mit: Gründen. verfehenen Befehles. 
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Diefer Befehl muß im Augenblide: der Verhaftung oder 
fpäteftens innerhalb der nächften 24 Stunden dem Ber: 
hafteten zugeftellt werden. 

Die Polizeibehörde muß jeden, den fie in Berwahs 
rung genommen hat, im Laufe des folgenden Tages ent 
weder freilaffen, oder der FOREN Behörde über: 
geben. 

Jeder Angefchuldigte folk. gegen Stelung einer vom 
Gerichte zu beſtimmenden Kaution oder Bürgfchaft der 
Haft entlaffen werden, fofern nicht dringende Anzeichen 
eined fchweren peinlichen Berbrechend ‘gegen benfelben 
vorliegen. 

Wegen unbefugt verfügter und widerrechtlich vers 
längerter Gefangenſchaft haften, die baran - Schuldtras 
genden: und nöthigenfalld der ‚Staat dem — 
für Entſchädigung und Genugthuung. X 

Die Todesſtrafe, ausgenommen wo das ariegorech 
ſie vorſchreibt, ſo wie die Strafen des Prangers, der 
Brandmarkung und der korperlithen — fi nd abs 
geſchafft. 

$. 8. (138.) 

Die Freiheit der Perſon ift unverletzlich. 

Die Verhaftung einer Perſon foll, außer im Falle ver Ers 
greifung anf frifcher That, nur geichehen in Kraft eines richters 
lichen, mit Gründen ‚verfehenen Befehles. Diefer Befehl muß 
im Augenblicke der Verhaftung, oder innerhalb der nächften 24 
Stunden dem Verhafteten zugeftellt werden. 

Die Polizeibehörde muß jeden, den fie in Derwahrung ges 
nommen hat, im Laufe des folgenden Tages entweder freilaffen, 
ober der richterliyen Behörde übergeben. 

Jever Angefchuldigte foll gegen Stellung einer vom Gerichte 
zu beflimmenden Kaution oder Bürgfchaft der Haft entlaflen 
werben, fofern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren peinlichen 
Verbrechens gegen denjelben vorliegen, 
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er Bm. Kalle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten: &e- 
fangeuſchaft iſt der Schuldige und noöthigenfalls der Stant dem 
Verletzten zur Genugthuung und Ealſchädigung verpflichtet. 

Die für das Heer- und Seeweſen erforderlichen Mopififatio: 
nen biefer Beflimmungen werben befonteren Geſetzen vorbehal: 
ten, 

$. 9. (139.) 


Die Todesftrafe, ausgenommen wo dus Kriegsrecht fie vor: 
ſchreibt, ober das Seevecht im Falle won Meutereien fie guläßt, 
fo wie tie Strafen des PBrangers, der Branbmarkung „und der 
körperlichen Züchligung ‚ find abgeichafit. - 


$.. 8. 


‚Die Wohnung iſt —— | Dr 

nar⸗ Haus ſuchung darf, außer im Falle der Ver⸗ 
eines Verbrechers auf friſcher That, nur auf 
Grund eines richterlichen Befehles vorgenommen werden, 
und muß, wenn thunlich, mit Zuziehung von Hausge⸗ 
noſſen erfolgen. Der Befehl muß fofort oder ſpäteſtens 
innerhalb der nächſten 24 Stunden dem Betheiligten vor⸗ 
gewiefen werden. 


$. 10. (140.) 


Die Wohnung iſt unverleklich. 
- Bine Hausfuchung ift nur zuläffig: 

1) in Kraft eines richterfihen, mit Gründen — 
Befehles, welcher ſofort, oder innerhalb der näthſten 24 
Stunden dem Betheiligten zugeſtellt werden ſoll, 

2) im Falle ver Verfolgung anf friſcher That, durch den 

- gejeßlidy berechtigten Beamten, 

3) in den Fällen und Formen, in welchen das Geſetz auss 

nahmoweiſe -beflimmten Beamten, auch ohme richterlichen 

- Befehl diefelbe geftattet. 

Die, Hausfuchung muß, wenn thunlich, mit Zuziehung von 
Hausgenoflen erfolgen... 
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Die Unverleglichkeit, der Wohnung it Fein Hinderniß der Ber: 
vr: eines gerichtlich Berfolgten, 


9. 


Ddas Briefgeheimniß iſt gewahrleiſtet. RR 

Die Befchlagnahme von: Briefen und Papieren darf 
nur auf Grund eines richterlichen Befehles vorgenom⸗ 
men werden. 


$. 11. (141.) 

Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer 
bei einer Verhaftung oder Hausſuchung, nur in Kraft eines rich- 
terlichen, mit Gründen verjehenen Befehles vorgenommen wers 
den, welcher fofort; oder innerhalb, der mächften 24 Stunden dem 
Betheiligten zugeftellt werten foll. 


$. 12, (142.) 
Oas Muiefgefetiniß: U geiwährlefket.; Ä 
Die bei ftrafgerichtlichen ——— J in Rrisgefällen 


 „mothwenbigen. Beichränfungen find durch, dir, ORtaReSPme feft 
7 zuſtellen F 


37517 N F’1?779 
$. 10. 


Seder Deutfche hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bildliche Darſtellung ſeine Meinumg frei zu 
änßern. 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umftänden und 
in feiner Weife, namentlid weder durch Zenfur, nod) 
durch Konzeffionen, Sicherheitsbeftelungen oder durch 
Staatsauflagen, noch durch Beſchränkungen der Drucke⸗ 
reien ober des Buchhandels, noch durch Poſtverbote, oder 
andere Hemmungen des freien Verkehres ——— ſus⸗ 
pendirt oder aufgehoben werben. 

Ueber Preßvergehen wird durch Schwurgerithi⸗ naich 
einem zu erlaſſenden Reichsgeſetze geurtheilt. 
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en g. 13. (143.) 

Jeder Dentfche hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud 
und bildliche Darſtellung feine Meinung frei zu äußern. 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umftinden und in Feiner 
Weiſe durch vorbeugende Maßregeln, namentlich Zenfur, Kons 
‚zeifionen, Sicherheitöbeftellungen, Stantsauflagen, Beichränfuns 
gem der. Druckereien ober desBuchhandels, Poftwerbote oder an⸗ 
dere Hemmungen des freien Verfehres befchränft, fuspenbirt oder 
aufgehoben werben, 5 

Ueber Preßvergehen, welche von Amtswegen verfolgt werben, 

‚ wird. buch Schwurgerichte geurtheilt. 
Gin Preßgefeg wird vom Reiche erlaffen werben, 


Artikel IM. 


$. LI. 


Jeder Deutfche hat volle Ölaubend- und Gewiflens- 
freiheit. | 
Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe Ueberzeugung 
zu offenbaren, oder ſich irgend einer religiöfen Genoffens 
fchaft anzufchließen. | 
| $. 14. (144.) 
Jeder Deutiche hat volle Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit. 
Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe Weberzeugung zu of⸗ 
fenbaren. 


mn 3% (INT | $. 42. 

Jeder Deutſche ift: unbefchränft in der gemeinfamen 

häuslichen ‚und öffentlichen Uebung feiner Religion. 
Verbrechen und Bergehen, welche bei Ausübung. dies 

fer Freiheit begangen werden, find nad) dem Gefege zu 

beſtrafen 2 


816. (145) unverändert. 31:19 
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$. 13. 


Durch das religiöfe Befenntniß wird der Genuß ber 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte weder bedingt 
noch befchränft. Den ftaatöbürgerlichen Pflichten darf 
dasfelbe feinen Abbruch thun. 


$. 16. (146.) unverändert. 


$. 14. 


Jede Religionsgeſellſchaft (Kirche) ordnet und ver; 
waltet ihre Angelegenheiten felbftitändig, bleibt aber, mie 
jede andere Gejellihaft im Staate, den Staatögefegen 
unterworfen. Ä 

Keine Religiondgefellfchaft genießt vor anderen Vor⸗ 
rechte durch den Staat; es beftehtfernerhin feine Staats⸗ 
firche. 

Neue Religionsgefellfchaften dürfen fidy bilden; eis 
ner Anerkennung ihres Bekenntniſſes durch den Staat 
bedarf ed nicht. 


$. 17. (147.) unverändert, 


$. 15. 


Niemand fol zu einer kirchlichen Handlung oder Feis 
erlichfeit gezwungen werden. 

Die Form des Eides fol eine für alle gleichmäßige, 
an fein beftimmtes Neligionsbefenntniß gefnüpfte fein. 


$. 18. (148.) 


Niemand foll zu einer kirchlichen Handlung oder Beierlichfeit 
gezwungen werben. 


$. 19. (149.) 


Die Formel des Eides fol Fünftig lauten: So wahr mir 
Gott helfe. 
Roth u. Merd, Quellenſammlung. II. Band. 8 


HA 
§. 16. 


Die bürgerliche. Gültigkeit der Ehe ift nur von ber 
Bollziehung des Sivilaftes abhängig; die kirchliche Trans 
ung kann nur nach der VBollziehung des Civilaktes flatt- 
finden. 

Die Religionsverfchiedenheit ift Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 

Die Standedbücher werden von den bürgerlichen 
Behörden geführt. 


F. 20. (150.) und 21. (151.) unverändert. 


Artikel IV. 


8§. 17 
Die Wiffenfchaft und ihre Lehre ift frei. 


$. 22, (152.) nuverindert. 


$. 18, 


Unterricht zu ertheilen, fo wie Unterrichtd- und Er» 
ziehungsanftalten zu gründen, fteht jedem Deutfchen frei, 
wenn er feine moralifche und wifjfenfchaftliche resp. tech: 
nifche Befähigung der betreffenden Staatebehörde nach⸗ 
gewiefen hat. 

Der deutfchen Jugend wird durch genügende öffent» 
liche Schulanftalten das Recht auf allgemeine Menſchen⸗ 
und Bürgerbildung gewährleiftet. 

Niemand darf die feiner Obhut anvertrante Jugend 
ohne den Grad von Unterricht laffen, der für die untes 
ren Bolföfchulen vorgefchrieben ift. 

Das gefammte Unterrichts: und Erziehungdwefen 
fteht unter der Dberaufficht des Staates und ift der Bes 
auffichtigung der Geiftlichfeit als folcher enthoben. 


1 


f15 


Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staats- 
biener. Die Gemeinden wählen and den Geprüften bie: 
Lehrer der Volksſchulen. 


$. 13. (153.) 


Das Unterrichtss und Erziehungsweſen fleht unter ver Obers 
anfficht des Staates und ift, abgefehen vom Religionsimterrichte, 
ber Beauffichtigung der Geiftlichfeit als folder enthoben. 


$. 2a. (154.) 

Unterrihtss und Erziehungsanftalten zu gründen, zu leiten 
und am folchen Unterricht zu ertheilen, fteht jedem Deutfchen 
frei, wenn er feine Befähigung der betreffenden Staatsbehörbe 
nachgewielen hat. . 

Der häusliche Unterricht unterliegt Feiner Befchränfung. 


$. 25. (155.) 


Für die Bildung der deutfchen Jugend foll durch öffentliche 
Schulen überall genügend geforgt werben. 

Eltern ober deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pfle- 
gebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die 
unteren Volksſchulen vorgefchrieben ift. 


$. 26. (156.) 


Die öffentlichen Lehrer haben das Recht der Staatsdiener. 

Der Staat ftellt unter gefeglich geordneter Betheiligung der 
Gemeinden aus der Zahl der Geprüften die Lehrer der Volks⸗ 
ſchulen an, 


$. 19. 


Für den Unterricht in BVolfsfchulen und niederen 
Gewerbefchulen wird fein Schulgeld bezahlt. 

Armenfchulen finden nicht ftatt. 

Die Gemeinde befoldet die Lehrer in angemeflener 
Weiſe. Unvermögenden Gemeinden fommen dabei Staats» 


mittel zu Hülfe. 
g + 
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Unbemittelten fol auf allen öffentlichen Unterrichts: 
anftalten freier Unterricht gewährt werben. 
$. 27. (157.) 


Für dem Unterricht in Bolksfchulen und nieberen Gewerbe- 
ſchulen wirb fein Schulgeld bezahlt. 
Unbemittelten foll auf allen öffentlichen Unterrichtsanftalten 
freier Unterricht gewährt werben, 
| $. 28. (158.) 


Es fteht einem Jeden frei, feinen Beruf zu wählen und fich 
für denfelben auszubilden, wie und wo er will. 


AYrtifel V. 


$. 21. und $. 22. 
Bei der erften Lefung ausgefallen. 


$. 29. (159.) 


Jeder Deutſche Hat das Recht, ſich mit Bitten und Beſchwer⸗ 
den fhriftlich an die Behörden, an die Volfsvertretungen und 
an den Reichstag zu wenden. 

Diefes Recht kann ſowohl von einzelnen, als von Korpora- 
tionen und von mehreren im Vereine ausgeübt werben, beim 
Heer und der Kriegeflotte jedoch nur in ver Meife, wie es bie 
Discipfinarvorjehriften beftimmen. 


$. 30. (160.) 


Eine vorgängige Genehmigung der Behörden ift nicht noth— 
wendig, um öffentliche Beamten wegen ihrer amtlichen Hand» 
Inngen gerichtlich zu verfolgen. . 


Artilel VL 


$. 23. 
Die Deutfchen haben das Recht, ſich friedlich und. 
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J 
ohne Waffen zu verſammeln, einer beſonderen Erlaubniß 
dazu bedarf es nicht. 
Volksverſammlungen unter freiem Himmel können 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 


8. 31. (161.) unverändert. 


$. 24. 


Die Deutfchen haben das Recht, Vereine zu bilden. 
Diefed Recht foll durch Feine vorbeugende Maßregel be: 
fchränft werden. 

Der Orden ber Sefuiten, Piguorianer und Redemp⸗ 
toriften ift für alle Zeiten aus dem Gebiete des deut— 
fchen Reiches verbannt. 


$. 32. (162) 


Die Deutſchen haben das Necht, Vereine zu bilden. Diefes 
Recht foll durch Feine vorbeugende Maßregel beſchränkt werben. 


$. 33. (163.) 

Die in den $$. 31 und 32:(161 und 162) enthaltenen Bes 
fimmungen finden auf das Heer und die Kriegäflotte Anwen-⸗ 
dung, infoweit die militärifchen Disciplinarvorſchriften nicht ents 
gegenftehen. 


Artitel VIE. 


$. ‚25. 


Das Eigenthum ift unverleglic. 

Das geiftige Eigenthum fteht unter dem Schuße 
ber Reichsgeſetzgebung. 

Jeder Grundeigenthlümer kann feinen Grundbeſitz 
unter Lebenden und von Todeswegen ganz; oder theil- 
weife veräußern. Es bleibt den Einzelftaaten überlaffen, 
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vw 
die Durchführung des vorſtehend ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes der Theilbarkeit alles Grundeigenthums durch Ue⸗ 
bergangsgeſetze zu vermitteln. 


$. 26. 


Befchränfungen des Rechtes, Liegenfchaften zu er- 
werben und über fie zu verfügen, find für die todte Hand 
im Wege der Gefeßgebung aud Gründen bes öffentli. 
hen Wohles zuläffig. 

Eine Enteignung kann nur aus Rückſichten des ge 
meinen Beften, nur auf Grund eined Geſetzes und ger 
gen gerechte Entfchädigung vorgenommen werben. 


$. 34. (164.) 


Das Eigenthum ift unverlehlich. 

Eine Enteignung fans nur aus NRüdfichten des gemeinen Bes 
ften, nur auf Grund eines Geſetzes und gegen gerechte Entichäs 
bigung vorgenommen werben. 

Das geiftige Eigenthum foll durch die Reichsgeſetzgebung ges 
ſchützt werben. 


$. 35. (165.) 


Jeder Grundeigenthümer fann feinen Grundbeſitz unter Les 
benden und von Todeswegen ganz oder theilweife veräußern, 
Den Einzelftaaten bleibt überlaflen, die Durchführung des Grund» 
faßes der Theilbarfeit aues a ae durch Hebergangss 
gefege zu vermitteln - 

Für die todte Hand find Beſchrankungen des Rechtes, Liegen⸗ 
genſchaften zu erwerben und über ſie zu verfügen, im Wege der 
Geſetzgebung ans Gründen des öffentlichen Wohles zuläffig. 


$. 27. 38. 


Jeder Unterthänigfeitd- und Hörigfeitöverband - 
für immer auf. 


Ohne Entfchädigung find aufgehoben: 
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1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit, die grundherr⸗ 
liche Polizei, ſowie alle anderen einem Grundſtücke oder 
einer Perſon zuſtändigen Hoheitsrechte. 

2) Die aus dieſen Rechten fließenden Befugniſſe, 
Exemtionen und Abgaben jeder Art. 

3) Die aus dem gutd- und ſchutzherrlichen Ver⸗ 
bande fließenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen. 

Alle übrigen unzweifelhaft auf Grund und Boden 
haftenden Abgaben und Leiſtungen ſind ablösbar, ohne 
Rückſicht auf die Perſon und das BVerhältniß des Be- 
rechtigten oder Verpflichteten: infofern nicht die Gefeß- 
gebung die unentgeltliche Aufhebung einer oder der an- 
deren begründet findet. 

Die näheren Beftimmungen hierüber und über die 
Art der Ablöfung bleiben den Gefebgebungen der. eins 
zelnen Staaten überlaffen: 

Es fol fortan Fein Grundftüc weder durch Geſetz, 
noch durch Vertrag, noch durch einfeitige Verfügung mit 
einer unablösbaren Nente belaftet werben. 

Affe Zehnten find. auf Antrag des Belafteten ablös⸗ 
bar. Die Normen der Ablöfung beftimmt die Gefeßge- 
bung ber einzelnen Staaten. 

Mit diefen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen 
und Laften weg, die bem bisher Berechtigten dafür ob⸗ 
lagen. 


$. 36. (166.) 
Jeder Unterthaͤnigleits⸗ und Hörigkeitsverdand Hört für ims 
mer aufı 
$. 37. (167.) 


Ohne Entfhädigung find aufgehoben: 

1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit und die genndherrliche Pos 
lizei, ſammt den aus biefen Rechten fließenden Stugelfin, Ex⸗ 
emtionen und Abgaben. 
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2) Die aus dem guts- und ſchutzherrlichen Verbande fließen: 
den perfönlichen Abgaben und Leiftungen. 

Mit viefen Redyten fallen auch die Gegenleiftungen und Las 
ſten weg, welche dem bisher Berechtigten dafür oblagen. 


$. 38. (168.) 


Alle auf Grumd und Boden haftenden Abgaben und Leiftuns 
gen, insbefondere die Zehnten find ablösbar: ob nur auf Antrag 
des Belafteten oder auch des Berechtigten, und in welcher Weiſe, 
bleibt der Gefeßgebung der einzelnen Staaten überlaffen. 

Es foll fortan fein Grundftüd mit einer ablösbaren Abgabe 
oder Leiftung belaftet werben. 


6. 29. 


Die Fagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Bo 


ben, Sagbbdienfte, Sagdfrohnden und andere Leiftungen 
für Jagdzwecke find ohne Entfchädigung aufgehoben. 


Jedem fteht das Jagdrecht auf eigenem Grund und 


Boden zu. Der Landeögefeßgebung ift ed vorbehalten, 
zu beftimmen, wie die Ausübung dieſes Rechtes aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit zu ordnen ift. - 


— 


$. 39. (169.) 


Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung zur Jagd auf 
eigenem Grund und Boden. 

Die Jagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Boden, Jagd⸗ 
bienfte, Jagdfrohnden und andere Leiftungen für Jagdzwecke find 
ohne Entihädigung aufgehoben. 

Nur ablösbar ift jedoch die Jagdgerechtigleit, welche erweis⸗ 
lich durch einen läftigen mit dem Gigenthümer des belafteten 
Grundſtückes abgefchloffenen Vertrag erworben ift; über die Art 
und Weiſe der Ablöfung haben die Landesgefeggebungen das 
Weitere zu beftimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechtes aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit und des gemeinen Wohles zu ordnen, bleibt der fans 
beögejeßgebung vorbehalten. 
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Die Jagdgerechtigkeit - auf fremden Grund und Boden darf 
in Zukunft nicht wieder als Grundgerechtigfeit beftellt werben. 


$. 30. 
Bei der erften Lefung ausgefallen. 


$. 31. 32, 


Die Familienftdeicommiffe find aufzuheben. Die Art 
und Bedingungen der Aufhebung beftimmt die Geſetzge— 
bung der einzelnen Staaten. 

Ueber die Familienftdeicommiffe der regierenden fürft- 
lichen Häufer bleiben die Beftimmungen den Landesge- 
feßgebungen vorbehalten. 

Gleiche Beftimmungen, wie für Famitienſideicom⸗ 
miſſe, gelten für Stammgüter. 

Aller Lehensverband iſt aufgehoben. Das Nähere 
über die Art und Weiſe der Ausführung haben die Ges 
feggebungen der Einzelftaaten anzuordnen. 


$. 40. (170) 


Die Familienfideicommiffe find aufzuheben. Die Art und Ber 
dingungen ber Aufhebung beftimmt die Geſetzgebung der einzel 
nen Staaten, 

Ueber die Familienfiveicommiffe der regierenden fürftlichen 
Häufer bleiben die Beſtimmungen ven Landesgejeßgebungen vor: 
behalten. 


$. 41. (171.) 


Aller Lehensverband ift aufzuheben. Das Nähere über bie 
Art und Weife der Ausführung haben bie en det 
Einzelflaaten anzuordnen. 


$. 33. 


Die Strafe der Gütereinziehung fol nicht flaft 
finden. 
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$. 42. (172.) 
Die Strafe der Bermögenseinziehung foll nicht ftattjinden. 


$. 43. (173.) 


Die Befteuerung folt fo georbwet werden, daß die Bevorzu⸗ 
gung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde 
aufhört. 


Artifel VII. 


$. 34. 


Alle Gerichtöbarfeit geht vom Staate aus. Es fol 
len feine Patrimonialgerichte beftehen. 
Die richterlihe Gewalt wird felbftftändig von den 
- Gerichten geübt. Kabinetd- und Minifterialiuftiz ift uns 
ftatthaft. 
$. 44. (174.) 
Alle Gerichtabarfeit geht vom Staate aus. Es follen Feine 
Patrimonialgerichte beftehen. 


$. 45. (175.) 


Die richterlihe Gewalt wird felbftftändig von den Gerichten 
geübt. Kabinets- und Miniflerialjuftiz iſt unftattHaft. 

Niemand darf feinem gefeglichen Richter entzogen werben. 
Ansnahmegerichte follen nie ftattfinden. 


$. 35. 


Es fol feinen privilegirten Gerichtöftand der Pers 
fonen oder Güter geben. 

Die Militärgerichtsbarkeit ift auf bie Aburtheilung 
militärifcher Verbrechen und Vergehen, fowie der Milis 
tärdisplinarvergehen befchränft, vorbehaltlich der Beftims 
mungen für den Kriegsftand. 


$. 46. (176.) unverändert. 
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$. 36. 


Kein Richter barf, außer durch Urtheil und Necht, 
von feinem Amte entfernt, fuspendirt, oder an Rang 
und Gehalt beeinträchtigt werden. 

Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Befchluß in den bar das Geſetz beftimms 
ten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle ver; 
fest, oder in Ruheftand geſetzt werben. 


$. 47. (177.) 


Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Recht, von feis 
nem Amte entfernt, over an Rang und Gehalt GHeeinträchtigt 
werben. 

Suspenfion darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß erfolgen. 

Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch gericht 
lichen Beichluß in dem durch das Geſetz beflimmten Fällen und 
Formen, zu einer anderen Stelle verfeßt oder in Ruheftand ges 
ſetzt werben. 


$. 37. 
Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und mündlich 
fein. 
$. 48 (178.) 
Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und mündlich fein. 
Ausnahmen von der Deffentlichkeit beftimmt im Interefle der 
‚ GSittlichfeit das Geſetz. 
$. 38. 


In Straffachen gilt der Anflageprozeß. 


Schwurgerichte follen jedenfalls in ſchwereren Strafs 
fahen und bei allen politifchen Vergehen urtheilen. 


$. 49, (179.) uuveraͤndert. 
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$. 39. 


| Die bürgerliche NRechtöpflege fol in Sachen befons 
derer Berufserfahrung durch fachkundige, von ben Be 
rufögenofjen frei gewählte Richter geübt oder mitgeübt 
werden. 

$. 50, (180.) unverändert. 


$. 40. 


Rechtöpflege und Verwaltung follen getrennt fein. 

Der Polizei fteht nirgends Strafgewalt zu. 

Sm deutfchen Kriegöheere gilt nur ein und dasfelbe 
Kriegdgefeß, auf Schwurgericht und öffentliches Verfah⸗ 
ren gegründet. 


$. 41. 


Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle 
Rechtsverletzungen entſcheiden die Gerichte. 


$. 51. (181.) 


Rechtöpflege und Verwaltung follen getrennt und von einans 
der unabhängig fein, 

Ueber Kompetenzconflifte zwijchen ben Verwaltunge⸗ und Ge⸗ 
richtsbehoͤrden in den Cinzelſtaaten entſcheidet ein durch das Ges 
feß zu beflimmender Gerichtshof. 


$. 22. (182.) 


Die Berwaltungsrechtspflege hört auf; über alle Rechtsver- 
legungen enticheiden die Gerichte. 
Der Polizei fteht Feine Strafgerichtsbarfeit zu. 


$. 42. 


Rechtskräftige Urtheile deutfcher Gerichte und. öfs 
fentliche authentifche Urkunden find in allen deutſchen 
Landen gleich wirkfam und vollziehbar. 
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$. 58. (188.) 


Nechtefräftige Urthelle deutſcher Gerichte find in allen deut: 
fchen Landen gleich wirffam und vollziehbar. 
Ein Reichsgeſetz wird das Nähere beftimmen. 


$. 54. (184.) 


Jede Gemeinde hat als Grundrechte ihrer Verfaſſung: 

a) die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 

b) bie felbftftändige Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheis 
ten mit Einſchluß bee Orispolizei, unter geſetzlich geordneter 
Oberaufficht des Staates; | 

c) die Veröffentlihung ihres Gemeindehaushaltes;' 

' d) Deffentlichfeit der Verhandlungen ald Regel. 


$. 55. (185.) 


Jedes Grundſtück foll einem Gemeindeverbante angehören. 
Deihränfungen wegen Waldungen und Wüfteneien bleiben 
ber Landesgeſetzgebung vorbehalten. 


$. 56. (186.) 
Jeder deutiche Staat foll eine Berfafjung mit Bolfsvertre- 
tung haben. | 
Die Minifter find der Volksvertretung verantwortlich. 


$, 57, (187.) 


Die Bolfövertretung hat eine entfcheidende Stimme . bei ber 
Geſetzgebung, bei der Beftenerung, bei der Ordnung des Staats: 
haushaltes, auch hat fie — wo zwei Kammern vorhanden find, 
jede Kammer für fih — das Recht des Geſetzvorſchlages, ber 
Beſchwerde, der Adreſſe, jowie der Anklage der Minifter, | 

Die Sigungen der Landtage find in der Negel öffentlich. 


$. 58. (188.) 


Den nicht deutfch redenden Volksſtämmen Deutfchlands ift 
ihre volksthümliche Entwickelung gemährleiftet, namentlich bie 
Gleichberechtigung ihrer Sprachen, foweit deren Gebiete reichen, 
in den Kirchenweſen, dem Unterrichte, der inneren Verwaltung 
und der Rechtöpflege, 


69, (100.) 


Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde fleht unter dem 
Schuhe des Reiche. 


26. 


Nundichreiben des Neichsminifters Des 
Inneren an fämmtliche Deutfche Negie- 
rungen, die Feudallaſten betr. d. d. 
22ten Dftober 1848. 


Die verfaffunggebende deutfche Reichöverfammlung 
hat bei ber erften Berathung ded Entwurfes der Grund⸗ 
rechte des deutfchen Volkes, art. VIT, nachftehende Be: 
ſchlüſſe gefaßt: vgl. Nero, 25. $. 25—29. 31—33, 

Wenn gleich diefe Beltimmungen einer nochmaligen 
Lefung und Befchlußnahme unterliegen, bevor fie für 
ganz Deutfhland ald Gefeg verfündet werden können. 
fo ift doch mit aller Wahrfcheinlichkeit vorauszuſehen, 
daß die Hauptgrundfäße, welche bei der erftien Berathung 
aufgeftellt wurden, und theild die unentgeltliche Aufheb- 
ung, theild die Ablösbarfeit verfchiedener Reallaften 
ausdfprechen, im Wefentlichen auch bei der zweiten Bes 
rathung ungeändert, jedenfalld ohne weitere Befchränfuns 
gen zum Nachtheile der bisher Verpflichteten, werden 
angenommen werden. 

Es können nur mehr wenige Wochen verfließen, bis 
die zweite Derathung der Grundrechte des deutſchen 
Volkes beendet fein wird, 

Das Neichöminifterium bes Inneren fieht ſich hiers 
durch, um die Durchführung diefer Befchlüffe, woburd) 


127 


viele auf dem Landvolke haftende, zum Theil fehr bes 
ſchwerliche Laften ihrer völligen Aufhebung oder doch 
Ablöfung entgegengeführt werden follen, ſoviel als mög- 
lich zu befchleunigen, vweranlaßt, an alle deutfchen Res 
gierungen Die dringende Aufforderung zu fielen, daß 
fhon jegt in allen deutfchen Einzelftaaten die Vorberei— 
tungsarbeiten begonnen werden, welche zur möglichft 
fohnellen Verwirflihung jener Befchlüffe dienen können. 


Das eigene Sntereffe aller deutfchen Regierungen 
fordert, daß der großen Maffe des deutſchen Volkes jene 
materiellen Erleichterungen, die ed in Folge der Märzs 
revolution zu hoffen berechtigt ift, fobald als möglich zu 
Theil werden, daß der Bauernftand in Deutfchland von 
dem Drude, der Sahrhunderte lang auf ihm gelegen, 
völlig befreit, und durch den unmittelbaren Gewinn, der 
dadurch für feinen Wohlitand erwachst, zur Ueberzeu⸗ 
gung gebracht werde, baß der friedliche und gefegmäßige 
Weg, welchen die deutfche Neichsverfammlung einge 
ſchlagen, für ihn nicht fruchtlos geblieben if. Es wird 
aber auch die möglichite Befchleunigung aller zur Durch— 
führung jener Befchlüffe erforderlichen Maßregeln das 
Sntereffe der bisher Berechtigten wefentlich fördern, ins 
dem dadurch allein jene Linficherheit des Beſitzſtandes 
und Werthes von liegenden Gütern aufgehoben werden. 
fann, die feit Monaten andauert und ben Realfredit in 
feinen Grundveften erfchütterte. 


Das Reichdminifterium des Innern glaubt fich ber 
fiheren Erwartung bingeben zu dürfen, daß alle deuts 
fhen Regierungen eifrigft bemüht fein werden, bDiefer 
Aufforderung zum Wohle der großen Zahl aller Grund: 
eigenthümer bereitwillig zu entfprechen, und ſich dadurch 
in ‚der Zufriedenheit der zahlreichfien Volföflaffe bie fis. 
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cherfte Bürgfchaft der Fortdauer eines er Rechts⸗ 
zuſtandes zu verſchaffen. 

Frankfurt a. M. den 22Oktober 1848. 


Der Reichsminiſter des Inneren. 
Schmerlinmg. 


27. 


Vorſtellung deutſcher ehemals reichs— 
ſtändiſcher Familien an die deutſche 
Nationalverſammlung, Die Grundrechte 
. betr. d. d. 27ten Dezember 1848. 


Hohe Nationalverfammlung ! 

Sn ihrer 31. Eißung den 7. I. M., hat Eine hohe 
Nationalverfammlung bei zweiter Berathung ded $. 7 
(2 von 6) der Grundrechte des deutfchen Volkes den 
früher befchloffenen Beftimmungen : 

„Ale Deutfche find gleich vor dem Geſetze. 
Standesprivilegien finden nicht Statt,” 
ober wie die neue Faflung nun lautet: 
‚Ale Standesvorrechte find abgefchafft” 
eine dritte des Inhalts hinzugefügt: 
„Bor dem Geſetze gilt fein Unterſchied der 
Stände,’ 
und an diefe allgemeinen drei Sätze hat die hohe Vers 
fammlung den, den Adel allein berührenden Befchluß: 
„Der Adel ald Stand ift abgefchafft‘‘; 
gereiht, einen Befchluß, deffen Tragweite einerfeits fich 
weiter ald blos auf und und auf alle nebft uns im Un: 
terthansverhältniffe ftehenden Klaffen des Adels erftreckt, 
während andererfeitd der Einfluß, den er etwa auf dad 
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Privatrecht der betheiligten Familien äußern fol, nicht 
präcifirt ift, und daher auch nidyt mit Beftimmtheit er; 
meffen werden fann. 

Eine hohe Nationalverfammlung hat ferner in ihrer 
139. Sitzung an dem 19. I. M. bei der Befchlußfaffung 
über Art. VIII SS. 34, 35, und 36 der Grundrechte 
(früher Art. VII S$. 27 und 28) Hochſich nicht bemo- 
gen gefunden, unferen dahin einfchlagenden Borftellun: 
gen Gehör zu fchenfen und den allgemein audgefproches 
nen Grundfag, daß Enteignung von Vermögenstheilen 
aus Rückſichten des gemeinen Beften nur gegen gerechte 
Entfhädigung vorgenommen werden fünne, auch bei der 
im $. 35 aus eben diefem Artifel angeordneten Enteig- 
nung von guts- und fchußherrlichem Nenteigenthum in 
Anwendung fommen zu laffen. 

Nicht minder hat diefe hohe Verfammlung in ihrer 
140. Sißung an dem 20. I. M. die Aufhebung der Fi: 
deikommiſſe ded im Unterthansverbande ftehenden Adels 
mit den Worten befchloffen: 

„Die Familienfideifommiffe find aufzuheben. Die 
Art und Bedingungen der Aufhebung beftimmt 
die Gefeßgebung der einzelnen Staaten.’ 
Wir müſſen beflagen, daß alle, die Aufrechthaltung 
ber Fideifommiffe und die Beftimmungen der $$. 34—36 
ber Grundrechte betreffenden, von und und Anderen eins 
gereichten BVorftellungen — ohne in der hohen Verſamm⸗ 
Inng zur Erörterung, ja auch nur zum Bortrage gelangt 
zu fein — in den Akten begraben blieben, und deshalb 
glauben wir nun, und auch vor der Nation auf unfere 
rechtlichen Ausführungen vom 31. Dftober, 7. und 28, 
November und 6. Dftober I. 3. beziehen zu müffen. 

Die Akten bezeugen ed, daß von und und dem ge- 
fammten Adel nichts, was ald befondered Standesprivis 
leg bezeichnet werden könnte, was nicht mit der neuen 
Roth u. Merk, Quellenſammlung. U. Band. 9 
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Megelungder Verfaſſung Deutſchlands und dem Prinzipe 
gleicher Freiheit für alle Stände volllommen vereinbar 
wäre, beanſprucht worden iſt. 

Der Ambildung unſerer bisherigen politiſchen Stel- 
lung haben wir, und hat der geſammte Adel ſich willig 
gefügt, und auch gegen die Auflöſung des bisherigen ge: 
theilten Eigenthums, fo wie gegen die Ablöſung aller 
grund» und ſchutzherrlichen Rechte hat ſich vor Einer 
hohen Nationalverfammliung feine Stimme erhoben. Dad 
Einzige, was wir‘ begehrten, und mas mit uns der üb⸗ 
rige Adel begehrt, ift, daß eine geredjte and gleichmä⸗ 
Bige Durchführung der allen Deutfchen ale Grundrecht 
verbürgten Berheißungen des '$. 32: 

„Das Eigenthum ift unverleglih. ine Enteig- 
nung fann nur aus Rückſichten des gemeinen Be⸗ 
ften, nur durch ein Gefeß und nur 'gegen gerechte 
Entfchädigung vorgenommen werben “; 
nicht aber in Beziehung anf und Ausfchluß von jerten 
Berheißungen, oder ausnahmsweiſe Verkürzung in dem 
Vollzuge derfelben ftattfinde. 

Wir haben in unferen Schriften nachgewieſen, daß 
ed unmöglich fei, die beftehenden Fideifommiffe aufzuhes 
ben, ohne bereits beftehende und feierlich gewährfchaftete 
Eigenthumsrechte in einer Weife zu verlegen, wobei ’fich 
Art und Mapftab einer allen Theilen gleihmäßig ’ge> 
rechten Entfhädigung gar’ nicht ausmitteln läßt; — wir 
"Haben ferner nachgewieſen, daß auch die nach $$. 85 
und 36 zur Enteignung fommenden Rechte uͤnd Reuten 
ſich dem Begriffe wahren, bisher von den Geſetzen an⸗ 
erfannten und gefhügten Eigenthums ſubſumiren, und 
ed ftanden und fohin unzweifelhaft die fo eben wörtlich 
audgehobenen Beltimmungen der Grundrechte zur Seite, 
als wir die Aufrechthältung der Fideifömmiffe und Eht- 
ſchädignng für die aus Rückſichten des gemeinen Beſten 
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‚zu enteignenden Renten, fo wie gefchehen ift, in Anfprud) 
‚nahmen. 

Unferer feft begründeten, in der Gleichheit vor dem 
Geſetze wurzelnden Bitte wurde nicht willfahrt. Statt 
‚beffen aber fhaffen unverkennbar die an dem 7. 19. und 
20. I. M. gefaßten Befchlüffe in eben dem Augenblice, 
‚in weldyem ausdgefprochen wird: „vor dem Geſetze gilt 
‚fein Unterfchied der Stände‘, für den Adel einen neuen 
‚Standedunterfchied, eine wahre Ausnahmeftellung. 

Für ihn allein wird nämlich ausgefprochen, er fei 
„als Stand abgefchafft,” und durdy die Aufhebung der 
Fideikommiſſe, fo wie durch unentfchädigte Enteignung 
bisherigen Eigenthums, wird er von der Theilnahme an 
„den hochmichtigen durch die SS. 7 (Abfag 4.) und 32 
‚allen Deutfchen gefiherten Grundrechten ausgeſchloſſen. 

Diefe Ausnahmsverfügungen ‚wiegen um fo ſchwe— 
‚rer, ald in ‚dem, der Abftimmung über die Aufhebung 
‚der ‚Fideifommiffe unmittelbar vorangegangenen Schluß- 
‚vortrage ded Neferenten auf die „völkerrechtlichen“ Ga- 
rantien, welche für die Aufrechthaltung unferer Fideis 
fommifle in.der Rheinbundsakte, in den Verträgen von 
‚1815 (Bundes und Kongreßafte) und 1820 liegen, aus⸗ 

‚drüdlich Bezug genommen, für ihre Befeitigung aber 
das Argument hinreichend erachtet wurde, „daß ed den 

Fürſten nicht zuftand, endverbindliche Beflimmungen zu 

„machen.“ | 

Nicht um ein ausfchliegliches Vorrecht für und zu 
‚erringen, haben wir uns darauf berufen, daß in, dem 
Jahre ‚1806 die bis dahin reichdftändig gewefenen Famis 

‚ lien nicht ſchrankenlos, fondern unter folenn vertragenen 

Bedingungen”, der Hoheit jener Staaten, denen, fie 

‚nun angehören, unterworfen wurden, und daß eine Dies 

fer Bedingungen dahin lautet, ihr Grundeigenthum und 

die ihnen belafjenen nutzbaren , Rechte follen ihnen, ‚pls 
9 Er 
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unantaftbared Patrimonials und Privateigenthum für 
immer gefichert bleiben. Eben fo wenig ercluflio war uns 
fer Beftreben, ald wir Bezug auf jene feierlichen Gas 
rantien nahmen, durdy welche auch die fpätere Zeit in 
ſtaats- und völferrechtlichen Urkunden unferem Rechte 
das Siegel der Unverleglichfeit aufdrückte. 

Wir thaten es, um zu beweifen, daß dad, was wir 
wegen Aufrechthaltung unferer Fideifommiffe und zur 
Abwehr gegen eine unentfchädigte Enteignung, auf je 
nem Rechtsboden, der und mit allen übrigen Klaffen der 
Betheiligten ein gemeinfamer ift, und anlehnend an die 
$$. 7 und 32% der Grundrechte in Anfpruch genommen 
haben, außerdem auch noch durch Gemwährfchaften un: 
terftüßt fei, welchen Geltung nicht verfagt werben kann, 
ohne nach innen und außen alle Grundlagen feften und 
geregelten Rechtszuſtandes zu zerftören. 

Zur Stunde noch wünfchen wir nichts fehnlicher, 
als nicht in jenen befonderen Garantieen, fondern in der 
gerechten und ausnahmsloſen Anwendung der eben ers 
wähnten Beftimmungen der Grundrechte, und in der 
Gerechtigfeit der Vertreter der deutfchen Nation, die 
ausreichenden Anhaltspunfte für das Aufrechtbleiben uns 
ferer Fideifommiffe und für die Erhaltung oder Entfchäs 
gung unferer Eigenthumsrechte fuchen zu müffen, und 
wir geben die Hoffnung dazu noch nicht auf; Gerechtige 
feitöliebe und Heilighaltung von Zufagen und Vertrauen 
war ja zu allen Zeiten mit dem Charafter ded deutfchen 
Volkes verfchmolzen, und die geringe Zahl, welche die 
Majorität der Stimmen in den Befchlüffen über Abfchafs 
fung des Adels ald Stand und über Aufhebung der Fi— 
deifommiffe bildete Cbei dem erfteren Befchluffe 1/31, bei 
dem legteren 1/17 der Gejammtftimmen), fpricht laut 
dafür, daß von einer gleichmäßigen allgemeinen Bolfe- 
flimme hierbei nicht die Rede fein Fönne. 
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Allein aufgehoben ift die Kraft jener ftaatd- und 
völferrechtlichen Verträge, auf welche wir uns beriefen, 
und fortan zu berufen berechtigt find, noch nicht. Sie 
beftehen nach wie vor, und eben diefe Verträge bilden 
auch zur Stunde noch die Örundlage der Stellung Deutfch- 
lands zu der großen Staatengefellfchaft. Auch in den 
Beziehungen nach innen find fie noch nicht ausgelöfcht, 
und daß insbefondere felbft die deutfche Bundesafte — 
jedenfalld auf fo lange, ald die neue Verfaffung, mit 
deren Berathung Cine hohe Nationalverfammlung fic 
noch befchäftigt, nicht endgültig geworden und verfünbet 
ift, nicht ald völlig aufgehoben zelten und behandelt wer: 
den könne, beweifen die Protofolle vom 29. Juni I. 9. 
und tägliche Vorfommniffe zur Genüge. 


Gene Gewährfchaft materieller und Privatrechte, 
welche in der Bundesafte dad Gefammtvaterland über: 
nommen und dem damaligen Zentralorgane zur Hand» 
habung übertragen hat, ift noch nicht annullirt, und aud) 
jene Garantie, welche die Unverleglichfeit der Eigenthums⸗ 
verhältniffe, für welche wir hier dag Wort reden, in den 
von Fürften und Völkern auf die Verfaffungen der Eins 
zelnländer 'geleifteten Eiden finden, ift gleichfalld noch 
nicht gelöft. 

Die übermächtige Gewalt eined Augenblided Fann 
Rechte überwältigen und verftummen machen, allein den 
inneren Lebenskern des Nechted und den Anfpruch auf 
deſſen Geltendmachung kann fie nicht vernichten. Er 
ftirbt nicht in dem Bewußtfein — in dem Gewiffen — 
der Nationen, und die einzige feſte Bürgfchaft für eine 
einzuführende neue Ordnung der Dinge liegt in der Ges 
rechtigfeit, welche bei der Umbildung politifcher Zuftände 
das Recht und Eigenthum eines Jeden ehrt und fchüßt, 
unterbrüdend aber gegen Niemand zu Werfe geht. 
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Inden wir heute vor Einer hohen Nationalverſamm⸗ 
lung die Rechtsbegründung unferer Anfprüche noch ein— 
mal zur Sprache bringen, legen wir zugleich unter Auf 
rechthaltung aller Rechtözuftändigfeiten hier vor dei Au—⸗ 
gen Deutfchlands gegen die ausnahmsweiſe Aufhebung 
des Adels ald Stand, fo wie gegen die Aufhebung der 
beftehenden Fideifommiffe und gegen die ohne Entſchädi— 
gung vorzunehmende Eigenthumsenteignung Verwahrung 
mit dem Vorbehalte nieder, unfere desfallfigen Reflama- 
tionen nach vollendetem Verfaffungswerfe vor jenen Or⸗ 
ganen, weldye demzufolge in Wirkſamkeit zu treten has 
ben werden, wieder anzuregen. 

Möge eine hohe Nationalderfammlung den Ausdruck 
jener Ehrerbietung genehmigen, womit wir zu unterzeich⸗ 
nen die Ehre haben. 

Frankfurt den 27. Dezember 1848, 
(Es folgen 41 Unterfchriften.) 
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Denkfchrift der in Würzburg verfant- 
melten Erzbifchöfe und Bifchöfe Deutfch- 
lands d. d. lAten Novenber 1848. 


AS in den Märzftürmen d. J. das auf dem Wie: 
ner Kongreß im Frühling 1815 von den dentfchen Fürs 
ften und ihren Staatdmännern errichtete Gebäude der 
politifchen Geftaltung Deutſchlands in feinem Grund ers 
bebte, und die Fürften dem durd alle Gauen ded Bis 
terlandes erfchallenden Rufe nad) Freiheit Rechnung tFa: 
gen zu wollen fich geneigt erklärten, da erkannten es die 
fatholifchen Bifchöfe, daß, wie entfchieden uünd ſtreug 
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auch die, Kirche: anarchiſche Beitrebungen, jegligher Art. 
verabfchene und werwerfe, doch auch fie, ein lebendiges 
Intereſſe habe. an der, Sicherung alles desjenigen, was 
der allgemeine. Ruf nach Freiheit: von adminiftrativer 
Bevormundung und: Kontrole Wahres enthalte, Sie, er; 
kannten, daß: die Kirche an dem Zufagen,, welche Deutſch⸗ 
lands Fürſten ihren Völkern gegeben, den ihr gebühren⸗ 
den Antheil in Anſpruch zu nehmen um ſo weniger ver⸗ 
fäumen dürfe, als die vielfach laut gewordenen ungeſtü⸗ 
men Aeußerungen falſch verſtandener Freiheitsbegriffe in 
der Kirche nur den Einen Wunſch, das Eine ſehnliche 
Verlangen erweckten: in dem drohenden Kampfe der ro⸗ 
hen Gewalt und Willkür gegen Throne und Verfaſſun⸗ 
gen der ihr gewordenen Miſſion, die Hüterin zu ſein des 
Glaubens und der nur in ihm wurzelnden Sitte, ihre 
volle Thätigfeit widmen und. in freien ſelbſtſtändiger Wirk 
famfeit ungehindert entwiceln zu können. 

Die Bifchöfe glaubten der erleuchteten Einfiht der 
dentfchen Regierungen vertrauen zu follen, daß da, wo 
diefelben den Entfchluß verfündeten, unter Mitwirkung 
und Vereinbarung mit ihren Völkern, ein neues Berfaf- 
fungsgebäude aufzurichten, in welchem es dem Bewoh⸗ 
nern deutſcher Lande ſo wohl werden ſollte, den Genuß 
und die naturgemäße Entwickelung aller zuſtändigen 
Rechte ſich geſichert zu wiſſen — ſie in ihrer Weisheit 
auch der Kirche für die fegensvolle Entwidelung und 
Durchführung ihrer hohen Aufgabe das volle Maaß zus 
ftändiger Freiheit nicht: würden verfagen wollen. Und 
als nun mit der Forderung auch die Zufage einer uns 
eingefchränften Glaubens⸗ und Religiondfreiheit, die Zu« 
fage, daß jede Kirchengefellichaft ihre Angelegenheiten 
frei und felbftftändig folle zu ordnen haben, durch alle 
Gauen des Vaterlandes fich verbreitete, da glaubten die 
tatholifchen Biſchöfe Deutfchlande dem gehegten Ders 
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trauen um fo zuverfichtlicher fich hingeben zu follen, als 
ihrer Kirche ein achtzehnhundertjähriged Zeugniß ihrer 
Wirkſamkeit zur Seite fteht. Achtzehn Sahrhunderte bes 
zeugen, daß die Kirche ed gemwefen, welche in fiurmbes 
wegten Zeiten, wo die Wogen entfeffelter Leidenfchaften 
in wilder Brandung tobten, Nationen gegen Nationen 
im Kampfe um Sein oder Nichtfein fich erhoben, und 
die Grundfeften aller bürgerlichen und ftaatlichen Orb 
nung wanften — feft ruhend auf dem Felfen, den feiner 
Stürme Gewalt überwindet, und im flaren Aufblide zu 
Dem, der ihr Haupt und Editein, ihr Führer und Er: 
leuchter fein will bi and Ende der Zeiten — die Bol: 
fer gefittigt und erzogen, Künfte und Wiffenfchaften ge- 
pflegt und veredelt, allen Arten der öffentlichen und Pri- 
vatnoth die nie verfiegenden Quellen der chriftlichen Cha— 
ritad in ihren mannigfaltigen, alle geiftigen und leiblis 
chen Werfe der Barmherzigkeit umfaffenden Korporatio- 
nen geöffnet, Fürften und Bölfer in der Gerechtigkeit 
zit vereinbaren gefucht und fo Ordnung und Freiheit in 
allen VBerhältniffen des öffentlichen und bürgerlichen Les 
bend auf dem einzig wahren Fundamente des Glaubens 
zu gründen gewußt hat. 


Ausgehend von der Ueberzeugung, daß diefer Be: 
ruf der Kirche zu allen Zeiten derfelbe fei, find daher 
die unterzeichneten Bifchöfe Deutſchlands zufammen ges 
treten, um vereint die Stellung zu bezeichnen und aus: 
zufprechen, welche die Kirche nach ihrer uralten überlie: 
ferten Berfaffung auch der neuen Ordnung der Dinge 
im öffentlichen Leben gegenüber einzuhalten habe, und 
zwar die Örundzüge der Stellung der Kirche zum Staate 
und zu anderen Religionsgenofjenfchaften, und die Grund: 
linien der Rechte der Kirche hinfichtlich der Ordnung ih: 
rer Angelegenheiten, des Kirchenregimentes, 
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Die Sitte, das im Leben fich ausprägende Gewiffen 
des Menfchen, wird vom Glauben regiert, welden die 
Kirche lehrt. Die Kirche ift darum die Hüterin der Sitte, 
wie der Staat in Wahrung des Friedend und Spens 
dung der Gerechtigfeit der Hüter der nationalen Einheit 
if. Staat und Kirche berühren ſich naturnothwendig in 
ihren Wirfungsfreifen, und deshalb erkennt der Episko— 
pat und fpricht es aus: 

Cine Trennung herbeizuführen vom Staate, d. h. 
von der öffentlichen, nothwendig auf fittlicher und relis 
giöfer Grundlage ruhenden Ordnung liegt nicht im Wils 
fen der Kirche. Wenn auch der Staat ſich von ihr trennt, 
fo wird die Kirche, ohne es zu billigen, gefchehen laffen, 
was fie nicht hindern fann, fie wird jedoch die von ihr 
felbft und im mwechfelfeitigen Cinverftändniffe gefnüpften 
Zufammenhangsfäden ihrerfeitd nicht trennen, wo nicht 
etwa die Pflicht der Selbfterhaltung dies geböte. 

Die Kirche, betraut mit der heilig ernften Miffton: 
wie Mid; der Vater gefandt hat, fo fende Ich euch, 
nimmt für die Auss und Durchführung diefer ihrer Sens 
dung — wie immer die öffentliche Ordnung ber Gtaas 
ten geftaltet fein mag — nur die vollfte Freiheit und 
Selbftftändigfeit in Anfpruch. Ihre heiligen Päbfte, Bis 
fhöfe und Befenner haben diefer unveräußerlichen Frei⸗ 
heit zu allen Zeiten Blut und Leben gern und muthig 
geopfert. Die Biſchöfe erkennen deshalb und ſprechen 
es aus: wo das Verhältniß der freien Lebensäußerung 
der Kirche zu der öffentlichen Ordnung des Staates 
durch Concordate oder ähnliche Verträge mit dem heili— 
gen Stuhle normirt und die unverkümmert getreue Ers 
füllung diefer Verträge gefichert ift, da werden die Bis 
fchöfe diefelben heilig achten. Wo jedody im Einzelnen 
und Befonderen die Beftimmungen folcher Verträge ſich 
als Hemmniffe des Firchlichen Lebens und, der freien 
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episkopalen Wirkſamkeit bereitd‘ erwiefen haben, wie dies 
z. B. vielfach. mit dem fogenannten Staatäpatronates 
rechte, mit der Placetirung zu Kirchenämtern u. a. der 
Fall ift, oder wo eintretende Aenderungen in der öffent: 
lihen Ordnung der Dinge Mopdifttationen oder. Abrus 
fung der Verträge bedingen, da werden dieBifchöfe nicht 
ſäumen, die Weisheit des heiligen Stuhle® um feine 
Vermittelung zu Abwendung alled Hemmenden anzuge⸗ 
ben. Wo weder Berträge noch Beitimmungen ded Kir; 
chenrechtes einem Präfentationd- oder Beftätigungsrechte 
zu Kirchenämtern das Wort reden, da fühlen ſich die 
Bifchöfe verpflichtet, die Freiheit der Kirche zu behaups 
tem. Sollte die Stellung der Kirche im Staate nicht 
ferner die einer öffentlichen uns ihrer höheren Miffton 
willen bevorzugten. Korporation fein, folte ihr nur Die 
Stellung eines blos noch privatrechtlic, geficherten Ver⸗ 
eines verbleiben, jo muß und wird diefelbe ungefcheut zu 
ihrem urfprünglichen Prinzipe, dem der vollen Freiheit 
und GSelbftftändigfeit, in Ordnung und Verwaltung ih- 
rer Angelegenheiten zurückkehren. 
Den Befennern anderer Glaubendlehren gegenüber 
galt und gilt der Kirche als leitende Norm ſtets der 
Grundſatz: daß fie alle Menfchen aller Zonen und Zuns 
gen ald nady dem Ebenbilde Gotted Erfchaffene und der 
Erlöfung Bebürftige mit gleicher Liebe umfaßt — Daß fie 
für die Aus⸗ und Durchführung ihrer die Welt erlöfen- 
den Miffion nur die vollfte Freiheit und Selbftftändig. 
feit in Anfpruc nimmt — und daß fie gegen die Pers 
fonen Aller, die zu ihrer Lehre, Verfafjung und Disziplin 
ſich nicht befennen und halten, allerwege jened gleiche 
Vollmaaß der Liebe und Gerechtigkeit beobachtet, welches 
ben bürgerlichen Frieden zwifchen Anhängern verſchiede— 
ner Glaubensbekenntniſſe fihert, ohne einen allen Bes 
kenntniſſen gleichverderblichen Indifferentismus uud eine 
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ihren Satzungen widerftreitende commmnicatio' in sacris' 
zu begünftigett. Die Bifchöfe erfennen und fprechen es 
aus, daß fie an diefem Prinzipe feft und in’ allen Be: 
ziehungen zu Anderögläubigen' ihren durch dieſes Prinzip 
norinirten firchlichen Standpunkt innehalten werden. 
Unter den Rechten der Kirche fteht obenan das götts 
fiche Recht der Lehre und Erziehung. Sie kann nimmer 
ſich trennen von dem Bewußtfein des ihr gegebenen Aufe 
trages: Gehet hin und Iehret alle Völker, taufet fie im 
Namen ded Vaters und ded Sohnes und des heiligen 
Geiftes und lehrer fie Kalten alles, was Ich euch gefagt 
habe. Sie kann eben fo wenig fich trennen von dem 
Bewußtfein der Freiheit in Erfüllung diefer Miſſion. 
Alle Zahrhunderte und alle Welttheile geben der Kirdye 
das Zeugniß, daß die Träger und Werkzeuge ihrer gros 
Ben Erziehungsmiffion für die freie Ausübung des vom 
ihrem göttlichen Stifter ihr ertheiten Auftrages, zu leh⸗ 
ren und zu erziehen, weder Mühen und Gefahren, noch 
Leiden und Tod geſcheut haben. Mochte Beſitzthum und 
Glanz und Ehre, mochte alles ihr genommen werden? 
das Recht, das von Gott empfangene, zu lehren, zu er⸗ 
ziehen, zu ſittigen die Völker des Erdkreiſes, hat die Kir⸗ 
che nimmer preisgegeben. Und indem ſie den Menſchen 
erfaßt, um ihn lehrend und erziehend feiner höheren Bes 
ſtimmung zuzuführen, erfaßt fle denſelben vom zarteften 
Alter an, erfaßt und begleitet ihn in der Entwicelung 
aller feiner geiftigen Kräfte, auf daß diefe durch einen 
alle Zweige des Wiſſens umfaffenden Unterricht zur vol 
fen Durchbildung gelangen im Geifte ihrer auf die hör 
here, ewige Beflimmung ded Menfchen gerichteten Mif 
fion. Wie der Menfch nicht getrennt gedacht werben 
fann in eitten für feine irdifchen Bedürſniſſe arbeitenden 
Leib und einen feine höhere Beftimmung anftrebenden 
Geiſt, ſo weiß auch die Kirche, daß der menfchliche Geift 
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nimmer zerfpalten gebacht werden kann, in zwei gefon- 
derte Richtungen. Und eben darin beurfundet fie ihr 
göttliches Recht zur Erziehung des Menfchengeichlechtes, 
daß fie den Geift des Menfchen in der Xotalität aller 
feiner Kräfte und Thätigfeiten erfaßt und entwidelt und 
durchbildet zu der höheren ewigen Beftimmung der Menfch: 
heit. Und es ift wiederum die Gefchichte, welche der 
Kirche dad Zeugniß gibt, daß fie im Bewußtfein des 
göttlichen Rechtes, der göttlichen Freiheit, die Menfch- 
heit zu lehren, zu erziehen, zu fittigen, in allen Zweigen 
bes Wiffend und der Künfte das Herrlichfte geleiftet hat 
von der Errichtung der ftillen Klofterfchule und Werk— 
ftätte bid zur Gründung ihrer Hochfchulen und ihrer Ries 
fendome, die alle fidy erhoben auf dem Fundamente der 
Einen allumfaffenden Durchbildung des menfchlichen Gei- 
ftes zu feiner höheren Beftimmung. 


Diefes Anrecht an die Menfchheit Fann die Kirche 
. nimmer aufgeben, ohne ſich felbft aufzugeben — und ed 
ift nur eine naturnothwendige Folge diefes ihres Rech— 
tes, daß fie alle zur Ausübung defjelben erforderlichen 
Mittel, die zum Lehren und Erziehen beftimmten Indi— 
viduen oder Korporationen fowohl ald die Lehrbücher 
frei zu wählen und zu beftimmen, daß fie insbefondere 
in der Heranbildung und Reifeerklärung der Träger 
und Sendboten ihres großen Erziehungswerfed, fowie in 
deren Verwendung, Ueberwachung, Gorreftion, oder, mo 
ed nöthig, Befeitigung, gänzlid) und vollfommen freie 
Hand haben, und daß ebenfo die Beftimmung darüber, 
welche Vereine und Korporationen etwa hiefür zu erhal 
ten oder zu errichten, und welche nicht mehr nüßlich oder 
zuläffig find, der Kirche allein zuftehen muß, fol anders 
diefelbe, ald die Hüterin der im Glauben wurzelnden 
und die Sicherung aller öffentlichen Ordnung und Ges 
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feglichfeit bedingenden Sitte, in dem Vollgenuffe der ihr 
zuftändigen Freiheit gedacht werden fünnen. 

Die verfammelten Bifchöfe erkennen deshalb und 
fprechen es aus: die Kirche, durch die Kraft ded Wors 
ted unter dreihundertjähriger blutiger Verfolgung begrüns 
det, nimmt jeßt wie früher die unbefchränfte Freiheit der 
Lehre und des Unterrichted, fo wie die Errichtung und 
Leitung eigener Erziehungs: und Unterrichtsanftalten im 
audgedehnteften Sinne ald dasjenige Mittel in Anfpruch, 
ohne weldyed fie ihre göttlihe Sendung wahrhaft und 
in vollem Umfange zu erfüllen außer Stand fein würde; 
und fie muß jede einengende Maßregel auf diefem Ges 
biete ald nicht vereinbar mit den gerechten Anfprüchen 
der Katholifen deutfcher Nation anfehen. 


Die Bifchöfe erfennen es als ihre Pflicht, durch Ans 
wendung aller geſetzlich zuläffigen Mittel dahin zu ftres 
ben, die den Katholifen gehörenden Schulen als folche 
gegen jedes Verderbniß zu bewahren; alle für Fatholifche 
Schulen beftimmten Fonds und Einfünfte für die Fathos 
liſchen Schulen feftzuhalten, und nöthigenfall® dort, wo 
fie den Katholiken bisher entzogen oder vorenthalten wors 
den find, zurüczufordern. Insbeſondere erflären die Bis 
ſchöfe, daß fie, gemäß der ihnen durch ihr Amt auferleg- 
ten und durch die Kirchenfagungen eingefchärften Vers 
pflichtungen, dem Rechte nicht entfagen können, alle Res 
figionslehrbücher in ihren Diözefen auszuwählen und zu 
beftimmen. 

Sie fprechen ed aus, daß den Bifchöfen das Recht 
zufteht und die Verpflichtung obliegt, den Religionsun— 
terriht an allen öffentlichen Unterrichtsanftalten, wo ka— 
tholifcher Religionsunterricht ertheilt wird, zu leiten und 
zu vifltiren, fowie auch in der Sphäre der höheren theos 
logifhen Wiffenfchaften die Verantwortlichkett zu wahr 
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‚ren, welche, mit der göttlichen Vollmacht ‚zu ‚fenden ‚ihnen 
geworden ift. 

Die Bifchöfe, die wefentliche Pflicht erfennend, den 
‚Klerus durch Unterriht und Erziehung heranzubilden, 
nehmen zu diefem Zwede das unveräußerlihe Recht in 
Anſpruch, nad Fanonifchen Borfchriften alle jene Anftals 
ten und Geminarien zur Erziehung und Bildung des 
Klerus, welche den Bifchöfen für ihre Diözefen nothwens 
dig und nüßlich erfcheinen, frei und ungehindert zu ers 
richten, die beftehenden zu leiten, das Vermögen derfels 
ben zu verwalten, und die Borftände, Lehrer und Zög— 
linge zu ernennen, aufzunehmen und zu entlaffen. 

Die fatholifchen Bifcyöfe, ald Nachfolger der Apo— 

ftel, allein mit der Vollmacht audgerüftet, Arbeiter in 
den Weinberg des Herrn zu berufen, damit dad Evans 
‚gelium alferwärts verfündigt und ‚die. Geheimniffe des 
Heiled ‚den Gläubigen -gefpendet werden, find in gewiſ— 
ſenhafter Wahrnehmung diefes göttlichen Auftrages. ver: 
‚pflichtet, nur jene. ald Lehrer und: Priefter zu, wählen, zu 
„weihen und zu ‚fenden, welche fie ihrem fittlichen Wan— 
‚bel nach zum heil, Lehr» und PVriefteramte für. würdig 
‚and ‚ihren Kenntniffen nach für fähig halten. Ihnen 
ſteht demnach allein das Recht zu, Die zum geiftlichen 
Stande Berufenen über Wandel und Wiffenfchaft zu, ‚prüs 
‚fen, zur Vorbereitung auf die ‚heiligen Weihen und ‚die 
‚evangelifche Sendung in die Seminarien aufzunehmen, 
‚und denfelben, nachdem fie ihren Eifer im Lehr⸗- oder 
Seelforgeramte, fowie ihre Würdigfeit nach kanoniſcher 
‚Prüfung bewährt haben, das Zeugniß der Tüchtigkeit 
‚zur Verwaltung des Predigt- und Pfarramtes zu ers 
theilen. | 

Die Bifchöfe erklären daher, daß fowohl die Mitbes 
theiligung des Staates an den Prüfungen der in den 

geiſtlichen Stand Tretenden zur Aufnahme, in die, Se— 
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minarien, als auch deſſen Mitwirkung zu Pfarrkonkurs⸗ 
prüfungen eine weſentliche Beſchränkung der kirchlichen 
Freiheit und eine Beeinträchtigung der biſchöflichen Rechte 
enthalte. 

So wenig die Kirche jemals ſich trennen kann von 
dem Bewußtfein ihres Rechtes und ſelbſtſtändiger Voll⸗ 
führung ihrer Erziehungsmiffton, eben fo wenig darf dies 
felbe zu irgend einer Zeit verzichten auf das mit dieſer 
Miffion allerwege Hand in Hand gehende Recht nach 
dein Vorbilde ihres. göttlichen Stifter. audy die leibliche 
MWohlthäterin der Völker zu fein, deren ;geiftige Pflege 
Ahr anvertraut ift. Was. die liebende Mutter ihren Kin⸗ 
dern, dad war bie Kirche — die im Einfammeln und 
Austheilen ihrer Gaben frei und felbftftändig fchaltende 
Kirche — zu aller Zeit: den Armen und. Nothleidenden. 
'Zähle, wer es vermag, :die aus ihrem: Schooße: in fo 
reicher ‚Fülle und Mannichfaltigfeit hervorgegangenen 
milden Stiftungen: das. geheimnißvolle Walten des, gütts 
lichen Geifted und Segens über: bem Scherflein auch des 
Armen, das der Kirche:zugleich mit der Gabe ded Reis 
chen vertrauensvoll in die mütterliche Hand gelegt, oft 
einer weit entfernten Roth beizufpringen, geeilt, das wird 
derimenfchliche Kalkul nimmer durch feine Zahlenftellun- 
Igen zu ergründen vermögen. — 

Ob die Kirche, auch bei aller Opferwilligkeit from⸗ 
mer Vereine, und ihrer Bereitwilligkeit, ſich zum Bettler 
zu machen an der Thüre des Reichen, um die Gaben 
feiner. Mildthätigkeit in den Schooß der. Armuth zu ſchüt⸗ 
ten, der Noth der heutigen ſozialen Zuſtände die Hand 
mit Erfolg zu reichen im Stande ſein möge, dies wird 
weſentlich bedingt ſein durch das Maaß freier ſelbſtſtän⸗ 

diger Bewegung, welches auch auf dieſem Gebiete ihr 
zu vindiziren die Biſchöfe als ihre Pflicht erkennen. 
Ein anderes aus dem Begriffe ihrer Miſſion mit 
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unabweisbarer Nothwendigkeit fülgendes Recht der Kirche 
ift das göttlich freie Recht, ihren Kultus, und die Art 
und Weife, wie derfelbe zu feiern, die Spendung ihrer 
Saframente und die Einrichtung alled deſſen, was auf 
den Gottesdienft ſich bezieht, Gebete und öffentlihe Ans 
dachtsübungen, ohne alle Dazwifchenfunft oder hemmen«- 
bes Eingreifen der weltlichen Gewalt ungehindert und 
felbftftändig zu ordnen. Ihr Kultus ift eben der in den 
verfchiedenen Formen ded Gottesdienſtes ſich audprägende 
Glauben der Kirche, ihre Gnadenmittel, Gebete u. f. w. 
die fortwährende Vermittelung des Menfchen mit feiner 
höheren ewigen Beftimmung. Hier bewegt fidy die Kirche 
ausfchließlich auf ihrem eigenften Gebiete, welches die 
Bifchöfe treu zu hüten die heiligfte Verpflichtung haben. 
Eine mit dem Weſen ded Kultus innig zufammenhäns 
gende Blüthe des Fatholifchen Lebens find die durch alle 
Sahrhunderte der Kirche in den mannichfaltigften Geftal- 
tungen erfcheinenden geiftlihen Vereine von Männern 
und Frauen, die fid mit Genehmigung ihrer geiftlichen 
Oberhirten durch Gelübde oder fromme Gelöbniffe ver: 
bunden haben, um in erhöhtem Streben nach chriftlicher 
Bollfommenheit, unter beftimmten, ihren Verband. und 
ihre Thätigfeit normirenden Regeln, alle geiftigen und 
leiblichen Werfe der Barmherzigkeit in Unterricht, Pflege 
der Armen und Kranfen u. f. w. und zugleich einen ihr 
ganzes Thun und Wirken begleitenden Gottesdienft, in 
Gebet, Betrahtung und ſich felbft verläugnendem Ge— 
horfam zu üben; die verfammelten Erzbifchöfe und Bis 
ſchöfe nehmen für dergleichen Vereine das gleiche Maaß 
der Freiheit der Affociation in Anfpruch, welches bie 
Berfaflung des Staates allen Staatsbürgern gewährt. 
Endlih hat die Kirche das Necht, alles Fatholifche 
Kirchen: und Gtiftungsvermögen als ihr durch rechtmä⸗ 
“ige Titel wohl erworbenes Eigenthum, gleich jedem 
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Bürger oder bürgerlichen Vereine, gegen gewaltfamen 
Eingriff gefhügt zu feben, und daſſelbe frei und felbfts 
fländig zu verwalten und zu verwenden. Es iſt diefes 
überall nur zu den Zwecken der Kirche in oft viele Fahr: 
hunderte hinaufreichenden Stiftungsurfunden beftimmte 
Bermögen Eigenthum der Einen, als einiges Rechtsſub— 
jeft zuerfennenden katholiſchen Kirchengefellfhaft, und 
muß fid darum, folen Recht und Gerechtigkeit den Für; 
ften und Völkern Deutfchlande anno heilig und fein 
leerer Schall fein, allermege des gleichen Rechtsſchutzes 
zu erfreuen haben, wie jedes andere Gefellfchaftsvermö- 
gen, deſſen Unantaftbarfeit überall gefichert erfcheint, 
wo öffentliche und bürgerliche Ordnung eine Wahrheit 
ift. 

Zum Schluffe legen die Bifchöfe feierlich Derwahrung 
ein gegen jene nur auf feindfeliger Gefinnung oder Mans 
gel an Einficht beruhende Darftellungsweife, welche in 
ber Fatholifchen Kirche, die fraft ihrer göttlichen Miſſion 
alle Bölfer des Erdfreifes umfaßt, Inland und Ausland 
unterfcheiden, und darum den lebendigen Verband der 
Bifchöfe und ihrer Heerden mit dem Vater der Chriftens 
heit, mit dem heiligen apoftolifchen Bater zu Rom, als 
Sünde an der Nationalität, ald undeutfch und gefährlich 
zeihen zu können mwähnt, und nicht ablaffen möchte, den 
Verkehr der Bischöfe und Gläubigen mit dem heil. Bater, 
und des heil. Vaters mit ihnen einer fortwährenden miß- 
trauifchen Kontrole zu unterwerfen. 

Zu dem innerften Wefen der Kirche gehört ihr in 
Lehre, Verfaffung und Disziplin überall ſich bewährens 
ber Charafter der Einheit. Bedingung und Folge diefer 
Einheit ift der ftetd lebendige Verband und Verkehr zwis 
hen Haupt und Gliedern, zwifchen dem heil. Vater zu 
Rom und der binnen der weiten Marken der Erde wohs 
nenden und in gleicher Einheit unter ihre Oberhirten fich 

Roth und Merk, Quellenſammlung. II. Op, 10 
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ſchaarenden Gläubigen. Diefer ungehemmte Berfehr be 
dingt das gefunde Leben der Kirche, wie der. ungeftörte 
Blutumlauf das durch alle Adern pulfirende Leben bed 
Menfchen. Was diefem Unterbindung, daflelbe ift dem 
Leben der Kirche jeder. Aft wilffürliher Hemmung bes 
freien Berfehres mit dem Mittelpunfte der Einheit. 
Wie daher die Bifchöfe ed als ihre höchfte Ehre 
achten, durch den innigften Anfchluß an das Oberhaupt 
der Kirche und den engften Berband des Episkopates ums 
ter fih allen Gläubigen des Erbballes, Prieftern und 
Laien. verbunden zu fein, und es im Findlichen Gehorfam 
gegen den Nachfolger des Apoftelfürften Petrus ſich ſtets 
werden angelegen jein laffen, den ihnen anvertrauten 
Theil des Bolfed Gottes deutfcher Zunge in der Einheit 
und Reinheit des Fatholifchen Glaubens zu: erhalten, auf 
daß ſich die einige Fatholifche Wahrheit fo entwicele und 
bewähre, wie es die ehrwürdigen Gewohnheiten feiner 
Bäter, wie ed der durch Jahrhunderte ausgeprägte Chas 
rafter ded deutfchen Stammes erfordert, fo müffen fie 
jede Art eines die felbftftändige und freie Verfündigung 
geiftliher Erlaffe hemmenden Placets als wefentliche 
Verlegung des unveräußerlichen Rechtes der Kirche, jede 
mißtrauifche Ueberwachung des Verfehres zwifchen Hirt: 
und Heerde, ald dem deutfchen: Charakter, deffen Treue 
ſprüchwörtlich ift, widerftrebend und mit dem Vollgenuſſe 
wahrer. Freiheit unvereinbar erfennen und erklären. 
Würzburg, den 14. November 1848, 
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29. 


Note des k. bayerifchen Bevollmächtig— 

ten bei der proviſoriſchen Zentralgewalt 

on das Neichsminifterium, Die Grund: 

rechte betreffend, d. d. Sten Dezember 
1848. 


Der unterzeichnete interimiftifche königl. bayerifche 
Bevollmächtigte hat hinfichtlich der bei dem Zufammens 
tritte mit dem Gefammtminifterium am 23. v. M. an 
die Bevollmächtigten der deutfchen Staaten ergangenen 
Aufforderung, fich rüdfichtlich der Verfündigung und des 
Bollzuges der Grundrechte des deutſchen Volfed zu äus 
Bern, feiner allerhöchften Regierung Bericht erftattet, und 
ift nunmehr ermächtigt, Nachitehendes zu eröffnen: 

In wenigen beutfchen Ländern find auf dem Wege 
ber Gefeßgebung dem Volke fo frühzeitig ausgedehnte 
echte verliehen worden, ald in Bayern, und hier be- 
ftehen bereits im Wefentlichen jene Einrichtungen in 
Kraft, welche die Grundrechte zu begründen und zu ges 
währleiften bezweden. 

In Bayern iftdiegrundherrliche Gerichtöbarfeit aufges 
hoben, der Unterthband- und Hörigfeitöverband für im- 
mer gelöst, dad Jagdrecht auf fremdem Grund und Bo; 
den unterbrüdt, der Lehensverband für auflösbar erflärt, 
das Verfammlungd- und Vereinsrecht geftattet, die Preß— 
freiheit im größten Umfange gewährt, und ift der Weg 
angebahnt, die übrigen Grundrechte nad) Maßgabe der 
Landedverfaffung zur Geltung zu bringen. 

Demnad; wird eine materielle Differenz mit den von 
der Nationalverfammlung ausgefprochenen Grundrechten 
kaum ald beftehend anzufehen fein. Daß aber formelle 
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Aenderungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege und in 
Uebereinftimmung zwifchen Krone und Ständen herbeis 
geführt werden fünnen, liegt am Tage, ift begründet im 
Wefen der Eonftitutionellen Negierungsform und bedingt 
durch den auf die Berfaffung des Königreiches geleifte- 
ten Eid. 

Das Staatdminifterium erfennt die Grundrechte ald 
die Grundlage an, auf welcher die allen Deutfchen ge: 
meinfchaftlichen Rechte einheitlich aufgebaut und zu dies 
fem Zwede in der vaterländifchen Berfaffung und in den 
betreffenden Gefegen die nöthigen Abänderungen vorges 
nommen werden folen, um die Gefeßgebung Bayerns 
mit der des deutfchen Reiches in Einklang zu feßen. 


30. 


Depeſche des k. bannöverifchen Mini— 
ſters der auswärtigen Angelegenheiten 
on den k. hannöveriſchen Bevolimächtig- 
ten bei der proviſoriſchen Zentralge— 
walt, die Separatverkündigung der 
Grundrechte betr. d. d. IIten De: 
zember 1848. 


Die tief eingreifenden Wirfungen, welche die Vers 
fündigung der Grundrechte auf die gefammte Verfaflung 
bed Landes äußern muß, legen der Fünigl. Regierung die 
unabweisliche Nothwendigfeit auf, fi) die Folgen einer 
Publifation derfelben deutlich und beftimmt vor Augen 
zu ftellen, Sie hat es fich zur Pflicht gemacht, in ihrer 
Verfügung vom 11, v. M. zu erörtern, welde Nach 
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theile dad Königreich treffen werden, wenn die Grund» 
rechte in der damals allein vorgelegenen erften Abfaffung 
zur Geltung gelangen follten. Würden diefe Uebel der 
Preis fein, um weldyen die Eintracht des deutfchen Bas 
terlandes allein zu erfaufen wäre, fo dürfte die königl. 
Regierung die Uebernahme berfelben nicht fcheuen. 

Anders aber liegen ihre Verpflichtungen, wenn, ab» 
gefehen von dem großen Einigungswerfe, es fich allein 
um diefe Beftimmungen handelt. 

Zuerft muß fidy hier die königl. Regierung die Ver: 
pflichtung vergegenwärtigen, ben NRechtözuftand vor Un: 
gewißheit und Unficherheit zu bewahren, Daß biefes 
aber bei einer getrennten Verfündigung fo tief greifen: 
ber Beftimmungen unmöglich fei, wird fich bereits aus 
bemjenigen ergeben, was wir unter dem 4. v. M. bei 
Gelegenheit der Frage über die Publifation der Reichs: 
gefeße darzulegen Veranlaffung gehabt haben. Abgeſe— 
hen aber auch von dieſer moralifchen Verpflichtung einer 
jeden Regierung, find Wir in Gemäßheit der Art. 65, 
71, 102 und 103 bed Geſetzes vom 5. September, fo 
wie bes Art. 2 des Geſetzes vom 10. April d. J. vers 
pflichtet, darauf zu halten und verantwortlich bafür, daß 
Abänderungen der Gefete und der Verfaffung des Kös 
nigreiches nicht ohne Zuftimmung der Stände vorgenom- 
men werben. Die fünigl. Regierung hegt das unerfchüts 
terliche Vertrauen, daß die Zentralgewalt, weit entfernt, 
irgend eine Landesregierung in Erfüllung ihrer verfafs 
fungsmäßigen Obliegenheiten zu bebrängen, ed vielmehr 
als ihre Pflicht erfenne, jeden Angriff auf die gültig be; 
ftehenden Verfaſſungen abzuwehren. 

Nur das Zuftandefommen des neuen Verfaſſungs— 
werfed — melched nach den fomwohl von den Negieruns 
gen, ald den Bölfern Deutfchlands durch Anordnung und 
Bollzug der Wahlen zur deutfchen Nationalverfammlung 
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anerfannten Bundesbefchlüffen vom 30, März und 7, 
April d. J. allein auf dem Wege der Vereinbarung mög- 
lich if, — kann diefe Stellung äudern. Gewiß wird 
aber die Zentralgewalt auch in dem Befchluffe der Nas 
tionalverfammlung vom 27. Mai, nach welchem alle Be- 
flimmungen der beutfchen Berfaffungen bis zur Grüns 
dung ded allgemeinen Verfaſſungswerkes in Kraft bleis 
ben follen, und in dem ihre eigene Eriftenz begründen 
den Befchluffe vom 28. Juni, welcher alle Einwirkung 
der Zentralgewalt auf daffelbe ausfchließt, eine nod) 
dringendere Beranlaflung finden, Berhältniffe unverlegt 
zu erhalten, an deren unfanfter Berührung das ganze 
Verfaffungswerf fcheitern könnte. Se lebhafter die kgl. 
Regierung die Vermeidung eined fo traurigen und für 
Deutſchland fo gefahrdrohenden Ereigniſſes wünfcht, und 
je mehr fie zu der Weisheit der proviforifchen Zentral 
gewalt vertraut, daß bdiefelbe auch hier die richtigen 
Wege einfchlagen werde, um fo mehr hält fie fich über» 
zeugt, daß ed derfelben nicht entgangen fein fönne, wie 
bedenflich fi die Stellung der deutfch = öfterreichifchen 
Landestheile namentlich zu diefer Frage geftalte. Nicht 
nur dürften bei den geringen Majoritäten, mit welchen 
diefe an ſich fo zweifelhaften Grundrechte befchloffen find, 
und dem entfcheidenden Einfluffe, den die öfterreichifchen 
Deputirten auf diefelben gehabt haben, in dem unglück⸗ 
lichen Falle, wenn Oeſterreich fi) von dem neuen Vers 
faffungswerfe zurüdzöge, die Stimmung der Berfamms 
lung in Bezug auf diefelben eine wefentlich verfchiebene 
und fonach die verfrühte Publifation eine fehr uners 
wünfchte Erfchwerung der ganzen Einigung werden, fons 
bern es ift auch nicht minder zu beforgen, daß eine fol- 
che ohne Rüdfiht auf jenen großen Staat und deſſen 
befondere Stellung befchaffte Verkündigung eined Theis 
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les der Verfaſſung dem Beitritte veffelben zu dem Gans 
zen, den jeder wahrhaft deutſch gefinnte und die Inters 
effen bed Baterlandes klar erfennende Mann mit allen 
Kräften erftreben muß, wmüberfteigliche Hinderniffe in 
den Weg wälzen Fünnte. 


Unter diefen Umftänden erachtet bie Regierung nad 
ihren gefeß- und verfaffungsmäßigen Verpflichtungen ges 
gen dad Königreich und im Intereffe des Einigungswers 
kes felbft fi) verbunden, ber proviforifchen Zentralge: 
walt den dringenden Wunfch auszufprechen, daß biefe 
Anftand nehmen möge, mit einer theilweifen Verkündi⸗ 
gung ber Befchlüffe der Nationalverfammlung über das 
Berfaffungswerf nad) Andeutung des Rundfchreibend vom 
22. Dftober vorzufchreiten. Die Regierung erachtet ſich 
zugleich verpflichtet, die einfchlagenden Rechte des Kö— 
nigreichs Hannover, insbefondere die ber hiefigen Lan⸗ 
deövertretung, ausdrüdlich vorzubehalten. 


Der Herr Bevollmächtigte wolle von diefer Erklä— 
rung, mittelft abfchriftlicher Ueberfendung der gegenwär⸗ 
tigen Eröffnung, das Reichsminiſterium amtlich in Kennt⸗ 
niß feßen, wolle aber bamit im Namen ber königl. Res 
gierung die beftimmte und aufrichtig gemeinte Verſiche⸗ 
rung verbinden, daß die Regierung das Zuftandefoms 
men bes deutfchen Verfaſſungswerkes auf dem dazu be 
tretenen Wege für die Ehre und das Wohl des Vaters 
landes unentbehrlich betrachtet, und daß fie, einer gleis 
chen Ueberzeugung bei der in den nächſten Monaten zu 
verfammelnden Landesvertretung im Voraus gewiß, in 
ber vorbehaltenen Zuftimmung der Regierungen , ihrers 
feitd nur eine unerläßliche Gewähr für den dauernden 
und fegensreichen Beftand einer Schöpfung erblickt, bei 
deren Gründung die beutfche Nationalverfammlung fich 
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eine banfende Anerfennung bes Vaterlanbes für alle Zeis 
ten zu fichern wiffen wird. 
Hannover, den 17. Dezember 1848, 
Königl. hannoverſches Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
Graf von Bennigfen. 


31. 


Note Des FE. bannöverifchen Bevollmäch— 

tigten bei der proviforifchen Zentralge- 

wolt an das Neichsminifterium. Die 

Publikation der Grundrechte betreffend, 
d. d. 20. Dezember 1848. 


Herr Minifterpräfident! 

Die von Ihrem Herrn Vorgänger im Minifterialdes 
gartement des Inneren unterm 22, Dftober d. J. gefche- 
hene Beröffentlihung der in erfter Berathung von der 
deutfchen Nationalverfammlung über den Art. VII des 
Entwurfed der Grundrechte des deutfchen Volkes gefußten 
Befchlüffe mit der Aufforderung zur Vorbereitung für 
die Ausführung unter Bezeichnung der zweiten Beras 
thung als einer im Wefentlichen wohl wenig ändernden 
Form hat bei der fünigl. hannöverifchen Regierung leb- 
hafte Beforgniffe hervorgerufen. Sie drücte diefelben in 
einem Reffripte an mid) vom 11, v. M. aus, welches ich 
hieneben abfchriftlich unter Beifügung eined Abdrucdes 
der darin allegirten Denkfchrift zu überreichen mich bes 
ehre. Dem mir ertheilten Auftrage gemäß habe ich den 
Gegenftand feierlich mit Hrn. v. Schmerling befprochen. 
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Da bied aber in eine Zeit fiel, wo es ihm ſchwer war, 
gehörige Muße dazu zu finden, fo wurde die Sache Feis 
neswegs erfchöpft und theilte ich danni Ihrem Herrn Vor: 
gänger im Amte das oben erwähnte Reſtript im Drigis- 
nale unter dem Erfuchen mit, zu ihm gelegener Zeit mir 
feine Anficht mittheilen zu wollen. Ohne daß es jedoch 
dazu Fam, hat mir der vormalige Herr Unterftaatsfekre: 
tür v. Wirth die erwähnten Aftenftüce unlängft mit dem 
Wunſche zurücgeftellt, Abfchrift Davon eingeliefert zu fe 
ben, umd. gleichzeitig der damalige Herr Reichsminifter 
des Inneren mündlicdy gegen mic, geäußert, daß das Mis 
nifterium zu einer den Wünfchen meiner Regierung ent—⸗ 
fprechenden Einwirfung faum im Stande fein werde, 
Durdy den inzwifchen eingetretenen rafchen Fortgang und 
theilweife auch das materielle Reſultat der zweiten Bes 
rathung der Grundrechte haben die Beforgniffe der kö— 
nigl. hannöverifchen Regierung nur gefteigert werden füns 
nen, und hat fie mir den Auftrag ertheilt, Ihnen, Herr 
Minifterpräfident, die Rückſichten darzulegen, welche für 
das Königreich Hannover einer abgefonderten Publication 
der Grundrechte entgegen ftehen würden. — 
Bolgt num die vorftehende Depeiche vom 17. Dezember 1848, 


32. 


Schreiben d. k. bannöverifchen Geſammt⸗ 

minifteriums an die Ständeverfammlung, 

die Grundrechte betreffend, d. d. 10: 
Februar 1849. 


Unter denjenigen Grundfäßen, welde die gegenwärs 
tige Regierung in ihrer Befanntmachung am 22. März 
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v. 3. als Hauptrichtfchnur ihrer Thätigkeit bezeichnete, 
ftanden in erfter Reihe 
Maafregeln zur Einigung Deutſchlands und zur 
Erreichung einer Bertretung bed. Volkes beim Bunde 
in verfaffungsmäßigem Wege. 

Die Regierung fonnte ſich bei der Befolgung dieſes 
Grundfages, welcher die weſentliche Erhaltung ber Buns 
beöverfaffung und deren Fortbildung im Geifte der Eins- 
heit und der unmittelbaren Betheiligung bed Volkes in 
ſich fchloß, der vollen Zuftimmung der früheren Stände- 
verfammlung erfreuen. Es traten inzwifchen in dem Aus 
genblide, ald die Bertagung dieſer Berfammlung nicht 
länger aufzufchieben war, Ereigniffe ein, welche ſowohl 
dad Fortbauen auf der bisherigen Grundlage, ald bie 
Entwidelung im verfaffungsmäßigen Wege unmöglich zu 
machen fchienen, Die Regierung hielt fich verpflichtet, 
in ihrem Schreiben vom 7. Suli von diefer damals noch 
nicht völlig entwicelten Lage der Dinge Kenntniß zu ges 
ben und das Weitere auf fich zu nehmen. Um fo drins 
gender fühlt fie das Bedürfniß, fich über ihr ferneres 
Verhalten in dieferifür alle Berhältniffe des Landes maaß— 
gebenden Angelegenheit den Ständen gegenüber audzus 
fprechen. 

Am 7. Juli fohien durch die Errichtung einer provi- 
forifchen Zentralgewalt und die Auflöfung der Bundes- 
verfammlung der Weg der Verfaffung entfchieden aufge: 
geben zu fein. Später gewährte die Bundesverfammlung 
durch ihren Befchluß vom 12. Juli, welcher dem Reichd- 
verwefer die ganze bis dahin von ihr gelibte Macht über: 
trug, die Möglichkeit, das fid) neu Bildende einigermas 
Ben an die beftehende und von den übrigen Staaten Eus 
ropas allein anerfannte Ordnung anzufnüpfen. Nachdem 
aber der Umſchwung der Berhältniffe in den beiden gros 
Ben Staaten, in Defterreih und Preußen, hinzugekom⸗ 
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men ift, Tiegt ed am Tage, baß der gefammte Zuſtand 
Deutſchlands wiederum ein völlig verfchiedener geworben 
it, und daß die Dinge fidy jet abermals einer Entfcheis 
bung nähern, welche von der damals erfirebten fehr weit 
abgehen fann. 

Die Regierung des Königreiches hat in Der Zwifchens 
zeit ihre Aufgabe darin zu erfennen geglaubt, in als 
len wirklich praftifhen Fragen ihre Verpflichtungen ges 
gen das Gefammtvaterland, foweit ihre Kräfte reichten, 
auf das Entfchiedenfte und Vollſtändigſte zu erfüllen, 
In Rückſicht anf die Berfafiung aber hat fie lediglich Die 
Entwidelung abwarten müffen, indem ihr fein anderes 
Mittel der Einwirfung gegeben war, ald da, wo es die 
Umftände mit fich brachten, die Berhältniffe klar vorzu⸗ 
legen und die Schwierigfeiten anzubeuten. 

In der erfteren Beziehung wird fein Staat verhälts 
nigmäßig fo bedeutende Opfer gebracht haben, wie Hans 
nover. Mit welcher Schwere die Laft des dänifchen Kries 
ges auf das Königreich und zumal auf die Küftengegend 
gefallen ift, das bedarf feiner Schilderung. Die Auss 
gaben und Verlufte der Staatöfaffen, wie bedeutend dies 
felben auch find‘, bilden den Heinften Theil diefer Laft. 
Das Heer hat fi) durch Tapferkeit und Kriegstüchtig— 
feit ausgezeichnet, und nidyt minder im Herbfte durch 
Haltung und Mannszucht in Sachſen und Thüringen 
von allen Seiten Lob erworben. Gegenwärtig liegt dems 
felben aufs Neue die Bewachung der Grenze ob, 

Neben diefen großen Leitungen ift ed anerkannt, 
daß die zur Dedung der allgemeinen Ausgaben und zur 
Herftellung der Flotte ausgefchriebenen Beiträge von 
feiner Regierung mit größerer Bereitwilligfeit geleiftet 
find. 

Die wichtigen Fragen über die Zoll» und Handels, 
einigung find nicht minder auf alle Weife gefördert, obs 
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wohl ed auf der Hand liegt, daß foldhe für das: König- 
reich zunächſt fehr ſchwere Laſten und Verluſte mit fich 
führen und vielleicht den fo feft geordneten Haushalt im 
Innerſten erfchüttern werden. Man ift mit vorbereitens 
den Maaßregeln den Wünfchen noch zuvorgefommen, um 
auf jede Weife den Eintritt ded Zeitpunftes zu befchleus 
nigen, wo auf neu befeftigtem Boden wieder ein dauer: 
haftes Gebäude des öffentlichen Wohles aufzuführen fein 
wird. So hat bie Regierung in diefen Beziehungen Al 
led gethan, was ihr die beftehenden Gefege und ihre Vers 
antwortlichfeit dem Lande gegenüber erlaubten, 


Eben diefe Rückſichten aber haben fie genöthigt, in 
Beziehung auf die Berfaffung ſich eine lediglich abwars 
tende Stellung aufzulegen. Ausgehend von der Uebers 
zeugung, daß die Verfaffung Deutfchlande niemals auf 
eine wahrhaft heilbringende Weife ind Leben gerufen 
werden fann, wenn nicht die Nationalverfammlung und 
die Regierungen der deutfchen Staaten in Webereinftim: 
mung handeln, hat die Negierung ded Königreiches, fo 
lange nody der Bundestag ein Drgan gab, durch wel: 
ches die Regierungen einwirken fonnten, feine Zeit vers 
fäumt und nicht abgelaffen, Schritte zu fördern, welche 
der Berathung eine fefte Grundlage hätten geben können. 
Nachdem aber diefed Drgan verloren gegangen und der 
proviforifchen Zentralgewalt jede Einwirfung auf die 
Verfaffung entzogen war, ift ihr nichts übrig geblieben, 
als der Wendung der Dinge, weldye die Ereigniffe her- 
beiführen würden, entgegenzufehen. Denn es lag fo viel 
am Tage, daß die Regierung eined mittleren deutfchen 
Staates einen entfcheidenden Einfluß niemals üben fünne. 
Diefe Berfaffungsfragen theilen fich gegenwärtig in zwei 
verfchiedene Hauptmaffen, indem es fich eines Theiles 
um die Berfaffungsformen handelt, anderen Theile um 
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bie Grundrechte der deutfchen Nation; jene die eigent- 
liche Aufgabe, diefe mehr eine Erweiterung derfelben. 

Was nun die Verfaffungsformen angeht, fo haben 
ſich allerdings, feitdem die Regierungen der beiden gros 
Ben Staaten. wieder zur Kraft gelangt find, alle Berfafs 
fungsberathungen um. ihr Verhäftniß gedreht. Durch 
Oeſterreichs Erflärung, an feinen früheren VBerhältniffen 
und Rechten in Beziehung auf den deutfchen Bund feft 
halten zu wollen, jedod ohne beftimmte Bezeichnung feis 
ned Berhältniffes zu dem neu zu gründenden Bundes, 
ſtaate wird die Sache ungemein erfchwert. Dies ift am 
entjchiedenften an den Tag gelegt durch die Abftimmung- 
ber Nationalverfammlung felbft, welche bis jegt für eine 
genügend beflimmte Form der Reichögewalt, mithin der 
‚Berfaffung felbft, eine Mehrheit nicht hat bilden können. 

Höchſt erwünſcht hat es der Regierung fein müffen, 
daß in diefem Fritifchen Augenblide die königl. preußis 
fhe Regierung ſich veranlaßt gefunden hat, die Snitias - 
tive zu ergreifen, um jet noch die Regierungen zu ei⸗ 
ner gemeinfamen Erklärung zu vereinigen, welche für 
die jchließliche Berathung der Verfammlung einen Ans 
haltöpunft und fo den unbegrenzt umberfchwanfenden 
Verfaffungsplänen einen feften Schluß zu geben geeig⸗ 
net ſein möchte. Die Regierung des Königreiches hegt 
zu den deutſchen Regierungen ſowohl, als zu der deut- 
[hen Nationalverfammlung das DVertrauen, daß alle 
Theile zu Opfern ſich bereit und eben dadurch zur wah—⸗ 
ren Einigung und Kräftigung des Vaterlandes fich für 
big erweifen werden. 

Durch diefed Ereigniß wird denn auch die Angeles 
genheit der Grundrechte zu einer definitiven Erledigung 
geführt werden fünnen. Bei diefer Sache haben mates 
riele und formelle Gründe der verfchiedenften Art völlig 
entgegengefegte Auffaſſungen hervorgerufen. Während 
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in’ materieller Hinficht nur wenige mit allen Sägen ein⸗ 
verftanden fein möchten, hat der furze pofitive Ausdruck 
von Nechtöregeln und Prinzipien, welche größtentheils 
auch gegenwärtig ſchon gelten, bei Vielen unbedingten 
Beifall gefunden. Und eben fo haben Biele in der Ans 
erfennung eben diefer Grundrechte durch die Negieruns 
gen — ungeachtet aller Bedenken, die man ſich verhehlte 
— eine Garantie zu finden geglaubt, daß auch die Vers 
faffung, wenn ſolche abgefchloffen fein würde, anerfannt 
werben müffe, während andere aber in dem Bormwegnehz- 
men diefer Grundrechte eine größere Schwierigkeit ent> 
decken, ald in dem vollftändigen Berfaffungswerfe felbft. 

Die Regierung hat ſich hier, wie überall an die eins 
fachen und beftimmten Borfchriften der Verfaſſung hal: 
ten müſſen. Diefe verftattet ihr nicht, Randesgefege ohne 
Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung zu ver⸗ 
fündigen. Nur außerordentliche dringende gefegliche Vers 
fügungen, deren Zwed durch Verzögerung vereitelt wer- 
ben würde, find davon ausgenommen, wenn fie eine Abs 
änderung der Randesverfaffung nicht enthalten ($. 72.). 
Auch erhalten Bundesbefchlüffe durch blofe Verkündigung 
verbindliche Kraft. Die Behörden find nur dann zur Bes 
obachtung der Publifationen verbunden, wenn folche in 
gehöriger Form gefchehen find. 

Daß nun hier von einem unter ftändifcher Mitwirs 
fung erlafienen Gefette eben fo wenig die Rede fein 
fönne, ald von einer dringenden Verfügung, deren Zweck 
durch Zögerung vereitelt werben und ohne Abänderung 
der Landesverfaffung zu erreichen fein würde, liegt am 
Tage. Es hätte fih nur fragen fünnen: ob die Grund» 
rechte ald Bundesbefchluß auf den Grund des die Rechte 
bed Bundestaged auf die proviforifche Zentralgewalt 
übertragenden Bundesbefchluffes vom 12. Juli zu publis 
ziren gemwefen fein würden? Die Regierung hat fid 


aber auch dazu nicht befugt erachtet, da jene: Hebertras 
gung nicht hat weitergehen können, ald die proviforifche 
Zentralgewalt ſelbſt. Durch $. 3 des diefelbe bezwecken⸗ 
den Schluffed vom 28. Juni aber ift dieErrichtung des 
Berfaffungswerfes von der Wirffamfeit der Zentralges 
walt ausgefchloffen. 

Nun find die Grundrechte ein Theil jenes. Berfaf- 
ſungswerkes. Diefelben: fünnen alfo unmöglich aus. dem 
Befugniffen: ver auf diefed gar: nicht. bezüglichen- Zentrale 
gewalt Geſetzeskraft fchöpfen. Dazu fommt, daß bier 
Bundesverfammlung. feine weiteren Rechte: übertragem: 
konnte, als die durch den Bundeszweck (innere und äu⸗ 
Bere Sicherheit) und den ferneren Inhalt der Bundes 
afte felbft gegebenen, mit. welchen manche Verfügungen: 
der Grundrechte, namentlich diejenigen. über dad: Eigens 
thum, durchaus nicht. zufammenhängen. 

So bliebe denn für die Nedjtsgültigkeit der Grunds 
rechte: und die Befugniß der Regierung, denfelben Ge; 
ſetzeskraft zu verfchaffen, nichts übrig, als die Annahme, 
daß die Begründung der Verfaflung diefer VBerfammlung 
ganz allein zuftehe. Auf diefer von ben Regierungen 
nicht anerfannten Annahme aber hat man im einer fo 
ſchweren und verantwortlichenSache nicht fußen können. 

Ueberdied ift: die. Nothwendigfeit einer Verſtändi— 
gung auch noch neuerdings in den Aftenftüden über die 
öfterreichifche Frage anerkannt, in: Anfehung. der Grund⸗ 
rechte aber zur Zeit nicht verfudjt worden, - 

Bei diefen Zweifeln, ja diefer Unmöglichkeit für die 
Regierung, den Grundrecdhten einfeitig geltende Kraft zu: 
verfchaffen, haben denn auch die materiellen Bedenken: 
Doppelte Bedeutung gewinnen müſſen. Ein fehr großer, 
ja bei Weitem der größte Theil_der in den Grundredys 
ten: enthaltenen Säge ift freilidy bereits in unferem Rechte 
eben fo begründet und daher. an ſich völlig unbedenklich. 
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Allein ed liegt in der Natur der Sache, daß ſolche all 
gemeine leitende Rechtsprinzipien und Regeln nicht in 
bindende Gefege umgewandelt werden fünnen, ohne eine 
Keihe von näheren Beftimmungen und Ausnahmen nös 
thig zu machen, durch welche die praftifche Anwendung 
einer jeden Regel erft möglic, wird. Dies fcheint im 
vorliegenden Falle keineswegs genügend beachtet zu fein, 
ja der Eingang der Örundrechte, welcher jede Aufhebung 
oder Befchränfung derfelben ausdrüdlich unterfagt, würde 
ſolche nothwendige nähere Beftimmung an ſich unmöglich 
machen. Außerdem aber find einzelne Säße aufgenom- 
men, welche mit dem Zuftande des Königreiches oder bes 
dentender Theile deifelben unvereinbar find und von ben 
bisher in der Gefeggebung feitgehaltenen urfprünglichen 
Prinzipien ded Gemeindelebend abweichen. Daß die Res 
gierung fi einer Berantwortlichfeit blos geftellt hätte 
wenn fie in Dingen von ſolcher Erheblichfeit den Stän- 
den hätte worgreifen wollen, bedarf der Erörterung nicht. 

Um die Sadje in jeder Beziehung klar vorzulegen, 
wird ed angemefjen fein, die einzelnen Paragraphen der 
Grundrechte einer Prüfung zu unterziehen, und ed ergibt 
ſich Folgendes: 

Zu Art. 1 können die $$. 1 und 2 überall fein Bes 
benfen finden, aud) $.4 hat an fich nichts Nachtheiligeg, 
nur nöthigt er, die $$. 16 und 110, 6, 7 der Unterge— 
richtdordnung, welche bei der Kaution für Prozeßfoften 
und bei Arreften einen Unterfchied machen, abzuändern. 
Auch wird in Zufunft rücfichtlich fremder, nicht genüs 
gend legitimirter Perfonen, allgemein dasjenige Verfahs 
ren eintreten müflen, welcyed gegenwärtig in Anfehung 
derjenigen Staaten flattfindet, mit welchen ausdrückliche 
Verträge über die Staatsangehörigfeit abgefchloffen find. 
Der $. 3 wird unten näher zu erörtern fein. $.5 ift 
um fo unbedenflicer, da ‚die Strafe des bürgerlichen 
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Todes im Rechte des Königreiches nicht eriftirt. Auch 
8. 6 wird unmittelbar ind Leben treten Tonnen, infos 
fern es fich von felbit verfteht, daß die Auswanderungs⸗ 
freiheit nur unbefchadet der Wehrpflicht beftehe. Dies 
‚aber ausdrüdlich zu bevorworten, fcheint um fo noths 
wendiger, ald die Küftenlage ded Königreiches und bie 
ungemeine Auswanderungsluft in manchen Gegenden 
fhon gegenwärtig nicht unerhebliche Unzuträglichkeiten 
hervorgerufen hat. 

Bom Artikel 2, welcher im Ganzen wenig bedenfs 
lich, muß aus gleichem Grunde wegen des Schlußfages 
weiter die Rede fein. 

Der Artikel 3 ift in feinen Grundfägen gänzlich dem 
beftehenden Rechte entnommen. Die ohnehin fuspendirte 
Aufhebung der Todesſtrafe, welche übrigend die größte 
Gefahr der Uebereilung nicht ausfchließt, und der für: 
perlichen Züchtigung kann erfolgen; die Gefeßgebung 
über Hausfuchung $. 10, 3 wird auch jegt ſchon genü- 
gende Sicherung gewähren, und würde hier alfo der 
augenblicklichen Einführung nichts im Wege ftehen; Bes 
fhlagnahme von Papieren, Garantie des Briefgeheims 
niffes find aud; gegenwärtig in genügender Weife in den 
Geſetzen des Landes vorgefehen. 

Nur der Satz des $. 8: 

„Die Polizeibehörde muß Geben, den fie in Ber: 
wahrung genommen hat, im Laufe des folgenden 
Tages entweder freilaffen, oder der richterlichen 
Behörde übergeben”, 
macht im Intereffe der öffentlichen Sicherheit eine Aens 
derung der Gefeßgebung nothwendig, um die Gerichte 
zu antorifiren, Landftreicher fo lange feftzuhalten, bis es 
möglich ift, ihren Wohnort zu ermitteln und fie dorthin 
zu dirigiren, eine Maßregel, die um fo nothwendiger ift, 
ald.nady dem Dbigen das Mittel der blofen Ausweis 
Roth u. Mer, Quellenſammlung. II, Band. 11 * 
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füng, welches bisher allen denjenigen Staaten, mit Des 
nen feine Verträge gefchloffen waren, gegenüber beftand, 
nicht ferner anzuwenden if. Entgegengefesten Falles 
würde nichts übrig bleiben, als folchem Gefindel das 
Umherftreifen frei zu 'geftatten, da bis jegt der Richter 
feine Befugniß hat, in einem folchen Falle die Fefthal- 
tung zu verfügen. Die desfallſige Gefeggebung wird 
"vorbereitet. 

Artikel 4 über Preßfreiheit ift um fo unbedenklicher, 
ald der zweite Abfat die dort genannten Maaßregeln 
offenbar nur in fo weit unterfagt, als folche den Eha- 
rafter des Vorbeugungs- und Hinderungsmitteld anneh—⸗ 
men, nicht aber infofern fie lediglich eine Folge der ges 
mwerblichen Ordnung, oder der Finanzgefege des Staa- 
tes find und alle auf gleiche Weife treffen. Die fudpen- 
dirte Verfügung des vorlekten Abſatzes anlangend, wird 
den Ständen bereit das erforderliche Gefeg vorgelegt 
werden. 

Nücfichtlic der im Artikel 5 begründeten Glaubens— 
freiheit ift nur zu bemerken, daß der Saß des $. 14: 

„Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe Weber: 

zeugung zu offenbaren‘, | 
durch die im $. 19 gegebene Eidesformel befchränft er: 
fheint, da diefe nothwendig als ein Befenntniß des Glau⸗ 
bens an Gott betrachtet werden muß. Zugleich aber müf- 
‚fen wir bevorworten, daß diefe Formel die Rechte der: 
jenigen chriftlichen Sekten, die den Eid für Sünde hals 
ten, und: bei denen. Daher eine andere feierliche Verfiche- 
rang dem Eide gleich fteht, nicht befchränfen darf. Das 
‘wird: bei der geſetzlichen Durchführung der betreffenden 
Paragraphen zu beachten fein, 

Ebenmäßig können durch den $. 17 dem Staate 
dejenigen Rechte nicht beſchränkt werden, welche er in 
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Bezug auf die. Temporalien ber einzelnen Kirche zu üben 
hat, und muß ihm die Beftätigung der Geiftlichen fo 
lange bleiben, als ‚denfelben bürgerliche Funktionen, ins⸗ 
befondere die Sanktionirung der Ehe auch in ‚bürgerlis 
der Hinficht, und die Führung der Standesbücher ans 
‚vertraut find. Das placet rüdfichtlid kirchlicher Maß⸗ 
regeln muß dagegen wegfallen, Es liegt am Tage, daß 
in dieſer Beziehung eine fernere Abänderung ded Kap. 
4 des Landesverfaffungsgefeges unerläßlich fei. 

Dom Artikel 6 -werden die $$. 22, 23, 24, 25, 26 
zwar eine Abänderung der Gefege über Schulen und 
Schulvorftände mit fich führen. Bedenken können fie aber 
‚nicht ‚erregen, da ‚die Beauffichtigung ‚bed Religionduns 
‚terrichte® den Geiftlichen als folchen bleibt, ‚indem der 
Religiondunterricht ſtets auch Hanptgegenftand ber Volks⸗ 
fchulen ‚bleiben muß, und dadurch mit genügender Bes 
ſtimmtheit ‚bedingt ift, daß auch der im $. 24 erwähnte 
‚häusliche und Privatunterricht den Religionsunterricht 
‚amfaffen müffe, mithin der Aufficht nicht entzogen wers 
den ‚fönne. Auf die $$. 27 und 28 aber wirb unten zus 
rückzukommen fein. | 

‚Artikel 7. über Verfammlungss und Vereinsrecht ift 
‚unbedenklich, da für das Heer genügende Disziplinars 
vorſchriften vorhanden find. 

‚Artikel 8 dagegen erregt manche Beforgniffe. Zwar 
‚kann auch hier ‚der..$. 32 um ſo unbedenklicher in's Les 
ben treten, als der 8. 35 des Landesverfaſſungsgeſetzes 
neben mehreren Spezialgeſetzen bereits eine genügende 
Legislation zur Ausführung beflelben „gibt. Auch $. 34 
iſt ‚unbedenklich, da ein ſolcher Unterthänigkeits⸗ und Hö⸗ 
xrigkeitsverband — wohin bloſe Reallaſten ‚und getheils 
tes Grundeigenthum entſchieden nicht gehören — ſeit 
der Ablöſungsordnung vom 23. Juli 1835 ‚nicht. mehr 
exriftirt. | 

11 * 
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Der $. 35 ift feinem Hauptinhalte nach unbes 
denklich; infofern jedoch die durch Staatöverträge gas 
rantirten Rechte der Mediatifirten und die unentgeltliche 
"Aufhebung einiger — freilich dem Werthe nach unerheb- 
lichen — Vermögensrechte in Betracht fommt, bedarf der⸗ 
ſelbe näherer Erörterung. Dasfelbe ift der Fall in Hin; 
fiht der SS. 36, 37 und 38. 

Dagegen ift in Anfehung ber Lehnsaufhebung $. 39 
‚und der Aufhebung der Güterfonftsfation das Nöthige 
durch die Landesgeſetzgebung längft vorgefehen. 
| Die wenigften Bedenken dürfte Artifel 9 erregen, 
da in der That in diefer Beziehung die Gefeßgebung des 
Königreiches bereitd ungleich weiter vorgefchritten ift, 
als die Grundrechte voraugfegen; denn fehr Vieles von 
dem, was diefe noch von fünftiger Gefeßgebung erwar- 
ten, namentlich der Inhalt der S$. 43, 44, 48 und 49 
iſt bier bereitd in's Leben getreten. Der Inhalt der $$. 
45 und 46 aber gehört zu denjenigen Beftimmungen, 
"welche durch das Berfaffungsgefeg vom 5. September 
1848 bereitd getroffen und nunmehr auszuführen find. 
Jedoch verlangen die allgemeinen Ausdrüde einzelner 
Sätze eine nähere Beftimmung. So wird namentlich 
zum $. 41 auf die ftandesherrlichen Nechte Bezug zu 
nehmen fein. Der zweite Sat bes $. 42 darf es nicht 
ausſchließen, daß der Oberrichter nach den Gefegen die 
einzelne Sadje auf ein anderes Gericht übertrage, und 
"unter Audnahmegerichten können nur die hier zu Lande 
längft verbotenen Kommiffionen für einzelne Fälle, nicht 
aber Spezialgerichte für gewiffe Klaffen und Sachen 
‚verftanden werden, da $. 43 Abſatz 2 und $. 47 foldhe 
ausdrüdlich zulaffen. Die Aufhebung des privilegirten 
Gerichtsſtandes kann den befonderen Gerichtäftand der 
Mitglieder der königlichen Familie nicht aufheben, und 
werden auch hier die vertragsmäßigen ftandeöherrlichen 
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Rechte zu erwägen fein. Das Verbot der Verſetzung 
eines Richters ohne Beſchluß des Gerichtöhofes kann eine . 
dienftliche Beförderung nicht, ausfchließen, da es ficher 
nicht die Abficht ift, auch diefe den Gerichten felbft zu 
übergeben. Es wird hier nur von einer Verfeßung zur 
Strafe die Rede fein. Ebenfo würde der $. 47, fo zweck⸗ 
mäßig folcher im Allgemeinen ift, doch bei einer Durch: 
führung in feinen äußerften Konfequenzen zu unerträglis 
cher Befchwerde gereichen. Die Entfcheidung über den 
Kompetenzkonflift, welche das Berfaffungdgefeg vom >. 
September 1848 $. 10 in letter Inftanz dem höchften 
Tribunale überträgt, wird den Vorfchriften des $. 48 
genügende Folge geben, und im $. 49 unter Verwaltungs⸗ 
rechtöpflege nur die Entfcheidung reiner Privatrechtöver; 
hältniffe durdy die Berwaltungsbehörden verftanden fein, 
nicht aber die Anwendung des öffentlichen echtes, zu: 
mal auch hier die Rechtöverlegung nach $. 10 ded Bers 
faffungsgefeßed vom 5. September 1848 ftetd vor Die 
Gerichte gezogen werben fann. SL 


Endlid darf durch die Ueberweifung der Polizeis 
ftrafen an die Gerichte, ven Gemeinden, Genoſſenſchaf— 
ten, Deichgerichten u. f. w. das Recht fofortiger Beſtra⸗ 
fung der 3. 3. bei Schauungen entdeckten Mängel nicht 
entzogen werden. zer 

Diefed Alled dürfte fich jedoch durch die fpeziellen 
Gefege, deren möglichfte Förderung in der Abficht der 
Regierung liegt, zur Genüge fichern laffen, und es blei- 
ben demnach die $$. 3, 7, 27, 28, 33, 35, 36, 37, 38 
ald ſolche übrig, bei denen wefentliche Bedenken eins 
treten. | u Biss 

Der $. 3 würde an ſich zugelaffen werden können, 
wenn nicht der Entwurf des Heimathögefeßes zufammens 
genommen mit dem g. 28 eine große Gefahr mit ſich 
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führte, Jener Entwurf nöthigt die Gemeinde, jeden Ein—⸗ 

zügling aufzunehmen, j 
weicher erwerböfähig ift und zur Zeit feiner Auf- 
nahme weder öffentliche Armenunterftüßung ges 
nießt, noch wegen eined gemeinen Verbrechens 
beftraft worden ift. 

Derfelbe legt ferner in das Heimathsrecht den Ans 
ſpruch: 

Im Falle der Arbeitsunfähigkeit und Verarmung 
vom Heimathsbezirke nothdürftig unterhalten zu 
werden, wogegen der Heimathsbezirk den Regreß 
gegen anderweit Verpflichtete nehmen ſoll. 

Damit aber wird der Gemeinde zu Gunſten der 
untauglichſten Mitglieder der Geſellſchaft eine Laſt aufs 
gebürdet, zit deren Tragung fie auf die Dauer ganz utts 
fähig it. 

Es wird ein Zuftand herbeigeführt werben, wie wir 
ihn auf den Grenzen des Landes mehrfach bereits ein⸗ 
geriffen finden. 

Bon der hierburc; gegebenen faft unbebingten Freis 
heit der Anfiedelung wird die nothwendige Folge fein, 
daß die Gemeinden felbft auf völlige Freiheit des Ge; 
werbebetriebed dringen müffen. Denn einer einmal ans 
fäffigen, darbenden Familie ehrlichen Erwerb zu entzies 
ben, ift auf die Dauer unmöglich. Dazu kommt, daß 
$. 28 erHlärt: 

Es ſteht Jedem frei, feinen Beruf zu wählen und 
ſich für denfelben auszubilden, wie er will; ein Sas, bem 
eine praftifche Bedeutung kaum beizulegeit ift, went man 
nicht darunter die Aufhebung der zünftigen Lehr» und 
Wanderpflicht verfteht. Unter diefen Umftänden kann 
die in Ausſicht geſtellte Gewerbeordnung kaum etwas 
Anderes geben, als die Herſtellung völliger Gewerbefrei⸗ 
heit, und es wird demnach von den Städten und dem 
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Handwerköftande, welche auf dieſe Berhältniffe mit Recht 
ein ſo entſchiedenes Gewicht legen, bei Zeiten vorgebaut 
werden müſſen, wenn man die Folgen abwenden will. 

Was den 8. 7 angeht, fo wird der weſentliche In— 
halt der erften fechd Süße faum ein Bedenken hervor: 
rufen, wenngleich manche Folgen nod nicht völlig Klar 
find. Zuerft dürfen wir nicht verfchweigen, daß von eis 
ner Anzahl zum hohen Adel gehöriger mebiatifister Fürs 
ften und Grafen aber gegen diefen Paragraphen der ans 
gefchloffene Proteft erhoben ift, da derfelbe in ihre ver: 
tragsmäßig geficherten Rechte eingreife. Sodann wird 
derfelbe eine Aufhebung des $. 10 des Landesverfaſſungs⸗ 
geſetzes mit ſich führen. Es wird nothwendig werden, 
in Anſehung der Erbfolge eine Abänderung des Bremi⸗ 
ſchen Ritterrechtes, ſo wie der Ausſteuer der adelichen 
Töchter im Osnabrück'ſchen ꝛc. eintreten zu laſſen. 

Died Alles iſt jedoch zu befeitigen. Dagegen würde 
dad Verbot der Stelfvertretung im legten Sage das 
Sand fehr hart treffen. Der Satz: 

Die Wehrpflicht ift für Alle gleich, 
ift am ſich ſchon feine Wahrheit, wenigſtens in vollen 
Umfange niemald durchzuführen. Dienftleiftungen find 
ihrer Natur nach niemals gleich zu vertheilen. . Ausnah⸗ 
men bleiben ftetd nothwendig, und ohne eine ganz unhalt⸗ 
bare Vermehrung bed Heeres ober eine Vernichtung ber 
Kriegstüchtigfeit deffelben wird man auch dem ganzen 
Nachwuchs der Mannfchaft gar nicht einmal einftellen 
fönnen. Daraus geht eine große Ungleichheit nothwenz 
dig hervor, und dieſe wird nod um vieles fchlimmer, 
wenn man nun gar denjenigen, der nicht dienen kann 
oder will, zum Dienfte nöthigt und denjenigen, ber gern 
dienen würde, zurüdmweifen muß. | 

Dadurch wird das Heer fiher nicht gewinnen, wohl 
aber wird der Reiz zur Auswanderung, ber ohnehin 
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fhon fo groß und fo tief im deutfchen Volkscharakter 
begründet ift, durch eine derartige Borfchrift in manchen 
Gegenden fo gefteigert werden, daß daraus eine große 
Kalamität, namentlich für die Zurücbleibenden, entftchen 
muß. Würde nun vollends den Seeleuten feine Befrei— 
ung vom Militärdienfte angedeihen, fo möchte eine Bes 
mannung der Fünftigen deutfchen Flotte völlig unmöglich 
werden, ba eine folche Maßregel die nothwendige Folge 
haben würde, die einheimifchen Matrofen auf fremde 
Schiffe zu treiben. 

Die im $. 27 ftipulirte Unentgeltlichfeit der Volks— 
fchulen und niederen Gewerböfchulen (was darunter ver: 
ftanden, ift nicht Flar) wird der Schule zum Berderben 
gereichen, den Eifer der Eltern für den Unterricht ihrer 
Kinder vermindern, den Gemeinden aber eine Laft auf: 
legen, welche fie auf feine andere Weife werden ertras 
gen fünnen, ald indem fie wieder einen Theil derfelben 
wenigftend durch eine nach der Zahl der fchulpflichtigen 
Kinder repartirte Steuer aufbringen, womit im Sinne 
bed Paragraphen nichtE gewonnen wäre. Der Saß, 
daß Unbemittelten auf allen öffentlichen Unterrichtsans 
ftalten unentgeltliher Unterricht ertheilt werden fol, 
bürfte die Schulanftalt mancher Stadt völlig zu Grunde 
richten, dba fie dann genöthigt werden Fönnten, für ihnen 
gar nicht Angehörige Anftalten zu treffen, zu denen ih— 
nen die Mittel fehlen würden. Es wird ein folder Sat 
nothwendig dahin führen, abermald eine fehr große Laſt 
auf die Kaffen zu legen. 

Der $. 28 ift bereitd oben erwogen. 

Beſonders bedenklich find aber die Verfügungen über 
das Eigentbum, weldye durch die $$. 33, 35, 36, 37 
und 38 getroffen werden. Das Prinzip der unbedingten 
Theilbarfeit, wie es im $. 33 aufgeftellt wirb, widers 
foricht eben fo fehr den uralten Rechtöverhältniffen des 
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Banernftanded in einem großen Theile bed Königs 
reiched, ald dem Intereſſe der Kultur felbft. Wie unnös- 
thig ed war, dieſes Prinzip aufzuftellen, davon liefert: 
aber ebenfalld das Königreich den unwiderleglichen Be: 
weis, indem daffelbe Gegenden enthält, in denen die 
Theilbarfeit herkömmlich ift und eben fo ſchwer abgeftellt 
werden wirde, ald in den übrigen die Untheilbarfeit. 
Tiefer einzugehen ift unnöthig, da die Sache bereits ans 
dermweit in öffentlichen Schriften zur Genüge entwicdelt 
if. Die Zulaffung von Webergangsgefegen wird aber 
wenig helfen. Die Erfchütterung des Nechtözuftandes 
würde einmal da fein, das Bertrauen auf denfelben, die 
Refignation, welche den abgehenden Kindern aufgelegt 
wird, verfchwinden. Anfprüche und Händel würden fich 
vermehren und dad Wohl des wichtigften Standed in: 
unferem Staate noch mehr untergraben. 

Der $. 34 hat mit dem $. 37 und theilweife mit 
dem $. 36 den Mangel gemein, daß er ben. oberften 
Grundfag des Artifeld im $. 32, das Eigenthum ift uns 
verleglich, umftößt.. Je ſchwerer eben in diefer Zeit. bie 
Heiligkeit des Eigenthums angefochten ift, um deſto ges 
wiffer muß die Verfaffung an diefer Grundwahrheit als, 
ler menfchlichen und bürgerlichen Zuftände fefthalten und: 
fidy hüten, im SPrinzipe die Heiligkeit ded Eigenthums 
anzuerkennen und thatfächlich fie aufzuheben. 

Es gilt Died nicht von der Patrimonialgeridhtöbars 
feit felbft, welche ald die Ausübung ded Nichteramtes, 
einer reinen Staatöfunttion, fein Gegenftand wahren 
Privateigenthbums ift, wohl aber gilt cd von den aus 
diefem Rechte fließenden Abgaben, fo wie von den aus 
dem guts⸗ und fchugherrlichen Berbande fließenden. pers 
fönlichen Abgaben. | 

Die NRathfamkeit der Aufhebung diefer Abgaben 
wird zum größten Theile nicht beftritten, Diefelbe ift auch 
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von der Regierung des Königreiches mehrfach; anerkannt; 
aber die Aufhebung ohne Entfchädigung ift das Gefährs 
lihe. Diefe hat das Königreidy ſich bis jegt nicht ge: 
ftattet. Wenn aber der Anfang damit einmal gemacht 
ift, fo wird fchwer das Ende zu finden fein. 


Daß die bier berührten Abgaben nicht von erhebli- 
chem Betrage find, fann die Bedenken nicht heben. Es 
wird dadurch nur um fo Elarer, daß gar Feine Rothwens 
digfeit vorlag, von dem erften Grundfage des Rechtes 
abzuweichen, da diefe Abweichung nur das Prinzip bes 
trifft, ohne Jemand zu nügen. 

Bei der Aufhebung der Gerichtöbarfeitsabgaben 
fommt nocd hinzu, daß folche nur den Einfaffen der Pas 
trimonialgerichte abgenommen werden follen, während 
völlig gleiche Abgaben den Einfaflen der föniglichen Ges 
richte bleiben würden, während folche wohl gar denjeni—⸗ 
gen Patrimonialgerichtseinfaffen bleiben werben, melde 
feit längerer oder fürzerer Zeit wieder unter königliche 
Jurisdiktion gefommen find. Wollte man aber auch hier 
zur unentgeltliben Aufhebung, namentlich auf Grund 
und Boden laftender, alter Abgaben übergehen, fo würde 
man nur dem Befißenden auf Koften des Ganzen, alfo 
auch der Befiglofen, ein Gefchent mahen. Die Regie: 
rung fieht in diefem Falle, fo wie in den ähnlichen des 
$. 37, fein Mittel, die Grundfäße des Rechtes zu ret 
ten, ald die Uebernahme einer Entfchädigung auf die 
Staatsfaffe, welche ihre unverfennbaren Bedenfen eben: 
falls hat, aber doc, minder gefährlich ift, ald die Er⸗ 
fohütterung des Eigenthume. 

Was den $. 36 angeht, fo muß zuerft bei der uns 
genauen Allgemeinheit des Ausdrudes die beftimmte Bors 
ausfeßung ausgefprochen werben, daß ber Grundſatz der 
Ablösbarkeit auf die im Ablöfungsgefege vom 10. Nos 
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vember 1831, 8. 3, 8 bezeichneten Staatsgemeinde⸗ und 
Spietätslaften, nidyt angewandt werben könne. 


Was die übrigen Ausnahmen der Ablösbarfeit ans 
geht, fo find deren zwei, deren Aufhebung Bedenfen ers 
regt. Es ift dies 

1) die in der Ablöfungsorbuung vom 23. Juli 1833, 

$. 3 audgefprochene Ausnahme der Erbpachten 
von Behns und Moorkolonieen. Diefe eigen: 
thümlichen Verhältniffe diefer Anftalten, die Vers 
widelung der Rechte des Obereigenthümers mit 
Berpflichtungen — namentlich in waflerbaulicher 
Beziehung, wovon die Eriftenz der Kolonieen 
abhängt — welche nicht theilweife zu befeitigen 
find, und der Antheil, welcher demfelben an dem 
Ertrage wenigftend theilweife zufteht, hat biöher 
diefe Abgabe ald umablösbar erfcheinen laſſen. 
Es find neuerdingd Linterfuchungen augeorbnet, 
um die Möglichkeit der Ablöfung feftzuftellen; 
vor deren endlichem Refultate kann die. Regierung 
fein Urtheil abgeben, ob der Paragraph hier 
möglicher Weife durchgeführt werden könne. 


2) Kommen in Betracht bie auf den Grund bed 
Erbzinsgefeßed vom 23. Juli 1843 eingeganges 
nen Berträge. 

Ser hat der Staat unter gemwiffen Bedingungen 
bie Unablösbarkeit ausdrücklich gewährleiftet, der Zins⸗ 
maunn dieſelbe ausdrücklich anerkannt, Es liegt überall 
fein politifcher Grund irgend einer Art vor, welcher bie 
Aufhebung diefer Eigenthumsrechte rechtfertigen könnte. 
Vielmehr muß die Regierung aus ebenfalls öffentlich ers 
örterten Gründen das am Schluffe ded Paragraphen 
enthaltene Verbot folher Zinskontrakte für etwas .bem 
gemeinen Beften geradezu Widerfprechendes halten, Die 
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Regierung könnte alfo nur durch äußeren Zwang eine 
Abweichung von ihren eigenen Zufiherungen rechtferti⸗ 
gen. 

Endlich muß fie auch nad) dem eben Gefagten das 
unbedingte Verbot der Belaftung eined Grundftüdes mit 
unablösbaren Abgaben unter den Verhältniffen Hanno- 
vers für ein unpolitifches halten. 

Was den $. 37 angeht, fo ift die Befeitigung ber 
Jagd nach Lage der Dinge eine Nothwendigfeit, die uns: 
entgeltliche Aufhebung vderfelben ſammt Jagddienſten, 
Frohnden und anderen ähnlichen Leiftungen aber ein Wi» 
derſpruch gegen den oberften Grundfag der Heiligkeit 
ded Eigentbumd. Dazu wirft diefe Aufhebung höchft 
ungleih. Dem großen Eigenthümer, der biöher auf eis 
genem Grunde nur Koppeljagdb befaß, gewährt fie den 
Bortheil der Privatiagd — welche befanntlich fehr leicht 
zum Bedrude audartet. Den Fleineren Sagdberechtigten, 
welche auch bisher minder fchädlich gewefen, nimmt fie 
Alles. 

Für unfer Land erregt die Abfaffung noch einen 
weiteren höchft unangenehmen Zweifel, welcher nur durch 
die Gefeßgebung zwedmäßig zu befeitigen fein wird. 
Der $. 37 fpricht das Jagdrecht dem Grundeigenthume 
zu. Nun: entfteht bei allem Meiergute die Frage, ob 
biernad; der Gutsherr oder der Meier ald Grundeigen: 
thümer zu betrachten fein werde. Im erfteren Falle wird 
offenbar nur eine neue Verwirrung zu der alten gebracht. 
In den einzelnen Provinzen wird die Frage fehr ver- 
fohiedene Auffaffung finden. Während die Kalenbergfche 
Meierorbnung dem Gutöherrn das Grundeigenthum auds 
drücklich zufpricht und im Bremen’fchen daffelbe ald Res 
gel feftftehen möchte, ift in anderen Landeötheilen bem 
Meier ein Nugeigenthum zugefchrieben, fo daß eine Saat 
ber gehäffigften Händel auögeftreut fein würde. 
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Die Regierung kann, wie bereits oben bemerkt, falls 
man den Grundfaß der unentgeltlihen Aufhebung feft- 
halten will, auch hier nur auf eine Entfhädigung aus 
- Staatdmitteln zurüdtommen, und fie würde das dazu 
- erforderliche Opfer ftetd für einen geringen Verluſt hal: 
ten, wenn ed nur gelingt, dadurch die Heiligkeit des Eis 
genthums zu ſichern. 

Was endlich den $. 38 angeht, wenn gegen deſſen 
Borfchriften ebenfalld von den ftandesherrlichen Häuſern 
Einfpruch erhoben ift, fo fteht diefem Sage die große 
Unbeſtimmtheit des Begriffes des Fideifommiffes entge- 
gen. Die größten Uebel derartiger Verhältniffe find be- 
reitd durch die FF. 29—39 des Gefeßed vom 13. April 
1836 für das Königreich befeitigt worden. Die Aufhe- 
bung in der jeßt geforderten Allgemeinheit wird faft noth- 
wendig zu einer Umgeftaltung des gefammten Inteftat- 
und Teftamentserbrechtes führen und durch die Weber: 
weifung an die einzelnen Staaten nur eine neue Quelle 
von Rechtöverwirrung in Deutfchland werden. 

Dies find die materiellen Bedenfen, welche in den 
Grundredhten liegen. Außerdem ift aber noch ein allges 
meinerer Uebelſtand hervorzuheben. 

Es ift fhon oben bemerft, daß der Eingang der 
Grundrechte ald Norm der Verfaffungen der deutfchen 
Einzelftaaten aufftellt und beftimmt: 

feine Berfaffung oder Gefeßgebung eines deutfchen 
Einzelftantes fol diefelben aufheben oder befchräns 
fen fünnen. | 

Diefe Beftimmung hat ihren guten haltbaren Grund 
und ihre Bedeutung, fobald eine Gefammtverfaffung vorhan⸗ 
den iſt, welcher die Berechtigung zu ſolcher Aufhebung 
oder Abänderung zuſteht. So lange aber dieſe Gefammts 
verfaſſung nicht: befteht, ift ed eine Unmöglichkeit, daß 
die Regierung irgend eined Staates: fi eine folhe Be⸗ 
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ſchränkung auflege. Jedes Geſetz muß nothwendig der 
Abänderung unterliegen. Dies iſt nicht blos eine Folge 
der Mangelhaftigkeit aller menſchlichen Einrichtungen, 
ſondern es iſt unerläßlich, weil das Geſetz ſtets auf ge⸗ 
gebenen Verhältniſſen und Thatfachen beruht, fo lange 
biefe dauern, gut fein kann, wenn fie ‚aber fich änbern, 
nothwendig ebenfalld geändert werden muß, wenn es 
nicht feinem urfprünglichen Zwecke vielleicht geradezu 
entgegenwirken fol. 


Im gegenwärtigen Falle kann die Regierung dieſer 
Befugniß um fo weniger entfagen, ba fie ja die obigen 
Grundfäße als unhaltbar anerkannt und niemals fich in 
die Lage ſetzen darf, entweder etwas Unhaltbares in 
Ausführung zu bringen, oder wider bie ‚übernommene 
Verpflichtung dasjenige aufzuheben, was ſie ald unab- 
änderlich feftftehend anerkannt hat. Befteht eine höhere 
Sefeßgebung, fommt die Gefammtverfaffung Deutſch⸗ 
lands zum Beftande, dann füllt dieſes Bedenken hinweg, 
die Negierung ift dann in den durch die Geſammtver⸗ 
faffung geregelten Punkten nicht mehr auf ihre Ueber: 
zeugung hingewiefen, fondern auf dad Gefeg, und eben 
fo ift ihr der Weg bezeichnet, auf dem ein, fchädliches 
Geſetz zu ‚ändern wäre. Es ift zu hoffen, daß dieſer 
Zeitpunft nicht mehr ferne fei, allein eingetreten. ift. er 
‚noch ‚nicht, ja es handelt ſich hier überhaupt lediglicd; um 
den Zeitraum bis ‚zu Eintritt eben jener Aenderung in 
der Grundverfaflung. 

Es iſt moch ein wichtiger Geſichtspunkt — 
der Abſchnitt über die Gewähr der Verfaſſung, wie ſol⸗ 
cher eben jetzt in erſter Leſung angenommen iſt, enthält 
im Artikel 4 die Beſtimmungen, unter denen die Grund⸗ 
«rechte: im Falle des Krieges und Aufruhres weitere 
aAußer Kraft ıgefeßtöwerden können. 
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Leider hat die Erfahrung der legten Monate ed ge- 
lehrt, daß Fälle eintreten können, wo die Beftimmungen 
über Verhaftung, Haudfuchung und dad Berfammlungsds 
recht zum allgemeinen Heile befchränft werden müſſen, 
und daß in Kriegszeiten dies unerläßlicy fei, wird ohnes 
hin Niemand bezweifeln. Erkennt man eine foldhe Bes 
fugniß ald nothwendig an, fo ift um fo Elarer, daß die 
Grundrechte ohne diefe Befugniß unhaltbar find. Es er- 
halten diefelben auch in diefer Hinficht die volle Mög- 
lichfeit der Geltung erſt durch das Zuftandefommen ber 
vollftändigen Verfaſſung. Wenigftend werben diejenigen, 
die folhe Ausnahmen als nothwendig proponiren, um 
fo weniger läugnen können, daß die Grundrechte ohne 
folhe die höchfte Gefahr zu bringen im Stande find, 
als ja nur die höchfte Gefahr folhe Ausnahmen redht- 
fertigen fann. 

Hierdurd nimmt nunmehr die Frage folgende Ge⸗ 
ftalt an. | 

Die Regierung kann ſich nicht verpflichten, die .obi- 
gen Punkte: Freizügigfeit mit der aus ihr nothwendig 
folgenden Gemwerbefreiheit, Aufhebung der Stellvertre- 
tung, Unentgeltlichkeit ded Schulunterrichtes, Theilbar- 
feit des Grundeigenthums und die gerügten Eingriffe in 
die Heiligkeit des Eigenthums überhaupt als .unabweid)- 
lihe Norm ihres Verfahrens anzunehmen. Daß alle 
diefe Punkte bis auf einige Eingriffe in das. Eigenthum 
zur. Zeit noch. nicht ausgeführt zu werden brauchen,fann 
diefe Lage der Dinge nicht ändern. Käme ed nur bar- 
auf an, fid) über den Augenblid. hinwegzuhelfen, fo würde 
barauf allerdings Gewicht zu legen fein, allein es ift 
hier die Frage um etwas Höheres, um Grundfäge und 
Wahrheit. Die Regierung möchte nicht den Schein auf 
ſich laden, als mache ‚fie Zugeftändniffe in der Hoffnung, 
ſolche unter günftigen Umftänden zurüdziehen zu können. 
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Mie ed hiernach am Tage liegt, daß dieRegierung 
bisher fich zur Publikation der Grundrechte auf Feine 
Weiſe habe befugt erachten fünnen,fo muß diefelbe, was 
den gegenwärtigen Augenblid angeht, darauf zurücdfoms 
men, daß durch den neneften Schritt der preußifchen Res 
gierung auch diefe Sache in eine andere Lage gebracht 
ift. Nicht nur gibt derfelbe eine Gelegenheit, den wich— 
tigen Intereſſen ded Königreiched nochmalige Erwägung 
zu fihern, fondern derfelbe gewährt auch die Augficht, 
daß die Berfaffung Deutfchlands überhaupt zum Abfchluffe 
gebracht werde, und zwar in der einzig dauerhaften und 
erwünfchten Weife durch Webereinftimmung der Fürften 
und ded Volkes. 

Beides wird die Bedenken befeitigen. Denn wenn 
in der Sache felbft die nöthigen Aenderungen erfolgen, 
fo ift gar fein Grund zur Beforgnig mehr vorhanden, 
und wenn diefe allerdings fehr großen und fchmweren 
Opfer der Einheit Deutfchlande und der Begründung 
einer dauerhaften Verfaſſung gebracht werden müßten, 
dann würde ebenfalls der grundfäßliche Zweifel aufge: 
geben werden müffen. Diefe gedoppelte Ausficht aufkö— 
fung des Konflifted widerräth aber im gegenwärtigen 
"Angenblide ed auf das Entfchiedenfte, eine Diskuſſion 
von Prinzipien herbeizuziehen, die durchaus ohne alles 
praftifche NRefultat bleiben müßte, wohl aber dem Lande 
wirkliche Vortheile entziehen Fönnte. 

Unter diefen Erwägungen würde die Regierung fein 
Bedenken finden, auf denWunſch der Stände, die®rund- 
rechte, fo weit fie nach den obigen Erörterungen ber 
Verfaſſung und dem Wohle ded Landes angepaßt wers 
den können, ſchon in nächfter Zeit zu publiziren und rafch 
und fräftig in's Leben zu rufen. Sie fann dies aber 
“nur unter dem ausbrüdlichen Vorbehalte, daß, fo lange 
die Berfaffung Deutſchlands noch nicht feftgeftellt ift, 
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die zu publicirenden Beftimmungen ber Einwirkung’ der 
Landesgeſetzgebung nicht entzögen fein dürfen. "Daneben 
wird ſie mit allen Kräften dahin ‚arbeiten,:daß die Be— 
feitigung ‚der Prinzipien der Freizügigfeit und Gewerb⸗ 
freiheit ($. 3 und 28), der Aufhebung aller Stellver⸗ 
:tretung bei der Wehrpflicht ($. 7), der Unentgeltlichfeit 
des Schulunterrichts ($. 27), der: unbegrenzten Theil 
barkeit: ded. Grundeigenthums .($. 33) und der in.den 
$$.'35,.36, 37 und 38 liegenden Eingriffe in das Pri⸗ 
syateigenthum, bei der fchließlichen DVerftändigung über 
die Verfaſſung Deutſchlands erreicht werde. 


Hannover, den 10. Februar 1849. 


Königlich Hannoverifched Gefammt- Minifterium. 


Bennigfen. Prott. C. B. Stüve, Dr. Braun. Lehzen. 
| Düring. | 


38. 


Note des Fönigl. preufifchen Minifters 
Der auswärtigen Zingelegenbeiten an 
‚Den Fönigl. bannöverifchen Gefandten 
"zu Berlin, die Publikation der Grund: 
‚rechte betreffend, d. d. Sten Februar 
\ 1849. 


: Der ——— glaubt bei gegenwärtiger erge— 

benſter Beantwortung der geehrten Note des Hrn. Gras 

fen zu Inne und Knyphaufen vom 4. d. M., die von 

der deutfchen Nationalverfammlung befchloffenen „Grund⸗ 
Roth und Merk, Quellenſammlung. II. Bo, 12 
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rechte des deutfchen Volkes‘ betreffend, zunächſt voraus⸗ 
fegen zu dürfen, baß die Anflchten] der Regierung Seiner 
Majeftät ded Könige, feines allergnäbigften Herrn, über 
die Kompetenz der gedachten Nationalverfammlung und 
der proviforifchen Zentralgewalt für Deutichland, während 
ber Daner bed jeßigen Proviforiums allgemein gültige 
Geſetze zu erlaffen und zu publiziren, der königl. haunds 
verifchen Regierung aus den derfelben darüber zugefoms 
menen früheren biedeitigen Mittheilungen hinlänglich bes 
fannt find. Bei diefen Anfichten, wonach bie diesſeitige 
fönigliche Regierung fich das Recht vorbehalten hat, in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen, inwieweit derartigen Bes 
fhlüffen Geſetzeskraft für die preußifchen Staaten zu 
geben fei, bleibt diefelbe auc) in Anfehung jener Grund» 
‚rechte ftehen, indem fie fich vorbehält, zu prüfen, ob und 
inwieweit dieſelben durch felbftftändige Einführungsge- 
fege in die Landesgefeggebung hinüberzuführen feien, 
und hierzu diejenige Kompetenz in Anfpruch für ſich 
nimmt, weldye natürlich jeder deutfchen Landesregierung 
zufteht. Mit der königl. hannöverifchen Negierung ift fie 
zugleich darüber einverftanden, daß die Grundrechte eis 
nen wefentlichen Beftandtheil der Fünftigen Verfaſſung 
Deutfchlands bilden. Infofern died der Fall ift, hat die 
diesfeitige Fonigl. Regierung bereits in ihrer befannten 
Girculardepefche vom 23. v. M. den Weg bezeichnet, auf 
weldyem ihrer Anficht nach Differenzen über den vorlies 
genden Gegenftand, wo folche beftehen, zum Austrage zu 
bringen fein werben. Die vorfiehenden Bemerkungen 
enthalten alles, was ber Unterzeichnete über die Anfichten 
feiner Regierung, ihrerfeits die Aufnahme der Grunds 
rechte in die zu vereinbarenden Verfaflungss Abfchnitte 
bei der proviforifchen Zentralgewalt in Antrag bringen 
zu laffen, dem Herrn Grafen zu Inn⸗ und Knyphauſen 
zur Erfüllung des in der gefälligen Note vom 4. Dei. 
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andgefprochenen Wunfched für jest mitzutheilen bie me 
haben fann. 


Berlin, den 8. Februar 1849. 
(Ge) Bülow, 


34. 


Erflärung des großberzoglich badifchen 

VBevollmächtigten bei Der proviforifchen 

Zentralgewalt, Das Reichsoberhaupt be- 
treffend, d. d. Sten Januar 1849, 


Seine fönigl. Hoheit der, Großherzog hat vom erften 
Augenblid an, wo die politifche Umgeftaltung Deutfchs 
lands zu einem Bundesftaat ſich unaufhaltfam zu ent 
wiceln begann, die Ueberzeugung in fich getragen, daß 
nur ein einiges, mächtig geführtes und zufammengehal- 
tened Deutfchland den Bedürfniffen der Nation und den 
Forderungen der Zeit genügen könne. Er hat im Ein 
Hang mit feinen Ständen erflärt, wie er bier wiederholt 
erflären wird: daß er bereit fei, jedes gleichmäßig von 
ihm wie von allen anderen Bundeögenoffen zu verlangende 
Opfer zu bringen, das zur Erreichung des großen Zieles 
nothwendig wäre. In getreuer Felthaltung an diefer 
Gefinnung wollen Seine Fönigl. Hoheit der Großherzog 
auch in dem jeßigen für die Entfcheidung fo bedeutenden 
Zeitpunft die offene und ausdrüdliche Erklärung nicht 
zurüdhalten, daß er feinen Anftand nehmen werde, wenn 
ein einziged und felbft ein erbliches Oberhaupt an die 
Spitze ded deutfchen Bundesftaates geftellt werben follte, 
ſich demfelben in allen großen, gemeinfam deutſchen Ans 

12 * 
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‚gelegenheiten nach ben Verfaffungsbeftimmungen, wie fie 
endgültig zu Stande fommen werden, unterzuorbnen. 
Seine fönigl. Hoheit glaubt mit diefer entgegenfommen: 
den Erklärung nicht blos als deutfcher Fürft im Sinne 
der Zeit zu handeln, fondern auch gegen fein eigenes 
Volk eine der fchönften Pflichten zu erfüllen, indem er 
ſich bemüht, feinerfeitd dahin mitzuwirken, daß das große 
Einigungswerf nicht fheitere, und dazu beizutragen, daß 
fein Bolt der Wohlthaten eines großen mächtigen Vater: 
landes in vollem Maaße theilhaftig werde. Der inneren 
eigenthümlichen Entwidelung feiner nächften geiftigen 
und materiellen Wohlfahrt vorzuftehen, wird fortwährend 
die treue Sorge Seiner fünigl. Hoheit des Großherzogs 
bleiben, damit das badifche Volk ftetd ald ein würdiges 
Glied im Zufammenhange ded großen Ganzen erfcheine. 


35. 


Erlaß des grofiberzoglich mecklenburgi- 
ſchen Staatsminifteriums an den großber: 
zoglichen Bevollmächtigten bei Der pro: 
viforiichen Zentraigewalt, Das Neiche- 
oberbaupt betreffend, d. d. DBten Sa: 
u nuor 1849. 


Am 6.d. M. wurde in der 36. Gißung ber hies 
figen Abgeordnetenverfammlung der nachftehende motis 
virte Antrag eingebradht: In Erwägung 1) daß dad 
beutfche Volk fchon feit-einer Reihe von Jahren bie 
Nothwendigfeit der inneren Einheit Deutfchlands, nicht 
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blos einer allgemeinen geiftigen, fondern auch einer bes 
fonderen politifchen, erfannt hat; 2) daß das beutfche 
Volk in der. großen Bewegung des verfloffenen Sahres 
fowohl den Willen ald aud die Befähigung und die 
Macht gezeigt hat, die politifche Einheit, unter Vernich— 
tung aller ſich abfondernden Beftrebungen, in gefchloffener 
Gliederung zu geftalten; 3) daß diefe gegliederte Einheit 
für die Sicherung ihrer innern Lebenbigfeit durch eine 
einfache, dauernde und fräftige Zentralgewalt bedingt 
ift; 4) daß eine folche Zentralgewalt nur in dem Ober: 
haupte eines nicht blos intelligenten, fondern auch mädh- 
tigen, .aus überwiegend deutfchen Beftandtheilen zufams 
mengefeßten und die Intereffen von Nord» und Süddeutſch⸗ 
land in fich vereinigenden Staats gefunden werden kann; 
5) daß daher jegt die Krone Preußen allein geeignet er- 
foheint, Zrägerin der deutfchen Zentralgewalt zu fein — 
befchließt die Verfammlung, der deutfchen Nationalver; 
fammlung in Frankfurt eine Erklärung dahin zugehen zu 
laffen: die Berfammlung der Abgeordneten beider Med 
lenburg biefelbft anerfenne die politifche Nothwendigfeit, 
daß die neu zu begründende deutfche Zentralgewalt an. 
die Krone Preußen erblicdy übertragen werde. Durd) Bes 
fhlußnahme der Berfammlung ward diefer Antrag anges 
nommen. Das Minfterium erlaubt ſich Ihnen dieſen Beſchluß 
mit dem Hinzufügen mitzutheilen, daß ©. k. Hoheit der 
Großherzog mit dem materiellen Inhalte desfelben voll 
fommen einverftanden find, und fordert Sie auf, died an 
geeignetem Drte fowohl audzufprechen, als auch mit allen 
Kräften im Bereiche Ihrer Stellung dahin zu wirfen, daß 
ber hier bargelegte Wunfch über die zufünftige Geftal 
tung Deutichlands eine Wahrheit werde. 

- Schwerin am 9. Januar 1849. F 

Großherz. mecklenburgiſches geheimes Staatsminiſterium. 
— | Lutzow. 
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36. 


Erklärung Des großberzoglich mecklen— 

burg : fchwerin’fchen Bevollmächtigten 

bei der proviforifchen Zentralgewalt, 

Das Neichsoberhbaupt betreffend, d. d. 
Sten Mär; 1849. 


Herr Minifterpräfident! 

Als ich die Ehre hatte, Ihnen am 15. Januar eine 
Vollmacht meiner Regierung für mein Verhalten in der 
Reichsoberhauptsfrage perfünlich zu überreichen, wünfchte 
ich vorläufig nur den meclenburgifchen Zeitungen zus 
vorzufommen, welche diefelbe damals ſchon aufgenoms 
men hatten. 

Menn ich nun feitdem durch die geehrte Zirculars 
note vom 28. Januar mich aufgefordert fehe, über die 
Berfaffungsbefchlüffe der Nationalverfammlung die Ans 
ficht meiner Regierung auszufprechen, und dies durdy die 
abgegebenen Kollectiv» Erklärungen hinfichtlich der übri- 
gen Abfchnitte bereits gefchehen ift, fo darf ich nicht ſäu— 
men, auch über denjenigen, das Neichsoberhaupt betref- 
fend, die nachfolgende ergebenfte Erklärung folgen zu 
laffen. 

©. fünigl. Hoheit der Großherzog und deffen Regier: 
ung find der fortfchreitenden Entwidelung der durch die 
Nationalverfammlung gegründeten bundesftaatlichen Vers 
Taffung Deutſchlands mit immer regem Intereffe gefolgt; 
Sie find auch der Ausbildung einer ftarfen Zentralges 
walt, an deren Spige durch willige Anerkennung ihrer 
Afte gerne und jederzeit förderlich gewefen. — Schon 
diefes bürgte für Shre Zuftimmung zu den nunmehr her; 
ansgegebenen Berfaffungsbefchlüffen, infoweit fie auf Bes 
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feftigung ber deutfchen Einheit und Kraft, wie auf freie 
Aeußerung der gewährten Rechte des bdeutfchen Volkes 
abzwecken. Nachdem hierauf auch in der Föniglich preis 
Bifhen Zircularnote vom 23. Janaur an der bundess 
ftaatlihen Berfaffung feitgehalten war, konnten ©. K. 
Hoheit nur mit um fo viel größerer Zuverficht Ihr Vers 
harren in berfelben erklären, aber Sie fünnen nun auch 
den in jener Vollmacht vom 15. Sanuar, in Betreff des 
Oberhauptes ausgefprochenen vereinten Wünfchen der 
Abgeorbnetenfammer und Ihrer Regierung nur nod um 
fo viel lieber ben freieften Lauf laffen. 

Es find nämlich Einheit und, Kraft Deutfchlande 
nicht ohne Einheit und ununterbrocdyene Dauer der obers 
ften Handhabung feiner gemeinfanen Angelegenheit zu 
verwirklichen. Eben fo wenig wirb anders als in dem 
monarchiſchen Prinzipe die Ausübung eines folchen ober; 
hauptlichen Bundesregimentes mit parlamentarifchen Sn: 
ftitutionen ihre fihere Begründung finden können, was 
auch die Ausdrüde „Reich“ und „Reichsſsgewalt“ in den 
Berfaffungsbefchlüffen anzudeuten fcheinen. Daß aber 
die Perfonifizirung dieſes Prinzips in feiner deutfchen 
Bollfommenheit durch die ganz im Bunde mitbefindliche 
größte, ftaatliche wahrhafte und politifche Macht gefches 
hen müffe, erfcheint eben fo fehr als Selbftfolge, wie ihr 
baldiges Vortreten dringendes Bebürfniß des jungen bun« 
beöftaatlichen Deutfchlande fein wird. 

Frankfurt am 2. Mär; 1849. 

(Gez.) Karften, 
Großherzoglich » mecklenburg⸗ fchwerin’fcher Bevollmädh- 
tigter. 
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37. 


Erklärung Des arofiberzoglich heſſi— 

feben Bevollmächtigten bei der provi- 

forifchen Zentralgewalt, Das Reichs— 

oberhaupt betreffend, d. d. Alten Ja— 
nuar 1849. 


Die Gefinnungen Sr. kgl. Hoheit des Großherzogs . 
von. Heffen über die Verfaſſung Deutſchlands ſind dem 
jetzigen Präſidenten des Reichsminiſteriums feit dem. 
März v. 3. vollftändig bekannt. Se. fgl. Hoheit hal⸗ 
ten den Augenblick für gefommen, um, auf jene Kennt⸗ 
niß fich berufend, der proviforifchen Zentralgewalt die 
ausdrückliche Erklärung abgeben zu laffen, daß es dies 
fen ihren Gefinnungen insbefondere vollfommen entfprez. 
he, wenn ein einziged und felbjt erbliches mächtiges 
Oberhaupt an die Spite des deutfchen Bundesflaates. 
geftellt werde. Se. fünigliche Hoheit können nicht zweis 
fein, daß diefe Erklärung auch ganz im Sinne ihres Vol— 
feö erfolge. Der unterzeichnete Bevollmächtigte beehrt ſich 
dem ihm gewordenen Auftrage zufolge dem Herrn Prüs 
fiventen des - Reichsminiſteriums vorſtehende ee 
zu überreichen. 

— den ilten Januar 1849, 

(Gez.) ——— 
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38. 


Erklärung des. herzoglich. braunfchwei-.. 
gifchen Bevolimächtigten bei Der provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt, Das Neichs: 
oberhaupt betreffend, d. d. A9ten Ja⸗ 

nuar 1849. 


... Se, Hoh. der Herzog von Braunfchweig ift feit dem 
Beginn der Verhandlungen über die Umgeftaltung des 
deutfchen Bundes fortwährend der Anficht gewefen, daß: 
ebenfowohl eine würdige und fraftvolle Vertretung der 
deutfchen Nation nad) außen, um ihr den Plaß unter 
den europäifchen Staaten anzumeifen, den fie einzunehz‘ 
men berufen und berechtigt ift, als auch eine den wah⸗ 
ren Bedürfniffen Deutfchlands entfprechende, neben der 
Selbfftändigfeit der einzelnen Staaten zu bildende Eins. 
heit im Innern ſich nur werde erreichen laffen, wenn ein 
erbliched Dberhaupt an die Spige der Neichdregierung 
tritt. Diefe Anfiht Sr. Hoh. ded Herzogs, mit wel. 
cher ſich bereitö die Vertreter des Herzogthums einver- 
ftanden erklärt haben, bin ich. ermächtigt, Ihnen, Herr: 
Präfident, offen auszufprecen. 


Frankfurt, den:19. Januar 1849, | : 
Der Bevollmächtigte für Braunſchweig bei ber proviforis 
ſchen Zentralgewalt: 

(Gez.) Liebe. 


39. 


Wiederholte Erklärung des berzoglich 

braunfchweigifchen Bevollmächtigten 

bei Der proviforifcher Zentralgewalt, das 

Neichsoberbaupt betreffend, d. d. 2ten 
März 1849. 


In Folge der von Ihnen, Herr Präfldent, unterm 
28. Sanuar d. J. erlaffenen Aufforderung, hat der unter; 
zeichnete Bevollmächtigte für das Herzogthum Braun 
fchweig die Anfichten der von ihm vertretenen Regierung 
über die in erfter Lefung vollendeten Theile des Berfaf 
fungsentwurfes gemeinfchaftlich mit anderen Bevollmädhs 
tigten in zwei Eingaben vorgelegt. Derfelbe findet fich, 
ba diefe Eingaben den Verfaſſungsabſchnitt vom Reiches 
oberhaupte nicht berühren, veranlaßt, auf die bereits uns 
term 19. vorigen Monats ansgefprochene Anficht der 
herzoglich braunfchweigifchen Regierung zurückzuweiſen, 
nach welcher Anficht ſich der Zweck des angeftrebten Buns 
beöftaated nur wird erreichen laffen, wenn ein erbliches 
monarchifches Oberhaupt an die Spige ber Fünftigen 
Reichsregierung tritt. 


Frankfurt a. M., den 2. März 1849. 
Der herzoglich braunfchweigifche Bevollmächtigte bei der 
proviforifchen Zentralgewalt. 
(Ge) Liebe. 
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40. 


Erklärung Des berzoglich fachfen: mei- 

ningifchen Bevollmächtigten bei Der pro- 

viforifchen Zentralgewalt, das Neiche: 

oberhaupt betreffend, d. d. Ziten Ja: 
nuor 1849. 


Ce. Hoheit der Herzog von Sachfen Meiningen, 
durchdrungen von dem ernften Wunfdye, daß die neue 
Berfaffung des deutfchen Vaterlandes auf dem von der 
Nationalverfammlung bis jegt gelegten Grunde bald und 
glüdlicd zur Vollendung fomme, hat den unterzeichneten 
Bevollmächtigten beauftragt, an dad Reichsminifterium, 
wie hiemit gefchieht, die offene Erflärung zu richten, daß 
Höchftdiefelben nur in der Uebertragung der Kaiferwürs 
de an Ge. Majeftät den König von Preußen immer das 
allgemeine Wohl ficher verbürgenden Abfchluß bes unter: 
nommenen Berfaffungswerfes zu erfennen vermögen, und 
dedhalb eine dem entfprechende Entfcheidung der noch 
fhwebenden Frage wegen Ernennung eined Reichsober—⸗ 
haupted mit Freude annehmen und anerkennen würden. 


Frankfurt am Main den 2iten Januar 1849. 
(Gez.) Seebed. 
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41. 


Erlaſt der Fürſtin von Waldeck an Die 

fürftliche Negiernug, Die Oberhaupts⸗ 

frage betreffend, d. d. 23ten Januar 
1849. 


Eine Mehrzahl deutfcher Fürften hat, in richtiger 
Würdigung der BVerhältniffe und von dem aufrichtigen 
Wunſche befeelt, jedes Hinderniß im voraus zu befeitigen, 
welches dem großen Werfe der Neugeftaltung eines eis 
nigen und fräftigen Deutfchlands entgegenftehen möchten, 
bei der proviforifchen Zentrafgewalt die Erflärung abge: 
ben laffen, daß fie ein einziges und felbft erbliches, mäch— 
tiges Oberhaupt an die Epite geftellt zu fehen wünfche. 
Sm vollfommenen Einverftändniffe mit diefer Anficht und 
durchdrungen von der Ueberzeugung, daß nur auf jenem 
Wege des Ziel des gemeinfamen Strebend erreicht, nur 
auf ihm die Deutfchland gebührende Stellung nach au: 
fen gewonnen und die gefeßliche Freiheit im Innern ges 
fichert werden fönne, fchließe Ich mic den gedachten an. 
die Zentralgewalt gerichteten Erklärungen beutfcher 
Fürften in ihrem ganzen Umfange an, indem Sch nicht 
zweifle, hierdurch zugleich die Wünfche Meines Landes 
ausgefprochen und ganz in deffen Sinne gehandelt zu 
haben. Ich beauftrage Meine Regierung, die provifos 
rifche Zentralgewalt von diefer Erklärung in Kenntniß 
zu feßen. | 

Arolfen, den 23, Sanuar 1849, 


(Gez.) Emma. 
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42. 


Erklärung des kurfürſtlich heſſiſchen 
Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen 
Zeutralgewalt, Das Reichsoberhaupt 

betreffend, d. d. 24. Januar 1849, 


Der unterzeichnete Bevollmächtigte für Kurheſſen ift 
beauftragt, der proviforifchen Zentralgewalt in Bezug 
. auf die Reichsoberhauptsfrage die Erklärung abzugeben, 
dag ©. königl. Hoheit der Kurfürft, von dem Bewußt- 
fein durchdrungen, daß nur ein einiges Fräftig zufammenz 
gehaltenes Deutfchland den Bedürfniffen des deutfchen 
Volkes entfpreche, und daß zu diefem Zwede die Einfeßs 
ung eines ftarfen Reichsoberhaupts erforderlich fei, Feis 
nen Anftand nehme, ſchon jeßt ſich dahin audzufprechen, 
wie Allerhöchftdiefelben bereit find, in Uebereinftiimmung 
mit ihren Bundesgenoffen zur Erreichung jenes hohen 
Zieled diejenigen Opfer zu bringen, welche gleichmäßig 
von den übrigen Deutfchen Regierungen, fo auch von ber 
kurheſſiſchen, bei endgültiger Feftitellung des deutfchen 
Berfaffungswerfes erheifcht werden dürften. 

Frankfurt a, M. den 24. Janaur 1849, 


(Gez). Jordan. 
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43. 


Erklärung des großberzoglich olden⸗ 

burgifchen Bevollmächtigten bei der pro: 

viforifchen Zentralgewalt, Das Neichs: 

oberhaupt betreffend d. d. 34. Zannar 
1849. 


Schon in den erften Tagen diefed Jahres haben 
©. fönigl. Hoheit, der Großherzog von Oldenburg, gelei- 
tet von ber Anficht, e& fei unter den gegenwärtigen Um— 
ftänden dringende Pflicht und Aufgabe der deutfchen 
Fürften, ihre Meinungen zu vereinigen und diefelben 
unverhohlen audzufprechen, in einem Edhreiben an ©. 
Majeftät den König von Preußen den Wunſch und die 
Hoffnung andgedrüdt, daß ed Höchftdemfelben gefallen 
möge, der fich immer deutlicher erhebenden Stimme des 
deutfchen Volkes und dem wahrfcheinlichen Borfchlag 
feiner DBertreter gemäß, die oberfte Leitung des nen zu 
grändenden Bundeöftanted zu übernehmen. Der Unter 
geichnete ift veranlaßt, dem Neichöminifter des Innern 
von diefem Schritt S. fünigl. Hohheit ded Großherzogs 
Kenntniß zu geben. 

Frankfurt a. M. den 24. Januar 1849. 


(Gez.) Mosle. 
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44. 


Zufehrift der acht thüring’fchen Fürften 
an den König von Preufien wegen We: 
bernuahme der Kaiſerwürde. 


Die Majorität ded Verfaffungsausfchuffes der deut- 
ſchen Nationalverfammlung in Frankfurt a. M. hat den 
Beſchluß gefaßt, daß an die Spige unferes gemeinfamen 
Baterlandes ein Kaifer geftellt werde. Wir hoffen, daß 
die Nationalverfammlung diefen Befchluß zu dem ihris 
gen machen werde, denn einig und Fräftig wollen aud) 
wir das neue Deutfchland, da es nur fo die ihm gebührs 
ende Stellung nach außen behaupten, da nur fo die ges 
fegliche Freiheit gedeihen fann. Darum erkennen wir 
jenen Beichluß ald gerechtfertigt, wenn anders, wie wir 
nicht zweifeln, dad Abfehen darauf gerichtet ift, die neue 
Würde einem Fürften zu übertragen, der mit dem Willen 
auch die Kraft hat, dem hohen Berufe vollftändig zu ents 
fprechen. Wollen wir auch nicht undanfbar vergeflen, 
was die Erinnerung an frühere Jahrhunderte und lehrt, 
fo dürfen wir doc auch ebenfowenig unbeachtet lafs 
fen, was der Lauf der Zeiten und gebracht hat. Die 
Gefchichte ift der getreue Ausdruck der ewigen Gefeße, 
welche die Geſchicke des Menfchengefchlechtes leiten, und 
fie weißt Ew. Majeftät die erhabene Stelle au. Darum 
das göttliche Gebot ehrend, werden Ew. Majeftät feinen 
Anftand nehmen, dem Rufe zu folgen, wenn er auf irgend 
einem Wege an Höchftdiefelben gelangen follte. Aber 
im Hinblik auf die edlen Gefinnungen, welche in einer 
anderen Richtung Ew. Majeftät ftetd befeelt haben, wol 
len wir, die unterzeichneten Fürften Thüringens, nicht 
ſäumen, Allerhöchft und Höchftdemfelben hierdurch noch 
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befonders die Erflärung zu Füßen zu legen, daß wir Ew. 
Majeftät mit Freuden an der Spitze Deutfchlands fehen 
und anerkennen werden. 


45. 


Erflärung Des berzoglich :nafjanifchen 
: Bevollmächtigten bei Der provifprifchen 
Zentralgewalt, Das Neichsoberbanpt 
betreffend, d. d. 25. Februar 1849. 


Der unterzeichnete herzoglich naffanifche Bevoll- 
mächtigte ift beauftragt, Ihnen, Herr Minifter-Präfident, 
Namens feiner Regierung die nachftehende Erflärung ab; 
zugeben: ©. Hoheit der Herzog, von dem innigften 
Wunſche befeelt, die Einheit Deutfchlands in Wahrheit 
verwirflicht zu fehen, erblicten in der Bildung einer ftar- 
fen Zentralgewalt das einzige Mittel, diefen Zweck zu 
“erreichen und zu fichern. Höchfldiefelben werden Ihre 
Regierung einem an die Spite der Neichsregierung zu 
' ftellenden Reichdoberhaupte ebenfo bereitwillig unterord- 
“nen, ald die oberfte Reichsgewalt mit allen denjenigen 
Attributen, welche zu einer ftarfen Vertretung nad) aus 
"gen, zu einem geficherten Nechtözuftande im Innern, zur 
Forderung und Belebung des innern Verkehrs und zur 
"Hebung des dadurd bedingten National Wohlftandes er: 
- forderlich find und zweckmäßig befunden’ werden, gern 
beffeidet fehen. S. Hoheit der Herzog haben zugleich 
“die Ueberzeugung, daß in die Erblichfeit der Würde des 
Reichsoberhauptes die ficherfte Garantie für die einheit- 
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fiche Entwicklung der Verfaffung des inneren Rechtszu⸗ 
ftandes und der Regierung Deutfchlands zu finden ift. 
Frankfurt den 15. Februar 1844. 
(Gez.) Herzenhahn. 


46. 


Schreiben des kgl. bayerifchen Gefandten 
Baron von Cetto an Lord Palnerfton 
d. d. 32ten Dezember 1848. 


Mon cher Lord Palmerston! 


Je suis allé vous chercher ce matin dans Carlton 
Gardens. Vous veniez de partir, et l’on m’a informe 
à votre porie que vous resteriez absent une quinzaine 
de jours. C’est un bien long terme. Permettez moi 
donc de vous &crire ce que je m’etais propose de 
vous dire. Le voici: à l’occasion du projet actuelle- 
ment en oeuvre, de placer. la Prusse ä la t&te de l’unite 
germanique, il a été r&pandu et l’on parait avoir appris 
à Munich, que l’Angleterre ne trouverait rien à objec- 
ter contre un pareil arrangement, dans la supposition 
que les autres souverains allemands y donneraient leur 
consentement librement et de leur plein gre. Ceite 
supposilion peut avoir des suiles trop graves pour la 
laisser s’accrediter. Aussi le Roi tient-Il ä ce que 
vous sachiez que, en ce qui le regarde, elle est sans 
fondement. Non seulement Sa Majeste n’a nulle inten- 
tion de donner Son consentement au projet en que- 
stiion; mais Elle n’approuverait davantage non plus 
l’etablissement d’une dignite Imperiale hereditaire pour 

Roth u. Merk, Quelleuſammlung. II. Baud. 13 
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l’Allemagne en faveur de qui ce soit, et düt cette 
idee deja avancee plus d’une fois par le comit& de 
constitution à Francfort, être jamais reproduite de 
nouveau, le Roi devrait expressement et decid&ment 
declarer y &tre contraire. Il en a le droit en vertu 
des traites signes à Vienne sous la garantie de toutes 
' les grandes puissances et l’obligation Lui en est impo- 
' see par les devoirs que comme Souverain il a jur6 
; de remplir. 

De nos jours les &venement marchent si vite, que 
j'ai pens& ne pouvoir vous avertir un instant trop-tiöt. 
Voilä pourquoi au lieu d’attendre votre retour, me 
suis-je decide à vous envoyer la presente. Cependant 
me croyant autorise seulement à communiquer avec 
vous en ceite occasion 50us forme verbale, je vous 
serai oblig& de ne considerer ce que je vous mande, 
que comme si vous l’aviez appris de ma bouche dans 
l’entretien que nous aurions eu ensemble, vous fussiez- 
vous trouvé en ville. 

Recevez mille et mille compliments de la suison 
et croyez-moi bien sincerement. 


Mon cher Lord Palmerston, 
Votre tout devoue 
(signe) de Cetto. 
Londres, le 22, Dec. 1848. 
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47, 


Schreiben des Fgl. bayerifchen Minifters 

Des Aeuſtern an den Fal. bayerifchen 

GSefondten zu London, in Bezug anf 
vorftehende Note. 


— — Il importait de ne point laisser subsister 
au sujet des projets d’heg&monie qui avait Et& mis en 
avant à Francfort, les idees erronees qui, A ce quil 
parait, avaient trouvé quelque credit à Londres. Com- 
me c’etait surtout de la couronne Imperiale & offrir 
à la Prusse qu’il s’agissait, le Roi, notre Souverain, 
malgr& les liens d’etroite amitic qui l’unissent & cette 
puissance, ne pouvait que se declarer contre un pro- 
jet qui tendait ä exclure l’Autriche de la Confederation 
germanique. D’ailleurs cet inconvenient n’etait pas 
le seul. ‚ 

Il n’a toutefois pu &tre question en aucune facon 
d’invoquer actuellement les trait6s de 1815. L’affaire, 
dont il s’agit, est avant tout une affaire int6rieure et 
domestique de l’Allemagne. Notre intention n’est 
donc nullement d’y faire intervenir un gouvernement 
étranger quelconque, et il suffira d’avoir signal& 
comme fausses les suppositions d’adhesion au projet 
d’etablissement d’un pouvoir central, unitaire et here- 
ditaire, dont vous avez rendu compte, et contre lequel 
s’est declar& depuis lors la majorit& de l’assemblee 
nationale elle möme. EEE 

‚Je profite de cette occasion etc. 
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48. 


Erflärung Des großberzoglich mecklen- 

burg: ſtrelitziſchen Bevollmächtigten bei 

der proviforifchen Zentralgewalt, Das 

Heichsoberhaupt betreffend, d. d. Zten 
Mär; 1849. 


Herr Minifter » Präfident! 

Die Regierung Seiner Königlichen Hoheit ded Groß- 
herzogd von Medlenburg-Strelig hat die von mehreren 
deutfchen Regierungen gemachten Bemerkungen zu den 
Berfaffungsbefchlüffen durd meine Mitunterfchrift fich 
angeeignet. Ihr ift jegt nod übrig, Die Aufforderung 
ded Herrn Reichsminifter-Präfidenten vom 28, v. M. 
auch im Punfte ded Neichsoberhauptes zu genügen. 
Bei dem Ernfte der Zeit, welcher zu entfcheidenden 
Entfchlüffen mahnt, und bei der immer ftattgefundenen 
Bereitwilligfeit Seiner Königlichen Hoheit Regierung, 
die fefte Begründung deutfcher Einheit mit Aufopferung 
zu erftreben, fteht Diefelbe auc nun nicht länger an: 
die Uebertragung der erblichen deutfchen Dberhaupts- 
würde Auf die in den Bundesftaat ganz eingetretene 
größte politifhe Macht für eine nothwendige Folge der 
angenommenen bundesftaatlichen Verfaſſung mit zentras 
ler, von parlamentarifchen Snftitutionen umgebenen Ere- 
futiogewalt zu erflären. 

Eine weitere nothwendige Folge und ein gleich drins 
gendes Bedürfniß engfter Unirung ded Bundesftaats mit 
der deutfchsverwandten Großmacht erlaube * mir nur 
ergebenſt anzudeuten. 

Frankfurt a M., am 3. März 1849. 

Karften, 
Großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſcher Bevollmächtigter. 
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49; 


Erklärung des fürftlich lippe-ſchaum—⸗ 

burgifchen Bevollmächtigten bei der pro- 

viforifchen Zentralgewalt, das Neichs- 

oberhaupt betreffend, d. d. Iten März 
1849. 


Herr Ninifterpräft ident! 

Gemäß der Aufforderung: in ihrem verehrlichen 
Schreiben vom 28. Januar d. J. find durd die von 
mir mit vollzogenen Kollektiverflärungen vom 23. Febr. 
und 1. März d. 3. die Bemerkungen und Abänderungss 
vorfchläge zu Ihrer Kenntniß gebracht worden, welche 
zu befürworten id; von meiner Regierung angewiefen 
worden bin. Es liegt mir in Folge ausdrüdlichen Auf 
trags ob, denfelben in Beziehung auf den vom Reichs⸗ 
oberhaupte handelnden Titel des Verfafjungsentwurfes 
hinzuzufügen, daß ©. Durchlaucht, der regierende Fürft 
zu Schaumburg» Lippe, die Dauer, Größe und Madıt 
des deutfchen Bundesftaates, fowie die Ordnung, den 
Frieden und die Freiheit im Innern nur dann gefichert 
erachtet, wenn durch die NReichöverfaffung die Erblichfeit 
der Würde des DOberhauptes im einem: Deutfchen Fur ſten⸗ 
hauſe feſtgeſtellt wird. 

Frankfurt a. M. den 1. März 1849. 

Ge.) Karlowa. 
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50. 
Berfaflung des Deutfchen Neiche. 


Die erfte Lefung ift ald Zert genommen; bie Abänberungen 
ber zweiten Lefung fchliefen ſich ben einzelnen Paragraphen 
. unmittelbar an. 


Abſchnitt J. Das Neid, 
Artikel J. 


8. 1 


Das deutfche Reich befteht aus dem Gebiet des bias 
herigen deutfchen Bundes. 

Die Berhältniffe ded Herzogthums Schledwig und 
bie Grenzbeftimmung im Großherzogthume Pofen bleiben 
ber ‚definitiven Anordnung vorbehalten. 

| Er | 
Das beutfche Reich beiteht aus bem Gebiete bed bisherigen 
beutfchen Bunbed. 
Die Feftfetzung ber Verhältniffe bes Herzogthums Schled« 
wig bleibt vorbehalten. 


$, 2. 


Kein Theil des beutfchen Reiches darf mit nicht 
deutſchen Ländern zu einem Staate vereinigt fein. 


$ 3. 

Hat ein deutfched Land mit einem nicht deutfchen 
Lande dasfelbe Staatsoberhaupt, fo ift das Verhältniß 
zwifchen beiden Ländern nad) ben Grundfägen der reinen 
Perfonalunion zu ordnen. 

4. 2. 
Hat ein deutſches Land mit einem nicht deutſchen Lande das⸗ 
felbe Staatsoberhaupt, fo ſoll das beutfche Land eine von dem 
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nichtdeuhfchen "Rande getrennte eigene Berfaffung, Regierung 
und Berwaltung haben. In die Regierung und DBermaltung 


des beutfchen Landes dürfen nur beutfche Staatöbürger berufen 
erben. | 

Die Reihöverfaffung und Reichögefetzgebung hat in einem 
folden deutſchen Lande diefelbe verbindliche Kraft, wie in ben 
übrigen beutfchen Ländern. 


§. 4. 

Das Staatsoberhaupt eines deutſchen Landes, wel⸗ 
ches mit einem nicht deutſchen Lande in dem Verhältniſſe 
ber Perſonalunion ſteht, muß entweder in feinem deut—⸗ 
ſchen Sande refldiren, oder e8 muß auf verfaffungsmäßis 
gem Wege in. demfelben eine Negentfchaft niedergeſetzt 
werden, zu welcher nur Deutfche berufen werden dürfen. 


I. 3. 
Hat ein beutfches Rand mit einem nicht beutfchen Lande bad» 
felbe Staatsoberhaupt, fo muß biefed entweber in feinem 
beutfchen Lande refibiren, oder ed muß auf verfaffungsmäßigem 
Wege in bemfelben eine Regentfchaft niebergefetzt werben, zu 
welcher nur Deutfche berufen werben bürfen. 


$. 5. 

Abgefehen von bem bereits beftehenden Verbindun⸗ 
gen deutfcher und nicht deutfcher Ränder fol fein Staats⸗ 
oberhaupt eines nicht deutfchen Landes zugleich zur Res 
gierung eines deutfchen Landes gelangen, noch darf ein 
in Deutfchland regierender Fürft, ohne feine deutſche 
Regierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 


4. 4. 
Unverändert. 
"6, 


Die einzelnen deutfchen Staaten behalten ihre Selbft- 
ftändigfeit, foweit Diefelbe nicht durch die Reichsverfaſſunug 
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befchränft ift; fie haben alle ftaatlihen Hoheiten und 
Rechte, foweit diefe nicht der Reichsgewalt ausdrücklich 
übertragen find. 


4. 5. 
Unveränbert. 


Abſchnitt I. Die Reichsgewalt. 


AYrtifel ll 


$ 7% 

Die NReichdgewalt übt dem Auslande gegenüber die 
völferrechtliche Vertretung Deutſchlands und der einzel 
nen deutfchen Staaten ausfchließlich aus. 

Die Reichsgewalt ftellt Gefandte und Conſuln an. 
Sie führt den diplomatifchen Verkehr, fchließt die Bünd⸗ 
niffe und Verträge mit dem Auslande, namentlich auch 
die Handelds und Scifffahrtöverträge, fowie die Aus— 
lieferungsverträge ab. Sie ordnet alle völferrechtlichen 
Maaßregeln an. 


$. 6. 

Die Reichsgewalt ausſchließlich übt dem Auslande gegen» 
über die völkerrechtliche Vertretung Deutſchlands und ber ein- 
zelnen deutſchen Staaten aus. 

Die Reichsgewalt ſtellt die Reichsgeſandten und die Conſuln 
an. Sie führt den diplomatiſchen Verkehr, ſchließt die Bündniſſe 
und Verträge mit dem Auslande, namentlich auch die Handels— 
und Schiffahrtäverträge, fowie die Audlieferungdverträge ab. 
Sie ordnet alle völlerrechtlichen Mafregeln an. 


$. 8. 


Die einzelnen beutfchen Negierungen haben nicht 
das Recht, ftändige Gefandte zu empfangen oder folche 
zu halten. 
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4. T | 

Die einzelnen beutfchen Regierungen haben nicht das Recht, 
ftändige Gefandte zu empfangen oder ſolche zu halten. 

Auch dürfen diefelben Feine befonderen Eonfuln halten. Die 
Eonfuln fremder Staaten erhalten ihr Erequatur von der Reichs⸗ 
gemalt. 

Die Abfendung von Bevollmächtigten an das Reichsoberhaupt 
it den einzelnen Regietungen unbenommen. 


F. 9 
Die einzelnen deutfchen Regierungen find befugt, Bers 
träge mit anderen beutfchen Regierungen abzufchließen. 
Ihre Befugniß zu Verträgen mit nicht deutfchen 
Regierungen befchränft ſich auf Gegenftände des Privats 
rechtes, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei. 


J. 8. 


Unverändert. 


$. 10. 

Alle nicht rein privatrechtlihen Verträge, welche 
eine deutfche Regierung mit einer andern deutfchen ober 
nicht deutfchen abfchließt, find der Neichdgewalt zur 
Kenntnißnahme, und infofern das Neichsintereffe dabei 
betheiligt ift, zur Beftätigung vorzulegen. 

5. 9. 

Ale Berträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche 
eine beutfche Regierung mit einer andern beutfchen oder nicht 
‚beutfchen abſchließt, find ber Reichsgewalt zur Kenntnißnahme 
und, infofern bad Reichsintereſſ e dabei betheiligt iſt, zur Bes 
ftätigung vorzulegen. 


Yrtifel I 


s. 1. 
Der Reichsgewalt fteht ausfchlieglich das Recht des 
Krieges und Friedens zu. 
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$. 10, 
Der Neichsgewalt ausfchlieflich fteht das Necht des Krieges 
und Friedens zu. 


Artikel IH. 


8. 12, 
Der Reichsgewalt fteht die gefammte bewaffnete 
Macht zur Verfügung. 
. 4. 4930. 
Unverändert. _ 


13, 

Das Reichsheer befteht aus ber gefammten zum 
Zwede des Krieges beftimmten Landmacht der einzelnen 
beutfchen Staaten. Der Reichdgewalt fteht es zu, die 
Größe und Befchaffenheit derfelben zu beftimmen. 

Diejenigen Staaten, welche ald Gontingent weniger 
ald 6000 Mann ftellen, geben in Beziehung auf das 
Heerwefen ihre Selbftftändigfeit auf, und werden in bies 
fer Beziehung entweder unter fi zu größeren Ganzen 
verfchmolzen, welche dann unter der unmittelbaren Leis 
tung ber Reichsgewalt fiehen, oder infofern dieſe Ber; 
fhmelzung nicht für angemefjen befunden wird, einem 
angrenzenden größeren Staate angefchloffen. In beiden 
Fällen haben die Landesregierungen diefer Fleineren 
Staaten Feine weitere Einwirkung auf das Heerweſen, 
ald ihnen von ber Neichdgewalt oder dem größeren 
Staate ausdrücklich übertragen wird. 


$. 12. 

Das Reichsheer befteht aus der gefammten, zum Zwecke bed 
Krieges beftimmten Landmacht der einzelnen beutjchen Staaten. 
Die Stärke und Befchaffenheit des Neichäheered wird durch 
bad Geſetz über die MWehrverfaffung beftimmt. 

Diejenigen Staaten, welche weniger al? 500,000 Einwohner 


haben, find durch bie Reichsgewalt zu größeren militärifchen 
Ganzen, welche bann unter der unmittelbaren Leitung ber 
Reichsgewalt ftehen, zu vereinigen, ober einem angrenzenden 
größeren Staate anzuſchließen. 

Die näheren Bedingungen einer ſolchen Vereinigung finb in 
beiden Fällen durch Mereinbarung der betheiligten Staaten 
unter Bermittelung und Genehmigung der Reichägemalt nr 
ftellen, 


5. 14. 


Die Reichsgewalt hat in Betreff bed Heerweſens 
die Gefeßgebung und die Organifation; fie überwacht 
deren Durdführung in ben einzelnen Staaten durch 
fortdauernde Kontrole. 

Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihres 
Kriegsmwefend auf Grund der Gefeße und Anordnungen 
ded Reiches zu. Sie haben die Verfügung über die bes 
waffnete Macht, foweit diefelbe nicht für den Dienft des 
Reiches in Anfpruch genommen wird. 


4. 13, 


Die Reichägefetzgebung ausſchließlich Hat in Betreff bes Heer⸗ 
weſens bie Geſetzgebung und bie Organifation; fie überwacht 
beren Durchführung in ben einzelnen Staaten durch fortdauernde 
Kontrole. | 

Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihred Kriegd- 
weſens auf Grund der Neichägefetze und Anordnungen ber 
Reichsgewalt und beziehungdweife in den Grenzen ber nad 
$. 12 getroffenen Vereinbarungen zu. Sie haben die Berfü- 
gung über ihre bewaffnete Macht, fomweit biefelbe nicht für 
ben Dienft bed Reiches in Anſpruch genommen wird, 


$. 15. 


In den Fahneneid ift die Berpflichtung zur Treue 
gegen bad Reichsoberhaupt und bie — — 
an erſter Stelle aufzunehmen. 


$. 14. 
Unverändert. 


$. 16. 


Ale durch Verwendung von Truppen zu Reiches 
zweden entftehende Koften, welche den durch das Reich 
feſtgeſetzten Friedensftand überfteigen, fallen dem geſamm⸗ 
ten Reiche zur Laft. 


4. 15. 
Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken ent« 
jtehenden Koften, welche den durch das Reid, fejtgefetzten Fries 
densſtand überfteigen, fallen dem Reiche zur Laft. 


$. 17. 
Ueber eine allgemeine für ganz Deutfchland gleiche 
Wehrverfaflung ergeht ein befondered Reichsgeſetz. 


$. 16. 
Unveränbert. 


$. 18. 

Die Ernennung der Generale gefchieht auf Vorſchlag 
der Einzelregierungen durch die Reichdgewalt. 

Für den Krieg ernennt die Neichdgewalt die Foms 
mandirenden Generale der auf den verfchiedenen Kriegs⸗ 
theatern operirenden felbftftändigen Corps, ſowie das 
Perfonale der Hauptquartiere diefer Armeen und Corps. 


ge 17. 


Den Regierungen ber einzelnen Staaten bleibt die Ernen» 
nung ber Befehlshaber und Offiziere ihrer Truppen, ſoweit 
beren Stärke fie erheifcht, überlaffen. 

Für die größeren militärifchen Ganzen, zu benen Truppen 
mehrerer Staaten vereinigt find, ernennt bie Reichsgewalt bie 
fommanbirenben Generale ber felbftftänbigen Corps, ſowie das 
Perfonale ber Hauptquartiere. 
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$. 19. 

Der Reichsgewalt fteht die Befugniß zu, Reiches 
feftungen anzulegen und, infoweit die Sicherheit des 
Reiches es erfordert, vorhandene Feftungen. gegen billige 
Audgleichung, namentlidy für das überlieferte Kriegsma— 
terial, zu Reichöfeftungen zu erklären. 

Die Reichsfeftungen werden auf Reichskoſten unter: 
halten. 

g. 18. 

Der Reichsgewalt fteht die Befugnif zu, NReichäfeftungen 
und Küftenvertheidigungäwerfe anzulegen und, infoweit bie 
Sicherheit des Reiches ed erfordert, vorhandene Feftungen gegen 
billige Ausgleihung, namentlich für ‚das überlieferte Kriegs— 
material, zu Reichöfejtungen zu erflären. 

Die Reichäfeftungen und Küſtenvertheidigungswerke 2“ Reis 
che3 werben auf Neichöfoften unterhalten. 

$. 20. 

Die Seemacht ift audfchließlich Sache des Reiches, 
Es ift feinem Einzelftaate geftattet, Kriegsfchiffe für fich 
zu halten, noch Kaperbriefe Auszugeben. 

Die Bemannung der Flotte bildet einen Theil ber 
gefeglich feftgeftellten Wehrmacht; fie ift jedoch unabhäns 
gig von der Landmacht. 

Diejenigen Staaten, welhe Mannſchaft für die 
Flotte ftelen, erfüllen dadurd einen Theil der ihnen ob⸗ 
liegenden Wehrpflicht. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Aus— 
rüftung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegöflotte 
und die Anlegung, Audrüftung und Unterhaltung von 
Kriegshäfen und SeesArfenalen ob. 

Ueber die zur Errichtung von Kriegshäfen und Mas 
rines Etabliffementd nöthigen Enteignungen, fowie über 
die Befugniffe der dabei anzuftelenden Behörden beftims 
men die zu erlaffenden Reichsgeſetze. 


$. 19. 

Die Seemacht ift audfchlieflih Sache bed Reiches. Es ift 
feinem Einzeljtaate geftattet, Kriegsſchiffe für fich zu halten 
oder Kaperbriefe auszugeben. 

Die Bemannung ber Kriegäflotte bildet einen Theil der deut» 
fhen Wehrmacht. Sie ift unabhängig von der Landmacht. 

Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen Staate für bie 
Kriegaflotte gejtellt wird, iſt von ber Zahl ber von demſelben 
zu haltenden Landtruppen abzurechnen. Das Nähere hierüber, 
fowie über die Koftenausgleihung zwifchen dem Reiche und 
ben Einzelftaaten, beftiimmt ein Reichägejetz. 

Die Ernennung ber Offiziere und Beamten ber Seemadht 
geht allein vom Reiche aus. 

Der Reichdgewalt Liegt die Sorge für die Ausrüftung, Aus— 
bildung und Unterhaltung der Kriegäflotte und die Anlegung, 
Audrüftung und Unterhaltung von Kriegähäfen und See-Ntfes 
nalen ob. 

Ueber bie zur Errichtung von Kriegdhäfen und Marines 
Etabliffementd nöthigen Enteignungen, forwie über die Befug- 
niffe der dabei anzuftellenden Reichsbehörden, beftimmen die zu 
erlaffenden Reichögejetze. 


Artikel IV. 


$. 21. 


». Die Schifffahrtsanftalten am Meere und in ben 
Mündungen der deutfchen Flüffe cHäfen, Seetonnen, 
Leuchtfchiffe, Kootfenwefen, das Fahrwaſſer u. f. w.) find 
der Fürforge der einzelnen Uferftaaten überlaffen; fie uns 
terhalten diefelben aus eigenen Mitteln. 


$. 20. 


Die Schiffahrtdanftalten am Meere und in den Münbungen 
ber deutfchen Flüffe (Häfen, Seetonnen, Leuchtfchiffe, bad Loot» 
fenmwefen, das Fahrwaſſer u. f. w.) bleiben ber Fürforge ber 
einzelnen Uferſtaaten überlaffen. Die Uferftaaten unterhalten 
biefelben aus eigenen Mitteln. 
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Ein Reichögefetz wird beftimmen, wie weit die Mündungen 
ber einzelnen Flüffe zu rechnen find. 


$. 22. 


Die Reichsgewalt hat die Oberauffiht über diefe 
Anftalten und Einrichtungen. 

Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehö- 
riger Unterhaltung derfelben anzuhalten, auch diefelben 
aus den Mitteln des Reiches zu vermehren und zu ers 
weitern. | | 


$. 21. 
Unverändert. 


$. 23. 

Die Abgaben, welche in den Geeuferftaaten von 
den die Scifffahrtsanftalten benußenden Schiffen und 
deren Ladungen erhoben werden, dürfen die zur Unters 
haltung diefer Anftalten nöthigen Koften nicht überfteis 
gen. Sie unterliegen der Genehmigung der Reichsgewalt. 


6. 92, 

Die Abgaben, welche in den Seeuferftaaten von den Schiffen 
und beren Ladungen für die Benützung ber Schifffahrtdanftal« 
ten erhoben werben, bürfen die zur Unterhaltung diefer Anjtal« 
ten nothmwendigen Koften nicht überfteigen. Sie unterliegen 
ber Genehmigung ber Reichögemalt. | 


. 24. 
Sn Betreff diefer Abgaben find alle deutfchen Schiffe 
und deren Ladungen gleichzuftellen. 
Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur 
von der Meichögewalt ausgehen. 
Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in 
die Reichskaſſe. 


$. 23. 
Unverändert, 
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Artikel V. 


$. 25. 

Die NReichdgewalt hat das Recht der Gefeßgebung 
und Oberauffict über die für Schiffe oder Flöße fahr, 
baren Flüffe und die Mündungen der in diefelben fallenden 
Nebengewäfler, über die dem allgemeinen Verkehr dienen- 
den Kanäle und Seen, über den Schifffahrtöbetrieb und 
die Flößerei auf diefen Waflerftraßen, fowie über alle 
Verhältniffe, welche darauf von direftem Einfluffe find. 


$. 24. 

Die Reichsgewalt hat das Recht ber Gefetzgebung und bie 
Oberaufſicht über die in ihrem fchiffbaren Laufe mehrere Staa- 
ten ducchftrömenden oder begrenzenden Flüffe und Seen, und 
über die Mündungen der in biefelben fallenden Nebenftüffe, 
fowie über den Schifffahrtsbetrieb und die Flöferei auf ben» 
felben. | 

Auf welche Weiſe die Schiffbarfeit biefer Flüſſe erhalten 
oder verbeffert werben foll, beftimmt ein Reichsgeſetz. 

Die übrigen Wafferftrafen bleiben der Fürforge der Einzels 
ftanten überlaffen. Doc) fteht es der Reichögewalt zu, wenn 
fie ed im Intereſſe des allgemein,n Verkehrs für nothwendig 
erachtet, allgemeine Beftimmungen über den Schifffahrtöbetrieb 
und bie Flößerei auf demſelben zu erlaffen, fo wie einzelne 
Flüffe unter derſelben VBorausfetzung den oben erwähnten ge— 
meinfamen Flüffen gleich zu ftellen. 

Die Reichsgewalt ift befugt, die Einzeljtaaten zu gehöriger 
Erhaltung der Schiffbarkeit diefer Wafferftraßen anzuhalten. 


$. 26. 
Alle deutfchen Flüffe find für deutſche Schifffahrt 
und Flößerei frei von Flußzöllen, 
Bei den mehrere Staaten durdhftrömenden oder 
begrenzenden Flüffen tritt für die Aufhebung Ddiefer 
Flußzölle eine billige Ausgleichung ein. 
Wie und mit welchen Mitteln für die Erhaltung 
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und Berbefferung der Schiffbarkeit diefer Flüffe geforgt 
werden fol, beftimmt ein Reichögefeß. 
— $. 20. 

Alle deutfchen Flüffe follen für deutfhe Schifffahrt von 
Flußzöllen frei fein. Auch die Flößerei fol auf fehiffbaren 
Flußſtrecken ſolchen Abgaben nicht unterliegen. Das Nähere 
beftimmt ein Reichögefetz. 

Bei den mehrere Staaten burchftrömenben oder begrenzens 
ben Flüffen tritt für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine bil« 
lige Ausgleichung ein. 


§. 27. 

Die Hafen-, Krahn⸗, Waag-⸗, Lager-, Schleuſen⸗ 
und dergleichen Gebühren in den an dieſen Flüſſen und 
den Mündungen der Nebenflüſſe gelegenen Orten unter: 
liegen der Gefeßgebung und Oberaufſicht des Reiche. 

Es darf in Betreff diefer Gebühren eine Begünfti- 
gung der Angehörigen eined deutfchen Staates vor des 
nen anderer deutfchen Staaten nicht ftattfinden, 


$. 26. 

Die Hafens, Krahn-, Waage, Lager», Schleufen« und ders 
gleihen Gebühren, welche an ben gemeinfchaftlichen Flüffen 
und den Mündungen. der in diefelben ſich ergiefienden Neben 
flüffe erhoben werden, bürfen die zur Unterhaltung derartiger 
Anftalten nöthigen Koften nicht überjteigen. Sie unterliegen 
der Genehmigung der Reichdgewalt. 

Es darf in Betreff diefer Gebühren Feinerlei Begünftigung 
der Angehörigen eines beutjchen Staates vor denen amberer' 
deutfcher Staaten jtattfinden. 


$. 28. 

Flußzölle und Schifffahrtsabgaben dürfen auf fremde 
Schiffe und deren Ladung nur durd) die Reichdgewalt 
gelegt werben. Jedoch bleiben für diefelben bis zum 
Erlaß neuer Beflimmungen, oder bis zur weiteren Ans 


ordnung die gegenwärtigen fortbeftehen. 
Roth und Merd, Quellenſammlung. IL Br, 14 
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8. 27. 
Flußzölle und Fluhfehifffabrtsabgaben dürfen auf frmbe 
Schiffe und deren Labungen nur durch die Reichsgewalt gelegt 
werben. 


Yrtifel VI. 


$. 29. 

Die Reichdgewalt hat über das gefammte deutfche Eis 
fenbahnmefen dad Recht der Gefeggebung und Oberauf- 
fiht, foweit fie ed zum Schuß des Reiches und im Ins 
tereffe ded allgemeinen deutfchen Verkehrs für nothwen⸗ 
dig oder zwedmäßig erachtet. 


$. 28. 

Die Reichsgewalt hat über die Eifenbahnen und beren Be— 
trieb, jo weit es der Schutz bed Reiches oder dad Intereſſe 
bed allgemeinen Verkehrs erheifcht, die Oberaufjicht unb das 
Recht der Gejetzgebung. Ein Reichögefetz wird beftimmen, 
welche Gegenftände dahin zu rechnen find. Ä 


$. 30. 

Unter denfelben Vorausſetzungen hat die Neichöges 
walt das Recht, Eifenbahnen anzulegen oder deren Anlage 
zu bewilligen, fowie vorhandene Eifenbahnen auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. 

Die Benugung der Eifenbahnen fleht der Reichöge- 
walt jederzeit gegen Entfchädigung frei. 


g. 9. 
Die Reichsgewalt hat das Recht, ſoweit fie es zum Schutze 
des Reiches oder im Intereſſe des allgemeinen Berfehrd für 
nothwendig erachtet, die Anlage von Eifenbahnen zu bewilligen, 
fowie felbft Eifenbahnen anzulegen, wenn ber Einzelftadt, 
in deifen Gebiet die Anlage erfolgen fol, deren Ausfühtung 
ablehnt. Die Benutzung der Eiſenbahnen für Reichszwecke 
fteht der Reichsgewalt jederzeit gegen Entfhäbigung frei. 
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$. 31. 

Bei der Anlage oder Bewilligung von Eifenbahnen 
durch die einzelnen Staaten ift die Reichdgewalt befugt, 
den Schuß ded Reiche und das Intereſſe des allgemeinen 
beutfchen Verkehrs wahrzunehmen. 

$. 30. 
Bei der Anlage oder Bewilligung von Gifenbahnen durch 


die einzelnen Staaten ift die Reichögewalt befugt, den Schutz 


des Reich und das Intereffe des allgemeinen Verkehrs wahr⸗ 
zunehmen. 


$. .32. 

Der Reichdgewalt fteht die Gefeßgebung und Ober 
aufficyt über die den allgemeinen deutfchen Verkehr ver: 
mittelnden oder zum Schutze ded Reichs nothwenbigen 
Heer: und Landftraßen, in gleichem über die Erhebung 
von Chauſſee- und Weggeldern und ähnlichen Abgaben 
auf: folgen Straßen zu. 

Der Neichdgewalt fteht das Recht zu, zum Schuß 
des Reichs oder im Imtereffe des allgemeinen deutſchen 
Verkehrs, Landſtraßen zu bauen, Kanäle anzulegen, Flüſſe 
ſchiffbar zu machen oder deren Schiffbarkeit zu erweitern. 

Sie hat für die Unterhaltung der ſo gewonnenen 
Verkehrswege zu ſorgen. 

Die bei derartigen Fluß- und Kanalbauten gewonne⸗ 
nen Borlandungen gehören dem Reid). 


$. 31. 

Die Neihsgewalt Hat über die Landſtraßen bie Oberaufficht 
und bad Recht der Gefetzgebung, foweit ed ber Schutz des 
Reiches oder dad Intereſſe ded allgemeinen Verkehrs erheiſcht. 
Ein Reichägefetz wird bejtimmen, welche Gegenftände dahin zu 
rechnen find. 


4. 9. 


Die Reichsgewalt Hat das Necht, foweit fie. es zum Schutze 
14 * 
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zelnev Gemeinden, legen. dürfen und. welche, Bebingungen ‚und 
Beihränfungen dabei eintreten ſollen, wird durch, die Reichs— 
gejetzgebung beftimmt. 
$. 37. 
Die einzelnen deutjchen Staaten find nicht befugt, auf Gü⸗ 
ter, welche über die Reichsgrenze ein= oder ausgehen, Zölle 
zu legen. 


$. 38, 
Die Neichdgewalt hat die Gefeßgebung über ben 


Handel und. die Schifffahrt und überwacht die Ausführs 
* der barüber ESCHER Geſetze. 


$. 38. 

Die Neichägemalt hat das Recht bet Gefetzgebung. der 
den Handel und die Schifffahrt, und übermacht bie Ausführung 
ber barüber erlaffenen Reichögefetze. 

$. 30. 3 

Der Reichdgewalt fteht es zu, über dad Gewerbeweſen 
Reichägefetze zu erlaffen und die Ausführung berfelben zu 
überwachen. 

$. 39, 

Grfindungspatente werben ausfchließlich von Reichds 
wegen auf Grundlage eines Reichägefeges ertheilt; auch 
fieht der Reichsgewalt ausfchließlic die Gefeßgebung ger 
gen den Nachdrud von Büchern, jedes unbefugte Nach— 
ahmen von Kunftwerfen, Fabrifzeichen, Muftern und For⸗ 
men und gegen andere ehe des geiſtigen 
nn zu. 

$. 40. 
Unverändert. 


Artifel VIEL 
§. 40. 
Der Reichsgewalt fteht die Geſetzgebung und Ober: 
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aufficht über das Poftwefen im deutſchen Neiche zu, na⸗ 
mentlich über Organiſation, Tarife, Tranſit, Portotheil- 
ung und die Verhältniffe zwifchen den einzelnen Poftvers 
waltungen. 

Diefelbe forgt für eine gleichmäßige Anwendung ber 
Geſetze durch Vollzugsverordnungen und überwacht deren 
Durdführung in den einzelnen Staaten durch ‚fortdaus 
ernde Kontrole. 

Die Poft fol nur im Sinne der Beförderung und 
Erleichterung des Verkehrs eingerichtet und verwaltet 
werden. | 

$. 41. 

Die Reichdgewalt Hat dad Necht der Gefetzgebung, und bie 
Dberaufficht über das Poftwefen, namentlich über Organifation, 
Zarife, Tranfit, Portotheilung und die Verhältniffe zwiſchen 
ben einzelnen Poftvermaltungen. 

Diefelbe forgt für gleichmäßige Anwendung ber Gefetze durch 
Vollzugsverordnungen und überwacht deren Durchführung in 
ben einzelnen Staaten durch fortdauernde Kontrole. 

Der Reichögewalt jteht es zu, die innerhalb mehrerer Poft» 
gebiete fi) bewegenden Courſe im Intereſſe ded allgemeinen 
Verkehrs zu orbnen. 


6. 41. 
Poftverträge mit audländifchen Poftverwaltungen bürs 
fen nur Seitend der Reichsgewalt gefchloffen werben. 
Wo Reichspoſtverträge gefchloffen werden, erlöfchen 
die Verträge mit einzelnen deutfchen Poftverwaltungen. 
§. 22. 

Pofiverträge mit ausländiſchen Poftpermwaltungen bürfen nur 
von ber Reichögewalt oder mit deren Genehmigung gejchloffen 
werben. 

$. 42, 
Die Reichsgewalt hat die Befugniß, fo weit ed ihr 
nöthig fcheint, das deutſche Poſtweſen für Rechnung des 
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Reiches in Gemäßheit eines zu erlaffenden Reichsgeſetzes 
zu übernehmen, vorbehaltlich billiger Entfchädiguug wohl⸗ 
erworbener Privatrechte. 


$. 43. 

Die Reichögewalt hat die Befugnif, infofern es ihr nöthig 
fcheint, das beutfche Poſtweſen für Rechnung bed Neiches in 
Gemäßheit eines Reichsgeſetzes zu übernehmen, vorbehaltlich, 
billiger Entſchädigung ber Berechtigten. 


$. 43. 

Die Reichsgewalt ift befugt, ZTelegraphenlinien ans 
zulegen und die vorhandenen zu benußen oder auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben, Weitere Beftimmun- 
gen hierüber, fowie über Benußung von ZTelegraphen 
für den Privatverfehr, find einem Reichsgeſetz vorbehalten. 


§. 44. 

Die Reichsgewalt ijt befugt, Telegraphenlinien anzulegen, und 
die vorhandenen gegen Entfhäbigung zu benutzen, oder auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben, 

Meitere Beftimmungen hierüber, fowie über Benutzung von 
Zelegraphen für ben Privatverfehr, find einem Reichägefetz vor- 
behalten, 


Artikel IX. 


$. 44. 

Die Reichdgewalt hat die Gefeggebung und Oberauf- 
fiht über das Münzweſen. Es liegt ihr ob, für ganz 
Deutfchland daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. 

Sie hat dad Recht, Reichsmünzen zu prägen. 


g. 45. 

Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Gefetzgebung und 
die Dberaufficht über das Münzwejen. Es liegt ihr ob, für 
ganz Deutfchland daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. 

Sie hat das Recht, Reichsmünzen zu prägen. 
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$. 43. 

Der Reichsgewalt liegt es ob, in ganz Deutichland 
dasfelbe Syftem für Maaß und Gewicht, fowie für den 
Feingehalt der Gold» und Silberwaren zu begründen. 

$. 46. 
Unverändert. 


$. 46. 

Die Reichsgewalt hat das Recht der Gefeßgebung 
und DOberaufficht über das Banfwefen, fowie über die 
Ausgabe von Papiergeld in Deutfchland. 

Sie ift befugt, Banfen anzulegen und ihre Anlage 
zu bewilligen. 

Andere Zahlungsmittel ald Gold und Silber fünnen 
nur mit Genehmigung der Reichsgewalt ald geſetzlich er- 
klärt werben. 

$. 47. 
Die Reichdgewalt hat dad Recht, das Bankweſen und bas 
Audgeben von Papiergeld durch die Reichägefetzgebung zu tes 


geln. Sie überwacht die Ausführung ber darüber erlaffenen 
Reichögejetze. | 


Artifel X. 
8. 47. 

Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtun⸗ 
gen, welche von Reichswegen ausgeführt werden, ſind 
von der Reichsgewalt unmittelbar zu: beſtreiten. 

$. 48. 

Die Ausgaben für alle Mafiregeln und Einrichtungen, 
welche von Reichswegen audgeführt werben, find von ber 
Reichsgewalt aus den Mitteln des Reiches zu bejtreiten. 

§. 48, 
Fiel bei. der erften Lefung aus. 
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F. 40. 


Zur Beſtreitung ſeiner Ausgaben iſt das Reich zunächſt auf 
ſeinen Antheil an ben Einkünften aus den Zöllen und ben ge— 
meinſamen Produktions» und Verbrauchsſteuern angewieſen. 


$. 49. 

Die Reichsgewalt hat dag Recht, infoweit die fons 
fligen Einfünfte nicht ausreichen, NReichöfteuern aufzus 
legen und zu erheben oder erheben zu lafien, fowie Ma: 
trifularbeiträge aufzunehmen. 


$.. 50. 
Die Reichsgewalt hat das Rerht, infomeit die fonftigen Ein- 
fünfte nicht ausreichen, Matrifularbeiträge aufzunehmen. 
$. 50. 

Die Reichdgewalt ift befugt, in außerorbentlichen 
Fällen Anleihen zu machen oder fonftige Schulden zu 
contrahiren. 

§. 51. 
Die Reichdgewalt ift befugt, in auferorbentlichen Fällen 

Reichöfteuern aufzulegen und zu erheben ober erheben zu laſſen, 


fowie Anleihen zu machen ober fonftige Schulden zu Fontra= 
biren. 


Yrtifel xt 


$. 51. 
Den Umfang der Gerichtäbarfeit des Neiches be; 
flimmt der: Abfchnitt vom Meichögericht. 
.$ 52. 
Unverändert, 


Yrtikel XIL 


$. 52. 
Der Reichögewalt liegt es oh, die Kraft, der Reichs⸗ 
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verfaffung allen Deutfchen verbürgten Rechte oberauffe- 
hend zu wahren, fowie die gefeglichen Normen für den 
Erwerb und Berluft ded Reiches und Staatöbürgerredhts 
feftzuftellen. 


$. 58. 


Der Reichögewalt liegt es ob, die Fraft der Reichöverfaffung 
allen Deutfchen verbürgten Rechte oberauffehend zu wahren. 


$. 53. 


Der Neichdgewalt liegt die Wahrung des Reiche: 
friedend ob. 

Sie hat die für die Aufrechthaltung der inneren 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu 
treffen: 

1) wenn ein deutfher Staat von einem andern deut 
hen Staat in feinem Frieden geftört oder gefährz 
bet wird; | nr 

2) wenn in einem bdeutfchen Staate die Sicherheit 
und Ordnung durd Einheimifche oder Fremde ge- 
ftört oder gefährdet wird. Doch fol in diefem 
Falle von der Reichsgewalt nur dann eingefchrit- 
ten werden, wenn die betreffende Regierung fie 
felbft dazu auffordert, ed fei denn, daß diefelbe 
dazu notorifch außer Stande ift oder der gemeine 
Keichdfrieden bedroht erfcheint; 

3) wenn bie Regierung eines beutfchen Staates bie 
Berfaffung deffelben eigenmächtig aufhebt oder ver- 
ändert, und durch das Anrufen des Reichögerichtes 
unverzügliche Hülfe nicht zu erwirfen ift. 


$. 54. 
Der Reichögewalt liegt die Wahrung bed Reichsfriedens ob. 
Sie hat die für. die Aufrechterhaltung ber inneren Sicherheit 
und Ordnung erforderlihen Mafregeln zu treffen: 
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4) wenn ein beutfcher Staat von einem andern beutfdhen 

Staate in feinem Frieden geftört ober gefährdet wird; 
2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit und Orb» 
nung durch Einheimiſche ober Fremde geftört ober ges 
fährbet wird. 

Doc fol in diefem Falle von ber Reichägewalt nur 
dann eingefchritten werben, wenn bie betreffende Regie- 
rung fie felbft bazu aufforbert, es fei denn, daß biefelbe 
dazu notorifch außer Stande ift, ober ber gemeine Reichd- 
frieden bebroht erfcheint; 
wenn bie Verfaffung eined beutfchen Staated gewaltfam 
oder einfeitig aufgehoben oder verändert wird, und durch 
das Anrufen bed Reichögerichted unverzügliche Hülfe nicht 
zu erwirfen ift. 


3 


— 


$. 54. 

Die Maßregeln, weldye von der NReichdgewalt zur 
Wahrung des Reichsfriedens ergriffen werben können, 
find: 1) Erlaffe, 2) Abfendung von Kommiffarien, 3) Ab- 
fendung bewaffneter Macht. 

$. 55. 

Die Mafregeln, welche von ber Reichsgewalt zur Wahrung 
bed Neichäftiebend ergriffen werben können, find 1) Erlaffe, 
2) Abfendung von Kommiffarien, 3) Anwendung von bewaff: 
neter Macht. 

Ein Reichdgefetz wird bie Grundſätze beftimmen, nad) wel- 
hen bie durch ſolche Maßregeln veranlaftten Koften zu tragen 
find. 

$. 56. 

Der Reichsgewalt Liegt e8 ob, bie Fälle und Formen, in 
welchen die bewaffnete Macht gegen Störungen ber öffentlichen 
Ordnung angewendet werben fol, buch ein Reichsgeſetz zu 
beftimmen. 

$. 57. 

Der Reichsgewalt Liegt ed ob, die gefetzlichen Normen über 
Erwerb und Berluft bed Reichs- und Staatsbürgerrechtes feft- 
zufetzen. 
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$. 58. 
Der Reichdgewalt fteht ed zu, über das Heimathärecht 
Reichögefetze zu erlaffen und die Ausführung berfelben zu 
überwachen. 


$. 59. 

Der Reichsgewalt fteht ed zu, unbefchadet ded durch 
die Grundrechte garantirten freien Bereind- und Verſamm⸗ 
Iungsrechted, allgemeine Geſetze über dad Affociationd- 
wefen zu erlaffen. 


$. 59. 


Der Reichsgewalt fteht ed zu, unbefchabet bed durch bie 
Grundrechte gewährleifteten Rechts ber freien Bereinigung und 
Berfammlung, Neichögefetze über das Affociationdwefen zu er= 
laſſen. 


8. 56. 
Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Ge- 
ſammtwohls allgemeine Maßregeln für die Geſundheits— 
pflege zu treffen. 


$. 57. 


Die Reichsgeſetzgebung hat für die Aufnahme öffent⸗ 
licher Urkunden diejenigen Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche 
ihre Gültigkeit in ganz Deutſchland ſichern. 


$. 60. 


Die Reichögefetzgebung hat für die Aufnahme öffentlicher 
Urkunden diejenigen Erforberniffe feftzuftellen, welche die An— 
erfennung ihrer Nechtheit in ganz Deutjchland bedingen. 


s. 61. 


Die Reichögewalt ift befugt, im Intereſſe des Geſammtwohles 
allemeine Maßregeln für die Gefunbheitäpflege zu treffen. 


33% 
Artifel XII 


$. 38. 


Der Reichsgewalt fteht das Recht der Gefeßgebung 
zu, foweit es zur Ausführung der ihr verfaffungsmäßig 
übertragenen Befugniffe und zum Schuß der ihr überlafs 
ſenen Anftalten erforderfich ift, fowie in allen Fällen, wo 
fie für das Gefammtintereffe Deutſchlands die Begründs 
ung gemeinfamer Einrichtungen und Maßregeln nothwen⸗ 
dig findet. 


$. 62. 
Die Reichsgewalt hat die Gefetzgebung, joweit ed zur Aus—⸗ 
führung ber ihr verfaſſungsmäßig übertragenen Befugniffe und 
zum Schutze der ihr überlafjenen Anftalten erforderlich iſt. 


$. 63. 

Die Reichsgewalt ift befugt, wenn fie im Gefammtintereffe 
Deutſchlands gemeinfame Einrichtungen und Maßregeln noth- 
wendig findet, die zur Begründung derfelben erforderlichen Ge— 
fette in den für die Veränderung der Serfaffung — 
benen Formen zu erlaſſen. 


$. 59. 

Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaſſung 
allgemeiner Geſetzbücher über bürgerliches Recht, Han⸗ 
deld- und Wechſelrecht, Strafrecht und gerichtliches Vers 
fahren die Rechtseinheit im deutſchen Volk zu begründen. 

$. 64. 
Unverändert. 


$. 60. 


Alle Gefeße und Verordnungen der Reichsgewalt er: 
halten durch ihre ende ia von Reichöwegen ver; 
bindliche Kraft. 
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$. 65. 
Alle Gefetze und Berorbnungen ber Reichsgewalt erhalten 
verbindliche Kraft buch ihre Berfündigung von Reichswegen. 
F. 66. 
Reichsgeſetze gehen ben Geſetzen ver Einzelſtaaken vor, in— 
ſofern ihnen nicht ausdrücklich eine nur ſubſidiäre Geltung 
beigelegt iſt. 


Artikel XIV. 


$. 61. 

Die Anftelung der Reichsbeamten geht vom Reiche 
aud. Die Dienftpragmatif des Reiches wird ein Reichs⸗ 
gefeß feititellen. 

$. 67. 
Unverändert. 


Abfchnitt IT. Das Reichsoberhaupt. 
Artifell. 


% 1. F 
Die Würde des Reichoberhauptes wird einem der 
regierenden deutſchen Fürſten übertragen. 


$. 68. 
Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der regieren⸗ 
ben deutſchen Fürſten übertragen. 
$. 69. 
Dieſe Würde iſt erblich im Haufe des Fürſten, dem fie über« 
tragen morben. Sie vererbt im Mannedftamme nad dem 
Rechte der Erſtgeburt. 


F. 2% 
Das Reichsoberhaupt führt den Titel: „Kaiſer der 
Deutſchen.“ 
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Die Reſidenz des Kaifers ift am Sig der Reichöre- 
gierung. Wenigftend während der Dauer ded Reichötas 
ges wirb der Kaifer dort bleibend refidiren. 

So oft fidy der Kaifer nicht am Sitz der Reichöre- 
gierung befindet, muß einer der Reichöminifter in feiner 
unmittelbaren Umgebung fein. 

Die Beftimmungen über den Sit der Reichdregier- 
ung werden einem Reichsgeſetze vorbehalten. 


$. 4: 

Der Kaifer bezieht eine Civilliſte, welche der Neiche- 
tag feftfegt. | | 
$. 70, 71 und 72. 

Unverändert. 


Artikel I. 


| 5. = 
Die Perfon ded Kaifers ift unverletzlich. 
Der Kaifer übt die ihm übertragene Gewalt durch 
verantwortliche von ihm ernannte Minifter aus. 


$. 6. | 
Alle Regierungshandlungen des Kaifers bedürfen zu 
ihrer Gültigfeit der Gegenzeichnung von wenigftend einem 
der NReichsminifter, welcher dadurch die Verantwortung 
übernimmt. 
$. 73 und 74. 
Unverändert. 


Yrtifel UL 
$. 7 
» Der Kaifer übt. die. völferrechtliche Vertretung des 
deutichen Reiches und der einzelnen deutfchen.  Stanten 


aus. Er ftellt die Reichsgeſandten und die Konfuln an 
und führt den diplomatifchen Verkehr. 


$. 8. 
Der FEN: erffärt Krieg, und ſchließt BER 


$. 75 und "76. 
Unverändert. 


$.-9. | 

Der Kaifer fchließt die Bündniffe und Verträge mit 
den. auswärtigen Mächten, ab, und. zwar unter, Mitwirk— 
ung des Reichötages,. infoweit. dieſe verfaſſungsmäßig 
vorbehalten ift, 


7 Der’ Katfer ſchliegt die. Bündniſſe und Verträge mit den 
auswärtigen Mächten -ab,  umb, zwar unter Mitwirkung des 
Neichätaged, infoweit ‚diefe in der Verfaſſung vorbehal« 
ten iſt. 

| | $. 10. 

Alle Verträge nicht rein ‚privatrechtlichen Inhalts, 
welche: deutfche Regierungen unter fich ‚oder mit auswär⸗ 
tigen Regierungen abfchließen, find dem Kaifer zur Kennt: 
nißnahme, und infofern das ReichBintereffe dabei bethei- 
Tigt ift, zur Betätigung vorzulegen. 


ur tn | Gs. Ida. 94 
Der Kaiſer beruft und fchließt den Reichstag; er 
hat das Recht, das Volkshaus aufzulöfen. - 


$ı 1% 

Der Kaiſer hat: das Recht des Geſetzvorſchlages. 
Er übt die geſetzgebende Gewalt in Gemeinſchaft mit dem 
Reichstage unter den verfaffungsmäßigen Befchränfungen 
aus. Er verkündigt die Reichsgeſetze und erläßt die zur 


Bollziehung derſelben nöthigen Verordnungen. 
Roth u. Merck, Quellenſammlung. Il. Band. 15 
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$. 18, 79 und 80. 
Unverändert, 


$. 13, 

In Straffachen, welche zur Zuftändigteit Bed Reichs⸗ 
gerichtd gehören, hat der Kaifer das Recht der Begna- 
digung und Strafmilderung, fowie der Amneftirung. Das 
Verbot der Einleitung oder Fortfegung einer einzelnen 
Unterſuchung fann der Kaifer nur mit Zuftimmung des 
Reichstages erlaffen. 

Zu Bunften eines wegen feiner Amtshandlungen ver: 
urtheilten Reichsminiſters kann der Kaiſer das Recht der 
Begnadigung und Strafmilderung nur dann ausüben, 
wenn dasjenige Haus, von welchem die Anklage audges 
gangen ift, darauf anträgt. Zu Gunften von Landes: 
miniftern fteht ihm ein folches Recht nicht zu. 


$. 81. 

In Straffachen, welche zur Zuftändigfeit des Reichdgerichtes 
gehören, hat ber Kaifer das Recht ber Begngdigung und Straf- 
milderung. Das Berbot der 'Emleitung oder Fortfetzung von 
Unterfuchüngen kann der Kaifer nur mit ‚Buftimmung bes 
Reichstages erlaflen. 

Zu Gunſten eined wegen feiner Amtshanblungen verurtheil⸗ 
ten Reichsminiſters kann der Kaifer das Recht der Begnadigung 
und Strafmilderung nur dann ausüben, wenn basjenige Haus, 
von welchem die Anflage ausgegangen ift, darauf anträgt. 
Zu Gunften von Landesminiſtern ‚fteht ihm ein ſolches Recht 
nicht zu. 


$. 14. 
Dem Kaifer liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. 


$. 15. 


Der Kaifer hat die Verfügung über bie bewaffnete 
Macht. 
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BL |. RP Sa 
Ueberhaupt hat der Kaiſer die Regierungsgewalt in. 
allen Angelegenheiten des Reiches nach Maßgabe der 
KReichöverfaffung. Ihm ald Träger diefer Gewalt ftehen 
Diejenigen Rechte und Befugniffe zu, welche in der Reichs⸗ 
verfaffung der Reichsgewalt beigelegt und dem Reichs— 
tage nicht zugewieſen find. 
$..82, 83 und 84, 
Unverändert, 


Abfchnitt IV. Der Neihsrath .. 
bei der zweiten Lefung ausgefallen. | 
Artikel J. 

| F§. 1. En 

Der Reichsrath befteht aus Bevollmächtigten der 
deutfchen Staaten. 

Die Ernennung der Mitglieder des Reichsrathes 
geſchieht durch die Regierungen der betreffenden Staa⸗ 
ten und Staatenverbände. 

§. 2. 

Der Reichsrath bildet ein begutadhtenbes — 
Derſelbe tritt am Sitz der Reichsregierung zuſammen. 

Den Vorſitz im Reichsrathe führt der Bevollmächtigte 
des größten deutſchen Staates, ur Regent nicht das 
Reichsoberhaupt iſt. 


$. 3. 
Die Beſchlüſſe des Reichsrathes werden durch Stim⸗ 
menmehrheit gefaßt. F | 


$. 4 
Die Reicheminifter find ‚berechtigt, den Sigungen des 
15 * 
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Reichsrathes beizuwohnen oder fich in denſelben durch 
Kommiſſarien vertreten zu laſſen. 


$. 5. 

Dem Reichsrathe ſind die Geſetzentwürfe, welche die 
Reichsregierung bei dem Reichstage einbringen will, zur 
Begutachtung vorzulegen. Der Reichsrath hat fein Gut: 
achten binnen einer jedesmal von der Reichsregierung zu 
beftimmenden Frift zu erftatten. Wird diefe Frift nicht 
eingehalten, fo ift die Reichöregierung hierdurd an dem 
Einbringen des Gefeßentwurfes bei dem Reichstage nicht 
behindert. 

$. 6. 

Die Reichsregierung ift befugt, in allen Fällen, in 
welchen es ihr angemeffen erfcheint, das Gutachten Des 
Reichsrathes einzuziehen. 


Abſchnitt V (IND. Der Reichstag. 
Yrtifel L 
s 1. 


Der Reichstag befteht aus zwei Häufern, dem Staa- 
tenhaus und dem Volkshaus. 


$. 85. 
Unverändert. 


Artikel IL 


—— 

Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern 
der deutſchen Staaten. | 
$. 86. 

Unverändert. 
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$. 3. 


Die Zahl der Mitglieder vertheitt ſich nach folgen⸗ 
dem Verhältniß: 


Preußen . - 20. 40 Mitglieder 
Defterreich mit aichenten .36 
Bayern » x.» al te A U " 
Baht: 10 ö 
Hannover . -» 10 „ 
Würtemberg mit HohetigoflerneHedjin- 

gen und Sigmaringen . . . . 10 — 
Bade u... 206 ee " 
Kurhefien . . + 6 . 
Großherzogthum Heffen wit Seifen. 
" Homburg . » 6 " 
Holftein (Schleswig, fiehe Keich s. n 

und Lauenburg . -» 6 " 
Medienburg-Schwerin und Medien: 

burg⸗Strelitz 6 
Luxemburg mit Limburg 2 
Braunfchmeig - 2 " 
NARNE 0 ee re m 
Sadhfen Weimar . . 2... 
Sachen Coburg» Gotha 

Sachfen DeiningenSitdburghaufen 
Sachſen⸗Altenburg F 
Schwarzburg-Rudolftadt . 


ne 

Reuß ältere Linie 

Neuß jüngere Linie . PER 

Didenbutg » » 2» 2: ee. 2 " 
ALT SE Pe 
Schaumburgelippge - .» . . . . (1 Mitglied 
Lippes Detmold . 2 2.20. 


Anhalt-Deffaun . » 2: 2 m... 
Anhalt: Bernburg - - » «+.» y1 Mitglied 
Anhalt-Köthen . . F 

RUE u en art ie 
LE EEE er 


Bremen. 


B 
| Ä 76 Mitglieder, 


. 
- 
* 
E 


= 


$: 87. 
Die-Zahl der Mitglieder vertheilt fich nach folgendem Ver— 
hältniß: 
Preußen.. 0.0000 00 Mitglieber 
DER a re ae 
BEN: ee ee 
. Sachſen —F 
Hannover . 
Mürtemberg ; 
Baben . 
Kurhefien . —F 
Großherzogthum heſſen X 
Holſtein (Schleswig, ſ. Reich. F. 
Mecklenburg⸗Schwerin 
Luxemburg⸗ Limburg 
Naffau 
Braunſchweig 
Oldenburg 
Sachſen⸗Weimar 
Sachſen-Coburg-Gotha 
Sad en» Meiningen = Hilpburghaufen 
Sachſ en = Altenburg . 
Mecklenburg - Strelitz 
Anhalt» Deffau . 
Anhalt» Bernburg 
Anhalt» Köthen . 
Schwarzburg - - Sonderähaufen. 
Schwarzburg- «Nubdoljtadt . 


— DI = ss 2 = = [7 x [7 = = = 


BPRrPPLPLPePrPrvanvomao22 0555 
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Mitglieb 


Yy 


Hohenzollern s Hechingen 1 
Lichtenſtein 1 
——— «Sigmaringen 1 
Valdeckkk6 1 
Reuß ältere Linie . . 4 
Reuß jüngere Linie u —— 
Schaumburgskippe. -. u... 1 
Lippe= Detmold . 4 
Heffen = Homburg 1 
Lauenburg41 
5 ——— 
‚Sranffurt . 4 
Bremen i 4 
Hamburg . « 4 


i® Düglieser. 

So lange die beutfchsdfterreichifehen Sande an dem Bundes⸗ 

ftaate nicht Theil nehmen, erhalten nachfolgende Staaten eine 
‚gröfere Anzahl von Stimmen im Staatenhaufe; nämlich: 

Bayem .o -e:0 0 40 Glimmen. 


BE - -» 1 2 nen, 3 « 
ek . 
Mürtembig - - «0.0 000. 12 4 
Baden . . - Tu: | | Ele 
Großherzogthum Sefen ; 8. 5 
Kurchefien . a et a. . 
Mohn ae A 
Hamburg . 2 — 
8. 4. 


Die Mitglieder des Staatenhauſes werden zur Hälfte 
durch die Regierung und zur Hälfte durch die Volksver⸗ 
tretung der betreffenden Staaten ernannt. 

Bo zwei Kammern beſtehen, wählen dieſe in gemeins 
famer Sitzung nady abfolnter Stimmenmehrheit. 


$ 88. | 
Die Mitgliever. des Staatenhaufes werben zur Hälfte durch 


232 


die Regierung und zur Hälfte: durch die Vollsvertretung der bes 
treffenden Staaten ernannt. 

In denjenigen beutjchen: Staaten, welche aud mehreren Pro— 
pinzen oder Ländern.mit abgefonderter Verfaffung oder Ver— 
waltung betehen, jind die durch die Vollsbertretung diefes Staa⸗ 
tes zu ernennenden Mitglieder. des: Staatenhaufed nicht von 
der allgemeinen Landesvertretung ; ſondern von den Vertretern 
‚ ber einzelnen Länder oder Provinzen (PBrovinzialftänden) zu er- 
‚ nennen. 

Das Verhältniß, nach welchem die Zahl dev, dieſen Staaten 
zufommenden Mitglieder unter. die einzelnen Länder oder Pro— 
binzen zu vertheilen ift,. bleibt dev Landesgeſetzgebung vorbe— 

„ halten. 

Wo zwei Kammern beſtehen und eine Vertretung nach Pro» 

.. Dingen: nicht ftattfindet, wählen beide Kammern in gemeinfamer 
— nach abſoluter eeechen 


| G. 5. 

In denjenigen Staaten, welche nur. ein Mitglied 
in das Staatenhaus fenden, fchlägt Die Regierung drei 
Kandidaten vor, aus denen die Vollsvertretung mit ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit wählt. 


* 
= 


$. 89. 

In denjenigen Staaten, welche nur ein Mitglied in das 
Staatenhaus fenden, jchlägt die Negierung drei Kandidaten 
bor, aus denen die Volfävertretung mit abfoluter Stimmen 

mehrheit wählt. 
Auf diefelbe Weife iſt in denjenigen Staaten, welche eine 
ingerade Zahl von "Mitgliedern — ” — der letzten 
derſelben zu verfahren. tr rd 


$. 6, 
Mo mehrere Staaten, im gemeinſamer Vertretung 
im Staatenhaufe verbunden find, haben diefe über die 
gemeinfchaftlic; vorzunehmende Wahl ein Abkommen un: 
ter einander zu treffen. Das Prinzip der Theilung der 
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MWahlberechtigung zwifchen Regierung und Volksvertret⸗ 
und: darf-dabei nicht verlegt werden. 
Das: ganze Abkommen ift der Reichöregierung zur 
Genehmigung vorzulegen. 
Bei ber zweiten Lefung ausgefallen. 


$ 7. 

Wenn mehrere deutfche Staaten zu einem Ganzen 
verbunden werden, fo entfcjeidet ein Reichsgeſetz über die 
dadurch etwa nothwendig werdende Abänderung in der 
Srlanwenſeruvs des Staatenhauſes. 

F 90. 
Unverändert. 


$. 8. 
Mitglied des Staatenhauſes kann nur ein ſolcher 
werden, welcher 
1) Staatsbürger desjenigen Staates oder Staaten⸗ 
verbandes (ſ. 8. 6) iſt, welcher ihn. ſendet, 
2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und kante- 
— ;, „bärgerlihen Rechte befindet, 
J '. 9. 
Mitglied des Staatenhauſes kann nur ſein, wer 
1) Staatsbürger des Staates iſt, welcher ihn ſendet, 
2) das 3Ofte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
3) fi) im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbür— 
gerlichen Rechte befindet. 


9. 

Die Mitglieder des Staatenhaufes werden auf ſechs 
Sahre gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte 
erneuert, Bei: außerordentlichen. Reichsverfammiungen, 
weldje nach Ablauf der für die theilweife. Erneuerung be- 
flimmten Periode and bevor noch die neuen Wahlen zur 
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nächften ordentlichen Reichstagsſitzung erfolgt find, beru⸗ 
fen werben, bilden die Mitglieder der lebten ordentlichen 
Sigung auch für die außerordentlide Sisung das Staa; 
tenhaus. 
§. 92. 
Die Mitglieder des Staatenhaufed werben auf ſechs Jahre 
gewählt. Sie werben alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. 
Auf welche Weife nach den erjten brei Jahren das Ausſchei— 
ben ber einen Hälfte ftattfinden joll, wird duch ein Reichsge— 
fetz bejtimmt. Die Ausfcheidenden find jtet3 wieder wählbar. 
Mird nad Ablauf diefer drei Jahre und vor Vollendung ber 
neuen Wahlen für das Staatenhaus ein auferorbentlicher Reichd- 
tag, berufen, fo treten, foweit die neuen Wahlen noch nicht 
jtattgefunden haben, die früheren Mitglieder ein. 


Artikel MW. 


— $. 10, 

Das Volkshaus en ans den ge des 
Voltes 
%s. 

Die Mitglieder des Volfshaufes werden für das erfte 
Mal auf vier Fahre, demnächſt immer auf drei Jahre ges 
wählt. Die Wahl gefchieht nach den in dem Reichs— 
wahlgefege enthaltenen Borfchriften. 

$. 93. und $. 94, 
Unverändert. 


Artikellv. 


| $. 12. 0 

Die Mitglieder des Reichstages beziehen ein gleich- 

mäßiges Tagegeld und Entfhädigung für ihre Reifeköften. 
Das Nähere beftimmt ein: Reichögefeg. — 


Den Mitgliedern des Reichstages werden die Tage⸗ 
ee und Reifefoften aus: der Reichskaſſe geh 
$. 9. | 
Die Mitglieder des Reichstages beziehen aus der Reichskaſſe 
ein gleichmäßiges Tagegeld und Entfchäbigung für’ ihre Reife: 
often. Das Nähere beftimmt ein Reichägefetz. 
& 13 
Die Mitglieder: beider Häufer können durch Inſtruk⸗ 
tionen in ihrer parlamentarifchen Thätigfeit nicht gebuns 
den werden. 
$. 96. 
Die Mitglieder beider Häuſer können durch Inſtruktionen 
nicht gebunden werden. 
§. 14. 
Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häu⸗ 
ſern fein. 


$. 97. 
Unverändert. 


Artikel V. 


$. 15. 
Zu einem Befchluß eines jeden Hauſes des Reichs— 
tages ift die Theilnahme won wenigſtens der Hälfte der 
gefeglihen Anzahl feiner Mitglieder und die einfache 
Stühmenmeptheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag 

ald abgelehnt betrachtet. 

$. 98. 

Unverändert. 
$. 16. 


Wenn es fi von der Erlaffung foldher Geſetze hans 
belt, Durch ‚welche Einrichtungen und Maßregeln begrüns 


det werben folen, die der Kompetenz; der Reichsgewalt 

nicht ausdrücklich zugemwiefen find (Abfchnitt von der 

Reichsgewalt, Art XII. $. 58 am Ende), fo ift für die 

Schlußabſtimmung eines jeden Haufes eine Mehrheit von 

wenigitend zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. 
Fällt weg. 


5: 17. 
Das Recht des Geſetzvorſchlages, der Beſchwerde, 
der Adreſſe und der Unterſuchung, ſowie der — 
der Miniſter, ſteht jedem Hauſe für ſich zu. 


6. 9. 

Das Recht des Geſetzvorſchlages, der Beſchwerde, der 
Adreſſe und der Erhebung von Thatſachen, ſowie der Anklage 
der Miniſter ſteht jedem Hauſe zu. 

| $. 18. 13.. 
Ein Reichstagsbeſchluß kann nur durch die. Ueber, 
einftimmung beider Häufer gültig zu Stande fommen. 
$. 100. 
Unverändert. 
§. 19. 

Ein Reichdtagsbefchluß, welcher die Zuftimmung 
der Reichsregierung nicht erlangt hat, darf in derfelben 
Sißungsperiode nicht wiederholt werden. Iſt vom Reichs— 
tage in berfelben Sache in drei ſich folgenden ordentli- 
chen Sißungsperioden derfelbe Befchluß unverändert ge: 
faßt worden, fo wird er, auch wenn die Zuftimmung Der 
Reichöregierung nicht erfolgt, mit dem Schluß des drit- 
ten Reichsſtages zum Gefeß. 

Ein Reichstagsbeſchluß ift in folgenden Fällen erfors 
berlich: 

1) Wenn e8 fidy um Erlaffung, Aufhebung, Abän- 

derung oder Auslegung von Reichögefegen ‚handelt: 
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2) Wenn der Reichdhaushalt feftgeftellt wird, wenn 
Anleihen kontrahirt werden, wenn das Reich eine 
im Budget nicht vorgefehene Ausgabe übernimmt 
oder nicht vorgefehene Steuern, oder Matrifulars 
beiträge erhebt. 

3) Wenn die Anlage von Zettelbanfen oder die Ein- 
führung oder Vermehrung von Papiergeld be— 
willigt, fowie wenn andere Zahlungsmittel als 
Gold und Silber als gefeglich erflärt werden 
follen. 

4) Wenn die Zuftimmung der Neichdgewalt zu der 
Stenuererhebung der Einzelftaaten zu ertheilen ift 
(f. Reichdgewalt $. 37). 

5) Wenn Landesfeftungen zu Reichsfeftungen erklärt 
werden follen. 

6) Wenn Handeld-, Schifffahrts- und Auslieferungsd- 
verträge mit dem Auslande gefchloffen werden, 
fo wie überhaupt völferrechtliche Verträge, info: 
fern fie das Reich belaften. 

7) Wenn außerdeutfche Länder oder Landestheile dem 

deutfchen Zollgebiete angefchloffen, oder einzelne 

Drte oder Gebietstheile von der Zolllinie aus— 

gefchloffen werden follen. 

Wenn deutfche Landestheile abgetreten, oder wenn 

außerdeutfche Gebiete dem Reich einverleibt oder 

auf andere Weife mit demfelben verbunden wers 
den follen. 


8 


— 


$. 101. 

Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuftimmung ber Reiche 
tegierung nicht erlangt hat, darf in berfelben Sitzungsperiobe 
nicht wiederholt werden. 

At von dem Reichätage in brei fid unmittelbar folgenden 
ordentlichen Sitzungsperioden derſelbe Beſchluß unverändert 
gefaßt worden, fo wird derſelbe, auch wenn die Zuſtimmung 
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ber Reichdregierung nicht erfolgt, nit dem Schluſſe des britten 
Reichſtages zum Gefetz. Eine ‚ordentliche Sitzungsperiode, 
welche nicht wenigftend vier Wochen ‚dauert, wird in biefer . 
Reihenfolge nicht mitgezählt. 


$. 102. 

Ein Reichstagsbeſchluß ift in Folgenden Fällen erfotderlich: 

4) Wenn es fich um die Erlaffung, Aufhebung, Abänderung 
oder Auslegung von Reichsgeſetzen handelt. 

2) Wenn der NReihöhaushalt fejtgeftellt mird, wenn Anleihen 
fontrahirt werden, wenn das Reich eine im Budget nicht 
porgefehene Ausgabe übernimmt, oder Matrifularbeiträge 
oder Steuern erhebt. 

3) Wenn fremde See- und Flußſchifffahrt mit höheren Ab— 
gaben belegt werden foll. 

4) Wenn Landesfeftungen zu Reichsfeftungen etklärt merben 
follen. Zur 

5) Wenn Handeld-, Schifffahrts- ‚und Auslieferungdverträge 
mit dem Nuslande gefchloffen werben, . ſowie überhaupt 
pölferrechtliche Berträge, infofern fie das Reich belaften, 

6) Wenn nicht zum Reiche gehörige Länder oder Landestheile 
dem beutjchen Zollgebiete angeſchloſſen, oder einzelne Orte 

‚oder Gebietötheile von ber Zolllinie ausgeſchloſſen wer— 
ben follen. 

7) Wenn deutſche Landestheile abgetreten oder wenn nicht- 
deutfche Gebiete dem Reiche einverleibt oder auf andere 
Weiſe mit demfelben verbunden werden Füllen. 


8. 19 a. 


Bei Feftftellung des Reichshaushaltes treten ‚folgende 
Beftimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichs— 
regierung gelangen zunächſt an das Volkshaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf An— 
trag der NReichsregierung und bis zum Belauf dies 
fes Antrages erfolgen. — Alle Bewilligungen von 
Ausgaben find. nur für den ‚befonderen Zwed, für 
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welchen fiegeforbert wurden, als entheilt anzufehen, 
und nur in ber Grenze der Bewilligung Tann die 
Verwendung erfolgen. 

3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewils 
tigung ift ein Jahr. 

4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des 
Reiches und über den Refervefond, fowie über die 
für beides erforderlichen Dedungsmittel wird auf 
bem erſten Neichdtage durch Reichstagsbeſchlüſſe 
feſtgeſtellt. Eine Erhöhung dieſes Budgets auf 
ſpäteren Reichstagen erfordert gleichfalls einen 
Reichstagsbeſchluß. | 

5) Diefes ordentliche Budget wird auf jedem Reiches 
tag zuerft dem Volkshaus vorgelegt, und won dies 
fem in feinen einzelnen Anfägen und nad) den Er: 
läuterungen und Belegen, welche die Reichsregie— 
rung vorzulegen hat, geprüft, und ganz oder theil- 
weife bewilligt ober verworfen. 

6) Nah erfolgter Prüfung und Billigung durd das 
Volkshaus wird das Budget an dad Staatenhaus 
abgegeben. Diefem fteht innerhalb des Gefammt- 
betrages des ordentlichen Budget, fowie derfelbe 
auf dem erften Reichdtage oder durch fpätere Reich 
tagsbefchlüffe feftgeftellt ift, nur das Recht zu, Erinne- 
rungen und Ausftellungen zu machen, über welche 
im Halle einer Meinungsverfchiedenheit zwifchen 
beiden Hänfern in: gemeinfamer Sitzung derfelben 
nach abfolnter Stimmenmehrheit endgültig entfchie- 
ben wird, | 

7) Alle außerordentlichen Ausgaben und ‘deren De: 
Aungsmittel bedürfen, gleich der Erhöhung des or» 
dentlihen Budgetd, eined Reichstagsbeſchluſſes. 

8) Die Nacdyweifung über die Verwendung der Reichs⸗ 
gelder wird dem Neichstage, und zwar zuerfi dem 
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Volkshauſe, zur —— und zum Kann vor⸗ 


gelegt. F 


| Re ige i 
Bei Feitftellung des Neichshaushaltes treten folgende Bes 


‚ jtimmungen ein: 


1) Ale die Finanzen befreffenden Vorlagen der Neichäres 
gierung gelangen zunächſt an das Volkshaus 
2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag der 
Reichdregierung und bis zum Belauf dieſes Antrages er— 
folgen. Jede Bewilligung gilt nur für den beſonderen 
Zweck, für welchen fie bejtimmt worden, Die Verwen⸗ 
dung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilligung 
erfolgen. 
3) Die Dauer der Finanzperiode und Budeetbewilligung iſt 
ein Jahr. | 
2) Das Budget über die regelmäffigen Ausgaben des Reiches 
und über den Refervefond, ſowie über die fire beides er 
- forderlichen Deckungsmittel, wird auf dem erften Reichs⸗ 
tage durch Reichstagsbeſchlüſſe fejtgeftellt! Eine Erhöh- 
ung dieſes Bubget3, auf fpüteren Reichstagen erfordert 
gleichfall3 einen Reichstagsbeichluik 


5) Diefed ordentliche Budget wird auf jedem Reichstage zu— 


erft dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem in feinen eine 
zelnen Anfätzen nad) ven Erläuterungen und Belegen, 
welche die NeichSregierung vorzulegen bat, geprüft und 
ganz oder theilweife bewilligt oder verworfen. 

6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volks— 
haus wird das Budget an das Staatenhaus abgegeben. 

Dieſem ſteht, innerhalb des Geſammtbetrages des ordent⸗ 

lichen Budgets, ſowie derſelbe auf dem erſten Reichstage 
oder durch ſpätere Reichstagsbeſchlüſſe feſtgeſtellt iſt, nur 

das Recht zu, Erinnerungen und Ausſtellungen zu machen, 
über welche das Volkshaus endgültig beſchließt. 

7) Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Deckungs— 
mittel bedürfen, gleich det Erhöhung des ordentlichen 
Budgets, eines Reichsſstagsbeſchluſſes. 

Die Nachweiſung überdie Verwendung der Reichsgelder 
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wird dem Neichdtage, und zwar zuerft dem Volkshauſe, 
zur Prüfung und zum Abfchluß vorgelegt. 


Artikel VL 


$. 20, 

Der Reichstag verfammelt ſich jedes Jahr — 
der Reichsregierung. Die Zeit der Zuſammenkunft wird 
vom Reichsoberhaupte bei der Einberufung angegeben, 
inſofern nicht ein Reichsgeſetz dieſelbe feſtſetzt. 

Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen 
Sitzungen jeder Zeit vom Reichsoberhaupt einberufen 
werden. 


$. 104. 
Unverändert wie $. 20. 


$. 108. 

Die ordentlichen Sitzungsperioden der Landtage in den Ein- 
zelftaaten follen mit denen des Neichötages in der Regel nicht 
zufammenfallen. Das Nähere bleibt einem Neichögefetz vor- 
behalten. 


& 21. 
Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt 
aufgelöft werden. In dem Falle der Auflöſung iſt der 
Reichötag binnen drei Monaten wieder einzuberufen. 


$. 106. 

Das Bolfshaus kann durch das NeichBoberhaupt aufgelöft 
werden. In dem Falle der Auflöfung ift der Reichstag bin- 
nen drei Monaten wieder zu verfammeln. 


$. 22. 

Die Auflöfung des Volkshauſes hat die gleichzeitige 
Vertagung ded Staatenhaufes bis zur Wiederberufung des 
Reichötages zur Folge. 

Die Sißungsperioden beider Häufer find diefelben. 

Roth und Merk, Quellenſammlung. II. By. 16 
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$. 107. 
Unverändert. 
$. 23. 


Das Reichsoberhaupt beftimmt das Ende der Sir 
tzungsperiode. 


$. 108. 
Das Ende ber Sitzungsperiode wird vom Reichsoberhaupt 
beftimmt. 
$. 109. 


Eine Bertagung des Reichstages ober eines ber beiden Häu- 
fer durch das Neichdoberhaupt bedarf, wenn fle nad) Exdff- 
nung der Sitzung auf länger als vierzehn Tage audgefprochen 
werben fol, der Zuftimmung des Reichstages ober des betref- 
enden Hauſes. 

Auch der Reichstag felbft, fowie jedes der beiden Häufer, 
fann fich auf vierzehn Tage vertagen. 


Artikel VII. 


$. 24. 

Jedes der beiden Häuſer wählt ſeinen Präſidenten 
und die Vizepräſidenten für ſich, fo wie die Schrift— 
führer. 

$. 110. 
Jeder der beiden Häufer wählt feinen Präfidenten, feinen 
Bizepräfidenten und feine Schriftführer. 
$. 2. 

Die Sigungen beider Häufer find öffentlich. Die 
Gefhäftsordnung eines jeden Haufes beftimmt, unter 
welchen Bedingungen vertrauliche Sigungen ftattfinden 
fonnen. 

§. 111; 
Unverändert. 
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$. 26, 
Jedes Haus prüft bie Bollmachten feiner Mitglieder 
und entfcheidet über die Zulaſſung. 
$. 112. 
Jedes Haus prüft die Vollmachten feiner Mitglieber und 
entſcheidet über die Zulafiung berfelben. 
| $. 27. 

Jedes Mitglied leiftet bei feinen: Eintritt den Eid: 
„Ich fchwöre, die deutfche Reichsverfaſſung getreulich 
„zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo wahr mir 
„Bott helfe.“ 

$. 113. 
Unveränbert. 


$. 28. 

Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen 
unwürbigen Verhaltens im Haufe zu beftrafen und äu- 
Berften Hals auszufchließen. Das Nähere beftimmt die 
Gefhäftsordunng jeden Haufee. Kine Ausfchließung 
kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn bie Hälfte 
fämmtlicher Mitglieder an der Abftimmung Theil nimmt 
und eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen fich 
dafür entfcheidet. 

$.. 114. 

Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen unwür— 
digen Berhaltend im Haufe zu beftrafen und Außerften Falls 
audzufchließen. Das Nähere beftimmt die Gefchäftsorbnung 
jeden Haufes. 

Eine Ausfchliefung kann nur dann audgefprochen werben, 
wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen fi) da= 
für entjcheibet. 


$. 20. 
Weber Ueberbringer von Bittfchriften noch überhaupt 


Deputationen follen in den Häufern zugelaffen. werden. 
16 * 
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$, 115. 
Unverändert. 


$. 30. 

Jedes Haus hat das Recht, fich feine Geſchäfts— 
ordnung felbft zu geben, mit Ausnahme derjenigen 
Punfte, welche die gefchäftlichen Beziehungen beider 
Häufer zu einander betreffen. Diefe werden durch Ue—⸗ 
bereinfunft beider Häufer geordnet. 

$. 116. 


Jedes Haus hat das Necht, fich feine Geſchäftsordnung feldft 
zu geben. Die gefchäftlichen Beziehungen zwifchen beiden Häu— 
fern werben durch Mebereinfunft beider Häufer geordnet. 


Artikel VII 
$, 31. 

Ein Mitglied des Reichsſtages darf während der 
Dauer der Sißungsperiode ohne Zuftimmung ded Hau—⸗ 
fes, zu welchem es gehört, wegen ftrafrechtlicher An— 
fehuldigungen weder verhaftet, noch in Unterfuchung ge= 
zogen werben, mit alleiniger Ausnahme der Ergreifung 
auf frifcher That. 

$. 32. 

In diefem legteren Falle ift dem betreffenden Haufe 
von der angeordneten Maßregel fofort Kenntniß zu ge 
ben. Es fteht demfelben zu, die Aufhebung der Haft 
oder Unterfuchung bid zum Schluffe der Situngsperiode 
zu verfügen. 

$. 33. 

Diefelbe Befugniß fteht jedem Haufe in Betreff ei- 
ner Verhaftung oder Unterſuchung zu, welche über ein 
Mitglied desfelben zur Zeit feiner Wahl verhängt gewe⸗ 
fen, oder nach diefer bis zu Eröffnung der Sigungen vers 
hängt worden ift. 
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$. 34. 

Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer 
Zeit wegen feiner Abftimmung oder wegen der in Aus— 
übung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder disziplinarifch verfolgt oder fonft außerhalb der Ver: 
fammlung zur Berantwortung gezogen werden. 


$. 117, 118, 119 und 120. 
Unverändert. 


Artifel IX 


$. 35. 
Die Reichdminifter haben das Recht, den Verhand- 
lungen beider Häufer ded Reichsſtages beizuwohnen, und 
von denfelben gehört zu werden. 


8. 121, 
Die Neichdminifter haben das Recht, ben Berhandlungen 
beider Häufer des Reichstages beizuwohnen und jeberzeit bon 
benfelben gehört zu werben. 


$. 36. 
Die Reichsminiſter haben die Verpflichtung, auf Ber: 
langen jeded ber Häufer des Reichdtages in demfelben 
zu erfcheinen und Auskunft zu ertheilen. 


$. 122. 

Die Reichsminiſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen 
jebed ber Häufer bed Reichstages in bemfelben zu erfcheinen 
und Auskunft zu ertheilen, ober den Grund anzugeben, wes— 
halb biefelbe nicht erteilt werben Fünne. 


| $. 37. 

Die Reichsminiſter können nicht Mitglieder des Staa- 
tenhauſes fein. 

| $. 123. 
Unveränbert. 
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$. 38, 

Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt 
ein Amt oder eine Berfürderung annimmt, fo muß es 
fihh einer neuen Wahl unterwerfen, ed behält jedenfalls 
feinen Sis im Haufe, bis die neue Wahl ftattgefun- 
den hat. 

g. 124. 

Wenn ein Mitglied des Vollshauſes im Reichsdienſte ein 
Amt oder eine Beförderung annimmt, fo muß es ſich einer 
neuen Wahl unterwerfen; es behält feinen Gitz im Haufe, 
bis die neue Wahl ftattgefunden hat. 


Abfehnitt VILV) Das Reichsgericht. 
$. 1. 
Die dem Reiche zuftehende Gerichtöbarkeit wird burch 
ein Reichögericht ausgeübt. 
Yrtifel I 
$. 125. 
Unveränbert. 
$. 2. 
Zur Zuftändigfeit des Reichdgerichtes gehören: 
a) Streitigfeiten zwifchen der Reichdgewalt und den 
Ginzelftaaten über den Umfang ihrer Befugniffe. 
b) Streitigkeiten aller Art, politifche und rechtliche zwi⸗ 
fhen den einzelnen deutfchen Staaten. Gewillfürte 
Anträge find nur zuläffig, infoweit Durch die Ents 
fheidung der Streitfragen ein Reichsintereffe nicht 
berührt wird. 

c) Streitigfeiten über Thronfolge, Regierungsfähig- 
feit und Regentfchaft in den einzelnen Staaten. 
d) Streitigkeiten zwifchen der Regierung Des Einzel 
ftaated und deſſen Volkövertretung über die Gültig- 
feit oder Auslegung der Landesverfaffung oder wer 

gen Nichtvollziehung ihrer Beftimmungen. 
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e) Klagen der Angehörigen eined Einzelftanted gegen 
die Regierung deffelben, wegen Aufhebung, Verlegung 
oder verfaffungswidriger Veränderung der. Landes⸗ 
verfaffung. 

f) Klagen der Angehörigen eined Einzelſtaates gegen 
die Regierung deflelben, fowie gegen bie Reichsre⸗ 
gierung wegen erlittener Verletzung eines dem deut⸗ 
ſchen Volke gewährleiſteten Grundrechtes. 


g) Klagen gegen den Reichsfiskus. 


h) Klagen gegen beutfche Staaten, wenn die Ber: 
pflichtung, dem Anfprucche Genüge zu leiften, zwis 
fchen mehreren Staaten zweifelhaft ober beftritten 
ift, deögleichen wenn die Verpflichtung mehrere 
Staaten zugleich trifft. 

i) Strafgerichtöbarkeit über bie Anflagen gegen bie 
Reichöminifter, wegen Verlegung der Reichsverfaſ⸗ 
ſung, ſowie wegen aller im Geſetze über die Verant⸗ 
wortlichkeit der Reichsminiſter genannten Verbrechen. 


k) Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die 
Miniſter der Einzelſtaaten wegen Verletzung der 
Reichs⸗ oder Landesverfaſſung. 

I) Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Landes⸗ und 
Hochverraths gegen das Reich. 

m) Beſchwerden wegen verweigerter ober gehemmter 
Redytöpflege, wenn bie landeögefeglichen Mittel 
der Abhülfe erfchöpft find. 

n) Streitigfeiten zwifchen der Reichöverfammlung oder 
den gefeßgebenden Körpern bed Reiches unter ſich 
und der Reichsregierung, welche die Auslegung der 
Reichsverfaſſung betreffen, wenn die ſtreitenden 
Theile ſich vereinigen, die Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichtes einzuholen. | 
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$. 126. 
Zur Zuftändigkeit des Reichögerichtd gehören: 


a) Klagen seines Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt wegen 


Verletzung der Reichdverfaffung durch Erlaffung von 
Reichögefetzen und durch Mafregeln der Reichöregierung, 
fowie Klagen ber Reichdgewalt gegen ‚einen Einzeljtaat 
wegen Berletzung ber Reichsverfaſſung. 

b) Streitigkeiten zwifchen dem Staatenhaufe und dem Volks— 
hauſe unter, ſich und zwifchen jedem von ihnen und ber 
Reichäregierung, welche bie Auslegung der Neichöverfafs 
fung betreffen, wenn bie ftreitenden Theile fich vereinigen, 
bie Entjcheidung des Reichägerichted einzuholen. 

c) Politiſche und privatrechtlihe Streitigkeiten aller Art 
zwijchen den einzelnen deutjchen Staaten. 


 d) Streitigfeiten über Thronfolge, Regierungsfähigfeit und 


Regentfchaft in den Einzelftaaten. 

e) Streitigkeiten zwifchen der Regierung eine3 Einzelftaates 
und deſſen Volfövertretung über die Gültigkeit. oder Aus— 
fegung ber Landesverfafſung. 

f) Klagen ber Angehörigen eines Einzelſtaates gegen, bie Res 
gierung befjelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswi— 
driger Veränderung der Landedverfaffung. 

Klagen der Angehörigen eines Einzelftanteß gegen Die 
Regierung wegen Verletzung ber Landeöverfaffung fün- 
nen bei dem Reichsgerichte nur angebracht werben, wenn 
die in ber Landesverfaffung gegebenen Mittel der Abhülfe 
nicht zur Anwendung gebracht werben können. 

g) Klagen deutſcher Staatsbürger wegen Verletzung der durch 
die Reichöverfaffung ihnen gewährten Rechte. ‚Die nähe- 
ren Bejtimmungen über ben Umfang biefed Klagrechtd 
und die Art und. Weife bafjelbe geltend zu machen, bleis 
ben ber Neichögefetzgebung vorbehalten. 

h) Befchwerben wegen verweigerter oder gehemmter Rechts— 
pflege, wenn die landesgefetzlichen Mittel der Abhülfe er— 
ſchöpft find. 

i) Strafgerichtöbarfeit über die Anlagen gegen. die Reichs— 
minifter, infofern fie beven minifterielle Verantwortlich— 
feit betreffen. 
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k) Strafgerichtöbarkeit über die Anklagen gegen bie Minijier 
ber Einzelftaaten, infofern fie deren minifterielle Ber: 
antwortlichfeit betreffen. 

]) Strafgerichtäbarfeit in den Fällen des Hoch- und Lan- 
deöverrathed gegen das Reich. 

Ob noch andere Verbrechen gegen dag Reich ber Straf: 
gerichtöbarfeit bes Reichsgerichtes zu überweifen find, wird 
fpäteren Reichögefetzen vorbehalten, 

m) Klagen gegen den Reicyäfiäfus. 

n) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn bie Verpflichtung, 
dem Anfpruche Genüge zu leiften, zwifchen mehreren 
Staaten zweifelhaft oder beftritten ift, jowie wenn bie 
gemeinfchaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in 
einer Klage geltend gemacht wird. 


$. 3. 

Ueber die Frage, ob ein Fall zur Entfcheidung des 
Reichögerichtes geeignet fei, erkennt einzig und allein das 
Reichögericht: felbft. 

| $. 127. 
Unveränbert. 


§. 4. 

Ueber die Einfeßung und DOrganifation ded Reiche- 
gerichted, über das Verfahren und die VBollziehung der 
reichögerichtlichen Entfcheidungen und Verfügungen wird 
ein befonderes Gefeß ergehen. 


$. 128. 

Ueber bie Einfetzung und Organifation des Reichsgerichtes, 
über das Berfahren und die Vollziehung der reichdgerichtlichen 
Entfcheidungen und Verfügungen wird ein befonderes Gefetz 
ergehen. 

Diefen Gefetze wird auch die Bejtimmung, ob und in wel- 
chen Fällen bei dem Neichägerichte die Urtheilsfällung durch 
Geſchworene erfolgen foll, vorbehalten. 

Ebenfo bleibt vorbehalten: ob und wie weit biefes Geſetz 

als organifches Berfaffungägefetz zu betrachten iſt. 
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$. 129. 
Der NReichögefetzgebung bleibt ed vorbehalten, Admiralitäts- 
und GSeegerichte zu errichten, ſowie Beftimmungen über bie 
Gericht3barkeit der Gefandten und Konfuln des Reiches zu treffen. 


Abfchnitt VII (VD. Die Grundrechte des deut: 
Then Volkes. 


fiehe Nr. 25. 
Abfchnitt VIII (VID. Die Gewähr der Berfaſ— 
fung. 
Artifel II 
$. 1. 


Bei jedem Negierungswechfel tritt der Reichstag, 
falls er nicht ſchon verfammelt ift, ohne Berufung zuſam⸗ 
men, in der Art, wie er dad lektemal verfammelt war. 
Der Kaifer, welcher die Regierung antritt, Teiftet vor 
den zu einer Sitzung vereinigten beiden Häufern des 
Reichdtages einen Eid auf die Reichöverfaffung. 

Der Eid lautet: „Sch ſchwöre, das Reich und bie 
„Rechte des deutfchen Volkes zu fohirmen, die Reichsver⸗ 
„faſſung aufrechtzu erhalten und fie gewiffenhaft zu voll- 
sieben. So wahr mir Gott helfe.” 

Erft nad) geleiftetem Eide ift der Kaifer berechtigt, 
Regierungshandlungen vorzunehmen. 

$. 2. 

Die Reihsbeamten haben beim Antritte ihres Amtes 
einen Eid anf die Reichöverfaffung zu leiften. Das 
Nähere beftimmt die Dienftpragmatif des Reiches. 

$. 190 und $. 191 
Unverändert. 
$ 8. 
Die Verpflichtung auf die Reichöverfaffung wird in 
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ben Einzelftaaten mit der Verpflichtung auf. die Landes: 
verfaſſung verbunden und dieſer vorangeſetzt. 


S. 3 a. 
Ueber die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter wird 
ein befondered Reichsgeſetz erlaffen. 


$. 19. 
lleber die Berantwortlichfeit ber — ſoll ein 
Reichsgeſetz erlaſſen werden. 
$. 19. 
Die Verpflichtung auf bie Reichsverfaſſung wird in ben Ein- 
zelftaaten mit ber Verpflichtung auf bie Landesverfaſſung ver⸗ 
bunden und dieſer vorangeſetzt. 


Artikel I. 


§. 4. 

Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den 
Geſetzen eines Einzelſtaates darf mit der Reichsverfaſ— 
ſung im Widerſpruch ſtehen. 


8. 5. 

Eine Aenderung der Regierungsform in einem Ein⸗ 
zelſtaate kann nur mit Zuſtimmung der Reichsgewalt er⸗ 
folgen. Dieſe Zuſtimmung muß in den für Aenderun⸗ 
gen der Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen Formen gege⸗ 
ben werden. 

$. 194 ud 8. 195 
Unverändert. 


Artikel M. 


$. 6. 
Abänderungen in der Reichöverfaffung Fönnen nur 
durch einen Befchluß beider Häuſer und mit Zuftims 
mung des Reichsoberhauptes erfolgen. 
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Zu einem ſolchen Befchluß bedarf es in jebem der 
beiden Häufer: 

1) der Anmwefenheit von wenigſtens zwei Dritteln der 
Mitglieder; 

2) zweier Abftimmungen, zwifchen welchen ein Zeit: 
raum von wenigftend acht Tagen liegen muß; 

3) einer Stimmenmehrheit von wenigftend zwei Drits 
teln der anmwefenden Mitglieder bei ‘jeder der bei- 
den Abftimmungen. 


$. 196. 

Abänderungen in ber Reichäverfaffung können nur durch ei- 
nen Beſchluß beider Häufer und mit Zuftimmung bed Reichd- 
oberhaupts erfolgen. 

Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf es in jedem ber beiden 
Häufer: 

4) der Anwejenheit von wenigſtens zwei Dritteln der Mit- 

glieder; 

2) zweier Abjtimmungen, zwifchen welden ein Zeitraum 

von wenigftend acht Tagen liegen muß; 

3) einer Stimmenmehrheit von menigftend zwei Dritteln ber 

anmwefenden Mitgliever bei jeder ber beiden Abftimmungen. 

Der Zuftimmung bed Neichdoberhauptes bedarf ed nicht, 
wenn in brei fich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungs— 
perioden derſelbe Reichſtagsbeſchluß unverändert gefaiit worden 
Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigjtend vier 
Wochen dauert, wird in biefer Reihenfolge nicht mitgezählt. 


Artikel IW. 


§. 7. 

Im Falle des Krieges oder Aufruhres können die Be— 
ſtimmungen der Grundrechte über Verhaftung, Haus: 
fuhung und Verſammlungsrecht von der Reichsregies 
rung: oder der Regieruug eines Einzelftaates für einzelne 
Bezirke zeitweife außer Kraft gefegt werden; jedoch nur 
unter folgenden Bedingungen: 
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1) Die Verfügung muß. in jedem einzelnen Falle von 
‚ dem Gefammtminifterium des Reichs . oder Einzel: 
ftaated ausgehen; 

2) das Minifterium des Reiches hat die Zuftimmung 
des Reichsſstages, dad Minifterium des Einzelftaates 
die des Landtages, wenn bdiefelben zur Zeit ver: 
fammelt find, fofort einzuholen. Wenn diefelben 
nicht verfammelt find, fo darf die Verfügung nicht 
länger ald 14 Tage dauern, ohne daß. diefelben 
zufammenberufen unb die getroffenen  Maßregeln 
zu ihrer. Genehmigung vorgelegt werben. 

Weitere Beftimmungen bleiben einem Reichsgeſetze 
vorbehalten. 

Für die Berfündigung des Belagerungszuftanbes in 
Feftungen bleiben die beftehenden gefeglichen Vorfchriften 
in Kraft. 

$. 197. 
Unverändert. 


31. 


Königlich preußiſche Zirkulardepefche 

an die Foniglichen Miffionen bei Den 

Deutfchen Negierungen, Das Deutiche 

VBerfafiungswerf betreffend, d. d. S3ten 
Januar 1849. 


Die Verhandlungen der. im April vergangenen Jah: 
red zum Zwec der Begründung einer neuer Verfaſſung 
für Deutfchland nad) Frankfurt berufenen deutfchen Na- 
tionalverfammlung nähern fid) dem Zeitpunfte, in welchem. 


bie deutſchen Staaten ſich über das Kefultat der Arbei- 
ten ber Berfanmlung audzufprechen haben werden, . 

Zur Zeit des Zufammentrittes derfelben war die be- 
gonnene KRepifion der Bundesverfaſſung nicht fo weit ge: 
diehen, daß ed den beutfchen Regierungen möglich gewe⸗ 
fen wäre, einen gemeinfam verabrebeten Berfaffungsent- 
wurf ber Berfammlung vorzulegen und vor derfelben zu 
vertreten. Die Berfammlung befand fi in der Noth- 
wenbigfeit, felbftftändig das Verfaſſungswerk anzugreifen 
und ſowohl die Paffivität der Regierungen — wovon 
Viele ihre ganze Kraft durdy innere Angelegenheiten in 
Anſpruch genommen fahen — als die greifbare Schwie- 
rigfeit der Vereinbarung mit 37 verfchiedenen und un 
abhängigen Staaten mochten dazu mitwirken, die Vor⸗ 
ftellungen über den Umfang der ftantörechtlichen Befug- 
niffe der Berfammlung hoch zu fleigern. Auch die könig— 
liche Regierung hat geglaubt, der Lage, worin fich die 
deutfchen Staaten, gegenüber einer aus der Gefammt- 
heit der Nation auf gefeglihem Wege erwählten Ber: 
fammlung befanden, großes Gewicht beilegen zu müflen; 
fie hat geglaubt, die äußerften Anftrengungen machen zu 
follen, um einer Verfammlung, der die Regierungen ei: 
nen voſitiven Vorſchlag nicht vorgelegt hatten, nicht Durch 
Negation entgegen: zu treten; ſie hat geglaubt, die deut, 
ſche Nation fei zu ber Forderung berechtigt, daß der 
Berfuch, auf dem von den deutfchen Regierungen theils 
gefetlich angebahnten, theild zugelaffenen Wege zur Ei 
nigung zu gelangen, möglichft vor äußeren Hemmungen 
gefhüst werde. Auf diefen Punkt hat die Regierung, 
nachdem ihr im Monat Juli gemachter Vorfchlag zur 
Gewinnung der Grundlagen einer Folleftiven Bertretung 
der Regierungen gefcheitert war, nachdem auch andere 
Berfuche, auf den Weg der BVerftändigung zu leiten, er- 
folglos biieben, ihr vorzüglichftes Augenmerk gerichtet, 
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und zugleich, währenb fie ohne Zögern bereit war, für 
einige Zeit won der audführenden Gewalt des Bundes 
zurückzutreten und deren Webertragung auf Se. kaiſer⸗ 
liche Hoheit den Erzherzog Johann zu genehmigen, mit 
nicht geringerer Hingebung und oft mit Selbftverläug- 
nung die Zentralgewalt Deutfchlands durd die Madıt 
und die Mittel Preußens geflügt und getragen. Der 
Zwed ift erreicht worden; die Nationalverfammlung zu 
Frankfurt hat fich beinahe acht Monate hindurch in freier 
Bewegung ihrer Verfaſſungsarbeit widmen dürfen, und 
indem ſich Diefe Arbeit anfcheinend ihrem Ende naht, 
wirb jede deutfche Regierung den Beruf fühlen, dahin 
zu wirfen, daß fie zu einem glüdlichen Ergebniffe führe, 
und daß ein mögliches Fehlfchlagen diefer Hoffnung 
nicht einem VBerfchulden der Regierungen  beigemefjen 
werben könne. Die preußifche Regierung darf ſich der 
Hoffnung überlaffen, vor einem folchen Vorwurf gefi- 
chert zu fein: allein fie ift fich fehr wohl bewußt, daß ihre 
alleinige Zuftimmung nicht ausreicht, eine Umgeftaltung 
der deutfchen Berfaffung in das Leben zu führen, und 
daß das Scheitern des großen Zwedes nicht minder zu 
beflagen wäre, wenn auch zweifellos feftftände, daß er 
nicht an. Preußen gefcheitert fei. 

Durch diefe Betrachtung bewogen, würde die Re- 
sierung vielleicht fchon früher Dazu übergangen fein, die 
Vorbereitung der in einiger Frift von den Staaten des 
dentfchen Bundes erwarteten Erflärungen in Vorfchlag zu 
bringen. Allein eine bedeutungsvolle Entwidelungsperiode 
des eigenen Staates traf zufammen mit einer entjchei- 
denden Wendung der inneren Zuftände Oeſterreich's, 
welches, als das mäÄchtigfte Glied des Bundes, zu einer 
Snitigtive um fo mehr berufen war, ald die europäifche 
Stellung und der hohe Beruf des öfterreichifchen Kai— 
ſerſtaates, verbunden mit der eingefchlagenen zentral: 
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fonftitutionellen Richtung, ihm das Eingehen in mandhe: 
jener bundesftaatlichen Beftimmungen erfchweren mußten, 
in weldyen die Nationalverfammlung zu Franffurt a. 
M. den Ausdruck eined gemeinfamen Berlangend der 
deutfchen Nation gefunden zu haben glaubte. Der 
öfterreichifche Staat ift mit alten Banden an Deutfchland 
gefettet, und er hat ihnen in der bewegteften Zeit des ver- 
gangenen Jahres eine neue Innigkeit verliehen, indem 
ein Fürft des öfterreichifchen Kaiferhaufes die Leitung 
der Angelegenheiten Deutfchlande übernahm. Seiner: 
ſeits kann das übrige Deutfchland auf die alte Verbind- 
ung mit Defterreich nicht verzichten, und am Wenigften 
hätte die preußifche Negierung einen auf Ablöfung der 
bisher beftandenen Bande beruhenden Plan bevormworten 
fünnen; vielmehr war es für fie unerläßlich, die Abfich- 
ten der Faiferlich »öfterreichifchen Regierung in Bezug 
auf die Berfaffung Deutſchlands nach der wieder ges 
mwonnenen fefteren Geftaltung der inneren Zuftände im 
öfterreichifchen Kaiferftaate zu fennen. 

Mit hoher Befriedigung flieht die Eönigliche Negier- 
ung nunmehr feftgeftellt, daß Defterreich, mit und den 
deutfchen Bund als fortbeftehend betrachtend, in bemfel- 
ben beharren und an deſſen fräftiger Entwidelung theil- 
nehmen will und zu einer Verſtändigung darüber mit der 
Nationalverfammlung und den übrigen Regierungen 
Deutfchlands bereit ift. Diefe Verftändigung wird je: 
denfalld der Art fein müffen, daß in ihr weder die Bes 
firebungen des Kaiferftaates, in feinem ganzen Länder: 
complere zu einer Fräftigen, dem inneren Bedürfniffe def 
felben genügenden Konftituirung zu gelangen, noch bie 
Beftrebungen Deutſchlands, die auf die Darftellung ei- 
ned dem Auslande gegenüber einheitlicd; verbundenen po— 
litifchen Körpers, fo wie auf die Verfchmelzung der Fom- 
merziellen und materiellen Intereſſen, und eine möglichfte 
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Ausgleichung der. inneren Gefeßgebung gerichtet find, 
ein. Hinderniß finden. Es ift von der Kaiferlich -öfter- 
reichifchen Regierung zu. erwarten, daß fie. auch. hierzu 
nach Kräften die Hand bieten und auch bei. der Geftal- 
tung ber inneren Berhältniffe jener Monarchie auf die 
Beziehungen zu Deutſchland die möglichite Rückficht neh- 
men werde: — Wenn fie indefien glauben follte, an 
der eben angebeuteten Entwicklung Deutfchlande nicht 
in ‚vollem Maaße Antheil nehmen zu fünnen, wenn fie 
die dazu erforderlihen Befchränfungen der Sonveraine- 
‚tätsrechte zu Gunften einer fräftigen Zentralgewalt des 
‚Bundes :und die Anwendung der materiellen Verfnüpfung 
‚ber. Intereffen auf ihre dentfchen Länder nicht eintreten 
laſſen fünnte, fo würde daraus freilich folgen, daß De- 
fterreich .einerfeitö. nicht begehren würde, Rechte aud- 
zuüben, denen nicht Die forrefpondirenden Pflichten gegen- 
über fländen, und daß amderfeitd den übrigen Deut- 
fhen Staaten nicht anzufinnen wäre, einer aus der Ge 
fammtbevölferung ded Bundes hervorgehenden Vertre⸗ 
tung und einer die Angelegenheiten der Gefammtheit lei- 
:tenden Bundesregierung, im welcher Defterreic feine 
Stelle ‚behauptete, Rechte in Beziehung auf die aud- 
wärtige allgemeine und fommerzielle Politik, auf die in— 
nere Gefeßgebung und Finanzwirthfchaft einzuräumen, 
bei :deren . Ausübung das öfterreichifhe Bundesgebiet 
nicht in gleichem Umfange den Beſchlüſſen der Zentral 
‚gewalt unterworfen wäre. Es würde aber daraus noch 
nicht der, Schluß zu ziehen fein, daß Deutfchland aus- 
ſchließlich zu den wefentlichen Grundlagen des Stagten⸗ 
bundes zurückkehren, und daß der mit Begeiſterung er⸗ 
faßte Plan einer bundesſtaatlichen Verbindung gänzlich 
verlaſſen werden müſſe. Vielmehr wird ſowohl die Auf— 
rechthaltung und Entwicklung des deutſchen Bundes — 
Deſterreich, fo wie das deutſche Gebiet der Niederlande 
Roth u. Merk, Quellenſammlung. II. Band. 17 
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und Dänemarks eingefchloffen —, ald die Erhaltung 
der dem öſterreichiſchen Kaiferhaufe gebührenden Stel- 
fung in Deutfchland vollfommen vereinbar fein mit Dem 
Zufammentritte der übrigen deutfchen Staaten. zu einem 
engeren Vereine , zu einem Bundesſtaate, innerhalb des 
Bundes. So wie innerhalb ded Bundes der Zollver- 
band- nicht nur einen engern Berein für Handel, Ge: 
werbfleiß und Verkehr darftellen, ſondern auch die Wur- 
zeln zu einer gemeinfamen hanbelöpolitifchen Vertretung 
nach außen in fich tragend, entftehen und. beftehen Fonnte, 
ohne den Bund felh und das Verhältniß zwoifchen: ben 
dem Zollvereim angehörenden und ‚den bemfelben. nicht 
angehörenden Bundesgliedern zu. ftörem, fo fann aud) 
ein noch weitere Iutereffen umfaffender Berein unter 
der Mehrzahl der Bundeöglieder gefchloffen werden und 
innerhalb ded Bundes: beftehen. 

Die königliche Regierung erkennt nad) wie vor bie 
Pflicht, anf dem durch die Berufung der dentfchen Na- 
tionalverfammlung betretenen Wege fortzufchreiten, 

Zu dem Ende wird zu geneigter Erwägung ber Bor: 
ſchlag anheim gegeben, daß die deutfchen Regierungen 
der Nationalverfammlung zu Frankfurt am Main 
durch das Neichsminifterium wor der zweiten Berathung 
über die Theile der entworfenen Verfaffung, welche die 
Titel: „das Reich und die Reichsgewalt“, „der Reichs⸗ 
tage, „das Neichsoberhaupt", „der Neichsrach" führen, 
Erklärungen über den Inhalt, wie er nach ber erften 
Berathung feftgeftelt worden, zur Erwägung überge- 
ben wollen. 

Wir glauben, daß dieſer Vorſchlag ſich ſowohl den 
deutſchen Regierungen als der Nationalverſammlung 
empfehlen werde, da wir auf beiden Seiten das ernſt⸗ 
liche Beſtreben vorausſetzen, zu einer redlichen Verftän- 
digung zu gelmmgen. Die Stellung, welche die Tegtere 
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zu deut Verfaſſungswerke einnimmt, ift im Eingange an- 
gedentet worden. 

Die meiften deutfchen Regierungen hingegen haben 
niemals auf das Recht der Zuftimmung verzichtet, und 
insbeſondere ift Died von Preußen nicht gefchehen. Wollte 
man biefen Gegenfaß noch jet auf die Spiße treiben, 
fo ift e8 wohl Niemandem zweifelhaft, daß nicht allein 
das Verfaffungswerf nicht zu Stande kommen, fondern 
‚auch das deutfche Baterland den gefährlichften  Krifen 
ausgeſetzt und im feiner ganzen Entwidlung gehemmt 
werben würde. Se fefter daher ein dentfcher Staat ents 
fchloffen wäre, an dem Rechte der Zuftimmung feflzu- 
halten, je mehr er befürchten fünnte, diefelbe verfagen 
zu müffen, um fo lebendiger dürfte ſich ihm die Berpflicht- 
ung; aufbringen, fich nicht auf die nachträgliche Nega- 
tion zu befchränfen, fondern die Bedenken und Abändes 
rungsvorfchläge rückfichtlich der vorläufigen Befchlüffe zur 
Kenntniß der Nationalverfammlung zu bringen und der⸗ 
felben zu deren reiflicher Erwägung vor ber zweiten Be- 
fhlußfaffung Gelegenheit zu geben. Und. wenn wir auf 
der andern Seite fehen, wie felbft die das Vereinbarungs- 
recht im Prinzipe am Entfchiedendften beftreitenden Frak⸗ 
tionen der Nationalverfammliung doch die Herbeiführung 
einer Webereinftimmung mit den Regierungen ald wün⸗ 
fchenswerth erkennen, fo dürfen wir hoffen, daß die Ver- 
fammlung ſelbſt, eingedenk ihrer Würde und ihrer Pflicht 
gegen das gefammte Vaterland, durch ein gleiches freund: 
liches ‚Entgegenfommen auf dem Wege der Berftändi- 
gung jenem gefährlichen Gegenfage bie Spige abbrechen 
werde. Die: fönigliche Negierung glaubt daher mit bie- 
fem Borfchlage um fo mehr den Wünfchen der deutſchen 
Regierungen entgegen zu kommen, als fie feft überzeugt 
ift, daß das wahre Intereffe der Regierungen mit den 
Bedürfniffen und Wünfchen des. deutfchen: Volfed Hand 
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in Hand. geht: - Sie darf daher auch Hoffen, daß, wenn 
auch die Anfichten in einzelnen Punkten auseinander ge: 
"ben mögen, doch bei dem bei allen Regierungen voraus- 
gefegten deutfchen Sinne und der Gemeinſamkeit der In⸗ 
tereffen in den wefentlichften Stücken Uebereinftimmung 
herrfchen werde. Der Gewinn’ wird um- fo ‚größer fein, 
‘je mehr die Staaten. fi gleichmäßig ausfprechen,. und 
indem die fönigliche Regierung dazu die Hand bietet, 
erivartet fie ein gleich vertrauensvolles — 
von den andern deutſchen Regierungen. 

Sie hat ihren Bevollmächtigten in Frankfurt a. M. 
mit umfaſſenden Inſtruktionen zu dieſem Zwecke verſehen, 
und indem ſie der Anſicht iſt, daß jener Ort für alle 
Regierungen den geeignetſten Mittelpunkt der Berftän: 
digung bilden werbe, fo ftellt ſie das Erfuchen: an die: 
felben, dorthin bald möglichft ihre Bemerkungen und even⸗ 
tuellen Vorſchläge auf geeignetem Wege gelangen laffen 
zu wollen, da fie eine baldige .Befprechung und Berftän- 
digung. im Intereſſe ded geſammten Deutichlande für 
höchft wünfchenswerth halten muß. 

RE wollen die bier audgefprocdyenen Erwä⸗ 
gungen und Borfchyläge der... . „Regierung vorlegen 
und zu der, der Wichtigkeit. der Sache gemäßen Berüd- 
fihtigung empfehlen. Zugleich aber wollen Ew. . - ... 
nicht unterlaffen, die. : .... Regierung über die wahr 
ren Gefinnungen der noch neuerdings vielfach angefod)- 
tenen Regierung Sr. Majeftät aufzuflären.. Preußen 
ftrebt nad; feiner. Machtvergrößerung oder Würde -für 
ſich ſelbſt; es begehrt, wie auch die deutſche Verfaſſung 
ſich geſtalte, keinen andern. Antheil an der oberſten Leis 
‘tung der Bundesgewalt, als denjenigen, welchen feine 
Stellung in Deutſchland und die Bedeutung der geiſtigen 
und materiellen. Kräfte, die es dem gemeinſamen Vater⸗ 
lande zur Verfügung ſtellen kann, der Natur der Dinge 
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nach ihm anweift. Es wird feine ihm angebotene 
Stellung annehmen, ald mit freier Zuftimmung der ver: 
bündeten Regierungen; es hält fich aber verpflichtet, ſich 
bereit zu erflären, Deutfchland diejenigen Dienfte zu leis 
fien, welche diefes im Intereffe der Gefammtheit von 
ihm verlangen follte, felbft wenn dies nicht ohne Opfer 
von feiner Seite gefchehen könnte. Es wird dabei eben 
fo gern Allem entgegenfommen, was ohne Gefährdung 
des gemeinfamen Zwedes, die Selbſtſtändigkeit und Un; 
abhängigfeit der einzelnen Staaten zu erhalten geeignet 
iſt. In. Folge diefer Gefiunung kann ich es ſchon jeßt 
Em... .. . außfprechen, daß Se. Majeftät der König 
und Höchſtdeſſen Regierung. nicht der Anficht find, daß 
die Anfrichtung einer neuen. deutſchen Kaiferwirde zu 
der Erlangung einer wirklichen und umfaffenden deutjchen 
Einigung nothwendig ſei; daß wir vielmehr befürchten 
müffen, daß das ausfchließliche Anftreben gerade diefer 
Form des an und für ſich nothwendigen Einheitöpunfts 
der wirklichen Erreichung jenes Zieled der Einigung wer 
fentliche und. ſchwer zu überwindende. Hinderniffe in dem 
Weg legen würde. Es dürfte wohl eine andere Form - 
gefunden werden fünnen, unter welcher, ohne Aufopfer- 
ung irgend eines wefentlichen Bedürfniſſes, das drin⸗ 
gende ‚und: höchft gerechtfertigte Verlangen des deutſchen 
Bolfes nach einer wahrhaften Einigung. und. fräftigen 
Gefammtentwiclung vollftändig. befriedigt werben könnte. 

Wir glauben im Intereſſe der Sache einer baldigen 
Erwiderung der... .. Regierung auf: diefe Mitthei- 
lung entgegenfehen zu dürfen. 

Berlin, den 3. Januar 1849. 


(Gez.) Bülow. 
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Depeche Des k. E. Dfterreichifchen Mini- 

fterpräfidenten an Den E. F. Bevollmäch- 

tigten bei der proviforifchen Zentral: 

gewalt, Die Stellung Deiterreichs zur 

deutſchen Berfaflungsfrage betreffend 
d. d. Aten Februar 1849. 


Als im Frühling des verfloffenen Jahres das nad 
engerer politifcher Einigung ringende Nationalgefühl ber 
Deutfchen in dem Verlangen nach einer zeitgemäßen 
Umgeftaltung der ftaatlichen Berhältnifie bed VBaterlan- 
bed feinen Ausdruck fand, kamen die Fürften Deutſch— 
lands den Wünfchen und Beftrebungen ihrer Völker mit 
Bereitwilligfeit entgegen. Am 30, März befchloß der 
Bundestag die Wahlen der Nationalvertreter einzuleiten, 
deren Aufgabe es fein follte, zwifchen den Regierungen 
und dem Volke das beutfche Verfaſſungswerk zu Stande 
zu bringen. Die Wahlen fanden ftatt, unbeirrt und un⸗ 
gehemmt, im vollfter Freiheit, Bald trat die National: 
verfammlung in Frankfurt zufammen und begann das 
große Unternehmen. Auf ihre Berathungen und Be 
fchlüffe hat Defterreich nie einen Einfluß zu üben verfucht. 
Der Standpunkt, welchen die Ffaiferliche Regierung an 
dem Tage einnahm, an welchem ihr Bevollmächtigter am 
Bundesfige den obenerwähnten Befchluß unterzeichnete, 
ift feither unwandelbar derfelbe geblieben. Treu ber das 
mald durch ganz Deutſchland zur Geltung gelangten 
Anfiht, daß dem Wunfche Deutfchlande nad) engerer 
Einigung volle Rechnung zu tragen fei, zugleich aber 
fefthaltend an dem am 30. März in der Bundesverfamm- 
lung aufgeftellten Grundfage der Vereinbarung zwifchen 
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den Fürften und dem Volke, glaubte die Regierung Sr. 
Majeftät die Ergebnuiffe der Berathungen der Bolföver- 
treter zu Frankfurt abwarten zu follen, um im Einflang 
mit ben übrigen deutfchen Regierungen dad große Werf 
der Wiedergeburt Deutfchlands auf eine nad) allen Sei- 
ten hin befriedigende Weife zu vollenden. Die Regie 
rung Sr. Majeftät, welche immer fortfuhr ihre Bundes» 
pflichten getreulich zu erfüllen, nahm gleichfalls feinen 
Anftand, die an die Stelle ded Bundestages von ber 
Rationalverfammlung gefchaffene Zentralgewalt anzuer- 
fennen, und dadurch thatfächlicd; zu beurfunden, wie be- 
reit ſie fei, den durch die gefeßlichen Vertreter der Deut: 
{chen Nationen ausgeſprochenen Wünfchen zu entfprechen. 
Die neue Bundesbehörde wird, mit billiger Rückſicht auf 
die fohwierigen inneren Berhältniffe, nicht umhin können, 
zu bethätigen, daß die Regierung Sr. Majeftät. felbft 
unter dem äußerften Drange der Ereigniffe befliffen war, 
allen Anfordernngen zu genügen, wenn folche nicht bas 
Gebiet der Gefeßgebung berührten. Aufmerkſam ver: 
‚folgte das Eaiferliche Kabinet die Berathungen der Na- 
tionalverfammlung, und gegenüber dem in Deutfchland 
ausgefprochenen Berlangen, fidy über feine Anfichten zu 
‚erflären, mag es nicht den Schein auf ſich laden, ale 
wolle es unter der Hille einer zweideutigen und’ zurüd- 
haltenden Politik fich verbergen. 

Die Faiferliche Regierung theilt in — Maaße 
mit den. deutſchen Volksſtämmen died- und jenſeits ber 
öfterreichifchen Grenzen das tiefgefühlte Bedürfniß der 
Wiedergeburt Deutfchlands; fie erkennt hierzu mit ih— 
nen in einem engeren Verbande der einzelnen Staaten 
die erfie Bedingung. Diefen engeren Berband zu be— 
gründen, diefe nähere Einigung und Verſchlingung her: 
beizuführen, if, ihrer Anficht nach, die gemeinfame Auf: 
gabe der Fürften und Völker Deutfchlande. ‚Weit ent- 
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fernt, ſich auszuſchließen, ift fie vielmehr bereit zur ernft 
lichen und aufrichtigen Mitwirfung, vorausgefest, daß 
es fi hier um Einigung, nicht um gänzliche Umſchmel—⸗ 
zung der beftehenden BVerhältniffe handle, um Wahrung 
der verfchiedenen lebenskräftigen organifchen Glieder 
Deutſchlands, und nicht um deren Aufhebung und Ber: 
nichtung. 

Die Geftaltung eines unitarifchen Staatd —— 
dem kaiſerlichen Kabinet nicht ausführbar für Oeſterreich, 
nicht wünſchenswerth für Deutſchland. Nicht ausführbar 
für uns, denn die öſterreichiſche Regierung darf über der 
Stellung Oeſterreichs im Bunde die ihr gegenüber den 
nichtdeutſchen Beſtandtheilen der Monarchie zuſtehenden 
Rechte und Pflichten nicht vergeſſen. Sowie ſie das 
Band, welches die deutſchen und nichtdeutſchen Lande 
Oeſterreichs ſeit Jahrhunderten zuſammenhält, nicht löſen 
kann, ebenſowenig vermag ſie eine einſeitige Aufhebung 
des deutſchen Bundesverhältniſſes zuzugeben, welches ei— 
nen weſentlichen Beſtandtheil der europäiſchen Verträge 
bildet. Aber ein ſolcher einheitlicher Staat erſcheint uns 
auch nicht wünſchenswerth für Deutſchland, denn er 
‚würde: nicht nur die mannigfach geftalteten Bedürf: 
niffe, die nächften moralifhen und materiellen Intereffen, 
die Heberlieferungen der Bergangenheit und die Anſprüche 
an die Zukunft auf das -vielfältigfte und tieffte verlegen, 
fondern auch der mit Sehnfucht herbeigewänfäten und 
mit Eiferfucht bewachten Entwidelung der -ftaatlichen 
und perfönlichen Freiheit der Deutſchen — in den 
Weg treten. 

Man wende dagegen nicht ein, daß ein folder ein- 
heitlicher Staat nicht beabfichtigt werde, daß es ſich ja 
um einen Bundesftaat handle. Wir können jene Bes 
hauptung und diefe Benennung hiefür gleich wenig gel- 
‘ten Taffen. Die Majprität der Nationalverfanmlung hat 
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ſich entfchieden für das Programm bed Herrn Minifters 
v. Gagern ausgefprochen.  Diefed Programm, follte es 
verwirflicht werden können, würde den fogenannten enges 
ren Bunbesftaat, d. h. jenen von uns eben angedeuteten 
einheitlichen Staat begründen, gleichviel. ob der Schwer⸗ 
punkt in Frankfurt bliebe oder nad) einem andern Theile 
Deutfchlands verlegt würde. Bon welchem Standpunfte 
auch. ein folched Unternehmen betradjtet wird, es ‚zeigt 
nach allen Seiten große, unüberwindliche Schwierigfeitem, 
Für, Deutfchland, weil, wenn wir nicht fehr irren, den 
einzelnen _ Gliedmaſſen, ver Gefchichte und den Bebürf- 
niffen der Gegenwart entgegen, jedes felbftitändige Leben 
entzogen ‚und nach einem: fünftlich gefchaffenen Brenn 
punkte übertragen würde; für Defterreich,, weil es uns 
entweder aus dem neuen: Deutſchland gänzlich ausſchließen 
oder den Verband zwiſchen den deutſchen Erblanden und 
den nichtdeutſchen Beſtandtheilen löſen, d. hi faktiſch die 
SS. 2 und 3 des Verfaſſungsabſchnittes über dad Reich 
ind ‚Leben rufen würde. Man erinnert fich, daß leßtere 
in ganz Defterreich, einfchließlich der:Deutfchen Lande, mit 
einem. Schrei des Unwillens aufgenommen, . und. in der 
Paulskirche felbft von vielen öfterreichifchen Rednern und 
befondersi: von dem jetzigen Minifterpräftdenten in der 
103ten Sißung die. gegen:jene Paragraphen: ſprechenden 
Gründe und Bedenken hervorgehoben wurden. Alſo 
Ausſchließung der deutfchen Lande Defterreichs, mit ante 
deren Worten Berftimmelung Deutfchlands oder aber 
Löſung der: fo: innig verbundenen. und. unter einander 
‚verwachfenen  Beftandtheile Oeſterreichs, welche , fortan 
nur mehr der dünne Faden der Perfonalunion zufammen- 
halten. fol; dieß find die beiden Endpunfte, zu welchen 
die Begründung des fogenannten Bundesſtaates — der 
eben alles andere cher ald ein Bundesftaat iſt — Deutſch⸗ 
land und Defterreich mit ‚folgerichtiger .Nothwendigkeit 
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führen müßte. Die Pflicht der Selbfterhaltung, als 
Dentfche nicht minder denn ald Defterreicher, beftimmt 
und in gleicher Weife, ſolche Beftimmungen abzulehnen. 
Wir wiederholen es, DOefterreich und Deutfchland würden 
biedurch in ihrer Entwidelung nicht gefördert, fondern 
gefchwächt und bloßgeftellt, in ihrem innern ftaatlichen 
Leben tief, vielleicht unheilbar verwundet; denn wie wir 
an einem andern Orte zu äußern veranlaßt waren: „nicht 
in dem Zerreißen ber öfterreichifchen Monarchie liegt die 
Größe, nicht in ihrer Schwächung bie Kräftigung Deutich- 
lands: Defterreichd Fortbeftand in flaatlicher Einheit ift 
ein dentfches wie ein europäifches Bedürfniß.“ Bon der 
Anficht durchdrungen, daß zwifchen den fo vielfach vers 
ſchlungenen, wenn auch mandjmal fcheinbar bivergiren- 
den Intereſſen der deutfchen und nichtdeutfchen Theile 
der Monarchie einerfeits, und andererfeitd biefer und des 
übrigen Deutfchlande, ein innerer Widerfpruch nicht ob- 
waltet, verfennt bie Regierung zwar keineswegs bie 
Schwierigfeit einer innern Bereinigung, aber fie zweifelt 
nicht, will man nur unbefangen und ohne Nebenabficht 
das Werf vollbringen, an einer glüdlichen Löfung der 
großen Aufgabe. 

Der Faiferlichen Regierung fohwebt ein nach außen 
fefted und mächtiges, im Innern ftarfed nnd freied, orga- 
niſch gegliedertes und doch in fich einiges Dentfchland 
vor. Wir gehen hiebei von der Anficht aus, daß, je 
fhärfer die Scheibelinie gezogen wird zwifchen den dem 
gefammten Deutfchland gemeinfamen Intereſſen und be- 
nen ber einzelnen Theile, defto ficherer wird einem Vor⸗ 
walten der Sonderintereffen vorgebeugt, defto weiter bie 
Gränzmarfe des großen Reichs ausgeſteckt. Auf dem 
betretenen Wege würde man, ftatt zur Einheit Deutfch- 
lands, zunächft zur Nothwendigkeit gelangen, Oeſterreich, 
bie erfte deutſche Macht, auszufchließen und die Fünfti- 
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gen Beziehungen zu und denen zu den Niederlanden und 
Dänemark. gleichzuftellen. Auf der von der kaiferlichen 
Regierung in Ausſicht zu ftelenden Grundlage finden 
alle deutfchen Staaten und alte ihre anßerdeutfchen 
Landestheile Plag. Nicht eine gegenfeitige Beeinträchti- 
gung, nicht einen Racenfampf befürchtet bie Faiferliche 
Regierung ald die Wirfung der nähern Berährung zwis 
fchen Deutfchland und Oeſterreichs nicht-beutfchen Provin⸗ 
zen; vielmehr erkennt fie hierin nach beiden Seiten hin 
eine Quelle unermeßlicher Vortheile. Allerdings fiehen der 
Ausführung diefes Gedankes große, aber wie und fcheint, 
nicht unüberwindliche Hinderniffe entgegen. Ein finfen- 
weifer Gang, der beginnt mit dem aufrichtigen. Willen 
fih anzunähern, und allmälicy übergeht zum wirklichen 
engen VBerbande, gehört nicht in das Neid, der Träume, 

Durchdrungen von der Heberzengung, daß ein wirk 
lich einiges Deutfchland nur gefchaffen werben kann, wenn 
Oefterreich und Preußen bei dem Baue Hand in Hand 
gehen, war unfere erfte und vornehmfte Sorge, nad 
Berlin unfere Anfichten mitzutheilen. Wir gingen hie 
Bei mit voller Aufrichtigkeit und ohne die Abficht vor 
an, Defterreih an der Leitung der deutfchen Angelegens 
heiten einen größern Antheil zuzuwenden, als ihm feine 
Stelung als erfte deutfche und als europälfche Groß: 
macht thatfächlich und vertragsmäßig bisher gefichert 
hat. Zugleich wurde vorgefchlagen, dad Werk ber Verein: 
barung in Frankfurt gemeinfam mit den Fürften, und 
zwar zunächft mit ben Königen Deutfchlands zu begin 
nen. Die beabfichtigte vorläufige Verftändigung mit der 
fönigl. preußifchen Regierung. konnte jedoch nicht in vol- 
lem Maaße erzielt werden. Wir betreten daher, flatt 
wie wir gewünfcht hätten, in Gemeinfchaft mit Preußen, 
nun allein den Weg der Vereinbarung mit Frankfurt. 
Se. Majeftät der Kaifer und Allerhöchft deſſen Regier- 
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ung begleiten die der Erftarfung und Einigung Deutſch⸗ 
lands gewidmeten Beſtrebungen mit ihren anfrichtigen 
Wünſchen. Sie find hiebei zu Mitwirkung bereit, foweit 
ed die eigenthäümlichen Verhältniffe der Monarchie geftats 
ten. Sie hoffen und wünfchen, daß die heutige Eröffs 
nung ins und außerhalb der Pauldfirche  günftige Auf 
nahme finden, und jedenfalls die Aufrichtigfeit und die 
Bereitwilligkeit Dejterreichs in vollem. Maaße gewürdigt 
werde. Gerne geben wir und der Erwartung hin, daß 
der Weg der BVBerftändigung nicht abgefchnitten. werde 
durch die jüngften Befchlüffe der Berfammlung, durch 
jene unter dem Eindrude erfolgten Abftimmungen,. daß 
ed fich eigentlich um mehr und um anderes handle, ald 
die zur Schlußfaffung vorgelegten Anträge mit Worten 
ausfprachen. Gerne erwarten wir, daß, wenn die von 
der Verfammlung zu befchließende Verfaſſung den deut: 
fchen Regierungen zur Vereinbarung vorliegen wird, eine 
nach allen ‚Seiten hin befriedigende Verftändigung. erzielt 
werden könne. Welche Phafen aber auch das Berein- 
barungswerf noch durchlaufen follte, eines fteht hierorts 
feft: daß Se, Majeftät der Kaifer. und Allerhöchfideflen 
Regierung in. der ‚Begründung eines; einheitlichen Zen. 
tralftaates den Keim” unheilvoller Spaltungen erfeunen 
müßten, den Anlaß zur Zerfplitterung und nicht. zur Eis 
nigung Deutichlande, ‚Segen eine Unterordnung Gr. 
Majeſtät des Kaifers unter die von einem andern Deuts 
fchen Fürften gehandhabte Zentrafgewalt verwahren Sid) 
Se. Maieftät der Kaifer und Allerhöchft deſſen Regier- 
ung auf das feierlichite. Sie find dieß Sich, Sie find 
es Defterreich, Sie find es Deutſchland ſchuldig. 


58. 


Verwahrung Des großberzoglich - badi: 

fchen Bevollmächtigten bei Der proviſo— 

rifchen Zentralgewalt gegen vorftehende 
Note, d. d. Iten Februar 1849. 


: Schon feit einiger Zeit ziehen, ſich Artikel durch die 
öffentlichen Blätter, welche bald auf gemachte Borfchläge 
einer Mebdiatifieung der fogenannten- Fleineren Staaten, 
beziehungsweiſe deren Bereinigung mit den „ſechs befte- 
henden Königreichen‘‘ hindeuten; bald wieder „beruhis 
gend’ verfichern, es fei von feiner Einverleibung der an- 
dern Staaten die Rede, fondern blos von einer Einthei- 
lung Deutſchlands in ſechs Kreife, und die „ſechs Kö- 
nige“ feien nur- „beifpielsweife” als die „natürlichen‘ 
-Bertreter ihrer Kreife. aufgeführt; bald endlich von einem 
engeren Reichsrathe der „Föniglichen Bevollmächtigten‘ 
und von einem ‚größeren Reichsrathe für Die übrigen 
Bevollmächtigten fprechen. Der Regierung Sr. f. Hoheit 
des Großherzogs find diefe und viele andere-in ähnlicher 
Richtung verfaßte Artifel nicht entgangen; fie. hat ihnen 
aber feine Bedeutung beigelegt. Sie mochte nicht an 
das Beftehen von Sonderplanen glauben, theils aus Ber: 
trauen. auf die andern Regierungen, theild weil fie die 
Berwirflihung ſolcher Plane in einer Zeit, wo nichtd Der 
öffentlichen Prüfung. der deutfchen Nation entgehen kann, 
und wo nur rechtlich oder natürlich wohlbegründete  An- 
fprüche eine Anerkennung zu erwarten haben, nicht für 
möglich halt. Wir halten es in der That nicht für. mög- 
lich, daß wir heutzutage eine Wiederholung der wiener 
Kongreßpolitik erleben follten. .. 

Bernhigt durch dieſe Ueberzeugung und Durch ben 


Rückblick auf die ganze biöherige politifhe Handlungd- 
weife der großherzoglichen Regierung mußten wir gleidy- 
wohl einer Stelle in ver. kak. öfterreichifchem Note vom 
4,d. an dad Reichöminifterium unfere befondere Aufmerf- 
famfeit widmen, in der ed heißt: „„Zugleich wurde (Der 
f. prenßifchen Regierung) vorgefchlagen, das Werf ber 
Vereinbarung in Frankfurt gemeinfam mit den Fürften, 
und zwar zunächft mit den Königen Deutfchlands Zu be> 
ginnen.“ Durch eine folche, wenn auch nur vorläufige 
Ausfchließung hätten fich offenbar Baden und die übri- 
gen deutfchen Staaten in ihrer Ehre und ihrem Rechte 
verlegt fühlen müffen, während die große gemeinſame 
deutfche Sache dadurch gefährdet werden konnte. Nach—⸗ 
dem num diefer Borfchlag aufgegeben worden, glauben 
wir und auch der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß die 
neuen Mifflonen an einige norbdeutfche und. ſüddeutſche 
Höfe nicht dazu beftimmt find, ihn in anderer Weifewie- 
der aufzunehmen. Wir wollen bier nicht ausführlich 
hervorheben, daß eine bei den königlichen Höfen gezogene 
Demarfationdlinie, wenn überhaupt eine folche gezogen 
werden müßte, als eine rein willfürliche erfcheint, die auf 
feiner rechtlichen Grundlage ruht — wir wollen nicht 
daran erinnern, daß es ja, wie befannt, feiner Zeit nur 
von der Entfchließung des Kurfürften von Baden abhing, 
gleich andern Kurfürften den Königstitel anzunehmen, 
und daß er auf der Höhe ftand und fteht, ihm mit dem⸗ 
felben Anfpruche, mit derfelben Ehre und Kraft zu füh- 
ren, wie andere feiner Bundesgenoffen. Auch‘ davon 
wollen wir nicht reden, daß, wenn man einmal eitte 
Grenzlinie zu ziehen für nöthig fände, man ein Land 
wie Baden von nahezu anderthalb Millionen Bevölferung, 
von folher Bedeutung ald Glied des Ganzen durch feine 
intenfiven Kräfte, durch feine lebenskräftige ftaatliche Ent: 
wickelung, durch feine geiftige, politifche, induftrielle und 
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fommerzielle Kulturſtufe wicht fo  umbeachtet bei Seite 
liegen laffen dürfte, weil fein Regent nicht den königli⸗ 
hen Titel führe. Wir legen auf einen ganz andern 
Grund hier alles Gewicht, nämlich darauf, daß eine Ver: 
einbarung unter den Staaten zum Zwede der VBerftändis 
gung mit der Rationalverfammlung, um das tiefgefühlte 
Bebürfniß der Wiedergeburt Deutfchlandd in. der Bil- 
dung, einer Fräftigen Zentralgewalt, nad) bem audgefpro- 
chenen Nationalverlangen zu befriedigen, fi) nothwen⸗ 
dig auf die Intereffen und Rechte aller deutfchen Staa- 
ten ausdehnen müßte, und daher nur eine gemeinfame 
von allen Staaten zugleid) fein fünnte. Es leuchtet ein, 
daß unfer Ziel nur durch Opfer von allen Seiten zu 
erreichen ift, und daß daher eine vorläufige DBereinba- 
rung unter einzelnen Staaten, weit entfernt, bad große 
Werk zu fördern, nur neue Hinderniffe ber Berftänbi- 
gung hervorrufen müßte; es lenchtet eitt, daß eine foldhe 
Berftändigung nur in Frankfurt felbft, dem allgemeinen 
Vereinigungspunfte der deutfhen Staaten, wo alle Ans 
fühten und. Forderungen. zufammenftrömen, und gegen: 
feitig geläutert, berichtigt und gewürbigt werben können, 
and wo: alle Bevollmächtigten unter. fi) ſowohl ald mit 
der Zentralgewalt und. mit! der. Nationalverfammlung in 
fteter._ Berührung und Wechfelwirfung ftehen, den: einzi- 
gen günftigen, den einzigen möglichen Boden finden kön⸗ 
nen. Ueberhaupt find wir. von der Heberzeugung durch⸗ 
brungen, daß, wenn es Ernft und Wahrheit damit mer- 
den fol, daß in dem in ſich einigen Deutfchland bie. ein- 
zelnen lebenskräftigen Glieder fidy frei. vertrauend und 
ſicher ſtrebend bewegen ſollen, der alte: Weg diplomatifcher 
Verhandlungen unter einzelnen deutſchen Regierungen 
über allgemeine deutſche Angelegenheiten: verlaſſen wer⸗ 
den müſſe. Dergleichen Verhandlungen haben ſchon dem 
ehemaligen Bunbestage. Den: letzten Lebensuerv gelähmt, 
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fol, gänzlich entgegen. 


Die Regierung Sr. f. Hoheit des Großherzogd kann 
und will nicht vorausfegen, daß Partifular-Bereinbaruns 
gen der obenbezeichneten Art, wenn fie wirklich flattfän- 
den, irgend etwas enthalten, dad den Rechten Badens zu 
nahe träte, und wogegen fie den feierlichften Widerfprud) 
erheben müßte. Wie weit .bid zur äußerften Grenze al- 
led Nothwendigen Se. f. Hoheit der Großherzog der ge- 
meinfamen großen Sache des Baterlandes, aber aud) nur 
diefer, gleichmäßig mit allen, feine Opfer zu brüngen: be 
reit fei, das ift in der großherzoglichen Erklärung vom 
8 v. M. beftimmt genug. bezeichnet. Ebenfo beftimmt 
müßten wir aber aud, erklären, daß Se, k. Hoheit. es 
niemals mit feiner Gefinnung und feiner Pflicht als Re- 
geht gegen fein Land vereinbarlich finden könnte, irgend 
‚einer Zumuthung die unter dem Borgeben engerer poli- 
tifcher Einigung nur einem Partifularintereffe zu gut 
fame, ohne daß das wahre Bedürfniß der Nation .befrie- 
digt würde, oder den auf ben bloßen Königstitel gebau- 
ten Anfprüchen anderer zu weichen. Der. Großherzog 
ſteht auf dem Boden der Gleichberechtigung, und wird 
diefen Boden bis zur Vollendung des beutfchen DVerfaf: 
ſungswerkes, zu der er mit aller Hingebung beitragen 
wird, nicht .verlaffen. Keinem Staate wird er von die— 
ſem Standpunkte aus das Recht anerkennen, durdy eine 
Vereinbarung mit andern, an der er nicht theilgenommen 
und zu der er nicht zugeftimmt hätte, über irgendetwas 
‚zu: verfügen, das in die Sphäre feines Rechts gehört, in- 
dem er nur der Gefammtheit auf.den Grund. des Deut; 
ſchen Verfaſſungswerkes Opfer zu bringen bereit ift, :Der 
‚Großherzog wird, das find wir überzeugt, in diefer.ges 
raden, gerechtemund deutſchen Gefinnung von ber Stimme 
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und den Kräften feines Volkes und von ber öffentlichen 
Meinung der. deutſchen Nation unterflügt werben. 


54. 


Note Des k. fächfifchen Minifters des 

Auswärtigen an den FE. prenfiifchen Ge: 

febaftsträger zu Dresden, in Beantwors 

tung Der F. preufifchen Zirfularnote 

vom 23ten Januar 1849. d. d. 1Oten 
Februar 1849. 


In Ermwiderung der gefälligen Note des k. preußi⸗ 
ſchen Gefchäftsträgers Hrn. Frhrn. v. Canig vom 24. v. 
M., deren Inhalt der Erwägung der k. ſächſiſchen Re 
‚gierung unterzogen worden ift, beehrt ſich der Unterzeich- 
nete nachflehende ergebenfte Eröffnung zu machen. 

Es hat der k. fächfifchen Regierung zu großer Be⸗ 
‚friedigung gereicht, in jener geehrten Mittheilung. den 
Ausdruck des Beftrebens zu erfennen, welches die k. preus 
Bifche Regierung einer raſchen und |verfühnlichen För- 
berung des deutfchen Verfaffungswerfes widmet. Die 
Regierung Sr, Maj. des Königs von Sachſen hat uns 
verändert den ihr durch die fächfifche Verfaffung vorge⸗ 
‚seichneten Grundfag feftgehalten, und unbeirrt durch die 
baranf. geflügten Berdächtigungen ausgefprochen, daß 
das deutſche Verfaſſungswerk im Wege der Berftändi- 
gung und Vereinbarung zwifchen der Nationalverfamm- 
lung und den Einzelftaaten gegründet werden muß, wenn 


eine, auf Dauer berechnete und Die Bürgfchaft eines 
Roth und Merd, Quellenſammlung. IL. Bp, 18 
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rechtlichen Beſtandes in fich tragende Löfung der großen 
Aufgabe gewonnen werden fol. Mit Genugthuung fin, 
det fie jet diefen Grundfaß auch von der k. preußifchen 
Regierung dargelegt, und wird ihrerfeits feinen Verſuch 
zurücweifen, der jene Verftändigung herbeizuführen ges 
eignet ift, um fo mehr, als fie immer die Abficht Funds 
gegeben hat, von ihrem Rechte einen ſolchen Gebraud) 
zu machen, daß dadurch die Löſung der zunächft der Na: 
tionalverfammlung geftellten Aufgabe nicht gehemmt, fon- 
dern vielmehr gefördert werde. Ge. Maj. der König von 
Preußen und Höchftdeflen Regierung find nad) der ers 
wähnten Eröffnung nicht der Anficht, daß die Aufrich- 
tung. einer neuen deutfchen Kaiferwürde zu ber Erlan- 
gung einer wirklichen und umfaffenden deutſchen Eini⸗ 
gung nothwendig ſei, und fie glauben vielmehr befürch— 
ten zu müſſen, das ausſchließliche Anſtreben gerade 
dieſer Form des an und für ſich nothwendigen Einheits⸗ 
punktes werde der wirklichen Erreichung jenes Ziels der 
Einigung weſentliche und ſchwer zu überwindende Hin⸗ 
derniſſe in den Weg legen. Die k. ſächſiſche Regierung 
kann nicht umhin, dieſer Anſicht vollkommen beizutreten, 
“um fo mehr, als das Anſtreben des erblichen Kaiſerthums 
ganz geeignet ift, unter dem Namen bed Bundeöftaats 
vielmehr einen Einheitöftaat darzuftellen oder doch her: 
beizuführen, welchen eine unbefangene Prüfung ale ben 
wahren Bedürfniffen Deutfchlands und den Wünſchen ber 
Nation entfprechend nicht erfennen kann. Ganz einvers 
ftanden iſt demnach die fächfifche Regierung damit, daß 
eine andere Form gefunden werden könne, unter welcher, 
ohne Aufopferung irgend eines wefentlichen Bebürfniffed, 
das dringende und höchft gerechtfertigte Verlangen bed 
deutfchen Volkes nad einer wahrhaften Einigung und 
fräftigen Geſammtentwicklung volltändig befriedigt zu 
werden vermag. Sie wird auch ftetö bereit fein, fo viel 
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an ihr ift, zur Auffindung und Begründung jener Form 
mitzuwirken, inöbefondere auch durch Befprechung und 
Berftändigung ber Bevollmächtigten zu Frankfurt a. M., 
und fie fieht daher mit Iutereffe denjenigen Eröffnungen 
entgegen, welche der k. preußifche Bevollmächtigte nad 
den zufolge der geehrten Note ihm ertheilten umfaflen- 
den Inſtruktionen zw machen in dem Kalle fein wird, 
Dabei glaubt fie jedoch die Ueberzeugung audfprechen 
zu müffen , vaß die unabweisliche Borbedingung für folche 
Verhandlungen und beren Erfolg die Betheiligung der 
k. €, öfterreichifchen Regierung ift. Bon derfelben Anficht 
ausgehend, hat die Nationalverfammlung das Reichsmi—⸗ 
nifterium zu Verhandlungen mit Defterreich ermächtigt, 
und ed fcheint daher unerläßlich, das Nefultat diefer Ver; 
handlungen zu Fennen, bevor weitere Entfchließungen 
über eine Frage gefaßt werden fünnen, welche mit der 
Einigung oder Zerftüdelung der deutfchen Nation zugleich 
beren Macht nach Außen und deren Wohlfahrt im Ins 
nern in ihrem Schooße trägt. 

Indem der Unterzeichnete den Hrn. Frhn. v. Canitz 
erfucht, diefe Mittheilung zur Kenntniß feiner hohen Res 
gierung zu bringen, ergreift er mit Vergnügen ıc. 


(Ge;.) Dr. v. d. Pfordten. 


18 * 
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Note Des k. bannöverifchen Minifters 
Des Auswärtigen an Den F. k. üfterrei- 
ebifchen auferordentlichen Gefandten 
Freiherrn von Brenner, in Beantwor: 
tung der Note vom Aten Februar d. d. 
13ten Februar 1849. . 


Se. Majeftät der König von Hannover und. Aller 
höchſt Dero Regierung haben in der durd den Faifer- 
föniglich » öfterreichifchen außerordentlihen Abgefandten 
Herrn Freiherrn v. Brenner, erfolgten Mittheilung 
der in Betreff der deutfchen VBerfaflungsangelegenheit. an 
den kaiſerlich-königlichen Bevollmächtigten, Freiherrn v. 
Scmerling, gerichteten Depefche ded Herrn Fürften 
v. Schwarzenberg, d. d. Wien, den 4. Februar 1849, mit 
dem aufrichtigften Danfe einen neuen ſchätzenswerthen Be⸗ 
weis des von dem Faiferlich-Föniglichen Hofe der königlichen 
Regierung gefchenften Vertrauens entgegen genommen. 

Mit lebhafter Befriedigung haben ded Königs Mas 
jeftät in diefem wichtigen "Aftenftüde das tiefgefühlte Bes 
bürfniß der Wiedergeburt Deutfchlande und die Anficht 
ausgefprochen gefunden, daß Deutfchland nach Außen 
feft und mächtig, im Innern ftarf und frei, organifch ges 
gliedert, und doc, in fidy einig fein müffe. 

In diefen, der Zufunft des Baterlandes gewidmeten 
MWünfchen erfennt Hannover die feinigen wieder, und 
theilt die Meberzeugung des Faiferlich » königlichen Ho» 
fed, daß ein wirklich einiges Deutfchland nur gefchaffen 
werden fünne, wenn Deutfchlande Großmädhte — Des 
fterreich und Preußen — bei dem Baue des neuen Ber: 
faſſungswerkes Hand in Hand gehen. 
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Gleichwie Hannover den Fortbeftand Defterreiche 
in ftaatlicher Einheit als ein deutfches, als ein europäis 
fched Bebürfniß, und gleichwie Hannover ed als eine 
Nothwendigkeit betrachtet, daß Defterreichs Beiftand und 
feine dargebotene Mitwirfung den Angelegenheiten bes 
gemeinfamen Baterlandes erhalten bleiben, baß fie einer 
thätigen Theilnahme an ihrer Leitung ſich bewahrheiten; 
ebenfo hat Hannover freudig die Hingebung willlommen 
geheißen, mit welcher jüngft von Preußen die Bereitwillig- 
feit erklärt ift, Deutfchland diejenigen Dienfte zu leiften, 
welche diefes im Intereſſe der Gefammtheit von ihm ver: 
langen follte, felbft wenn dieß nicht ohne Opfer von feis 
ner Seite gefchehen könnte. 

Ein einhelliged, ungefchmälerted Zufammenwirfen 
beider großen Höfe für die Löfung ber großen Fragen 
bed Augenblides ift dad, was Hannover zum Wohle von 
Deutſchland aufrichtig wänfcht, und ald Deutfchlands un- 
verjährbared Recht betrachtet. 

Die königliche Regierung glaubt in der That glüd- 
lich genug zu fein, in diefer Auffaffung ber Berhältniffe 
mit den Anfichten beider Höfe im Einklange zu ſtehen. 

Unter audbrüdlicher Anerkennung des hohen Berufs 
von Defterreich, ald mächtigften Bundeögliedes, begehrt 
Preußen für ſich Feinen anderen Theil an ber oberften 
Leitung der Bundesgewalt, ald denjenigen, welchen feine 
Stellung in Deutfhland und die Bedeutung der geifti? 
gen und materiellen Kräfte, die ed dem gemeinfamen 
Baterlande zur Verfügung ftellen fann, der Natur der 
Dinge nad ihm anmweifen. 

Auch Preußen ift nicht der Anficht, daß die Aufrich- 
tung einer neuen beutfchen Kaiferwürbe zu ber Erlang» 
ung einer wirklichen. und umfaffenden beutfchen Einigung 
nothwendig fei. 

Hannover theilt die Befürchtung Preußens, daß das 
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ausfchließliche Anftreben gerade diefer Form des an und 
für fich nothwendigen Einheitöpuntted der wirklichen Er⸗ 
reihung des Zield und der Einigung wefentliche und 
ſchwer zu überwindende Hinderniffe in den Weg legen 
würde. Die hannöverfche Regierung findet jeboch zu 
ihrer Beruhigung diefe Gefahr fowohl durch die eigene 
Willensmeinung Preußens in Betreff der Annahme einer 
ihm anzubietenden veränderten Stellung, ald auch durch 
die in der Deyefche von 4. d. M. ansdgefprochene Er⸗ 
flärung befeitigt, mittelft welcher Se. Majeftät der Kais 
fer von Defterreih und Allerhöchft Deflen Regierung 
gegen eine Unterordnung unter die von einem anderen 
deutfchen Fürften gehandhabte Zentralgewalt Verwahrung 
eingelegt haben. 

Nach der durch dieſe Erflärungen der deutfchen 
Großmächte gegebenen Sachlage kann dad übereinftim- 
mende Verhalten Hannovers einem Zweifel nicht unter: 
liegen. 

Ein innig deutfches Zufammenwirfen der beiden gro- 
Ben Höfe zählt die Ffünigliche Regierung namentlich zu 
den Bedingungen, welche erfüllt werben müfjen, wenn 
die übereinftimmend für nothwendig erfannte Verftändig- 
ung über die Verfaſſungsfrage gelingen fol. 

Als Aufgabe diefer Berftändigung betradhtet Hans 
nover die Bildung einer. fräftigen Zentralgewalt für 
Deutfchland, neben der Erhaltung der den einzelnen beut- 
fhen Staaten zur Pflege ihrer mannigfaltigen Bebürfs 
niffe und Intereſſen unentbehrlichen Selbitftändigkeit in 
dem ihnen zu belaffenden Kreife der Wirffamfeit ihrer 
Regierungen. 

Um beide Aufgaben nebeneinander löfen zu können, 
wird als Haupterforderniß eine genaue Regelung des 
Umfangs der Zentralgewalt nach beftimmten Gegenitän- 
ben ihrer Thätigleit angefehen. Es gereicht der könig⸗ 
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lihen Regierung zur befondern Genugthuung, in der 
Depefche vom 4. d. M. die mit der ihrigen genau har; 
monirende Anficht anzutreffen, daß, je fehärfer die Schei- 
delinie gezogen wird zwifchen den dem gefammten Deutſch⸗ 
land gemeinfamen Intereſſen und benen ber einzelnen 
Theile, um defto fichrer einem Vorwalten der Sonderin> 
tereffen wird vorgebeugt werben. 

Wie aber auch die VBerfaffung Deutfchlande, berathen 
von ben hierzu gefeßlich berufenen Vertretern des Volke, 
fi) geftalten möge auf der Grundlage der zu Frankfurt 
gefaßten Befchlüffe: — fie wird, nach der von der könig— 
lihen Regierung unabänderlich feftzuhaltenden und zu 
diesfeitiger Befriedigung mit der des Faiferlich - fönigli- 
chen Hofes übereinftimmenden Anſicht rechtögiltig und 
heilbringend nur vollendet werden fünnen, wenn fie ihre 
Begründung findet im Wege einer freien Bereinbarung 
mit der zu Franffurt a. M. tagenden Nationalverfamms 
lung, im Sinne der Bundedbefchlüffe vom 30. März und 
7. April 1848, auf deren Grund die deutfche National- 
verfammlung zufammengetreten ift, um das deutjche Vers 
faſſungswerk zwifchen dem deutfchen VBolfe und den deut: 
fhen Regierungen zu Stande zu bringen, 

Die gegenwärtige Mittheilung wird dem Föniglich- 
hannöverifchen Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt für die über die Verfaffungsangelegenheit 
von ihm abzugebende Erflärung als Richtſchnur dienen, 

Indem der Unterzeichnete Se. Hochwohlgeboren ben 
Herrn Freiherrn v. Brenner erfucht, felbige zu Kenntniß 
feines Allerhöchften Hofed zu bringen, ergreift er mit 
wahrem Bergnügen ıc. 

Hannover, den 13. Februar 1849. 

(Gez.) Graf v. Bennigfen. 


96. 


Depeſche Des FE. niederländifchen Mini: 
fters Des Auswärtigen an den E. Geſand— 
ten zu Berlin, in Beantwortung Der k. 
preußifchen Zirfularnote vom 33. Ja— 
nuar 1849. d. d. 12. Februar 1849. 


Herr Baron! 

Der Herr Graf von Königsmarf hat die Gefällig- 
feit gehabt, mir eine Note vom 23. Januar mitzutheilen, 
welche ich dem Könige vor Augen gelegt, und durch 
welche der königlich-preußiſche Herr Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, unter Auseinanderfegung der 
Anfichten feiner Regierung über die Grundlagen einer 
fünftigen Organifation des deutfchen Bundes, die Er- 
öffnung macht, daß er dem königlich-preußiſchen Be— 
vollmächtigten zu Frankfurt Inftruftionen über diejeni— 
gen Veränderungen habe zufommen laſſen, welche das 
Berliner Kabinet in dem Entwurfe der Berfaffung des 
deutfchen Bundesftaates gern vorgenommen fehen möchte. 
Diefelbe Note hat außerdem den Zwed, die anderen Re- 
gierungen aufzufordern, gleichfalls ihre Bemerkungen 
und Wiünfche in Betreff diefer Angelegenheit ihren Be- 
vollmächtigten bei der Zentralgewalt zu eröffnen. Der 
König hat von der obgedachten Mittheilung mit al’ dem⸗ 
jenigen Intereffe Kenntniß genommen, welches die Wich- 
tigkeit des Gegenftanded erfordert. Da die Nationals 
verfammlung rückfichtlicd; der jeßigen Lage des Herzog— 
thums Limburg in feinen Beziehungen zu Deutfchland 
Schwierigfeiten erhoben hat, deren Löfung diplomatifchen 
Verhandlungen vorbehalten ift — fo wünfchen Seine 
Majeftät Sih Glück, daß Die preußifche Regierung bie 
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ausnahmsweife Stellung dieſes Herzogthums hat aner- 
fennen wollen, indem fie dafjelbe in gewiffen Beziehun- 
gen auf diefelbe Linie mit Defterreih und Dänemark 
gefeßt hat, — woraus folgt, daß Limburg, welches ei- 
nen integrirenden Theil des Königreich8 der Niederlande 
ausmacht, niemald durch eine andere Berfaffung, als 
diejenige diefes Königreichg, regiert werden fan, — und 
daß Seine Majeftät, Höchftwelche für diefes Herzogthum 
in die für Deutfchland vorgefchlagene Verbindung eines 
Bundesftaated nicht eintreten können, gerne einer wenis 
ger innigen und weniger engen Bereinigung beitreten 
werden, fo wie cine folche gleichfall8 durch die obge— 
dachte Note vorgefchlagen wird, — indem die Verwirk— 
lihung diefes Projektes die zu Frankfurt entitandenen 
Schwierigfeiten gänzlich aus dem Wege räumen und für 
das Herzogthum Limburg feine Beziehungen zu dem 
deutfchen Bunde aufrecht erhalten würde, wornad) Dad» 
felbe mit denjenigen Verpflichtungen belaftet bliebe, welche 
der Bund feinen Mitgliedern auferlegte, um ſich gegens 
feitig ihre Unabhängigfeit zu verbürgen und die innere 
und äußere Sicherheit der Bundesftaaten zu erhalten. 

Sch erfuche Sie, Herr Baron, dad Vorftehende zur 
Kenntniß des Berliner Kabinets zu bringen und baffelbe 
zu benachrichtigen, daß der niederländifche Bevollmäch— 
tigte zu Frankfurt mit Inftruftionen in dem oben anges 
deuteten Sinne verfehen worden ift. 

Empfangen Sie u. f. w. 


Haag, den 12. Februar 1849. 
(Gez.) Lightenvelt. 
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57. 


Schreiben des Neichsminifteriums an 

fänmmtliche Bevollmächtigte bei der pro- 

viforifchen Zentralgewalt, die deutſche 

Berfaffung betreffend, d. d. HSten Ja— 
nuaor 1849. /Z£. 


Herr Bevollmädhtigter ! 

Mit dem am 26. d. Mts. erfolgten Schluffe der 
Berathungen über den dritten Abfchnitt des Verfaſſungs⸗ 
entwurfes, welcher den Titel: „das Neichdoberhaupt”, 
„der Reichsrath“ führt, hat die Nationalverfammlung 
die Haupttheile ded Verfaſſungswerkes in erfter Leſung 
beendigt. 

Die proviforifche Zentralgewalt, von deren Wirk 
ſamkeit die Errichtung dieſes Verfaſſungswerkes ausge: 
fchloffen ift, deren gefeßliche Aufgabe jedoch die Aus: 
führung der in Kurzem zu vollendenden Verfaflung für 
Deutfchland ift, hält ed in dem gegenwärtigen vorgerüd- 
ten Stadium der Thätigfeit der Nationalverfammlung 
für ihre Pflicht, die Wege anzubahnen, damit gegründete 
Bedenken, welche auf befonderen und wefentlichen Be: 
bürfniffen der Einzelftaaten beruhen, in Zeiten durch 
Bermittlung der Regierungen zur Kenntniß der Ber 
fammlung gelangen und bei der zweiten Berathung eine 
gerechte Erwägung finden mögen. 

Zu diefem Ende erfuche ich Sie, Herr Bevollmäch— 
tigter, die anliegenden in beweifender Form audgefertig- 
ten Berfaffungsbefchlüffe. erfter Lefung zur amtlichen 
Kenntnißnahme Ihrer Regierung zu bringen, und diefelbe 
im Namen ded Reichöverwefers einzuladen, ihre Erfläs 
rung darüber in einer möglichft beftimmten Weife an 
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Seine Faiferlihe Hoheit zu richten. Sie wollen bie 
Aufmerffamkeit der ....... Regierung insbeſondere 
darauf Ienfen, daß die Nationalverfammlung, nad) Bes 
endigung weniger, nicht umfangreicher Gegenftände (wie 
die Entwürfe über „die Gewähr der Verfaſſung“, ein 
MWahlgefeß u. f. w.) fehr bald zu der zweiten Lefung 
der eigentlichen Hauptſtücke der Verfaſſung fchreiten 
wird. 

Wenn dad Reichsminifterium zu dem gegenwärtis 
gen Schritte nicht ſchon durch den augenblidlichen Stand 
der Verhandlungen verpflichtet wäre, fo würde ihm noch 
ein befonderer Anlaß dazu durch eine von der königlich 
preußifchen Regierung an ſämmtliche übrigen deutfchen 
Regierungen gerichtete Zirfularnote gegeben fein, worin 
die Anfichten Preußens über die Errichtung des Berfafs 
fungswerfes im Allgemeinen niedergelegt find. Wenngleich 
dad Reichdminifterium in feiner Stellung feine Beran- 
laffjung hat, auf den Inhalt diefer Note im Einzelnen 
einzugehen, fo gereicht ed ihm doch zur Genugthuung, 
daß der Borfchlag an die deutfchen Regierungen, ihre 
Erklärungen an dem Siße der Reichöverfammlung und 
der proviforifchen Zentralgewalt abzugeben, von Seiten 
ber preußifchen Regierung ganz in Lebereinftimmung 
mit den diegfeitigen Anſichten gemacht worden if. Mit 
Befriedigung kann ich hinzufügen, daß auch bei der kai— 
ferlich öfterreichifchen Regierung durch ihren Bevollmäch⸗ 
tigten der Antrag bereits früher gefchehen ift, einen gleis 
hen Weg von ihrer Seite den übrigen beutfchen Re: 
gierungen zu empfehlen. 

Der Ernft der Zeit mahnt von allen Seiten zu ent- 
fheidenden Befchlüffen. Die Opfer, welche deutfche Für: 
ſten für ihre- Angehörigen bringen, werden dann nicht 
mehr hart empfunden werden, wenn beide Theile bald 
in bem fefteren gemeinfainen Organe, in der Gefammt- 
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macht der Nation, einen vollen Erfaß und eine Bürg- 
fhaft der Zukunft finden. 


Franffurt, den 28. Januar 1849. 
(Ge) von Gagern. 


58, 


Erklärung des Bevollmächtigten für 

Die freie Stadt Frankfurt auf das Schrei- 

ben des Neichsminifteriums vom 28ten 

Sanuor 1849. d. d. Gten Februar 
1849. 


Herr Präfident! 

Ganz in Uebereinftimmung mit den Anfichten, welche 
fih in Ihrem bochverehrlichen Schreiben vom 28. Tas 
nuar 1849 ausgeſprochen finden, fteht die Ueberzeugung 
bed Senats, daß von dem Abfchluffe einer fräftigen deut- 
fhen Berfaffung das Wohl des Baterlandes, feine Macht 
nad Außen, fein Friede und feine Freiheit im Innern, 
lediglich abhängen. Eben darum aber ift der Senat 
auch mit dem Folgefate einverftanden, daß nur mefent: 
lihe Bedenfen oder Anträge in Hinfiht auf den von 
ber Nationalverfammlung bis dahin berathenen Berfaf- 
fungsentwurf an diefelbe gebracht werden follen, bamit 
ein fo dringend wiünfchenswerther Abfchluß nicht durch 
weniger Bedeutendes verzögert werde. 

Der Senat der freien Stadt Frankfurt überläßt 
ſich feinerfeitd dem Vertrauen, daß die Befchlüffe der 
Nationalverfammlung über die Zufunft Deutfchlande 
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in einer Weife beftimmen werben, wie ſolches ſämmt⸗ 
liche deutfche Regierungen ebenfalld dem Beften des Bas 
terlandes und fomit Ihren eigenen Wünfchen entfprechend 
finden werben. 
Frankfurt a. M., den 6. Februar 1849. 
(Gez.) Souchay. 


59. 


Erklärung des großherzoglich ſächſi— 
ſchen Bevollmächtigten bei der provi— 
ſoriſchen Zentralgewalt auf das Schrei— 
ben des Neichsminifteriums vom 28ten 
Januar 4849, d. d. I3ten Februar 
21849. 


Mit großer Befriedigung hat die von mir vertres 
tene Staatsregierung ed erfehen, daß dad Reichdminifte- 
rium behufs des Abjchluffes und der Durchführung der 
neuen bdeutfchen Reichsverfaſſung ald Organ ber Vers 
Händigung und Bermittelung zwifchen den einzelnen 
deutjchen Staatsregierungen und der verfafjunggebenden 
Reichsverfammlung aufgetreten ift. Ich habe in Folge 
hiervon folgende Erklärung abzugeben, welche ich — ber 
vor zu der zweiten Lefung der Verfaſſung gefchritten 
wird — an die Reichöverfammlung gelangen zu laſſen 
bitte. | 

I. Den Prinzipienftreit über Vereinbarung oder 
Nichtvereinbarung läßt die großherzogliche Staatsregie⸗ 
rung auf ſich beruhen. Diefelbe erfennt aber an, daß 
nad) Lage der Dinge fchwerlic etwas Gemeinfames zu 
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Stande kommen kann, went ſich nicht die einzelnen 
Staatöregierungen der Verfaffung, wie ſolche definitiv 
durch die Reichsverſammlung feftgeftellt: fein wird, mit 
Aufgebung individueller Meinungsverfhbiedenheiten, ans 
fchließen. Wie fehr man daher auch die eine oder ans 
dere Beftimmung des Verfaffungsentwurfes nicht ange 
meffen finden mag, feines der Bedenken, welche erhoben 
werden, wird zu einer conditio sine qua non für Die 
Zuftimmung gemacht. Sollte jegt nicht im Sinne unfes 
rer Zeit eine Deutfchland Fräftigende und engverbindende 
Berfaffung zu Stande fommen, fo wird es fehr zweifel- 
haft um das Wohl des gemeinfamen VBaterlandes, um 
den Beftand der einzelnen Staaten, der größeren fowohl 
wie der Eleineren, um das Aufblühen der gewerblichen 
Thätigfeit und um den Wohlftand der Bevölkerung ftehen. 
Von diefem Gefichtöpunfte ausgehend, hebt die großher- 
zögliche Staatöregierung auch nur einige wenige Beben: 
fen hervor, und glaubt von der gewiffenhaften Prüfung 
durch die Nationalverfammlung erwarten zu dürfen, daß 
man diefelben nach Recht und Billigkeit für wohl bes 
gründet und dem gemeinfamen Intereſſe Deutichlande 
nicht zuwider erfennen wird. Im Einzelnen bemerfe ic) 
Folgendes: | 

1. Rüdfichtlich der Oberhauptöfrage bin ich von der 
durch mich vertretenen Staatsregierung beauftragt, mir 
eine Erklärung noch vorzubehalten. 

II. Die 88. 2 — 4 (Abfchnitt vom Reiche) haben eine 
fehr große Wichtigkeit für die Beziehungen Deutfchlande 
zu Defterreich, Holland, Dänemark und insbefondere zu 
dem Staatöverbande, in welchem Schleswig zu Holftein 
fteht, dem einzigen Bande, wodurch jenes Land auf der 
Grundlage des jett beftehenden Staatsrechts an Deutſch⸗ 
land gebunden if. Wil man nicht gleichfam auf einer 
tabula rasa ein neues Stantögebände aufführen, mit 
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allen europäifchen Verhältniffen brechen, und einen fehr 
bedenklichen allgemeinen europäifchen Krieg herbeiführen, 
fo fcheint e& fehr winfchenswerth, flatt jener Paragra- 
phen etwa folgende Beftimmung aufzunehmen: 

‚Kein Theil des deutſchen Reiches kann mit nicht 
dentfchen Ländern in der Weife ſtaatlich verbunden 
fein, daß die Durchführung der verfaffungsmäßig 
von der Reichsgewalt ausgehenden Beſtimmungen 
der rechtögültigen Verwerfung einer andern Staats: 
gewalt unterliegen könnte; wielmehr ift, wo eine 
Verbindung deutfcher mit. nichtdeutfchen Ländern 
vorfommt, in der Verfaſſung der erfteren bezüglich 
des gefammten Länder⸗Complexes eine Beftimmung 
aufzunehmen, welche die unbefchränkte Anwendung 
der deutfchen Reichöverfaffung in den deutfchen Ge; 
bietötheilen fichert.’’ 

Hierdurch — fo glaubt die — Staats⸗ 
regierung — iſt auch das weſentliche Intereſſe des deut⸗ 
ſchen Bundesſtaates und ſeine konſequente Durchführung 
gewahrt. 

IH. Sehr wünſchenswerth erſcheint ed, wenn ſofort 
in der Reichöverfaffung ausgeſprochen wird, daß bie 
Koften für Herftelung und Erhaltung von Waflerftraßen, 
aber auch nur biefe durch eine entfprechende Abgahe von 
der Flußfchifffahrt zu decken find, und daß in $. 40 des 
Abſchnittes von der Neichögewalt, der letzte Sag, wor⸗ 
nad) die Poft nur im Sntereffe des allgemeinen Verkehrs 
ausgeübt werden fol, fallen gelaffen oder mobifteirt wird. 

IV, Die in dem Berfaffungsentwurfe (Abfchnitt 
Reichsgewalt Art. IL $. 18) enthaltene Beftimmung, 
nach welcher alle Staaten, deren Kontingent weniger 
ald 6000 Mann beträgt, die Militärs Hoheit verlieren, 
trifft das Großherzogthum ebenfald und bebroht daffelbe 
mit dem Berluft eines der wichtigften Hoheitsrechte. 
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Wenn nun gleich bis jeßt die Verfuche, eine. ftaatliche 
Vereinigung unter mehreren benachbarten Staaten zu 
Stande zu bringen, gefcheitert find, fo darf man doch 
hoffen, daß ed gelingen werbe, vorläufig wenigftend rück⸗ 
ſichtlich des Militärs eine derartige fefte Vereinigung 
entweder mit fämmtlichen thüringifchen Staaten, oder 
doch mit einigen derfelben zu erzielen, dergeftalt, daß 
das fo gebildete Ganze eine die Normzahl von 6000 
Mann überfteigende Zruppenzahl ftellen würde. In 
diefer Erwartung würde es fehr wiünfchenswerth fein, 
den betreffenden Theil der Verfaffung fo abzuändern, daß 
die Militärhoheit, auch im Falle ſolche Verträge zu 
Stande fommen, den verbundenen Staaten erhalten 
werde. 

Daß aus einem allgemeinen Intereffe die Staaten, 
welche nicht 6000 Mann Militär ftellen, eine Beſchrän⸗ 
fung ſich gefallen laffen müffen, erfennt die großherzog- 
liche Staatöregierung als richtig an. Allein jenes allge: 
meinere Intereſſe ift vollitändig erreicht, wenn mehrere 
jener Staaten in eine fefte organifche Vereinigung. in 
Beziehung auf dad Militärwefen treten. Weiter zu 
gehen und troß folcher Bereinigung. die Militärhoheit 
ber betreffenden Staaten ganz aufzuheben, hieße ohne 
‚genügenden Grund, alfo gegen. das Wefen ‚eines wahren 
Bundesflaated und mithin gegen Recht und. Billigkeit, 
diefelben- in ihrer Selbftftändigfeit befchränfen. Es würde 
übrigens gar nichts dagegen zu erinnern fein, wenn bei 
der Abänderung des betreffenden Paragraphen eine Frift 
gefegt würde, innerhalb welcher jene Bereinigung in Be: 
treff. des Militärwefend abgefchloffen und der Zentral: 
ftele zur Prüfung und Billigung vorgelegt werden müffe, 
‚widrigenfalld die Beftimmung, wie folche jeßt gefaßt, in 
‚Kraft trete, | 

V. Dem $. 2 des Art. III. vom Reichstage liegt in 


feinem die gemeinfame. Vertretung ber Thüringiſchen 
Staaten betreffenden Abfage der gewiß fehr wohl bes 
gründete Wunfch zu Grunde, daß diefe Staaten zu eis 
ner möglichft innigen Vereinigung in Bezug auf Gefek- 
gebung und andere gemeinfchaftliche Angelegenheiten zu⸗ 
fammentreten möchten, und die Borausfeßung, daß dies 
gefihehen werde. Die Protofolle, welche ich mir unter 
A—E anzufügen erlaube, weifen. aus, daß die großhers 
zogliche Staatsregierung, ohme irgend eine Prävalenz 
erfireben zu wollen, für die Verwirklichung jenes Gedans 
fens eifrig bemüht gewefen ift; fle weifen aber, leider 
auch aus, daß das Projekt an dem von ‚anderer Seite 
hervorgetretenen Widerftreben gefcheitert if. An und 
für ſich betrachtet ift dad. Großherzogthum nad) Stellung 
und Größe mit Luremburg und Limburg, oder Oldens 
burg, welche Staaten je zwei Vertreter in das Staaten; 
haus fenden follen, gleich zu ftellen. Ganz gegen Redt 
und Billigfeit würde es fein, follte dad Großherzogthum 
gegen diefe Staaten zurücigeftellt werden. Es kommt 
aber hinzu, daß die nach dem jegt vorliegenden Entwurfe 
erforderliche Vereinigung der Stände der verſchiedenen 
Staaten Thüringens zu einem einzigen fo überaus bes 
fchränften Zwecke, Schwierigfeiten und wiederholten Geld- 
aufwand erfordert, welcher mit dem Zwecke gar nicht in 
Berhältniß fteht. Endlich ift noch zu erwähnen, daß nur 
unter der Voraudfegung eined Thüringifchen Staaten- 
verbanbes die gemeinfame Bertretung diefer Staaten, von 
dem allgemeinen Standpunkte des  Bunbesftaated aus 
wünſchenswerth erfcheint, ohne folchen. Berband aber 
weit. mehr nachtheilig als fürberlicdy fein muß. Alles 
kommt doch darauf an, gute Wahlen zu treffen. Hier⸗ 
für ift.die Grundbedingung, daß die wählenden Stände 
dad politifche Talent und den Charakter der zu Wählen- 
den aus eigener Erfahrung kennen; dazu ift aber wieder 
Roth u. Mer, Duclienfammiung. II. Band. 19 


eine allgemeinere. politifche Verbindung eben diefer Stände 
nöthig. Außer foldyer Verbindung wird die Wahl nur 
allzu leicht eine Sache des Zufall, oder auf eim Kom⸗ 
promiß zwifchen verfihiebenen partitulariftifhen Tender 
zen zurückgeführt werden. Bei biefer Gelegenheit. habe 
ich dem mir gewordenen Auftrage gemäß noch zu. ermäh, 
nen, daß nach ber bisherigen: Obfervanz, namentlich auch 
nach der Abftimmung im Plenum bed Bundestages bie 
bem Großherzogthume Weimar zutommende Stelle fo zu 
vegein fein möchte, daß es unmittelbar auf Holſtein folgt. 
Frankfurt a. M., am 18. Februar 1849, 
Der Bevollmächtigte des Großherzogthumd Gonna Pih 
mar: 
—— v. Wodenbrugk — 


60. 


Erklärung des Bevollmächtigten für das 

Herzogthum Lauenburg auf Das Schrei- 

ben Des Neichsminifteriums vom VSten 

Januar 1849. d. d. 25ten Februar 
1849. 


Der Bevollmächtigte hat die Ehre, Ramens feiner 
Regierung Nachftehendes zu erklären: 

Die höchſte Landesbehörde für das Heryogtiunhi Gin 
enburg ift zwar mit den Grundfägen, wie ſie in ber 
Zufammenftellung ber in .erfter Lefung gefaßten Beſchlüſſe 
bezüglich der deutfchen Reichsverfaſſung vorliegen, durch⸗ 
and einverftanden und deren Inkrafttreten im: rein dent- 
Shen Sinne wird von ihr freudig begrüßt "werben. 


Mar Zr 
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‚Die Lanenburgifche Randedregierung flieht ſich jedoch nach 
dem Inhalte des bei ihrer Einfegung am 15, November 
v. 53. unter Leitung des Reichskommiſſärs, Herrn Stebt- 
mann, und des königlich däniſchen Bevollmächtigten, 
Herrn ©. v. Pleſſen, vollzogenen Protofolled, wonach fie 
‚verpflichtet ift, Feine Maßregel zu vollziehen, burch welche 
‚die Anerkennung ber Rechte Seiner Majeftät des Kö- 
nigs von Dänemark, ald regierenden beutfchen Fürften, 
in Zweifel gezogen würbe, außer Stande, eine bes 
ſtimmte Erflärung über die vorgedachten Befchlüffe ab- 
zugeben, — ‚fie muß fich vielmehr darauf befrhränfen, 
den Wunſch ausdzufprechen, baß Seitens der. Zentral: 
gewalt die jetzt obſchwebenden linterhandlungen mit Däs 
nemark Der Art geführt werden möchten, Daß auch in 
Betreff kauenburgs, der Geltung der genanntenhfür 
bie übrigen. deutſchen Reichslande angenommenen: Ber; 
faſſungsgrundſätze feine Schwierigkeiten bei bem Abs 
ſchluſſe des Friedens in den Weg geftellt. werden. 


61. 


Erklärung des Bevollmächtigten für An- 

holt: Bernburg auf die k. preußifche 

Zirkularnote von 23ten Januar 1849. 
d. d. 33ten Februar 1849. 


Herr Miniſter⸗Präſident! 

Auf Befehl Sr. Hoheit ded Herzogs von Anhalt» 
Bernburg bin ich durch ein Schreiben des dafigen her; 
zoglichen . Staatäminifteriums. vom 19. d. M., welches 
mir. heute zugegangen iſt, ermächtigt. worden, bei ber 

19 * 


202 


proviſoriſchen Zentralgewalt für Deutſchland, in Betreff 
der königlich⸗preußiſchen Zirkularnote vom 23. vi MR. 
eine Erflärung dahin abzugeben: 
1) „Daß-die herzogliche anbältsbernburgifhe. Regie; 
ı rung fich dem Befchluffe-der Nationalverfammlung, 
+ bezüglich der Konftituirung bed deutſchen Reiches, 
unterwerfe und diefelbe die Ueberzeugung habe, 
daß die. Vorfchläge: Preußens, welche eine wahr; 
hafte Einigung und fräftige  Gefammtentwidtung 
Deutſchlands bezwecken, zur Erreichung jenes Zweckes 
und zur Löfung der dabei vorfommenden kapmleri, 
gen’ Fragen führen werden." 

Indem, Herr MiniftersPräfident, ich mich beehre, 
ſolche unverzüglich zu Ihrer Kenntniß zu bringen, er 
ſuche ich Sie ganz ergebenſt, von der vorgedachten Er⸗ 
klärung den Herrn Bevollmächtigten ber: übrigen: deut⸗ 
ſchen Staaten gefälligſt Mittheilung zu machen, 

Frankfurt a, M., den 22. Februar: 1849.; . '.' 

Der Bevollmächtigte für Anhalt» Bernburg, 
WEGez.) Zakhariae. 


. :- 893 
62. ee — — 


Zufiruktion für Bey k. —— Be- 

vollmächtigten bei Der - proviforifchen 

Zentralgewalt, d. d. Berlin den 16ten 
Februar 1849. 


| — die tZirkulardepeſche vom 28. v. MR: hatı die 
Regierung Sr. Majeftät des: Königs dert Weg bezeichnet, 
auf welchem; ihrer: Weberzeugung: nach, die durch die Lage 
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Deutfchlands dringend : geforderte Vereinigung über , Das 
in, Frankfurt, berathene Verfaſſungswerk erreicht werben 
könne. Diefer Weg ift der der Verſtändigung ſowohl ber 
Regierungen unter fi, ald mit der deutfchen National 
verfummlung. 

‚Der ‚Borfchlag Preußens hat fich der. faft — 
ten Zuſtimmung der verbündeten Regierungen zu erfreuen 
gehabt, und die große Mehrzahl derſelben hat ſich in den 
hierher gelangten Rückäußerungen bereit erklärt, durch 
ihre Bevollmächtigten in Frankfurt auf eine gemeine 
fchaftlihe Berathung einzugehen. 

Ew. Excellenz find über bie — 
von denen die königliche Regierung ausgeht, bereits mit 
Inſtruktion verſehen. Nachdem nunmehr durch die Mit— 
theilung, welche der. Reichsminiſter Freiherr v. Gagern 
unter dem 28. v. M. an Ew. Excellenz gerichtet hat, die 
in beglaubigter Form ausgefertigten Beſchlüſſe der deut: 
hen Nationalverfammlung- über die ‚Berfaffung . hierher 
gelangt find, hat, das königliche Staatsminifterium ſich 
zur Pflicht gemacht, diefelben einer. forgfältigen Ermwäg- 
ung zu unterwerfen. Ich bin in Folge deſſen in den 
Stand gefegt,, diejenigen Bedenken, und. Abänderungsvor⸗ 
ſchläge, welche aus den Berathungen defjelben hervorge: 
gangen find, an Ew. Excellenz gelangen zu laſſen, um 
diefelben mit den Bevollmächtigten der übrigen Regieruns 
gen .befprechen und folche. demnächſt Dem ee 
vorlegen zu können. 

: Ed. gereicht mir babei zur arnden Genngehunng, * 
* Berichten Ew. Excellenz zu erſehen, daß dieſelben 
ſchon jetzt in den weſentlichſten Punkten mit denjenigen 
Ergebniſſen übereinſtimmen, welche die. bisherigen Ber 
ſprechungen Ew. Ercellenz mit einer nicht kleinen Anzahl 
der Bevollmächtigten in Frankfurt heransgeftellt, haben, 
Das Staatöminifterium hat dieſen Berathungen die vollite 
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Berichtigung zu Theil werben laffen, und ich darf 
mich daher um fo Mehr zu der Hoffnung berechtigt hal 
ten, daß dur bie weiteren Befprechungen, unter Feſt⸗ 
Haltung der angedeuteten Prinzipien, daB erfreuliche Ziel 
einer umfaffenderen Einigung und Uebereinſtimmung werde 
erreicht werden. Indem ich biefe Bebenfen und Bor: 
ſchläge mittelſt befonderer Inſtruktion Ew. Excellenz zu- 
fertige, habe ich mich im Gegenwärtigen über die Geſichts⸗ 
punkte auszuſprechen, welche bei der Behandlung ber 
vorliegenden hochwichtigen Angelegenheit im Ganzen für 
die Fönigliche Regierung bisher Teitend gewefen find, und 
ed ferner bleiben werden. 

Die Fonigliche Regierung erfennt als oberften Grund⸗ 
fab an, daß das beutfche Verfaffungswerf nur durch die 
freie Zuſtimmung der dabei betheiligten Regierung end⸗ 
giltig zu Stande kommen könne. Indem ſie dieſes Recht 
in volftem Maaße ſich windizirt, erfennt fie ed duch für 
alle übrigen Bundesglieder gleichmäßig und ohne Aus: 
nahme an, wie fle dies bereits früher ausgefprochen hät. 

Sie wünfcht ferner nichts aufrichtiger nnd lebhafter, 
ald daß die neue Verfaſſung des deufchen Bundes ale 
deutfchen Stämme mit einem flarfen und innigen Bande 
umſchlingen und fie zu einem großen Ganzen geftalten 
möge. Sie ift durchdrungen won der Ueberzeugung, daß 
die Erhaltung des engen, durch Jahrhunderte befeftigten 
Bandes, welches Defterreich mit beim übrigen Deutſch⸗ 
land verfettet, für beide Theile ein großes und unents 
behrliches Bedürfniß fer Sie Mill daffelbe in Feiner 
Weiſe gelodfert, vielmehr gefräftigt und befeftigt willen, 
Sie begegriet: in dieſem Punkte vwolftändig den Geſinn⸗ 
ungen, welche die Faiferliche Regierung in ihrer hierher 
mitgetheilten Depefche vom 4. d. M. an ihren Bevoll⸗ 
mächtigten bei’der Zentralgewalt ausgeſprochen hat. 

Wenn fle zugleich nicht verlennt, welche Schwierig» 


deiten die eigenthümlichen Berhältniffe und Bebürfniffe 
der deutfchen Provinzen des Kaiferftaated im Zuſammen⸗ 
hange mit denen der Geſammtmonarchie, der Feſtſtellung 
ihres BVerhälmiffed zu dem neu zu gründenden Bunde 
entgegenſtellen, fo zweifelt fle doch nicht an einer glück⸗ 
lichen Löſung derfelben, und fie glaubt fidy durch den In⸗ 
halt der obgedachten Note zu ver Erwartung beredjtigt, 
daß die Faiferliche Regierung mit beftimmten Borfchläs 
gen hierüber den übrigen verbündeten Regierungen und 
der Nationalverſammlung eritgegenfommen werbe. Gie 
wird es ſich zur ‚Pflicht machen, ſolchen Vorſchlägen ih: 
verfeitd in dem oben angebeuteten Geiſte zu begegnen. 

Bon bdiefen Borfchlägen, fo wie. von den Erfläruts 
gen, welche andere mitverbünbete Regierungen, welche 
ſich noch nicht ausgefprochen Haben, abgeben werden, muß 
natürlich auch die letzte Entfchließung der Regierung Sr. 
Majeftät des Königs abhängig. bleiben. 

Inzwiſchen erachtet es biefelbe für dringend gebotene 
Pflicht, ſich ſchon jegt von ihrem Standpunkt aus über 
den vorliegenden Verfaffungsentwurf audzufprechen. Die 
Lage Deutfchlands fordert: eine baldige Entfiheidung. 
Alle wahren Freunde des Vaterlandes erfennen die Noth⸗ 
wendigfeit ber endlichen Befeitigung. des gegenwärtigen 
ungewiffen Zuftandes, ber Errichtung eines ſtarken Eins 
heitöpunftes, an den die Schwachen fich anlehnen, um 
den die erhältenden ‚Elemente: fich ſchaaren können. 

Die Verhinderung einer gänglichen Auflöfung der 
fchwächeren Staatöförper und ded immer weiteren Um⸗ 
fihgreifend innerer Zerſtörung jet noch lebensfähiger 
Elemente, die Ruhe und der Friede Deutfchlands hän⸗ 
gen davon ab. Die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes 
kann nicht von ungewiffen Eventualitäten abhängig ges 
macht, sticht in unbeftimmte Ferne hinausgefchoben werden. 

Sn wie weit Preußen dazu beizutragen bereit ift, 


darüber will die Regierung Sr. Majeftät ded Königs 
feinen Zweifel beftehen laffen. 

Sie ift aus freier Entfchließung bereits Durch die 
Proflamation Sr. Majeftät des Königs vom 18, März 
v. 5. mit der Erflärung vorangegangen, daß fie der Um⸗ 
geftaltung des deutſchen Staatenbundes zu einem Buns 
beöftaate ihre Kräfte widmen wolle. Sie hat feitbem in 
biefem Geifte gehandelt und fie wird dieſem Beftreben 
ferner getreu bleiben. 

Preußen bedarf biefed Bunbesftaated nicht um feiner 
felbft willen. Seine Größe, feine ſtaatliche Konſiſtenz, 
feine Traditionen geben ihm mehr ald den meiften anderen 
Staatöförpern Deutfchlands die Fähigkeit, fidy felbft ge 
nügen, nöthigenfalld für fich beharren zu .fünnen. Ber 
geößerung an Macht oder Einfluß fucht ed niht. Wenn 
ed den Bundesftaat feinerfeitd will, fo will es ihn nicht 
um feiner felbft, fondern um Deutſchlands willen: die 
Dpfer, die ed demſelben bringt, die Laften, die es übers 
nimmt, trägt ed um der Gefammtheit willen. 

Bon diefem Stanbpunfte aus hat die Regierung Sr. 
Majeftät des Könige den vorliegenden Verfaſſungsent⸗ 
wurf geprüft: 

Sie glaubt, daß derfelbe im Wefentlichen die Grund—⸗ 
lagen und Bedingungen eined fräftig und den Anforders 
ungen ber Zeit gemäß geftalteten Bunbesftaates enthalte. 

Die Abänderungsvorfchläge, welche fie Ew. Erellenz 
zutommen läßt, find. wefentlich aus ber Ueberzeugung her- 
vorgegangen, daß es darauf anfomme, 

I) .die Kompetenz ber Bundeögewalt genauer zu bes 
grenzen, innerhalb diefer Kompetenz aber ihr eine 
fräftige Handhabung zu fichern. 

2) Die Eriftenz der Einzelftaaten als felbftftändige 
Organismen möglichft zu wahren und fie nicht 
‚weiter zu befchränfen, ald zur Erreichung ber we⸗ 
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fentlichen Bedingungen. des Bunbeöftaates neitönete 

dig iſt. | 

Eine Zentralifation, welche über den Bundedftaat 
hinaus in den Einheitöftaat führen würde, muß nadı ber 
Neberzeugung der königlichen Regierung, ald weder noth- 
wendig, noch den wahren Bebürfniffen Deutſchlands 
entfprechend, dem Werke der Einigung aber hinderlich 
und ‚gefährlich, durchaus vermieden werben. Hingegen 
ift die königliche Regierung aber auch der: Anfiht, Daß 
den einzelnen Fürften und Staaten nicht. zugemuthet - 
werben könne, einem großen. Theil ihrer Selbftftändigfeit 
zu entfagen, anders als zu Gunſten ‚einer wirklich ſtar⸗ 
ten Zentralgewalt, welche durch fräftigen Schuß die Op⸗ 
fer vergilt, welche fie fordert. 

Die königliche Regierung hofft, daß die Erfläruns 
gen und Vorfchläge, welche Ew. Ercellenz hiernach in bes 
ren Namen abgeben werden, fowohl bei den Regieruns 
gen als bei der Nationalverfammlung eine günftige Auf 
nahme und eingehende Erwägung finden, und daß fie 
dad Werf der Berftändigung fürdern werben. 

. In Webereinftimmung mit dem Eingangs ausgeſpro⸗ 
chenen Grundfage enthält die fönigliche Regierung fi 
beftimmter Borfchläge über die 9F. 1 — 3 des eriten 
Abfchnittes, weldyer den Titel „das Reich“ trägt. . Sie 
glaubt, daß die Beftimmung darüber, welche Territorien 
ben Bunbesftaat bilden, erft dann formulirt werden könne, 
wenn feftgeftellt fein wird, welche Länder Deutſchlands Dem 
Bundesftaate beitreten wollen. Eben fo glaubt fie, daß 
dad Berhältniß derjenigen Bundeötheile, deren. beftehende 
Berbindung mit außerbeutfchen Staatskörpern befon- 
dere Modalitäten erfordere, erft dann geregelt werden 
fönne, wenn die befondern Bedingungen ihres Beitritts, 
weldye Gegenitand weiterer Verhandlungen bleiben müfs 
fen, feftgeftellt fein werden, Sie hält für durchaus noth« 
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wendig, daß keine präjudiziellen Befchlüffe gefaßt werben, 
welche diefe Einigung erfchweren oder ausſchließen. 

In Betreff ded-Abfchnittd, welcher von der Geſtal⸗ 
tung der oberften Erefutivbehörde bed Bundesſtaats hans 
belt und den Titel „das NReichsoberhaupt” führt, muß 
ſich die Fönigliche Regierung ebenfalls beftimmter Erklärs 
ungen für jet noch enthalten, und zwar um fo. mehr, 
als auch die Befchlüffe der Nationalverfammlung in bier 
ſem Punkte nicht zu einem volftändigen Refultate geführt 
haben, Sie betrachtet biefen Theil der Verfaffung ind- 
befondere als abhängig von den. Erklärungen and. Bor 
fhlägen, welche von ben mitverbünbeten Regierungen, 
die ſich hierüber noch nicht geäußert haben, zu erwar⸗ 
ten find. 

Die Gefichtöpunfte, von beiten die königliche Re- 
gierung ausgeht, hat ſie bereitd in der Zirfularbepefche 
von 23, v. M. angedeutet. 

Indem nun die Fönigliche Regierung fidy über bie 
übrigen Berfaffungsabfchnitte audfpricht, und ihre Ab: 
änderungsvorfchläge vorlegt, bezeichnet fie bamtit bie Be 
dingungen und Grenzen, innerhalb deren fie felbft, und 
von ihrem Stanbpunfte aus, den Bunbesftaat für reali- 
firbar erachtet und ihm beizutreten bereit iſt. Sie vers 
fennt dabei nicht, daß die noch vorbehaltenen Erklärun—⸗ 
gen - der. übrigen Regierungen bie Nothwendigfeit her 
beiführen können, dad Verfaſſungswerk in Wweientülchen 
Punkten umzugeſtalten. 

Inſofern die ferneren Verhandlungen: eine ſolche 
Nothwendigkeit ergeben follten, hat die königliche Regies 
rung Ew. Ercellenz nur noch darauf aufmerkfam zu mas 
"hen, daß fie ihre Erklärungen über den Entwurf ald 
über ein Ganzes abgegeben, und dafi, falls wefentlüche 
Vorausſetzungen, auf denen diefed Ganze beraht, hinweg⸗ 
genommen ober modifizirt werden follten, danach auch 


ihre fchließlichen Erklärungen fich werben ändern und 
vorbehalten bleiben müffen. 

Ew. Ercellenz wollen dieſe Inſtruktion den von Ih⸗ 
nen über die Verfaſſungsfrage abzugebenden Erklärungen 
zum Grunde legen, und ermächtige ich Sie, dieſelbe dem 
Präſidenten des Reichsminiſteriums mitzutheilen. 

Berlin, den 16. Februar 1849. 

(Gez.) Bülow. 


63. 
Erfte Kollettiverflärung der Bevollmäch⸗ 
tigten für Preußen und ſechs und zwan— 
jig andere dentfche Negierungen, Die 
Deutiche Neichsverfaflung betreffend d. 
d. Z3ten Februar 1849. 


Herr Minifter! 

Die Unterzeichneten beehren fi, Ihnen Namens 
ihrer Regierungen eine Reihe vol Bemerkungen und 
Abänderungs-Vorfchlägen zu den in erfter Lefung bezüg- 
lich der Verfaffung von der beutfchen Nationalverfamms 
lung gefaßten Befchlüffe über die Abfchnitte, welche den 
Titel: „das Reich und die Reichsgewalt“ führen, nebft 
einem die leitenden Geftchtöpunfte darlegenden Vorworte 
zu überreichen. Dieſelben find gemeinfchaftlid, vollzogen 
und erlauben wir und hinfichtlicdy derjenigen Punkte, 
welche nicht gemeinfchaftliche Zufäße, Erläuterungen oder 
Anträge veranlaßten, auf die an den betreffenden Drten 
vorbehaltenen befonderen Erklärungen ——— zu ver⸗ 
weiſen. 


Wir erfuchen Sie, Herr Minifter,. biefe Mittheilung 
auf geeignetem Wege zur Kenntniß der beutfchen Natio⸗ 
nalverfammlung zu bringen, und den Ihnen zuftehen- 
den Einfluß dahin zu verwenden, baß ber betretene Weg 
der Verftändigung zu einem gedeihlichen Ziele. führe. 

Franffurt, den 23. Februar 1849, 

(Gez) Samphaufen für, Preußen. Welder für 
Baden. 

 .» Jordan für Kurhefien. Eigenbrodt für 

RX Großh. Heffen. 
„  Frande für Schleswig: Holftein. Karften 
für beide Medlenburg. 
»  Seebek für Sachen: Meiningen. Mosle 
für Oldenburg. | 
„v. Stein für Coburg: Gotha, Eruciger 
. für Sachfen » Altenburg. 
ee Sehr. v. Holzhaufen für Hohenzollern, Reuß 
und Heſſen⸗Homburg. 
„Petri für Waldeck und Lippe. Karlowa 
für Schaumburg-⸗Lippe. 
» Smidt für Bremen. Vierthaler für Ans 
halt-Deffau und Göthen. 
» Brehmer für Lübel. Liebe für Brauns 
ſchweig. 
„Scherff für Luxemburg. Hergenhahn für 
Naſſau. 
Kirchenpauer für Hamburg. *) 

Bei Berathung der nachfolgenden Bemerkungen zu 

den von der Nationalverfammlung bezüglich der Bers 





) Nachträglich ſchloß fich dieſer Kollektiverflärung noch der Ber 
vollmächtigte für Schmwarzburg » Sonderähaufen und Schwarz 
‚burg-Rubolftabt an. (Sitzung des Gefammtreichäminijteriums 
vom 24. Februar 1849. Verhandlungen Band II. p. 949.) 


30 
faſſung in erfter Lefung gefaßten Befcjlüffen ift die Grund⸗ 
lage diefer Befchlüffe feftgehalten worden, nämlich die 
Grundlage eines zu errichtenden Bundeöftaates, deſſen 
Zentralbehörde mit einer aus ber Gefammtheit des Bols 
kes durch Wahl hervorgegangenen Vertretung umgeben 
fein fol. Statt einer Motivirung berfelben im Einzelnen 
wird ed. genügen, im Allgemeinen die Geſichtspunkte zu 
bezeichnen, welche leitend gewefen find. Sie laffen fich 
auf die eine Abficht zurückführen, die Schwierigkeiten zu 
vermindern, weldje der Bereinigung fouverainer Stanten 
zu einem durch eine Zentralbehörbe vertretenen Bundes⸗ 
ſtaate entgegenftehen, erftend wegen der erforderlichen 
‚Ybtretung von. Souverainitätsrechten: der Einzelftaaten 
an die Gemeinfchaft, zweitend wegen ber Beforgniß, daß 
‚bie. Zentralgewalt in der Befchränfung jener e—n im⸗ 
mer weiter gehen werde. 


Die mititärifche Unterorbautg unter eine — 
walt berührt ein Hoheitsrecht, deſſen erhebliche Beſchrän⸗ 
kung beſonders für die Zeit des Friedens nur mit Wi⸗ 
derſtreben zugeſtanden werden würde. Vermöge der zu 
den Paragraphen 12, 13, 14,.15 und 18 vorgeſchlage⸗ 
nen. Möpdiftkation wirb: diejenige Befugnig der Zentral 
behörde, welche ‚ihr in ‚ihrer Eigenfchaft als ausübende 
Gewalt zufteht,:in ein die Selbftftändigkeit der einzelnen 
Staaten wahrendes Verhältniß. gebracht; wohingegen 
dad. Recht, unter Mitwirkung ber Gefammtvertretung 
allgemeine Gefete in: Betreff des Heerweſens zu erlaſſen, 
ald: ein: ausreichendes Beförderungsmittel — — 
heit und Kraft angeſehen werden darf. 

Das den geſchäftlichen Verkehr Fette: — 
eines jeden Staates, ſich bei der Zentralgewalt durch 
einen Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, wird als eine 
Folge und als ein Zeichen der fortdauernden ſtaatlichen 


Eriftenz in Anſpruch genommen und bie Anwendung des 
Grundſatzes bei Erwägung ber weiteren Berfaflungdab- 
Schnitte vorbehalten. 





Der Selbftftändigkeit der Einzelftanten ift die ſchär⸗ 
‚fere Begrenzung und die Befchränfung der Befugnifle 
der Zentralgewalt, insbeſondere dadurch, daß ihrer Ein- 
wirkung hauptſächlich die allgemeine Geſetzgebung zuge⸗ 
wieſen, die Ausführung entzogen wird, förderlich. Es 
dient zur Erhaltung und Nährung des ſelbſtſtändigen Le⸗ 
bens der Einzelſtaaten, wenn ihnen die Ausführung der 
won der Gemeinſchaft und für die Gemeinſchaft angeord⸗ 
neten Magaßregeln und Arbeiten übertragen, wenn ihr 
Verwaltungskreis nicht geſchmälert, der Kontact einer 
allgemeinern und beſonderen Adminiſtration verhindert; 
wenn überhaupt die Veranlaſſung zu einer: umfangrei⸗ 
chen Zentralabminiftratien und zu einer großen Zahl 
von Beamten. der Zentralgewalt vermieden wird. — 
Die Regel, daß die: Zentralgewalt dad, was ſie zur Aus⸗ 
führung anordnet, durch ihre eigenen Organe nuszufüh- 
wen, daß fie. dagegen über bad, was ben Einzelftänten 
auszuführen obliegt, keine: Oberaufficht. andzwüben habe, 
würde, bad ift micht zu verkennen, zu einer fchärferen 
Abgrenzung der Kompetenz: zwifchen Zentral⸗ und Par 
tienlarıs Regierung führen; allein ſie würde mit den mo⸗ 
marchifchen Verfaſſungen und mit den aus: alter ſtaatli⸗ 
cher Selbftftändigfeit hervorgegangenen Zuftänden Deutfchr 
lands nicht in Einklang zu bringen fein. Dem Anfehen 
der Regierungen, ſowohl in ihren eignen Augen. als in 
denen ihrer Landedangehörigen, wäre es ſchädlich, wenn 
in einigem Umfange im eigenen Lande neben den Lan⸗ 
bed-Regierungsbeamten Zentral-Regierungsbeamte thätig 
wären; die Neigung zum MWiderftande, jedenfalls zur 
Muwillfährigfeit ‚würde. fich erzeugen und jeder Konflikt 


mwahrfcheintich mit: einer Erweiterung ber Kompetenz der 
‚Bentralregierung enden. Diefe Erwägungen. erhalten 
ein eigenthämliched Gewicht, wenn bie Zentralregierung 
in Verbindung mit großer Hausmacht gedacht wird. : Sie 
treten hingegen nicht ein vüdfichtlich der Befugniſſe der 
Bentralgewalt zum Erlaffe allgemeiner Gefege. Eim alle 
Staaten gemeinfam treffended Geſetz wird fchon wegen 
feiner. Allgemeinheit von dem Eingelftaate williger hinge⸗ 
nommen; — von den Uebeln ded bisherigen Zuftanbes 
ift die Schwierigfeit allgemeiner legidfativer Anordnun⸗ 
gen für ganz Deutjchland dasjenige, welches die Nation 
vielleicht am 'tiefften empfunden, befien Abhülfe fie am 
dringendften begehrt hat; beſonders aber iſt bei der: Ge⸗ 
feßgebung nicht die. Erefutiogewalt ausſchließlich ober 
hauptſächlich thätig; fle tritt vielmehr in den Hintergrund, 
während den Vordergrund die aus der Gefammtheit bed 
Volkes hervorgegangenen legislativen Berfammlungen 
einnehmen, auf welche gewiffermaßen nur folche Rechte 
übergehen, die der Volfsvertretung in ben einzelnen Staa⸗ 
ten zuftehen oder zugeftanben werden. würben. Freilich 
hält mit ber Erleichterung des Erlafjes und der Einfühs 
rung allgemeiner Gefege der Drang zum übermäßigen 
Gebrauche des Geſetzgebungsrechtes gleichen Schritt und 
ſind daher kennbare nicht zu weit geſteckte Grenzen wün⸗ 
ſchenswerth. 

Dieſen Anforderungen der Begrenzung und Be 
ſchränkung in Berwaltung und Geſetzgebung entfprechen 
die Aenderungen, welche zu den Paragraphen 14, 25, 
27, 29, 30, 32, 35, 40, 42, 46, 47 des ar, „Die 
Reichögewalt“ vorgeſchlagen en 


Eine große Verſammlung, wenn ſie die Befuguiß 
hat, Geldverwendungen für bedeutende Anlagen zu. bes 
fließen, wird. felten dem darin für fle fiegenden Reize 
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ausreichend widerftehen; fie wird: ed um ſo weniger, als 
unter den Vertretern einer großen Zahl: von Staaten 
immer Biele fein werden, die ein lofaled Anliegen: zu 
bevorworten, und’ Biele, die Nachgiebigfeit genug haben, 
um eine auf die Allgemeinheit zu übertragende Anslage 
zu bewilligen: Man bahnt daburdy den Weg erſtens zu 
einer Berwirrung der Finanzwirthfchaft fowohl des Bun- 
deſſtaates ald (und noch mehr) der Einzelftaaten ‚ zwei⸗ 
tend zur Annäherung des Bundesflaated an den Eins 
heitöftaat. Denn in demfelben Maaße, wie die Steuer; 
fräfte zunehmend für die Bundeskaſſe in Anfprud) ges 
nommen werden, muß die Zentralifation fteigen. Es 
ſcheint hiernach räthlich, das Recht zu großen Anlagen 
für die. Gemeinfchaft möglichft zu befchränfen. . Völlig 
darauf zu verzichten wäre fchon nach dem Vorgange der 
bisherigen Bundesverfaſſung unzuläfftg, welche, ‘wie $. 
29 des Entwürfd, die Nothwendigkeit der. Anlage von 
Bundesfeftungen thatfächlich anerfannt hat. Es iſt vor⸗ 
Hefchlagen, auch Die Möglicjfeit der Anlage von Küften- 
vertheidigungswerfen nicht auszufchließen. Eine zweite 
Ausnahme wird durdy bie: Aufhebung. der Flußzölle be 
dingt, derzufolge ed, wein nicht unmöglich, Doc; ungemein 
fchwierig fein würde, den verfchiebenen Staaten die Laſt 
der Unterhaltung und Verbeſſerung gemeinfanter Waſſer⸗ 
ftraßen zu Gunften des feine Einnahme mehr gewährens 
den durchgehenden Verkehrs aufzulegen. Dagegen wirb 
auf die Befngniß zur Anlage. von a und Lan. 
.. verzichtet werden können. 





Die der Zentralgewalt zugebachte Befugniß ($:: 49), 
Steuern aufzulegen und zu erheben oder erheben zu laf- 
fen, würde: infoforn: als nöthig anzuerkennen fein, als zur 
Erreichung der Bundeszwecke Die Bundesbehörde die 
Macht haben: muß ‚. felbfiftändig - über ‚die erforderlichen 


Geldinittel zır verfügen, ohne auf die Matrifularumlage 
als einziges Mittel befchränft zu fein. Es ift aber ats 
dererfeitd zu berücfichtigen, daß ein allgemeines Beſteue⸗ 
rungsrecht, verbunden mit dem Rechte, die ausgefchries 
benen Steuern durd; eigene Organe erheben zu laffen, 
von den Landedregierungen nur mit MWiderftreben eins 
geräumt werden würde, und da der nach $. 85 zuzuges 
ftehende erfte Anfpruch auf den Ertrag der Zölle und 
gemeinfchaftliche Steuern einer felbftftändigen Verfügung 
gleich zu achten ift, fo dürfte auf ein weiteres unmitteb 
bared Befteuerungsreht um fo williger zu verzichten 
fein, ald das Reichsbudget vorausfihtlic nur einen Fleis 
nen Theil ded Ertrags der Zölle und gemeinfchaftlichen 
Steuern in Anſpruch nehmen wird. 


Das Gewicht der Beforgniß, daß nach dem auf bes 
flimmte und befannte Grundlagen erfolgten Eintritte in 
den Bundesftaat, durch die in der Berfaflung gegebenen 
Mittel jene Grundlagen wider den Willen der Bethei- 
ligten auf eine ihre Selbititändigfeit mehr befchränfende 
Weiſe geändert werden fünnten, überwiegt das anderer, 
feitd nicht zu verfennende Uebel, neuerfannte oder neu— 
entjtehende Bedürfniffe wegen der Schranfen der Vers 
fafjung unbefriedigt laffen zu müfjen. Die Abänderung 
der Berfafjung wird an firenge Formen (unter Andern 
an die Zuftimmung des Reichsraths) geknüpft und dar- 
auf verzichtet werden müſſen, abweichend von $. 6 ber 
Bundesgewalt ($. 58), das unbeftimmte Recht der Ge- 
feßgebung in allen Fällen, wo fie für das Gefammtins 
tereſſe Deutfchlands die Begründung gemeinfamer Ein- 
rihtungen und Maaßregeln nothmwendig findet, zuzuges 
ftehen. 


Roth und Merk, Duellenfammlung. II. Br, 20 


Bemerkungen und Abänderungsvorfehläge zu Be— 
fchlüffen der Nationalverfammlung bezüglich der Ver⸗ 
faffung. 


Erfter Abſchuitt. 


Das Keid. 


Die Benennung des Bundes wird dann der fchließ- 
lichen Entfcheidung nicht vorgreifen, wenn fie befagt, 
was wirklich gefchaffen werden fol, wenn demnach die 
Bezeichnung „Bundesſtaat“ ftatt „Reich“, gebraucht 
wird; fo wie weiterhin „Bundesgewalt“ ftatt „„Reiches 
gewalt *).“ 

Bon einem Theile der deutfchen Regierungen Fann 
nur erklärt werden, daß fie bereit find, in den Bundes- 
ftaat zu treten, indem übrigend die FF. 1—4 unerörtert 
bleiben. 


$. 5. 

Es wird angenommen, durd das Wort „Abgeſehen“ 
habe ausgedrüct werben follen, daß ed nicht die Mei- 
nung fei, durch einfeitige Willenserflärungen Deutſch— 
lands bereits beftehende Verträge oder Rechte aufzuhe: 
ben, die nur durch Verhandlungen aufgehoben werden 
fönnen. 


$. 6. 

Wird als richtiger Grundfag, maaßgebend für bie 
praftifche Wirffamfeit der Verfaffung, und ald geeignete 
Garantie der Selbftftändigfeit der einzelnen Staaten bes 
fonderd anerkannt. 


*) Es wird Bezug genommen auf die befonderen Aeußerungen zu 
diefer Bemerkung. 
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Zweiter Abfchnitt. 


Die Reichsgewalt. 


Be Br 
Es wird die Erwartung andgefprochen, daß ben 
Einzelftaaten das Recht, Konfuln im Auslande anzuftellen, 
verbleibe.. Wenn an demfelben Orte die Bundesregie- 
rung Konfuln anftellt, fo find die Konfuln der Einzeln- 
ſtaaten denfelben unterzuorbnen oder auf Verlangen der 
Bundesregierung zurücdzuziehen *). 


$. 8. 
E8 wäre außer Zweifel zu ftellen, daß jede Re: 
gierung das Recht habe, ſich bei der Zentralgewalt durch 
einen Bevollmächtigten vertreten zu laffen. 


$. 12. 

==) „Im Kriege oder in Fällen nothwendiger Sicher: 
heitdömaaßregeln im Frieden, fteht der Bundesgewalt 
die gefammte bewaffnete Macht Deutfchlands zur Vers 
fügung. 

8. 13. 

„Das Bundesheer befteht aus der zum Zmede des 
Krieges beftimmten, gefammten Landmacht der einzelnen 
deutfchen Staaten, deren Stärfe und Befchaffenheit durch 
eine allgemeine, für ganz Deutfchland gleiche, bundes- 
gefeglihe Wehrverfaffung feitgefegt werben wird." 

„Diejenigen Staaten, welche weniger ald 250,000 Ein⸗ 


) Zu berüdjichtigen bie befondere Erklärung zu $. 7. 

*) Wo es Fürzer fchien, den Inhalt der zu befürmwortenden Aen— 
derungen in die Form einer neuen Faſſung be3 betreffenden 
Paragraphen zu bringen, ift dies durch Anführumgszeichen an- 
gedeutet. 

20 * 
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wohner haben, find durch die Bundedgewalt zu größeren 
militärifchen Ganzen zu vereinigen oder einem angren- 
zenden größeren Staate anzufchließen. Ueber die Bes 
dingungen folcher Zufammenlegung haben fidy die betref- 
fenden Regierungen unter VBermittelung und Genehmis 
gung der Bundedgewalt zu vereinbaren." 


$. 14. 

„Die Bundedgewalt hat in Betreff des Heerweſens 
die allgemeine Gefeßgebung und überwacht die Durdys 
führung diefer, fo wie der $. 13 genannten Wehrverfaffung 
in den einzelnen Staaten durdy regelmäßige Snfpectionen. 
Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihres Krieges 
wefensd auf Grund der Bundesgefege, der Wehrverfaflung 
und in den Grenzen der nach $. 13 abgefchlofienen Ber: 
einbarung zu; fie haben die Verfügung über ihre bewaff- 
nete Macht, fomweit diefelbe nicht nach $. 12 für den Dienft 
ded Bundes in Anfprud; genommen wird. 


$. 15, 

„Der von der Bundesgewalt ernannte Feldherr und 
diejenigen Generale, weldye von diefem zum felbftftändis 
gen Kommando einzelner Corps beftimmt werden, fo wie 
die Gouverneure, Sommandanten und höheren Feftungd- 
beamten der Bundesfeftungen leiften dem Bundesober: 
haupte und der Bundesverfaffung den Eid der Treue." 


$. 18, 

Die Beſetzung der Befehldhaberftellen und die Er- 
nennung der Offiziere in den einzelnen Gontingenten, 
bis zu den diefen Gontingenten entfprechenden Graden, 
ift den betreffenden Regierungen überlaffen; nur wo die 
Sontingente zweier oder niehrerer Staaten zu größeren 
Ganzen combinirt find, ernennt die Bundesgewalt un- 
mittelbar die Befehlöhaber diefer Corps, infofern deren 
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Grad nicht innerhalb der Ernennungsbefugniß einer der 
betheiligten Regierungen liegt." 

„Kür den Krieg ernennt die Bundedgewalt die com: 
manpdirenden Generale der auf den verfchiedenen Kriegds 
theatern operirenden felbftftändigen Corps." 


$. 19. 

Daß auch die Anlage von Küftenvertheidigungd- Wer: 

fen für Nechnung ded Bundesftaated befchloffen werden 
fönne, dürfte einzufchließen fein. 


$. 21. 


Der Ausdrud „Mündungen der Flüffe", wird nä— 
her zu beflimmen fein. 


$. 23. 

Die Worte „und deren Ladungen" werden wegfallen 
‚müffen, weil Abgaben auf die Schiffsladungen Eingangs: 
zsölle find. Es würde nicht ausgefchloffen fein, Schiffe 
mit Ladungen von großem Bolum und geringem Werthe 
niedriger zu tarifiren, wie denn jeßt ſchon Schiffe in Bal⸗ 
laft überall niedrigere Schiffsabgaben entrichten *). 


$. 24. 

Die Worte „und deren Ladungen“ werben ebenfalls 
wegfallen müſſen; auch dürfte es zweckmäßig fein, nicht 
durch die Beftimmung, daß die Mehrabgabe von frem⸗ 
der Schifffahrt in die Bundesfaffe fließe, den Reiz zur 
Anordnung folder Mehrabgaben in die Verfaſſung zu 
legen; das Bundesgefeß, welches fie anordnet, kann da—⸗ 
rüber Verfügung treffen; daß die Anordnung nur auf 
Grund eined Geſetzes erfolgen Fönne, ſcheint für diefen 
und den $. 28 audzufprechen erforderlich. 


*) Zu berückfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 23. 
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8. 25. 

Die Bundesgewalt allein hat die Gefeßgebung über 
den Scifffahrtöbetrieb und über die Flößerei auf den- 
jenigen Flüffen, Kanälen und Seen, weldje mehrere 
deutfche Staaten im fchiffbaren oder flößbaren Zuftande 
durchftrömen oder begrenzen. Sie überwacht die Aus— 
führung der darüber erlaffenen Gefege. Sie hat die 
Dberaufficht über die eben bezeichneten Wafferftraßen 
und über die Mündungen der in diefelben fich ergießen- 
den Nebenflüſſe.“ 

„Es fteht ihr zu, zum Schuße ded Bundes oder im 
Intereſſe des allgemeinen deutfchen Verkehrs, die einzels 
nen Staaten zur gehörigen Erhaltung und Verbefferung 
der Schiffbarkeit jener Waflerftraßen und Flußmündun⸗ 
gen anzuhalten. Die Wahl der Verbeſſerungs-Maaßre⸗ 
geln und deren Ausführung verbleibt den einzelnen Staa⸗ 
ten. Ueber die Aufbringung der erforderlichen Mittel 
ift nach Maaßgabe der bundesgefeglichen Beſtimmung 
($. 26) zu entfcheiden. Alle übrigen Flüffe, Kanäle und 
Seen bleiben der Fürforge der einzelnen Staaten übers 
laffen *).” 

$. 26. 

Die vorgefehene billige Ausgleihung für die Aufhe- 
bung der Flußzölle auf gemeinfamen Flüffen wirb gleich- 
zeitig mit der Aufhebung erfolgen müffen. In dem brits 
ten Saße würden mit Rückſicht auf die obige Faflung 
von $. 25 die Worte „Wie und‘ wegzufallen haben **). 


§. 27. 
„Die Hafen, Krahns, Waage, Lager, Schleußen- 


*) Zu berückjichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 25. 
) Zu berüdjichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 26. 
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und dergleichen Gebühren, welche an gemeinfchaftlichen 
Flüffen oder an den Mündungen der in diefelben fich ers, 
gießenden Nebenflüffe erhoben werden, dürfen die zur 
Unterhaltung derartiger Anftalten nöthigen Koften nicht 
überfteigen. Sie unterliegen der Leberwachung der Bun⸗ 
dedgewalt. Es darf in Betreff diefer Gebühren eine Bes 
günftigung der Angehörigen eined deutfchen Staates vor 
denen anderer beutfchen Staaten nicht flattfinden *).“ 


$. 28. 

Sowohl zu $. 28 als zu $. 26 ift zu bemerfen, daß 
fo lange die Tranfitabgaben noch beftehen, der Waaren⸗ 
tranfit auf Strommegen wenigftend dem Fandtranfit gleich 
zu befteuern fein wird, es fei denn, daß bie conventiond- 
mäßig regulirten Flußzölle geringer wären ald die Land: 
tranfitzöle, wo dann allerdings nur erftere beibehalten 
werben könnten. 

$. 29. 

„Meber die Eifenbahnen und deren Betrieb hat vie 
Bundedgewalt die Oberaufficht und, foweit der Bundes— 
fhuß oder das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs es 
erheifchen, die Gefeßgebung. Die dahin zu rechnenden 
Gegenftände werden durch ein Bundedgefeg feftgeftellt. 


$. 30. 

„Soweit der Bundesfchuß oder das Intereſſe des all 
gemeinen Verkehrs es erheifchen, hat die Bundeögewalt 
dad Recht Eifenbahn-Anlagen zu bewilligen und gegen 
Entfhädigung zu benutzen.“ 


8. 32, 
Der Bundesgewalt fteht das Recht zu, zum Schuße 


*) Zu berüctjichtigen die bejondere Bemerkung zu $. 27. 
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bed Bundes oder im Intereſſe ded allgemeinen deutfchen 
Verkehrs zu verfügen, daß aus Bundesmitteln Kanäle ans 
gelegt, Flüffe fchiffbar gemacht, oder in ihrer Schiffbars- 
feit erweitert werden. Die Anordnung der dazu erfors 
derlichen wafferbaulichen Werfe erfolgt nad) vorgängiger 
Verftändigung mit den betheiligten einzelnen Staaten, 
diefen bleibt die Ausführung und auf Bundesfoften die 
Unterhaltung der neuen Anlagen überlaffen.‘‘ 
Der lebte Abfat des $. 32 bliebe unverändert *). 


$. 33. 
Die Ausgleihung der Beftenerungsverfchiedenheiten 
muß dem Wegfalle der Binnenzölle vorangehen **). 


$. 35. 

„Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, fo wie 
der gemeinfchaftlichen Produktions: und Verbrauchfteuern 
gefchieht unter Dberaufficht der Bundesgewalt. Der 
Ertrag der gemeinfchaftlihen Abgaben wird unter Die 
einzelnen Staaten vertheilt. Der Bundeögewalt fteht je 
doch das Recht zu, von den Antheilen der Einzelftaaten, 
die zu der Beflreitung der Bundesausgaben nad) Maaß— 
gabe bes jährlichen Budgets zu leiftenden Beiträge vor- 
weg zu nehmen***).“ 


$. 40. 
Es wird vorgefchlagen, den dritten Sag zu ftreichen. 


$. 41. 
Es dürfte deutlicher das Mißverftändnig abzumeh- 
ren fein, ald ob die Bundesgewalt die Befugniß haben 


*) Zu berüdfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 32. 
**) Dedgleichen zu $. 33. 
Fr) Dedgleichen zu $. 35, 
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fönne, die rechtöverbindlich beftehenden Poftverträge der -—— 


einzelnen Länder ohne Weiteres aufzuheben. Sodann 
wird zugeftanden werden fünnen, daß Poftverträge mit 
ausländifchen Poftverwaltungen nur Seitens oder mit 
Genehmigung der Bundesgewalt abgefchloffen werben 
dürfen. 
$. 42. 
Die Streichung des Paragraphen wird vorge 
fchlagen *). 
$. 46. 
„Der Bundcögewalt fteht über das Bankweſen und 


die Ausgaben von Papiergeld die Erlaffung allgemeiner 
Geſetze und die DOberaufficht zu.’ 


6. 49. 
„Die Bundesgewalt hat das Recht, infoweit die fon> 
ftigen Einkünfte nicht ausreichen, Matrifular » Beiträge 
aufzunehmen.’ 


$. 53. 

Anſtatt der Worte im dritten: Abfage: „Wenn bie 
Regierung eined beutfchen Staates die Verfaſſung deö- 
felben eigenmächtig aufhebt oder verändert“ wird vorges 
fchlagen: „Wenn die Verfaffung eines deutfchen Staa— 
ted gewaltfam oder einfeitig aufgehoben oder verändert 
wird.’ 


$. 54. 
Ueber die Vertheilung der durch Maafregeln zur 
Wahrung des öffentlichen Friedend entflehenden Koften 


wird in einer Bundes⸗Exekutions-Ordnung ‚dad Nähere 
feftzuftellen fein. 


*) Zu berüdficgtigen bie befondere Bemerkung zu $. 42. 
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$. 55. 

Der Bundesgewalt muß die Befugniß erhalten wer: 
den, im Wege der allgemeinen Gefeggebung auch über 
das Vereins- und Verſammlungsrecht Anordnungen zu 
treffen. 


$. 58. 

Die Streichung der zweiten Hälfte ded Paragra- 

phen wird vorgeichlagen. 

Frankfurt a. M., den 23. Februar 1849. 
Samphaufen, Bevollmäcdtigter für Preußen. 
Sordan, Bevollmächtigter für Kurhefien, unter 

Borbehalt etwaiger weiteren Bemerkungen. 
Eigenbrodt, für Großherzogthum Helen. 
Liebe, Bevollmächtigter für Braunfchweig. 
von Scherff, Bevollmädhtigter für das Großher- 

zogthum Luremburg, mit Vorbehalt etwa noch 
nachzubringender Bemerkungen. 
Seebed, Bevollmächtigter für das Herzogthum 

Sacyfen-Meiningen-Hildburghaufen. 

v. Stein, für Coburg-Gotha. 
Freiherr von Holzhaufen, für Hohenzollern, 

Neuß und Heffen-Homburg. 

Mosle, für Oldenburg. 
Frande, für Schleswig-Holſtein. 
Karften, für beide Medlenburg. 
Hergenhahn, für Nafau. 
Brehmer, für Lübeck. 

Smidt, für Bremen. 
Kirchenpauer, für Hamburg. 
Petri, für Walde und Kippe. 
Eruciger, für Sacjfen-Altenburg. 
Karlowa, für Schaumburgstippe. 
Bierthaler, Bevollmächtiger für Anhalt-Deflau 
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und Köthen, mit Hinweifung auf meine dem hohen 
Reichsminifterium unterm 19. 1. M. abgegebene 
Erflärung und unter ausbrüdlihem Fefthalten 
an biefelbe. 

Welcker für Baden; nachträglich, mit ausdrüdlis 
her Bezugnahme auf die bereits übergebenen 
Bemerkungen der badifchen Regierung, inöbe- 
fondere zu $. 34 und 35, fodann auf die hier 
angelegten Gegenbemerfungen zu den $$. 19, 
25, 26 und 32. 


64. 


Note des F. prenfifchen Bevollmächtig— 
ten bei Der proviforifchen Zentralgewalt 
on Das Neichsminifterium in Ddemfelben 
Betreff, d. d. 23ten Februar 1849. 


Herr Minifter. 

Ä Sn einem heute in Gemeinfchaft mit anderen Be: 

vollmächtigten deutfcher Regierungen an Sie gerichteten 
Schreiben hatte ich die Ehre, Ihnen eine Reihe von Bes 
merfungen und Abänderungs-Vorſchlägen zu Befchlüffen 
der Nationalverfammlung bezüglich der Verfaffung vor: 
zulegen, bei denen der Standpunkt feftgehalten ift, wel 
hen die Fönigliche Regierung in der Zirfularbepefche 
vom 23. Januar und in ber Inſtruktion vom 16. Fe 
bruar bezeichnet hat. Beide Stüde habe ich nicht er- 
mangelt, Ihnen, Herr Minifter, mitzutheilen und indem 
ih Sie erfuche, insbefondere das letztere als einen Be: 
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ftandtheil des gegenwärtigen Schreibens zu betrachten, 
wünfche ic dennoch zur Ergänzung des in der gemein: 
fhaftlichen Erklärung vom heutigen Tage über die erften 
ſechs Paragraphen der berathenen Berfaffung Gefagten 
zu wiederholen, daß nach der Anficht der füniglichen Res 
gierung die Beftimmung darüber, welche Territorien den 
Bundesftaat bilden, erft dann formulirt werden könne, 
wenn feftgeftellt fein wird, welche Länder Deutſchlands 
dem Bundesftaate beitreten wollen, und daß das Ver: 
hältniß derjenigen Bundestheile, deren beftehende Ver— 
bindung mit außerdeutfchen Staatsförpern befondere Mo— 
dalitäten erfordern, erft dann geregelt werden könne, 
wenn die befonderen Bedingungen ihres Beitritts, welche 
Gegenftand weiterer Verhandlungen fein müſſen, feſtge— 
ftelt fein werden. Die Fönigliche Regierung hält für 
durchaus nothwendig, daß Feine präjudiziellen Befchlüffe 
gefaßt werden, welche diefe Einigung erfchweren oder 
ausschließen. 
Franffurta. M., den 23. Februar 1849. 
(Gez.) Camphauſen. 


685. a 


Erklärung des großberzoglich badifchen 
Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt über den Entivurf Der 
Deutichen Neichsverfaflung d. d. 1Sten 
Februar 21849. 
Herr Minifter- Präfident! 
Unter Bezugnahme auf unfere Unterredung von 
geftern, und den mir von Ihnen ausgedrüdten Wunſch, 
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verfehle ich nicht, Ihnen im Anfchluffe eine Abfchrift der 
Bemerkungen ergebenft zu überfenden, von deren Inhalte 
ich Ihnen geftern mündlich Kenntniß zu ertheilen die 
Ehre hatte. 
Frankfurt, den 18. Februar 1849. 
(Gez.) ©. Welder. 


Bemerkungen und Wünſche der großherzoglich-badi- 

fchen Regierung, welche der badifche Bevollmächtigte 

bei der Verftändigung über den Entwurf der Reichs— 
verfafjung geltend zu machen bat. 


Das Reich und die Neichsgewalt. 


Es wäre zu wünfchen, daß noch zwei allgemeine 
fchügende Beftimmungen aufgenommen würben, 

1) das Reich fünne feine Gefege für einzelne Staaten, 
fondern nur folcye für die Gefammtheit geben; 

2) weder ein Neichögefeß, noch ein Gefeg eines Ein- 
zelftaates dürfe rückwirkende Kraft haben, d. h. be- 
reitd erworbene Rechte wieder aufheben oder be— 
fchränfen. 


$. 25 und 26. 


Es liegt fein Grund vor, die Fleineren Flüffe, die 
nicht einmal ſchiffbar, fondern nur etwa flößbar find, 
der Neichögewalt zu unterwerfen. Es follte hier nur 
von den Hauptflüffen, die für den großen Verkehr dienen, 
die Rede fein. 

In Abfchnitt 1 des $. 26 fol daher ſtatt „Flüſſe“ 
gefagt werden „Hauptflüſſe.“ 

Der Abfat 2 .ded $. 26 foll weggelaffen oder fo * 
faßt werden, daß bei allen von den Flußzöllen frei er— 
flärten Hauptflüffen für die Aufhebung diefer Zölle eine 
billige Vergütung vom Reiche geleiftet werde. — Ob dieſe 
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Flüffe mehrere Staaten oder nur einen Staat durdhjftrö- 
men oder begrenzen, ift gleichgültig, jedenfall wäre es 
ganz fonderbar, wenn die obenliegenden Staaten die um- 
tern zu entfchädigen hätten, während doch die Aufhebung 
der Flußzölle nur dem allgemeinen Verkehre nach allen 
Richtungen zu gut fommen würde, und zwar den ent 
fernter gelegenen, den Fluß nicht mehr berührenden Staas 
ten noch mehr, ald dem oberfien am Fluffe liegenden 
Staate, der ja auch feinen eigenen Flußzoll verliert. 

Wird vom Reiche für die Flußzölle feine Vergütung 
geleiftet, jo fol dafjelbe wenigftens zur Offenhaltung des 
Flußbettes einen Beitrag leiften. 

Hinfihtlih der Unterhaltung und Rektiftfation des 
Rheines an der franzöfifchen Grenze hat Baden einen 
Bertrag mit Frankreich, in welchen dad Neid an bie 
Stelle von Baden einzutreten hat. 


$. 30. 

Wenn das Reid Eifenbahnen anlegen, bewilligen, 
durch Enteignung erwerben und felbft betreiben darf, fo 
giebt dieß eine Neichdwirthfchaft, welche außer der Ge- 
fährdung einzelner Länder fhon an und für ſich noch 
weniger taugt, als die Wirthfchaft eines Staates. 

Auf diefelbe unnöthige Weife würde durch die Anz 
lage von Landſtraßen durch das Reich ($. 32) die Selbft- 
fändigfeit der einzelnen Staaten ungebührlicy befchränft. 


$. 34, 

Am Bedenklichften ift, daß das Reich Produftionds 
und Berbrauchäftenern für fich einführen, oder vorhans 
dene an fich ziehen fann. Die Laft für die Gefammtheit 
würde nur auf diejenigen Staaten fallen, weldye ben 
Gegenftand produziren, bezüglich auf diejenigen, welche 
unverhältnißmäßig mehr davon konſumiren. 

Am Schlimmften wäre ed, wenn etwa auf den Wein 
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ober das Salz eine folche Produftiondftener gelegt würde. 
Sie würde, was Ten Wein betrifft, Baden in einem das 
Berhältniß feiner Bevölferung zehnfach überfteigenden 
Maaße beläftigen. — Eher wäre noch eine Verbrauchsſteuer 
auf den Tabak gerechtfertigt. Derfelbe ift blos Luxusge⸗ 
genftand, und wird doch in allen Ländern bedeutend vers 
braucht, wenngleich in Baden auch in höherem Grade, 

Man muß daher darauf hinwirken, daß der ganze 
$. 34 weggelaffen werde, und nur, wenn dieß durchaus 
nicht ginge, müßte verlangt werben, ihn fo zu faflen, 
daß gemeinfchaftliche Produftiond- und Verbrauchäftenern 
nur infofern eingeführt werden Finnen, ald davon bie 
ſämmtlichen Staaten auf eine annähernd ſich andgleis 
chende Weife getroffen werden. 


$. 37. 


Die Befchränfung der einzelnen Staaten, Probuf- 
tionds oder Verbrauchäftenern für fich oder für einzelne 
Gemeinden einzuführen, ift durchaus grundlos. 

Nur hinfichtlich der Gegenftände, welche vom Aus: 
fande eingeführt werden, und cinen Reichszoll bezahlen, 
fönnen etwa die einzelnen Staaten in Auflegung von Ber: 
brauchöfteuern befchränft werden. 

Es ift daher auf Weglaffung diefed Paragraphen 
oder eventuell auf die letztere Befchränfung hinzuwirken. 


$. 42. 


Die Uebernahme der Poften auf das Reich würde 
einerfeits einen viel größeren Aufwand veranlaffen, und 
andererfeitd einzelne Staaten, die eine vortheilhafte Lage 
haben, verfürzen, auch wegen Ausdehnung des Poftenbe- 
triebed in den verfchiedenen Staaten fehr viele Rekla— 
mationen und unbillige, ungleihe Behandlung veran⸗ 
laffen. 


— — — — 
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Es ift daher auf Weglaffung dieſes Artikels hinzu- 

wirfen, 
$, 46. 

Es wird nicht die Meinung fein, einzelne Staaten 
zu hindern, auch ihrerfeits Banfen anzulegen. Wollte 
man dieſe Befchränfung haben, fo könnte fie ſich Doc 
nur auf foldhe Banken beziehen, weldye Banfnoten aus- 
geben. 


$. 49. 

Da bier das Auflegen von Reichsſteuern neben den 
Matrifularbeiträgen genannt ift, fo fcheint Die Meinung 
vorzuliegen, daß das Reich auch eigene Steuern Direkt 
von den einzelnen Steuerpflichtigen erheben fünne. Dies 
fe8 wäre aber nicht nur foftfpielig, fondern würde aud) 
einen Einheitöftaat und nicht blos einen Bundesftaat vor: 
ausſetzen. 

Hinſichtlich der Zölle iſt etwas Beſonderes beſtimmt; 
was aber direkte Steuern betrifft, ſo ſollte die Reichs— 
gewalt nie einem Steuerpflichtigen unmittelbar gegenüber 
ſtehen, ſondern ſich nur an die einzelnen Staaten halten, 
von ihnen die Matrikularbeiträge erheben und ihnen über— 
laſſen, wie ſie die Summe beibringen wollen: 

Es ſolle alſo hier nur heißen: „die Reichsgewalt 

„hat das Recht, infoweit die fonftigen Einkünfte nicht 

„ausreichen, Matrifularbeiträge von den einzelnen 

„Staaten zu erheben." 


Der Heichdtag. 


$. 8. 

„Die, fübdeutfchen Staaten find gegenüber. den nord- 
deutfchen verkürzt. Defterreih, Bayern, Würtemberg, 
Baden, Darmftadt, Naffau und Frankfurt haben mit 
einander nur 81, die übrigen (norddeutfchen) Staaten 
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aber 95 Stimmen. Zur beffern Ausgleichung follte 


daher 
Defterreich weitere 4 Mitglieder, 
Bayern „ 4 " 
und Baden „ 2 " 
10 v 
erhalten. 


Die ſüddeutſchen Staaten hätten dann 91 umd bie 
norbdbeutfchen 95 Stimmen, fo daß der Unterſchied nicht 
mehr fo groß wäre. Der Unterfcied kommt ohnehin 
daher, daß man den Fleineren norbdeutfchen Staaten vers - 
hältnigmäßig mehr Stimmen, ald auf ihre Bevölferung 
teifft, gegeben hat. Darum darf man aber auch zwis 
fchen Oeſterreich und Preußen feinen Unterfchied machen 
und auch Bayern gegen Beide nicht fo weit zurüdfegen. 

Was Baden betrifft, fo ift ed das einzige, welches 
im Vergleich zu den ihm vorgehenden drei Fleineren Kö⸗ 
ntigreichen pünktlich nur nad) dem Verhältniß der Bevöl- 
ferung bedacht ift, indem feine Bevölferung %% von der 
Bevölkerung diefer Königreiche ausmacht. Alle anderen 
find aber nadı dem Berhältniß der Bevölferung gegen⸗ 
über den größeren, befler bedacht. 


$. 19. 


Der Abfch. 2 follte wegbleiben, weil er nichts nützt 
und nur die Autorität der Monarchie ſchwächt. 

Sofern es bei den-$$. 30 und 42 „vom Reiche und 
ber Reichsſsgewalt“ verbleibt, follte hier die Uebernahme 
der Poften und Eifenbahnen auf das Reich ausdrüdlich 
unter diejenigen Gegenftände aufgenommen werden, für 
weldye die Zuftimmung ded Reichstags nothwendig ift. 


Neichögericht. 


Daß Klagen wegen Verlegung der Grundrechte ober 
Roth u. Mer, Quellenſammlung. II. Band. 21 


anderer Reichägefege an Das Meichögericht kommen, iſt 
natürlich. 

Ebenſo ift auch nichts zu erinnern, daß ftändifche 
Anklagen gegen die Miniſter der Einzelſtaaten wegen 
Verletzung der Landesverfaſſung, und ſelbſt, daß Klagen 
einzelner Staatsangehöriger wegen Aufhebung oder ver⸗ 
faffungsmwidriger Veränderung einer Landesverfaſſung vor 
das Reichögericht fommen fünnen. 

Was aber Klagen oder Befdywerben einzelner Staats⸗ 
angehörigen wegen behaupteter Verlegung der Landes⸗ 
verfaffung bezüglich verfafiungsmäßiger Rechte betrifft, 
fo kommen fie in jedem Staate auf die grundlofefte Weiſe 
bei den Ständbeverfammlungen in Ueberzahl vor. Derlei 
Befchwerben gehören vor die Ständeverfammlnug des ein- 
zelnen Staates, umd nur wenn diefe ſich der Befchwerbe 
annimmt und feine Abhilfe erlangt, mag fie nach 8. 2. K. 
gegen. die: Minifter bei dem Reichögericht Hagen, 

In $. 2. e. follten alfo die Worte „Berlegung oder‘ 
weggelaſſen werden. 


NReichsoberhaupt. 

Baden hat ſich bereits im Allgemeinen über die 
Oberhauptsfrage erklärt. Zu welcher Form es auch 
kommen möge, fo muß Baden auf das gleiche Mitwir— 
kungsrecht wie die mittleren königlichen Staaten Deutſch⸗ 
lands Anfpruch machen. 


66. 


Beſondere Bemerkungen des grofiber: 

zoglich badifchen Bevollmächtigten zur 

Kolleftiverflärung vom 23ten Februar 
1849. d. d. 24ten Februar 1849. 


2%. Der Reichsgewalt. 


3u $. 10. 
ch Küſtenvertheidigungswerken.“ Hier müßte 
jedenfalld beigefügt werden: 
inſoferne fie ald Reichswerke erklärt und übernom⸗ 
men werden. 


3u $. 25 und 26, 

Hier können wir zum großen Theile nicht einverftan- 
den fein, und bitten die befondern Bemerfungen Badens 
zu dieſem Paragraphen nachzuſehen. 

„Abſatz 2 des $. 26 ſollte ganz wegfallen,” — 

Auch ſollte unferer Anficht nad) ein Reichsgeſetz, 

„Die Hauptfläffe und Kanäle namentlich als folche 
beftimmen.” 

Sp wie das ganze Reich bei der Aufhebung der 
Slußzölle zu Gunften des allgemeinen Verkehrs bethei- 
ligt ift, fo follte auch das ganze Reich oder wenigftens 
alle Staaten, die in dem Marktgebiete eines Fluſſes lies 
gen, zu ber Vergütung für die Flußzölle beitragen. 


Zu 6. 26 
wird der Zuſatz vorgeſchlagen: 
„In ſo weit der Aufwand für die Erhaltung und 
Verbeſſerung der Schiffbarkeit dient, ſind die Ko⸗ 
ſten vom Reiche zu tragen. Ein Reichsgeſetz wird 
21 * 
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die Ausfcheidung diefer von den übrigen Uferbaus 
£often feſtſetzen.“ 
Zu $. 32, 
„Derfelbe Grund fpricht, wie für die Kanäle, fo 
auch für die Anlegung von Landftraßen und Ei- 
ſenbahnen — a 
aud den Mittel des Reiche. - Wenn die beiden legten 
nicht aufgenommen werden, fo könnten wir aud) nicht 
für die Kanäle fimmen. 
$. 34. 

Mir bitten die befonderen Bemerkungen Badens über 
diefen $. 34 nachzufehen. Die großherzogliche Regierung 
muß den allergrößten Werth darauf legen, daß darauf die 
Kückficht genommen werde, welche die Gerechtigkeit er⸗ 
fordert. 

— $. 35. 

Hier wären die Worte, 
N Productiond- und Verbrauchöfteuern" 


zu ſtreichen. 
Frankfurt a. M., d. 24. Februar 1849. 
| (Gez.) C. Welder. 


67. 


Beſondere Bemerkungen des großher⸗ 

zoglich heſſiſchen Bevollmächtigten zu 

der Kollektiverklärung vom 23ten Fe—⸗ 
bruar 1849. d. d. Z4ten Februar. 


| Unter- Bezugnahme auf das von dem koniglich⸗preuſ⸗ 
ſiſchen Bevollmächtigten in Gemeinſchaft wit einer An⸗ 
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zahl von Bevollmächtigten anderer Staaten unterm ges 
firigen an ben Herrn Präfidenten des Reichsminiſte— 
riums erlaffene Schreiben, mit welchem bie Unterzeichner 
ihre gemeinfchaftlichen Bemerkungen zu den „dad Reich“ 
und „die Reichsgewalt“ überfchriebenen Abfchnitten des 
von der Nationalverfammlung in erfter Lefung angenoms 
menen Berfaffungs- Entwurfd übergeben haben, beehre 
ih mid, in der Anlage die befonderen Bemerkungen 
zu überreichen, zu welchen meine Regierung Beranlafs 
fung findet, und welche die Abweichungen und Zufäte 
enthalten, die in jenen gemeinfchaftlichen Bemerkungen 
feine Berüdfichtigung gefunden haben. 
Frankfurt, 24. Februar 1849. 
Der großherzoglich-heffifche Bevollmächtigte bei der Zens 
tralgewalt 
(Ge) Eigenbrobdt. 


Befondere Bemerkungen des großherzoglich-heſſiſchen 
Devollmächtigten zu den Befchlüffen der National: 
Berfommlung bezüglich der Verfaffung. 


Erfter Abfchnitt. 
Da8s Reid. 


Die großherzogliche Regierung kann der Hoffnung 
nicht entfagen, der zu gründende Bundesftaat werde eis 
nen foldhen Umfang und eine ſolche Ausdehnung erhals 
ten, daß die Bezeichnung besfelben ald „Reich“ anges 
mefjen erſcheine. Sie unterläßt daher, fich der Beans 
flandung der Ausdrüde „Reid“ und „Reichdgewalt“ 
anzufchließen. me 

Da übrigens biefer Abfhnitt feiner weiteren Ent 
widelung noch entgegenfieht, fo hat die großherzogliche 
Regierung zu Artikel J. und IT, deffelben jest nur zu 
äußern, daß nad) ihrer ganzen bisherigen Handlungs 
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weife über ben Beitritt des Großherzogthums zu einem 
Bunbesflaate, wie folcher in diefem erften Abfchnitt vor⸗ 
gezeichnet ift, kein Zweifel obwalten kann. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Reichsgewalt. 
$. 26. 

Die großherzogliche Regierung vermag nicht zuzus 
geben, daß die gänzlicye Aufhebung der Flußzölle wüns- 
ſchenswerth und. räthlich fei. Die fortfchreitende Zus 
nahme des Nheinverfehrd von Mannheim abwärts. be» 
weift, daß die Nheinzölle den nachtheiligen Einfluß nicht 
gehabt haben, der ihnen von mancher Seite zugeſchrie⸗ 
ben wird. Der Bortheil einer gänzlichen Aufhebung der 
Flußzölle wird nur wenigen Händen und zwar vorzugs- 
weiſe dem ausländifchen Handelsftande zufallen, und die 
bedeutende Laft ber Flußbaufoften würde baburd) dem 
jenigen, zu beren Gunften fie aufgewendet werben, abs 
genommen, und auf die Gefammtheit der Stenerpflichti- 
gen übertragen, welche diefes bald bitter empfinden würde. 

Die Beibehaltung eines dem Aufwand für jene 
Zwede entfprechenden Wafferweggeldes ift eine Forde> 
rung der Gerechtigkeit und wenn die $$. 21 bis 23 des 
Berfaffungs: Entwurfs den Uferftaaten am Meere und 
an den Mündungen der deutfchen Flüffe dad Recht ein: 
räumen, von der Schifffahrt zur Unterhaltung der dafür 
beftimmten Anftalten Abgaben zu erheben, fo ift nicht 
abzufehen, warum ähnlicdye Abgaben nicht auch von der 
Flußſchifffahrt follen erhoben werden dürfen. 

Jedenfalls wird, in foweit eine Aufhebung der Fluß: 
zölle erfolgt, diefe nur gegen gleichzeitige Leiftung einer 
gerechten Entfhädigung für die bisherigen reinen Er; 
trägniffe derfelben ftattfinden dürfen. Gefchähe dies nicht, 


827 


fo wirben: die Finanzen der dabei betheiligten Uferſtaaten 
der Gefahr gänzlicher Zerrüttung preiögegeben. Der un 
beftimmte Ausdrud des $. 26, daß eine billige Ausglei- 
hung für Aufhebung der Flußzölle eintreten folle, gibt 
weder über die Vollftändigkeit, noch über die Gleichzei— 
tigkeit der zu bewilligenden Entfhädigung Beruhigung. 

Eben fo laͤßt der folgende Sag, daß ein Reichsge⸗ 
fe beftimmen folle, wie und mit welchen Mitteln für 
die Unterhaltung und Verbefjerung der Schiffbarfeit die— 
fer Flüſſe zu forgen fei, diefen Punkt einftweilen in der 
Schwebe, und wein die Flußzölle wegftelen, bevor Die 
nöthige Fürforge für die Unterhaltung der Fahrbahn 
und der Ufer getroffen wäre, jo würde dadurch ein Zu— 
fand entftehen, der für die ll nur höchſt nach? 
theilig fein könnte. 

Aus diefen Gründen muß die großherzogliche Re 
gierung wünfchen, daß ber $. 26 ganz geflrichen werde, 
um fo mehr, als biefer $. durchaus nicht in die Ver- 
faffung zu gehören fcheint. Sie muß. ferner wünfchen, 
daß wenigftend beftimmt ausgeſprochen werde, daß die 
Erhebung eines angemeſſenen Waſſerweggeldes durch die 
Aufhebung der Flußzölle — infofern diefe zur Ausführung 
fommen follte — nicht ausgefchloffen fei. 

Sie muß endlich wünfchen, daß die Aufhebung der 
Flußzölle jedenfalls nicht eher erfolge, als bis für, die 
Beftreitung ber Flußbaukoſten aus Reichsmitteln und 
für die Uebernahme aller fonftigen auf den Flußzöllen 
haftenden Laften auf die Reichskaſſe Sorge getragen, 
und die für die bisherigen Reinerträge derfelben zu leis 
ftende volftändige Entfchädigung ermittelt und geleiftet 
fein wird. 

Nur eventuell vermag ſich die großhergogliche Nes 
gierung ‚für die im den Beinerfungen ber Gefammtheit 
. vorgefchlagene Faffung zu erklären, welche fie dem Ins 
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halt diefed Verfaſſungs⸗Entwurfs allerdings vorzuziehen 
in dem Falle ift. 
6. 27 
Um allen Begünftigungen der Schifffahrt des einen 
Staated vor derjenigen des andern vorzubeugen, wäre 
eine beftimmtere Faffung des zweiten Satzes wünſchens— 
werth, etwa in folgender Weiſe: 
„Es darf weder durch die Feftfeßung noch durch Die 
Art der Erhebung diefer Gebühren, noch in irgend fonft 
einer Weife in Betreff derfelben eine Vegünftigung der 
Angehörigen, oder der Häfen, oder der Schiffe, oder 
Maaren eines deutfchen Staated, vor den Angehörigen, 
den Häfen, Schiffen oder Waaren anderer deutfcher Staa⸗ 
ten ſtattfinden.“ 


6. 32. 

Es ift hierbei noch hervorzuheben, daß das in dem 
Schlußſatz ausgefprochene unbedingte Recht der Reiches 
gefeßgebung über die Weggelder ıc. der Neichdgewalt 
die Befugniß geben würde, das Chauffeegeld beliebig hers 
abzufegen oder aufzuheben. Es darf aber den einzelnen 
Staaten, wenn fie im Stande bleiben follen, die theil; 
weife in großem Umfange erbauten Kunftftraßen zu uns 
terhalten, das Recht nicht entzogen werden, ein angemef- 
fened MWeggeld zu erheben, d. h. Weggeld von folchem 
Maaße, daß daburdy der Verkehr auf den betreffenden 
Straßen nicht gehemmt werden kann. 


§. 42, 

Mit Streichung dieſes Paragraphen ift die großhzal. 
Regierung nicht einverftanden, wünfcht vielmehr nur, daß 
berfelbe nach den Worten 

„vorbehaltlich billiger Entfhädigung wohl erworbe⸗ 
ner Privatrechte,“ 


ben Zufaß erhalte: 

und der betreffenden einzelnen Staaten, lebtered in 
fo lange die Uebernahme der Poften von Seiten des 
Reichs nicht allgemein erfolgt. 

Soll die Reichögewalt, wie ed in dieſem $. audges 
fprochen ift, zur theilweifen Uebernahme der Poſt beredys 
tigt fein, fo erfordert die Gerechtigkeit und die unter den 
einzelnen Staaten zu beobadhtende Gleichheit, daß nicht 
nur für wohlerworbene Privatrechte, fondern auh an 
bie betreffenden Staaten für die ihnen entzogenen reinen 
Einnahmen und fonftigen aus der Poftverwaltung bezoges 
nen Bortheile (z. B. freier Transport der bienftlichen 
Correspondenz) Entfhädigung geleifter werde. 

Frankfurt, den 23. Februar 1849. 

(Ge). Eigenbrobt. 
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VBefondere Bemerkungen des berzoglich 

naſſauiſchen und fchleswig-bolfteinifchen 

Bevollmächtigten zur KRolleftiverflärung 

vom 23ten Februor 1849. d. d. 23ten 
Februar 1849. 


Die herzoglicdynaffanifche Regierung fchließt fich den 
befonderen Bemerkungen des großherzoglich⸗heſſiſchen Bes 
vollmächtigen 

1) in Betreff des 1. Abfchnitts der Verfaffung, mit 

der Ueberfchrift „bad Reich“ zu Art. I und II, 

2) in Betreff des 2. Abfchnittd der Verfaffung mit der 
Ueberfchrift „die —— zu F. 26, 27, 32 
und 42 an. 


Die herzoglichnaffauifche Regierung iſt außerdem 
3) zu $. 7.der Anficht, daß das Recht, Konfuln im 
Auslande anzuſtellen, der Reichsgewalt mit Rück⸗ 
fidyt auf die handelspofitifche Einheitlichkeit Deutſch⸗ 
lands ausschließlich zuftehen ſollte. 
Frankfurt a M, den 23. Februar. 
(Ge.) HSergenhahn. 
Der unterzeichnete Bevollmächtigte erklärt fich mit 
ben Bemerkungen des großherzoglichsheflifchen und her 
zoglichznaffauifchen Bevollmächtigten in Betreff ded 1. 
Abfchnittö der Verfaſſung vom Reich und in Betreff des 
$. 7 des Abſchnitts Hinfichtlich des Rechts, Konſuln ans 
zuftellen, einverftanden. 
Sranffurt, den 23. Februar 1849. 
| (Ge;). Frande. 
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Erklärung des Bevollmächtigten für Die 

febleswig : bolfteinifche Negierung über 

den Entwurf Der deutſchen Heichsver: 
fofiung, d. d. Sten Februar 1949. 


Herr Präfident des Neichsminifteriums! 
Nachdem ich das Nundfchreiben des Reichsminiſte⸗ 
riums vom 28. v. M., betreffend die Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands, ſofort meiner Regierung zugeſtellt habe, erhalte 
ich: ſoeben die anliegende Zufihrift vom 4; d. M., welche 

die Ehre habe, im Original Ihnen zuzuftellein. 
Meine Regierung bemerkt dabei, daß fich diefelbe in 
ifrer Stellung auf. die. gemadjten wenigen Bemerkun⸗ 
gen befchränfen zu dürfen geglaubt habe Zugleich bin 


ich. autorifirt, die gewünfchte Verftänbigung der Negiers 
ungen ber deutſchen Einzelftaaten über die Reichsverfaſ—⸗ 
fung möglichft zu erleichtern und zur Befeitigung etwa 
ſich erhebender Anftände dag Meinige beizutragen. 

Indem ed faum der Berficherung bebürfen wird, daß 
ich in dieſer Richtung nach beften Kräften verfahren werbe, 
verfehle ich nicht, Herr Präfident, Vorftehendes zu Ihr 
rer Kenntniß zu bringen. 

FSranffurt, den 8. Febr. 1849. 


Der Bevollmächtigte der Schlesmwig-Holfteinifchen Negier- 
ung bei der Zentralgewalt. 
(Gez.) Frande. 

Die gemeinfame Regierung ber Herzogthümer Schles⸗ 
wigsHolftein findet fich in Bezug auf die von der deut⸗ 
fhen Nationalverfammlung nach erfter Lefung angenoms 
menen Berfaflungsbefchlüffe zu folgenden Bemerkungen 
veranlaßt. 

Unter dem Abfchnitt 1. „das Reich” find in dem 
Artikel I. $. 1. die Verhältniffe ded Herzogsthums Schles⸗ 
wig ber definitiven Anordnung vorbehalten. Bei der 
durchgreifenden Bedeutfamfeit diefed Vorbehalts muß es 
hier ausdrüdlich hervorgehoben werden, daß derjelbe als 
auf ſämmtliche Beftimmungen der Verfaffung, bei wel: 
chen er event. in Betracht fommen fünnte, fidy erftres 
end zu verftehen fein wird, infonderheit auf Artifel II. 
$$. 2, und 3., des Abfchnittd I. Daß died aud die 
Meinung des gedachten Vorbehalts fei, ſcheint naments 
lih aud der Verfchiedenheit der in dem $. 1. felbft bei 
Erwähnung Schleswigs und Pofend gebrauchten Auds 
drüde „Verhältniſſe“ und „Grenzbeſtimmung“, fo wie 
aus dem Abfchnitte „der Neichdtag”, Artikel V, $. 19. 
pass. 8. in fine bervorzugehen. Zur Bergleihung wirb 
noch auf den Abfchnitt II. „die Reichsgewalt“, Artikel 
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VII. $. 33. hingewiefen, welcher dem auf die biefigen 
Landesverhältniffe bezüglichen passus der Eircularnote 
der Fföniglichspreußifchen Regierung vorgefchwebt haben 
könnte. 

In dem Abſchnitte „der Reichstag“ iſt in dem Ar- 
titel V, $. 19. beſtimmt, daß ein von dem Reichstage in 
drei ordentlichen Sikungen nad; einander und nad aber: 
maliger Erwägung gefaßter Beſchluß auch ohne Sanf- 
tion des NReichdoberhaupts zum Gefeße werde, fobald der 
Reichstag ſich fchliege. Die gemeinfame Regierung bält 
ed für angemefjen, daß die Zuftimmung bed Reichsober⸗ 
haupts ald Bedingung für die gefegliche Kraft eines 
Befchluffes des Neichdtages auch in dem angeführten 
Falle nicht ausgefchloffen werde, daß mithin die angezo« 
gene Beftimmung wegfalle. 

In Betreff des in dem Abfchnitt „das Reichsober⸗ 
haupt’, Artitel I. $. 2, vorgefchlagenen Titels „Kaiſer 
der Deutſchen“, kann die gemeinfame Regierung ber 
Berüdfichtigung gewichtiger Gründe von Seiten ber Re: 
gierungen der größeren Staaten Deutjchlands ſich nicht 
entgegenftellen wollen. 


Gottdorf, den 4. Februar 1849, 
Die gemeinfame Regierung. 
(Gez.) Th. Reventlom. 
(Gez.) Harbou. 
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Befondere Bemerkungen des berzoglich 

fachfen - altenburgifchen Bevolimächtig- 

ten zur Kollectiverflärung vom 23ten 

Februar 1849. d. d. 26ten Februar 
1849. 


Herr Minifterpräfident! 

Indem ich mich beehre, bezüglidy der unter dem 
23./24. d. M. von ſechs und zwanzig Einzelftaaten ges 
meinfchaftlicy übergebenen Bemerkungen zu ben von der 
verfaffunggebenden Nationalverfammlung in erfter Leſung 
gefaßten Berfaffungs- Befchlüffen noch nachträglich Die 
vorbehaltene Erklärung abzuftellen, wie die herzoglich 
facyfen » altenburgifche Regierung fi der Hoffnung hins 
giebt, ed werde der zu fchaffende deutfche Bundesftaat 
einen. folhen territorialen Umfang und ein foldye innere 
Geftaltung erhalten, daß die Bezeichnungen „Reich“ und 
„Reichsgewalt“ für denſelben vollkommen paſſend erfchei- 
nen werben, und ſomit dieſelbe feinen Anſtand findet, 
diefe Bezeichnungen, wie in der erften jener Bemerfun- 
gen gefchehen, zu beanftanden, erlaube ich mir zugleich, 
noch Folgendes ergebenft beizufügen. 

Die herzoglich fachfens.altenburgifche Regierung er- 
fennt an, daß das große Werf bundesftaatlicher Einige 
ung Deutfchlands nicht wohl anders zu Stande kommen 
fann, ald wenn die einzelnen deutfchen Staatsregierun⸗ 
gen fich entfchließen, die Verfaffung, wie ſolche definitiv 
durch die Reichöverfammlung feftgeftellt fein wird, unter 
Aufgebung individueller Meinungsverfchiedenheiten, wo 
möglich, ohne alle-weitere Beanftandung in Wirkfamteit 
treten zu laſſen; auch hegt fie zu der biöher bethätigten 


Gefinnung und ber yraftifchen Einficht der Neichöver- 
fammlung das Bertrauen, ed werde biefelbe durch ihre 
Befchlüffe eine rafche, allfeitige Verftändigung ermögli⸗ 
hen, indem fie namentlich das erforderliche Anjehen der 
Regierungen und das felbftftändige Leben der Einzelſtaa— 
ten gebührend- zu fichern wiſſen werde, ohne einer kräfti⸗ 
gen bumdedftantiichen Entwicelung der Gefammtheit Ein- 
trag zu thun. Wie Seine Hoheit, der Herzog Georg 
zu Sacdfen-Altenburg, in legterer Beziehung denken, ift 
dem Reichsminiſterium bereitd durch die Addreſſe an des 
Königs von Preußen Majeftät befannt geworben, welche 
id} unter dem 25. vorigen Monats abfchriftlich zu über- 
reichen die Ehre hatte. Die Herzoglihe Regierung, fo 
dringend fie wünfchen muß, die deutfchen Provinzen Des 
ſterreichs und das übrige Dentjchland von einem. unauf⸗ 
löglichen Bande feiter Einigung umfchlungem zw fehen, 
hält doch auch jeßt die Vorausfegung noch nicht für bes 
feitigt, Daß: ed Defterreich unmöglich. fein. werde, mit dem 
übrigen Deutſchland in ein bundesftaatliches Verhältniß, 
wie: ed, von, der Deutfchen Nation verlangt wird, einzus 
treten, und unter dieſer Vorausſetzung ift dieſelbe auch 
jet noch der. Ueberzeugung, daß die zunerläffigfte Bürg⸗ 
fchaft einer feit zu begründenden neuen: Drönung der 
Dinge in der mit Krone Preußen. als dem: mächtigftem 
und intelligenteften reindeutfchen Staate zu verbindenden: 
erblichen Kaifermärbe zu erreichen: fei. 

Unter Borbehalt etwaiger weiterer Erklärungen bitte 
ich den Heren Minifterpräfidenten , mit dem Erklärungen 
ber, übrigen deutfchen Regierungen über das Verfaſſungs— 
werk. auch Vorftehendes: zur Kenntniß der conftiturenden 
Nationalverſammlung zu bringen. 

Franukfurt a. M,, den 26. Februar 1849. 

im Den Bevollmächtigte für Sachen Altenburg, 
(Gez). Eruciger. 
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Erflärung des fürftlich lippe :Detmoldi- 

ſchen Bevollmächtigten über den Ent: 

wurf Der Deutfchen Neichsverfoffung d. 
d. 3ten Februar 1849. 


Auf den geehrten Erlaß vom 28. v. M., den Et 
wurf der Verfaffung für Deutfchland betreffend, bin ich 
von meiner Regierung beauftragt, dad Folgende gang 
ergebenft. zu erwidern: 1) die Regierung hat zu wün⸗ 
fchen, daß die $$. 2 und 3 des Art. II. der Abtheilung 
„bad Reich" nach Maßgabe ded von der Ratienalvers 
fammlung auch bereit genehmigten Programms des 
Herrn Minifter-Präfidenten, namentlich in Beziehung 
auf Defterreich und Limburg, förmlich abgeändert wer⸗ 
den. Zu den übrigen Artifeln dieſer Weileliung findet 
fie nichts. zu. bemerfen. 

Ebenfo wenig zu der Abtheilung: „die Reichsge⸗ 
walt.“ 

2) Zu der Abtheilung „der Reichstag“ muß fie ben 
dringenden Antrag ftellen, daß: dem Fürftenthume Lippe 
eine befondere Stimme im Staatenhaufe beigelegt werde. 
Für einen Staat von mehr ald 100,000 Angehöris 
gen, der in feinen Inſtitutionen und feiner Verwaltung 
feinem anderen beutfchen Staate nadjfteht, ſcheint dies 
fer Anfpruch vollfommen begründet, um fo mehr, da 
freien Städten von weit geringerer Bevölferung derfelbe 
gewährt ift, und die damit verbundene geringe Vermeh—⸗ 
rung ber Mitgieder des Staatenhaufes dagegen nicht 
in Betracht gezogen werden fann. 

3) Zu dem $. 19 diefer Abtheilung findet die Regierung 
fein Bedenken, baß ber Sab: „Bei Ausübung der ber 
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Reichsgewalt zugewiefenen Befugniffe ift die Ueberein⸗ 
flimmung der Reichöregierung in folgenden Fällen ers 
forderlih? — — in diefer Faflung beibehalten werde. 

Die übrigen Artifel diefer Abtheilung geben der Re— 
Hierung zu feinen Bemerkungen Beanlaffung. 

Ebenfo die Abtheilung „das Reichsgericht.“ 

4) Sn der Abtheilung „das Reichdoberhaupt" läßt 
der Entwurf die Frage über die Dauer der Wirkfamfeit 


bed Reichsoberhaupts nad; dem Ergebnifie der erften 
Lefung in der Nationalverfammlung unentfcieden. 


Die Regierung muß ſich entfchieden für die Erblich- 
lichkeit in einem deutfchen Fürftenhaufe ausfprechen, da 
nur durch diefe die Einheit Deutfchlands gefichert, und 
befien Macht dauernd begründet werden fann. Im and- 
drüclichen Auftrage Sr. Durchlaucht des Fürften hat 
die Regierung noch den befonderen Wunſch auszufpre- 
chen, daß die Würde des Reichdoberhaupts Sr. Majes 
tät dem Könige von Preußen übertragen werben möge. 


Detmold, den 3. Februar 1849. 


Der fürftlich-Tippe’fche Benollmächtigte bei der Zen, 
tralgewalt. 


(GE) Petri. 
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Erklärung Des Bevollmächtigten für 
Anhalt: Deffaun und Anhalt - Köthen, 
über den Entwurf Der Deutfchen Neichs- 
verfoffung, d. d. 19ten Februar 1849. 


Herr Minifterpräfident! 

In Folge der verehrlichen Note vom 28. v. M., 
und meined an die durch mich bei der prowiforifchen Zens 
tralgewalt vertretenen Regierungen von Anhalt» Deffan 
und Anhalt» Köthen erftatteten Berichts, bin ih von dem 
herzoglich sanhalt=deffaus und füthenfchen Gefammtminis 
fterium ermächtigt, mit höchfter Genehmigung Seiner 
Hoheit des älteftregierenden Herzogs Leopold Friedrich 
und unter Zuftimmung des vereinigten Randtags, Ihnen, 
Herr Minifterpräfident, die Erklärung abzugeben: 

daß Anhalt-Deffau und Anhalt-Köthen fid den Bes 
fchlüffen des deutfchen Nationalparlaments bezüglich 
der Konftitwirung des deutfchen Reichs unterwerfen 
und dabei die Anficht und Ueberzeugung audfprechen, 
daß die eine wahrhafte Einigung und Fräftige Ger 
fammtentwidlung Deutſchlands bezwedenden Bors 
fchläge Preußens zur Erreichung jenes Zweckes und 
zur Löſung der dabei vorkommenden fchwierigen Fras 
gen führen werden. 


Frankfurt a. M., den 19. Februar 1849. 


Der Bevollmäcdhtigte von Anhalt» Defjau und Anhalt» 
Köthen. 
(Gez.) 9. Bierthaler. 


| Roth und Merk, Duellenfammlung. IL. Bd. 22 
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Beſondere Bemerkungen der Bevoll— 

mächtigten Der freien Städte Bremen 

und ‚Hamburg zur Kollektiverflärung 

von 23Bten Februar 1849. d. d. Z3ten 
Februar 1849. 


Die. Bevollmächtigten der Senate von Bremen und 
von Hamburg find nicht in der Lage gewefen, fich won 
Anfang an bei der gemeinfchaftlichen Erörterung des 
Abfchnittes des BVerfaffungsentwurfes über die Reiche: 
gemalt betheiligen zu Fünnen. Den fpätern Berathungen 
haben fie ſich um fo bereitwilliger angefchloffen, als fie 
in vielen Aenderungsvorfchlägen nur den Ausdruck ihrer 
eigenen Anfichten wieder fanden. — In dem Nachfolgen⸗ 
den faflen fie dagegen die Gründe furz zufammen, aus 
welchen fie theils mit einigen der beabfichtigten Aenderun- 
gen einzelner Paragraphen nicht einverftanden find, theile 
einige. fernere Abänderungen für wefentlich winfcheng- 
werth erachten. 

Im Abfchnitte von der Reichsgewalt $. 23 ift die 
Beibehaltung der Worte: „und deren Ladungen‘ unum- 
gänglich nothwendig, wenn man nicht in den Widerſpruch 
gerathen will, die Zweckmäßigkeit anzuerkennen und die 
Pflicht auszuſprechen, daß die Uferſtaaten die für die 
Seeſchifffahrt nöthigen Anſtalten ſelbſt beſchaffen, zugleich 
aber dieſen Staaten die Mittel zu nehmen, welche dazu 
erforderlich ſind. Die wichtigſten Handelsplätze liegen 
da, wo die Seeſchifffahrt aufhört und die ausſchließliche 
Flußſchifffahrt beginnt, und die Koſten auf dieſer zum 
Theil ſehr großen Waſſerſtrecke ſind, wie aus langjähri⸗ 
ger Erfahrung dargethan werden kann, ſo bedeutend, daß 
dieſe Laſt nur dann als unnachtheilig betrachtet werden 
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fann, wenn der Handel, der davon Vortheil hat, eine 
ihm durchaus nicht fühlbare Beihülfe gewährt, Schiffe 
mit Ladungen von geringem Werthe müſſen ohnehin in 
jeder künftigen Schifffahrtsabgabe erleichtert werden; man 
fan, was man ihnen abnimmt, aber nicht auf Schiffe 
mit werthuolleren Ladungen legen, wenn deren Fracht⸗ 
verdienft ohnehin ſchon zu ſchwer Dadurch betroffen wer- 
den würde, daß die Abgabe auf jedes Schiff fid nad 
dem Belaufe der erforderlichen Koften richten müßte, ftatt 
nach dem, was dad Schiff allein‘ ohne Unbilligfeit tragen 
kann, und was es in rivalifirenden fremden Häfen bes 
zahlt. Ts ift im Handel und der Schifffahrt von fo: ent 
fihiedener Wichtigkeit, den Erleichterungen, welche Riva 
len einführen, folgen zu fönnen, dag man auch hierin 
einer freien Bewegung Raum laffen muß. Da die Ab- 
gaben von der Reichögewalt genehmigt werden müſſen, 
und den Betrag der Berwendungen nidjt überfchreiten 
dürfen, fo liegt fein Grund zu irgend einer Beforgniß 
vor Webelftänden vor. 

Es iſt bei dieſer Bemerkung von der Ueberzeugung 
ausgegangen, daß der Verfaſſungsentwurf nicht beabſich—⸗ 
tigt, die Anlagen für die Seefhifffahrt in zwei Theile 
zu theilen, fo daß die Koften am Ansfluffe des Stromes 
die: Uferftaaten gegen Erhebung von Abgaben‘ freffen 
würden, und auf, ver langen Strede von dort bie zum 
Aufhören der Seefchifffahrt vom Reiche and allgemeinen 
Mitteln fünftig getragen werden follten, fondern baß 
das Reich nur für die, dem Koftenbetrage nach gar nicht 
damit zu vergleichenden, Anlagen für Flußſchiffe forgen 
will. — Eine ſolche Theilung der Arbeit: und —— 
würde ohnehin ſehr unzweckmäßig ſein. 

Die vorgeſchlagenen Aenderungen der $$. a 
befchränfen die Kompetenz der. Reichsgewalt auf dieje⸗ 
nigen Gewäſſer, welche mehreren Staaten angehören, 
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während die nur einen Staat durchſtrömenden Flüſſe 
der Öefeßgebung und DOberaufficht des Reiches entzogen 
werden, obfhon fie dem allgemeinen Verkehre ebenfalls 
dienen. Jene Borfchläge wollen ferner bei allen zur 
Slußichifffahrt dienenden Gewäflern die Wahl der Maap- 
zegeln zur Unterhaltung und Berbefferung der Fahrbahn 
den einzelnen Regierungen überlaffen, und endlich die 
ganze, technifche Leitung des Strombaues der Einwir- 
fung der Reichsbeamten entzogen wiſſen. Obfchon im 
Allgemeinen’ mit den in der Kollectiv-Erflärung aufge, 
ſtellten Grundfägen einverftanden, können die Unterzeich- 
neten doch die Beforgniß nicht unterdrüden, daß auf 
diefe Weife ein fehr ungleichartiger Strombau entftehen 
und mandhe jener Uebelftände im Laufe der Zeit wieder 
hervorgerufen werden möchten, in deren bezweckter Ab- 
wendung allein der Grund zur Uebernahme der Koften 
der Flußbauten abfeiten der Reichsgewalt liegt. Die 
Unterzeichneten wünfchen daher die Beibehaltung der SS. 
25—27 des Berfafjungsentwurfd und geben fich der Hoff: 
nung hin, daß das im $. 26 verheißene Reichögefeg den 
in den Motiven der Kollectiv-Erflärung hervorgehobenen 
Bedenflidyfeiten genügend abhelfen werde. 

Der vorgefchlagene Zufag zum $. 33 hat die Folge, 
baß die im $. 34 erwähnte Steuergemeinfchaft in einen 
foldyen Gegenfas zur Zollgemeinfchaft gebrad;t wird, 
als ob die Zolleinigung fofort und unbedingt eintreten 
müßte, während der Wegfall der Binnenzölle noch erft 
von andermweitigen ferneren Maafregeln abhänge. Die 
$$. 33 und 34 find bisher fo verftanden, und waren 
aud; ohne Zweifel fo gemeint, daß die durch das Weg» 
fallen der bisherigen Binnenzölle nothwendig werdende 
Gemeinfchaft, namentlich derjenigen Stenern,. für welche 
bis jeßt innerhalb des Zollvereins noch Ausgleichungss 
abgaben erhoben werden, mit ber im $. 33 angeords 
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neten Zollgemeinfchaft ber bisher in- und außerhalb 
deſſelben Zollvereind ftehenden Staaten unzertrennlich ver: 
bunden fei, und dadurch den eintretenden norddeutfchen 
Staaten ein Aequivalent gegeben werde. — Das trand- 
itorifche Gefeß, welches in Bezug auf Zolls und Steus 
erverwaltung noch zu erlaffen fein wird, mag beftimmen, ' 
ob und welche Maaßregeln wegen Wegfall der Binnen, 
zölfe nothmwendig find. Gegen einen desfallfigen Zufaß 
zur Berfaffung aber müffen ſich die Unterzeichneten er- 
flären und zugleich die beftimmte Erwartung ausſprechen, 
daß mit den zur Einführung der Zollunion erforderlichen 
Gefegen gleichzeitig auch die im $. 34 vorbehaltene ge- 
fegliche Beftimmung darüber werde erlaffen werden, welche 
Produftiond- und Verbrauchd- Steuern, und von wel: 
chem Zeitpunfte an, fie gemeinfchaftlic fein follten. 
Diefer leßtere Zufaß würde nothwendig dem $. 34 aus— 
drücklich hinzugefügt werden müffen, wenn wider Ber: 
hoffen der erwähnte Auffchub des Wegfallens der Bin- 
nenzölle im $. 33 Anfnahme fände. 
Sm $. 36 dürfte es, in Berüdfichtigung des Vor: 
behaltes des $. 33 heißen müflen: Reichs-Zollgrenze. 
Frankfurt a. M., den 23. Februar 1849. 
Unter Vorbehalt etwaiger Nachträge 
(Gez.) Smidt für Bremen. 
»  Kirdhenpauer für Hamburg. 
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Zweite Rollektiv-Erflärung des Bevoll— 
mächtigten für Preußen und fieben und 
zwanzig audere deutſche Negierungen, 
Die Deutfche Neichsverfaflung betreffend, 
d. d. Iten März 1849., ſammt befon- 
Deren Bemerkungen Des grofberzoglich 
beflifceben, großberzoglicb voldenburgi- 
feben, grofberzoglich Ingemburgifchen, 
fürftlich fchwarzburgifchen und freiitadt- 
lübecfifchen Bevollmächtigten. 


Herr Minifter! 

Die Unterzeichueten beehren fih, Ihnen in Ergäns 
zung des Schreibens vom 23. Februar Namens ihrer 
Regierungen die weiteren Bemerkungen und Abände- 
rungsvorfhläge zu den in erfter Lefung bezüglid; der 
Berfaffung von der deutſchen Nationalverfammlung ge: 
faßten Befchlüffen über die Abfchnitte, welche den Titel: 
„Der Reichstag, das Reichsgericht, der Reichsrath“ füh- 
ren, zu überreichen. Diefelben find gemeinfchaftlidy voll 
zogen, und erlauben wir ung hinfichtlich derjenigen Punkte, 
welche nicht gemeinfchaftliche Zufäge, Erläuterungen oder 
Anträge veranlaßten, auf die an den betreffenden Orten 
vorbehaltenen befonderen Erklärungen ergebenft zu vers 
weifen. 

Wir erfuchen Sie, Herr Minifter, auch diefe Mit- 
theilung auf geeignetem Wege zur Kenntniß der deuts 
[hen Nationalverfammlung zu bringen. 


Franffurt a. M., den 1. März 1849, 


343: 
Bemerkungen und  Abänderungsvorfchläge zu. Be 


fchlüffen der Nationalverfammlung, bezüglich der 
Verfaſſung. 
Der Reichstag. 
§. 3. 
Jedem Staate wäre, ohne Zuſammenlegung, das 
Recht einzuräumen, mindeſtens einen Vertreter in das 
Staatenhaus zu ſenden, und kann auch in dieſer Aen⸗ 


derung das Motiv zu einer Reviſion der Stimmenver⸗ 
theilung im Staatenhauſe gefunden werden”). 


$. 4 
Der zweite Sat ded Paragraphen fteht im Zuſam⸗ 
menhange mit dem Reichdwahlgefeße. Es wird nüßlich 
erachtet, der ſchließlichen Seftftellung durch daffelbe nicht 
vorzugreifen, jedenfalls aber eine etwaige Modifikation 
durch Das Reichswahlgeſetz vorzubehalten. 
$. 6 
Die zu $.3 beantragte Aenderung würde die Streis 
arıng bed $. 6 zur Folge haben. 
$. 9. 
Es wird feftzufegen fein, in welcher Art die Er; 
neuerung flattfinden foll. 
$. 16. 
In Folge der zu $. 58 beantragten Aenderung würde 
$. 16 wegfallen. 
6. 17. Air 
Auf das Recht der Unterfuchungen wird verzichtet 
werden fünnen. Sn der vorgefchlagenen Allgemeinheit 


*) Zu Berüdfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 8. 
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verliehen, würbe es in’ einem Bundesſtaate noch viel grös 
Bere Anftände mit fich führen, ald in einem Einzelftaate, 
indem daraus die Befugniß einer Einmiſchung in die in; 
nern Angelegenheiten der Staaten abgeleitet werben 
könnte. 


§. 18. 

Es muß darauf beſtanden werden, daß das Bundes⸗ 
oberhaupt das Recht des abfoluten Veto habe. Demge: 
mäß würde $. 18 etwa, wie folgt, zu faffen fein: 

„zur Erlaffung, Auslegung, Aufhebung oder Abän— 

„derung von Bundesgefeßen ift die Hebereinftimmung 

„des Bundesoberhauptes, des Staaten- und des 

„Bolkshaufes erforderlich” *). 


$. 19, 

Sn $. 19 ftele nadı Vorftehendem der zweite Satz 
und der Punkt Nr. 1 weg, und infofern ed darnach noch 
erforderlich ſcheint, einzelne Fälle anzuführen, welche nur 
durch ein Bundesgefeß, nicht Durch Verordnungen erles 
digt werden können, würden in Nr, 2 die Worte: „Steuer 
oder’’ gemäß der Bemerfung zu $. 49, fodann Nr. 3 in 
Folge der Bemerkung zu $. 46 ganz wegfallen. 


$. 19 a. 

Es ift wünfchenswerth, die Dauer der Finanzperiode 
auf drei Fahre, ftatt auf ein Jahr feftzufegen, da das 
Budget ded Bundesftaates nicht vielen Veränderungen 
unterliegen wird, und auch feinen zu großen Schwanz 
ungen ausgeſetzt werden darf, damit den Einzelftaaten 
die erforderliche Bürgfchaft für die Stetigfeit ihres eige- 
nen Haushaltes gegeben werde“), 


*) Zu berüdfichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 18. 
**) Zu berüdkfichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 19 a. 
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Artifel VII. 


§. 34. 

Die Worte „gethanen Aeußerungen“ wären durd) 
die Worte „ausgefprochenen Meinungen” zu erfeßen, 
um nicht Straflofigfeit für Injurien und Berleumdungen 
einzuführen“). 

§. 35. 

Es wird vorgefchlagen, zwifchen die Worte: „Den⸗ 

felben gehört,’ das Wort „jederzeit“ einzufchalten. 
§. 36. 

Die Faffung wird der Deutung vorbeugen müffen, 
daß die Minifter verpflichtet feien, auf jede Interpella— 
tion, auch wenn das öffentliche Intereffe dadurch gefähr: 
det wäre, die verlangte Auskunft zu ertheilen. 


Das Reichsgericht. 
$. 5 und 2 c. 

Auf die dem Reichdgerichte zuzugeftehende Kompetenz 
ift deffen einem befonderen Geſetze überwiefene Organi— 
fation von wefentlichem Einfluffe, namentlidy mit Rüds 
fiht darauf, daß ($. 2 c.) Streitigkeiten über Thronfolge, 
Negierungsfähigfeit und Regentſchaft in den einzelnen 
Staaten zur Kompetenz des Reichsgerichts gehören follen, 
bei welchen Streitigfeiten eine Mitwirfung des Reichs— 
rathed oder die Zuziehung von regierenden Fürften zur 
Begründung einer Austrägalinftanz zu verlangen fein 
würde, Es dürfte angemefjen fein, das fünftige Geſetz 
über DOrganifation des Neichögerichtd an die Zuſtim— 
mung des Neichsrathes zu binden, und dem lebteren 


ebenfalls einen Einfluß auf die Befekung ded Gerichted 


vorzubehalten. 


*) Zu berückfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 34. 


L 
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.2e. 

Gegen die Klagen der Angehörigen eines Einzelftaa- 
ted wegen Verlegung der Verfaffung ift zu erinnern, daß 
dadurd; das Neichögericht mit einer Unzahl Befchwerden 
überhäuft werden würde, und daß diefe Klagen hier um 
fo eher wegfallen könnten, als es zunächft den Volksver— 
tretern in den Einzelftaaten obliegt, derartige Befchwer: 
den aufzunehmen, und als diefelben, im Falle fie damit 
bei der Landesregierung nicht durchdringen, nad) $. 2 d 
die Befugniß haben, auf eine Entfcheidung des Reichs— 
gerichtd anzutragen. Der Ausübung diefer Befugniß 
fann ein nachhaltiges Hinderniß nicht entgegentreten, 
weil in jedem Jahre eine Berfammlung des Volks- und 
des Staatenhaufes ftattfinden fol, und weil auch in der 
Zwifchenzeit die Bundesgewalt nah $. 53 Nr. 3 die 
Pflicht haben würde einzufchreiten*). 

52h 
Es könnte hinzugefügt werden, daß die Bundesre- 


gierung auf Anrufen der Betheiligten zuvörderft eine 
Ausgleichung auf gütlichem Wege zu verfuchen habe. 


Der Reichsrath *). 

Zu den nicht vollſtändigen Beſchlüſſen über den 
Reichsrath iſt aus den vorangegangenen Bemerkungen 
zuſammenzutragen, daß demſelben mindeſtens das Zuſtim— 
mungsrecht zu Verfaſſungsänderungen und zu dem Ge— 
ſetze über die Organiſation des Reichsgerichts, ſo wie ein 
Einfluß auf die Beſetzung des letzteren einzuräumen wäre, 
woraus ſich die Nothwendigkeit ergibt, für entſcheidende 
Beſchlüſſe wie in dem Staatenhauſe eine Vertheilung 


) Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu $. 2 0. 
*) Zu berückſichtigen die Bemerkungen zu dieſem — und 
zu $. 1 insbeſondere. 
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bed Stimmenrechtd nach Maaßgabe der Größe und des 
"Gewichte de ber einzelnen Staaten anzuordnen. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 


Samphaufen, für Preußen. 

Welcker für Baden, mit befonderer Beziehung 
auf die früher übergebenen badifchen Bemer—⸗ 
fungen und Wünfche, 

Jordan für Kurbeffen. 

v. Scherff für Luremburg. 

Eigenbrodt für Großherzogthum Heflen. 

Grande für Schleswig: Holftein. 

Karften für beide Meclenburg. 

Mosle für Oldenburg. 

v. Stein für Koburg-Gotha. 

Liebe für Braunfchmweig. 

v. Wydenbrugf für Sahfen- Weimar, unter 
dem Vorbehalte, über den einen oder den andes 
ren Punft nach eingeholter fpezieller Inftrufs 
tion eine ergänzende oder abweichende Erflä- 
rung abzugeben. 

Hergenhahn für Naffau. 

Petri für Walde und Lippe. 

Seebed für Sacfen - Meiningen. 

Freiherr v. Holzhbaufen für Hohenzollern, Neuß 
und Heflen- Homburg. 

Sruciger für Sachfen » Altenburg. 

Smidt für Bremen. 

Karlowa für Schaumburg = Lippe. 

DBrehmer für Lübed. 

Kohlſchütter für — UNE 
und Rudolſtadt. 

Kirchenpauer für Hamburg. 
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Separatbemerfung des großherzoglich- —— Be⸗ 
vollmächtigten. 


Der unterzeichnete großherzoglich-heſſiſche Bevoll- 
mächtigte hat in Folge hiervon Seitens feiner Regierung 
zu bemerfen: 

1) daß fich diefelbe die zu F. 34 des Abfchnittes 
„das Reichdgericht” gemachten Aenderungsvorfchläge nicht 
anzueignen vermag; 

2) daß, wenn Heffen- Homburg nad dem zu $. 3 
des Abfchnittes „der Neichdtag” gemachten Borfchlage 
das Recht erhält, ein Mitglied in das Staatenhaus zu 
fenden, dem Großherzogthum Heflen jedenfalls das Recht, 
ſechs Mitglieder des legteren zu ftellen, verbleiben müßte, 
da die Zahl ja auch für Kurheffen angenommen ift; 

3) daß in Betreff des Abfchnittes, „das Neichdober- 
haupt” auf die Erflärung Bezug genommen wird, welche 
der Unterzeichnete am 11. Januar diefes Sahred Namens 
feiner Regierung übergeben hat. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1849, 
Der Bevollmächtigte für das Großherzogthum Heffen. 
(Se) Eigenbrodt. 


Separatbemerfung des großherzogl, oldenburgifchen 
Bevollmächtigten. 


Zu ber am heutigen Tage übergebenen gemeinfchafts 
lichen, von ihm mitvollzogenen Erklärung vieler deutfchen 
Regierungen über die letztern Abfchnitte der in erfter 
Lefung von der deutfchen Nationalverfammlung angenoms 
menen Berfafjung, ift der Unterzeichnete noch veranlaßt, 
Namens feiner Regierung die Ueberzeugung auszufpre- 
chen, daß nur ein einheitliches und erbliched Oberhaupt 
an der Spite des zu gründenden bundeöftaatlichen Reis 
ches fowohl der innern Anlage und Natur deffelben, als 
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den dringenden Bebürfniffen Deutfchlands entfprechen 
werde. 
Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 
Der großherzoglicyoldenburgifche Bevollmächtigte bei der 
Zentralgewalt. 
(Gez.) Mosle. 


Beſondere Bemerkung des großherzoglich luxemburgi⸗ 
ſchen Bevollmächtigten zum V. Abſchnitt: „der 
Reichstag“ Art. II, $. 3. 


Der unterzeichnete Bevollmächtigte hat den Antrag 
zu ftellen, daß bei Aufzählung der Mitglieder des Staa⸗ 
tenhauſes hinter Luremburg die Worte: „mit Limburg” 
wegfallen, die Ziffer 2 (Mitglieder) aber beibehalten 
werden möge, und zwar, weil: 

1) für Limburg bereits erflärt worden ift, daß für fols 
ches dem engern Bundesftaate nicht beigetreten wers 
den könne, und weil 

2) Luremburg, in Betracht feiner Bevölferung und 
frühern Stellung im Bunde, für fi allein die Sen, 
bung von zwei Mitgliedern in das Staatenhaus in 

Anfpruc nehmen zu fünnen glaubt. 

Frankfurt a. M., den 1. März 1849, 

v. Scherff, 
Bevollmächtigter für Luremburg. 


Seperatbemerfung des fürftlih fchwarzburgifchen 
Bevollmächtigten zu Art. II. 8. 3 des Abfchnitts „der 
Reichstag.“ 

Der in der Kollectiv⸗Erklärung vom heutigen Tage 
zu dem Berfaffungssabfchnitte „der Reichstag“ Art. II 
$.3 geftellte Antrag, nach welchem jedem deutfchen Staate 
ohne Rücdficht auf feine Größe mindeftend eine felbftftän- 
bige Stimme im Stantenhaufe einzuräumen fein würde, 
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it vom Standpunkte der fürftlich ſchwarzburgiſchen 
Regierungen aus noch durch folgende Bemerkungen nä- 
her zu begründen und zu unterſtützen. 

Die im Verfaffungs-Entwurfe erfter Leſung befchlof- 
fene gruppenweife Verbindung mehrerer Staaten zu Kol: 
lectivs Stimmen im Staatenhaufe hat fchon an und für 
ſich wefentliche Bedenken gegen fih. Man wird es zwar 
nur billig und gerecht finden Fünnen, wenn den größeren 
Staaten, im Berhältniffe ihres Umfangs und ihres polis 
tifchen Einfluffes, eine ftärfere Zahl von Stimmen ein- 
geräumt wird, ald den Fleineren: allein fol den legteren 
wie ed die Abficht ift, ihre Selbftftändigfeit erhalten wer- 
den, fo muß es ihnen auch möglich gemacht werden, dies 
felbe, oder was gleich gilt, ihre Eigenthümlichkeit zur 
Geltung zu bringen, ihre Anficht und ihren Willen wenig- 
ftend der Wahrheit getreu auszufprechen, und fo das 
Dafein und dad Recht ihrer Individualität nicht blos 
mittelft einer Fiction zu wahren. Auf eine folche, und 
noch dazu auf eine, den Gefchäftögang wefentlich erjchwe- 
rende läuft e8 aber hinaus, wenn mehrere Staaten, de: 
ren Sintereffe fchon, weil fie mehrere find, nicht immer 
zufammenfallen wird, gefchmweige zufammenfallen muß, 
gezwungen fein follen, fi) zu einer Stimme zu vereini- 
gen. Schon die frühere Bundesverfaflung lehrt, daß die 
Nothwendigkeit anerfannt wurde, in gewiffen, vor dad 
Plenum verwiefenen Fällen, jedem Staate eine befondere 
Etimme zu gewähren. 

Unter allen Umftänden aber müßte die aufzuftellende 
Gruppirung wenigftend eine folche fein, welche von einer 
inneren Berwandtfchaft. der zu einer Kollectioftimme ver: 
einigten Staaten getragen würde. Es mag nun zwar, 
was die unter dem Namen des thüringifchen Zollverbans 
des zufammengefaßten Staaten infonderheit anlangt,. nicht 
verfannt werden, daß zwifchen einem großen Theile ber: 
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felben eine Stammedgenoffenfchaft, und bis zur einem ge, 
wiffen Grade auch Aehnlichfeit, ja Gleichheit der Sitte, 
bed Lebens, des Rechts, der Gerichtöverfaffung und der 
Berfehrverhältniffe ftattfindet. Allein dadurch feheint es 
nicht hinlänglich gerechtfertigt, fie ald eine Gefammtheit 
zit behandeln, und ihr als focher eine beliebige Zahl von 
Stimmen einzuräumen. Denn neben jenen Bereinigungs- 
purncten beftehen mächtige, vorzüglich ftaatsrechtliche Ver: 
fchiedenheiten und Sonderinterefjen, deren angemeffene 
Bertretung gefichert werden muß. Dieß ift namentlic, 
in Bezug auf die beiden fürftlichen Häufer Schwarzburg 
der Fall, infofern jedes ihrer Gebiete in zwei von eins 
ander und beziehentlicdy von den übrigen thüringifchen 
Staaten räumlich und fachlich getrennte Theile zerfällt, 
wodurch eine Werfchiedenartigkeit der Bedürfniffe und 
Sfntereffen in gewiffen Beziehungen von felbft bedingt 
wird. Es ſcheint fonach gerecht und billig, den beiden 
genannten Fürftenthüimern im Staatenhaufe eine andere 
jener Eigenthümlichfeit ihrer Lage entfprechende und Dies 
felbe fchügende Stellung einzuräumen. Durch die Ans 
nahme des in der Kollectiverflärung vorgefchlagenen Grunds 
ſatzes würde diefer Zwed von felbft erreicht werden. 
Sollte derfelbe aber wider Berhoffen nicht zur Geltung 
gelangen, fo würden die beiden Fürftenthümer Schwarzs 
burg wenigftend auf eine ihnen einzuräumende Gefammts- 
ftimme mit gleichem Rechte, wie die in ähnlicher Lage be— 
findlichen herzoglich anhaltifchen und fürſtlich-lippiſchen 
Lande gerechten Anfpruch haben. 


Sranffurta. M., am 1. März 1849, 


Der. fürftlich- fchwarzburgifche Bevollmächtigte bei der 
proviforifchen Zentralgewalt für Deutfchland, 


Kohlſchütter. 
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Seperatbemerfung des Bevollmächtigten für Lübeck. 
Herr Minifterpräfident ! 

Der unterzeichnete Bevollmächtigte der freien Stabt 
Lübeck hat, in Folge der von Ihnen unterm 28. Januar 
d. 5. erlaffenen Aufforderung, die Anficdyten der von ihm - 
vertretenen Regierung über den von der Nationalvers 
fammlung in erfter Lefung angenommenen Entwurf einer 
Verfaſſung Deutfchlands in zwei gemeinfchaftlichen Er- 
Härungen mehrerer Bevollmächtigten dargelegt. Da aber 
diefe Erklärungen auf den Abfchnitt ded Entwurfes, „das 
Reichsoberhaupt,“ nicht erftrecft worden find, fo findet 
fi) der Unterzeichnete noch zu der hiermittelft abgegeber 
nen befonderen Erklärung veranlaßt, daß nad) der Ans 
fiht ded Senates der freien Stadt Lübeck bei Ergänzung 
der im $. 1 jenes Abfchnittes enthaltenen Lücke, die Felt 
ftelung der Erblichfeit der Würde des Reichdoberhauptes 
ben Bebürfniffen des ald Bundesftaat zu gründenden 
deutfchen Reiches am meiften entfprechen werde. 

Frankfurt a. M., den I. März 1849. 

Brehmer. 


73. 


Beiondere Bemerkungen dere Bevoll—⸗ 
mächtigten für Mecklenburg, Luxem— 
burg, Hohenzollern, Neuß, Heflen: Hom- 
burg, Hamburg, Züber und Bremen 
zur Kolleftiverflärung vom Iten März 
1849. d. d. 2ten März; 1849. 


Die Unterzeichneten halten es für angemeffen, hervor- 
zuheben, daß die Bemerkung wegen einer bei mitentfcheis 


353 


denden Befchlüffen des Reichsrathes nad) Analogie ber 
Anordnung im Staatenhaufe anzuordnenden Stimmen: 
vertheilung, fo formulirt ift, wie fle jest lautet, damit 
fie nicht als eine folche erfcheine, welche den Inhalt des 
$. 1 abzuändern nöthige. — Sie benutzen aber zugleich 
die Beranlaffung, um ihrerfeitd ausdrüdlich Die fichere 
Erwartung audzufprechen, daß auch jener $. 1 bei der 
"zweiten Leſung Feine folche Abänderung erleiden werde, 
welche eine bei der erften Lefung beantragte vorſchrifts— 
mäßige Verbindung von Einzelftaaten zu gemeinfchaftlis 
cher Beftelung eines Reichsraths wiederherftellt. Yo 
divergirende Sntereffen unter einzelnen Staaten obwalten, 
ift eine Vereinbarung über einen gemeinfchaftlichen Bes 
vollmächtigten nicht zu fordern und nicht ausführbar. — 
Wenn dagegen jeder Einzelftaat das Recht hat, ein Mit; 
glied des Reichsrathes zu ernennen, fo bleibt denjenigen 
Staaten, weldje ed ihrem Intereſſe gemäß erachten, eine 
gemeinfchaftliche Bevollmächtigung unbenommen, während 
folhen Staaten, weldye befondere Intereffen in manchen 
Fällen zu vertreten und befondere Erfahrungen geltend 
zu machen haben, das Recht und die Beruhigung nicht 
verfümmert wird, mit ihren Gründen vor der Erlaffung 
eined Geſetzes vollftändig gehört zu werden. — Der 
Reicheregierung können folhe Gutachten nur willfoms 
men fein, 
Sranffurt a, M., den 1. März 1849. 

Kirhenpauer für Hamburg. 

v. Scherff für Luxemburg. 

Freiherr v. Holzhauſen für Hohenzolleri, 

Reuß und Hefien-Homburg. 

Brehmer für Lübed, 

Smidt für Brenten. 

Karften für Mecklenburg. 


Rott u, Merk, Quelleuſammlung. Il. Band. 23 


354 


76. 


Befondere Bemerkung Des berzoglich 
fachfen - altenburgifchen Bevollmächtig— 
ten zur SKolleftiverflärung vom Aten 
März 1849. d. d. ten März 1849. 


Herr Minifterpräftdent! 

Unter Bezugnahme auf die über das deutfche Verfaſ— 
fungswerf unter dem geftrigen Tage abgegebene ander: 
weite Kolleftiverflärung der königlich preußifchen und 
der ihr beigetretenen Regierungen erlaube ich mir, hin 
fichtlich des dafelbft zu $. 18 und 19 des Abfchnittes „der 
Reichstag” gebildeten Antrages die, mir vorbehaltene, be- 
fondere Erklärung abzuftellen,. daß die herzoglic ſach⸗ 
ſen⸗altenburgiſche Regierung nicht in dem Falle iſt, ſich 
jenem auf Einführung des abſoluten Veto's, anſtatt des 
in erſter Leſung angenommenen ſuspenſiven, gerichteten 
Antrage anzuſchließen oder hierunter einen beſonderen 
Antrag zu bilden. Zwar mag die Modalität des ſus— 
penfiven Veto, wie fie von der Nationalverfammlung be 
fhloffen worden, an fich bedenklich erfcheinen; indem hier: 
nad ein Reichstagsbefchluß innerhalb ein und derfelben 
Wahlperiode, ſonach von ber nämlihen Kammer und 
von den nämlichen Mitgliedern, welche den Befchluß zum 
erften Male gefaßt haben, ohne Sanction des Reichsober— 
hauptes zum Geſetze erhoben werden fann, während es 
doch fchon in dem Begriffe des (monarchiſchen) fuspen- 
fiven Veto, als einer Appellation des Staatdoberhauptes 
an das Volk liegt, daß ein fuspendirter Beſchluß nur 
nad Eintritt einer neuen Wahlperiode oder nad) vor: 
gängiger Auflöfung der Kammern wiederholt und fo erft 
ohne Sanction des Staatsoberhauptes mit Gefegeöfraft 
verfehen werden fol: ein Grundfag, von welchem bei 
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berrichendem Einkammerſyſtem jedenfalls nicht abgegan⸗ 
gen werden könnte. Allein die Betrachtung, daß eines 
Theiles das angenommene Zweikammerſyſtem eine Bürg— 
ſchaft für eine gründliche und allſeitige Erwägung der zu 
faſſenden Beſchlüſſe bieten werde, andererſeits auch das 
Recht des Staatsoberhauptes, das ſuspenſive Veto zwei⸗ 
mal in Anwendung zu bringen, die übereilte Ausführung 
von Reichsbeſchlüſſen auszuſchließen geeignet ſei, und 
daß endlich für die wichtigſten Beſchlüſſe, für diejenigen 
nämlich, welche eine Verfaſſungsänderung bezwecken, das 
abſolute Veto feſtgehalten worden iſt, ließ jenes Beden⸗ 
ken nicht für ſo erheblich erſcheinen, um dieſerhalb einen 
ſelbſtſtändigen Antrag jetzt in's Mittel zu bringen, wo 
man ſich noch der Erwartung hingiebt, es werde ein die 
wahren Intereſſen der Nation ſicherndes Wahlgeſetz von 
der Nationalverſammlung in zweiter Leſung beſchloſſen 
werden. 

Indem ich ſchließlich mir noch darauf hinzuweiſen 
erlaube, daß das in der obgedachten Kollektiverklärung 
wider die Beſtimmung im $. 2, lit. e des Abſchnittes 
über das Reichdgericht erhobene Bedenfen vielleicht durch 
bloße Streichung des Wortes „Verletzung“ erledigt wers 
ben Eönnte, bitte ich Sie, Herr Minifterpräfident, Gegen⸗ 
wärtiged auf geeignetem Wege zur Kenntniß der conftis 
tnirenden Nationalverfammlung zu bringen. 

Sranffurt a M,, den 2, März 1849, 

Der herzoglich ſachſen⸗-altenburgiſche Bevollmächtigte. 
(Gez.) Eruciger. 
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77, 


Beiondere Bemerkungen der Bevoll— 

möchtigten für die freien Städte Lü— 

bed, Hamburg und Bremen zur KRollef: 

tiverflärung vom Lten März 1849. d. 
d. Iten Mär; 1849. | 


Wenn am Schluffe der am heutigen Tage einge 
reichten Bemerkungen zu dem Abfchnitte: „Der Reiches 
rath" bei Bertheilung des Stimmrecht eine Berückfichtigs 
ung nicht allein der Größe, fondern auch des Gewichtes 
der einzelnen Staaten empfohlen wird, fo glauben die 
unterzeichneten Bevollmächtigten der Hanſeſtädte nicht 
blos einer Pflicht gegen die von ihnen vertretenen Frei- 
ftaaten zu entfprechen, wenn fie diefen Unterfchied in Be: 
ziehung auf diefelben in Folgendem näher hervorheben, 
fondern fi dazu vor allem auch im deutfchen Geſammt— 
intereffe bewogen zu finden. — Es ift in unferen Tagen 
wiederholt auf den bedeutenden Rang aufmerffam ge- 
macht worden, welchen Deutfchland in feiner Theilnahme 
am: Weltfeehandel unter den europäifchen Staaten bes 
hauptet, weniger aber auf die Art und Weife, wodurd 
ed ſich zu demfelben zu erheben vermochte, und auf den 
Umftand, daß diefe günftige Wendung erft feit 60 bis 70 
Fahren begonnen hat. — Bor der Gmanzipation der 
vereinigten Staaten von Amerifa war der deutfche Sees 
handel nur ein europäifcher. Alle Kolonialwaaren wur: 
ben nur von den Hauptmärften derjenigen europäifchen 
Staaten, welche ſich im Befige transatlantifcher Planzs 
fätten befanden, und gegen deutfche Produfte und Fa- 
brifate ausgetaufcht. Die Hanfeftädte (namentlich Bre— 
men und Hamburg) waren die erften, welche die mit 
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dem Verfailler Frieden von 1783 auch für Deutfchland 
eröffnete freie Kommunikation mit jenen Freiftaaten durch 
Anfnüpfung direkter Schifffahrtd- und Handelöverbind» 
ungen geltend machten. Sie haben diefe Bahnen nadı 
allen Richtungen mit angeftrengtem Eifer verfolgt und 
erweitert; wo. in beiden Hemifphären der Kolonialzwang 
entfeffelt oder durc, zunehmende Gefittung unwirthlicher 
Bölkerfchaften der geringfte Raum dazu geboten ward, 
ift. er fofort von ihnen benußt worden. Es möchte jet 
ſchwerlich ein dem bireften Verkehre geöffneter Hafen in 
allen fünf Welttheilen zu finden fein, in weldyem fich 
nicht: mittelft ded hanfeatifchen Handelsverkehres deutſche 
Häufer etablirt fänden, deren Krebitverhältniffe zu einer 
foliden Handhabe dieſes Verfehrd geeignet erfchienen, 
welcher vorzugäweife mit der Handeldmarine der beiden 
an der Nordfee belegenen Hanfeftädte, die gegen 500 ei- 
gene Seefchiffe zählt, betrieben wird. — Wie die Bes 
wohner diefer Eleinen Freiftaaten fich dabei der Schen 
vor den Gefahren ded Meeres und fremder Klimate ent» 
wöhnt, und in der Umſicht und Entfchlofienheit, welche 
ein folcher- Weltverfehr fordert und nährt, vielfach geübt 
worden find, ſo hat fi auch eine Maffe von Kunde 
und Erfahrungen bei ihnen gefammelt, die zu einem ge: 
reiften Urtheile über. dad, was unter dem fteten Wechſel 
der Berhältniffe in diefen Beziehungen zu thun oder zu 
laffen fei, befähigen muß. — Was ihnen dazu in ihren 
befchränften Staatsfphären an Macht gebrady, haben fie 
durch die freiefte Beweglichkeit zu erfeßen geſucht; ihre 
Gefeßgebung, ihre mannichfachen SInftitutionen, alle ihre 
fozialen Einrichtungen find diefem Zwede auf analoge 
Weife gewidmet worden, wie diejenigen größeren Staa» 
ten, welche ihren Flor einer allgemeinen Theilnahme am 
Welthandel verdanken, das Vorbild dazu geliefert. — 
Wenn nun ihr jegiger Anfchluß an den enger gefnüpften 
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beutfchen Bunbesftaat an ber einen Seite zu einer Er 
weiferung jener Machtverhältniffe Ausſicht barbietet, eine 
deutfche Flotte aber ohne eine blühende deutfche Handels⸗ 
marine nicht denfbar ift, ed auch nicht fehlen kann, daß 
die gewohnte Mobilität des hanfeatifhen Handeld- und 
Verkehrslebens dagegen in der erweiterten Gemeinfchaft 
manche hemmende Schranfen finden muß, deren Bewäls- 
tigung daher auf's Neue unter gemeinfamen Anftreng- 
ungen zu erftreben fein wird: fo ergibt es ſich auch, daß 
die fünftige Gefeßgebung über den deutfchen Handels» 
und. Schifffahrtöverfehr nur unter fteter Rückſichtnahme 
auf das beftehende organifche Leben deffelben fich zu ei- 
ner gebeihlichen wird geftalten fünnen. — Dürfen bie 
SHanfeftädte nun hoffen, der engeren beutfchen Gemein; 
famfeit- in diefer Sphäre einen durch lange Erfahrung 
gereiften Grab bed Urtheiles zuzubringen, fo fünnen fic 
auch nicht zweifeln, baß ed dem Gefammtintereffe Deutfch: 
lands zufagen werbe, ihnen außer der Vertrefung am 
Reichdtage auch in fonftigen für die verfaffungsmäßige 
Gefanmtwirkfamfeit der einzelnen Staaten näher zu be- 
ftimmenden organifchen Kreifen zur Geltendmachung je: 
ner Befähigung hinreichend entfprechende Gelegenheit und 
Stellufigen einzuräumen. 


Franffu rt a. M., den 1. März 1849. 
Brehmer Kirchenpauer Smidt 
für Lübeck. für Hamburg. für Bremen. 
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Erklärung Des F. bayerifchen Vevoll— 

mächtigten bei der proviforifchen Zen: 

tralgewalt, in Beantwortug des Schrei- 

bens des Heichsminifteriums vom 28ten 

Sanuor 1849. d. d. 1L6ten Februar 
1849. 


Der unterzeichnete Föniglich bayerifche interimiftifche 
Bevollmächtigte hat die Zirfularnote des Reichsminiſte— 
riums vom 28. vorigen Monats der föniglichen Regie: 
rung in Borlage gebracht und beehrt ſich nunmehr, im 
Auftrage derfelben, dem Herrn Präfidenten ded Reichd- 
minifterrathes deren dankbare Anerfennung für dad zur 
Förderung des deutfchen Verfaſſungswerkes bethätigte 
Entgegenfommen auszudrücken und nachfolgende Erwi- 
derung abzugeben. 

Die bayerifche Regierung hat dad Bedürfniß einer 
Berftändigung der deutfchen ‚einzelnen Staaten unter 
fi; feit dem Beginne der Arbeiten der Nationalverfamm: 
fung tief empfunden. Cie hat dieß ſchon im Monate 
Mai vorigen Jahres und feitdem wieberholt durch drin- 
gende Aufforderungen an die verbündeten Regierungen 
bethätigt , welche feinen andern Zwed hatten, ald durch 
eine rechtzeitige Einigung über die Hauptpunfte ber fünf: 
tigen Verfaſſung auch ihrerfeitd zu befchleunigter prafs 
tifcher Begründung ded von ganz Deutfchland heiß er: 
fehnten Einigungswerkes, den Bemühungen der Natio— 
nalverfammlung fürdernd entgegenfommen zu Fünnen. 

Wenn dad Reichsminiſterium zu dem Schritte, wel 
chen es fämmtlichen deutfchen Staaten gegenüber zu thun 
für gut fand, durch den augenblidlichen Stand der Ver— 
handlungen über die Berfaffungsfrage fich befonders ver- 
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anlaßt fah, fo fann die bayeriſche Regierung der hier- 
durch Fundgegebenen Anficht nur vollfommen beipflichten. 
Der Zeitpunkt zwifchen der erften und der zweiten Le- 
fung des Berfaffungsentwurfes erfcheint auch ihr als das 
Geeignetſte zu der durch eine gegenfeitige Berftändigung 
zu erreichenden Vereinbarung zwifchen den einzelnen Res 
gierungen und der Nationalverfammlung, und Bayern 
wird nicht anftehen, feine Erinnerungen zu diefem Zwecke 
mit möglichfter Befchleunigung nad) Frankfurt gelangen 
zu lafien. 

Es wird aber durch das Anftreben diefes fo noth— 
wendigen Einverftändniffed nicht etwa ein Hemmniß, nicht 
ein Hinaugfchieben der gerechten Erwartungen der Nas 
tion ſich ergeben, wohl aber die ficherjte, die allein dau— 
ernde und fefte Grundlage des deutfchen Verfaſſungs— 
werfes. 

Dieſes vorausgeſchickt, wird es hier genügen, bie 
Ueberzeugung fchon jest auszufprechen, daß nur eine, 
ganz Deutfchland in allen feinen Beftandtheilen zu einem 
Bunde verbindende und daher Defterreich weder aus— 
fchließende noch in die Sonderftellung eines weiteren Bun- 
desverhältniffes hinaysdrängende Verfaffung, dem mäch— 
tigen Streben nach Cinigung und nad) Kräftigung des 
deutfchen Gefammtvaterlandes entfprechen werde, daß 
Dagegen, wie dieſes in der Note der preußifchen Regierung 
vom 23. v. M. ausgeſprochen ift, auf weldye auch der Er- 
laß des Reichsminiſteriums Bezug nimmt, — „die Auf 
richtung einer neuen deutfchen Kaiferwürde zu der Erlans 
gung einer wirflihen umfaffenden deutfchen Ginigung 
nicht erforderlich fei", daß vielmehr hierdurch der all 
feitig gewünfchten Einigung ein unbeflegbares Hinderniß 
entgegengeftellt würde. 

Der Unterzeichnete hat die Zuficherung erhalten, daß 
ihm in fürzefter Zeit fpeziellere Snftruftionen für feine 
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Theilmahme an den über bad Verfaffungswerf zu pfle- 
genden Berathungen, zugehen werden. Wobei bemerkt 
worden ift, wie bei Abfaffung derfelben die Fönigliche 
Regierung von dem oberften Grundfage ausgehe, daß zur 
Erreichung des gemeinfamen großen Zweded mit aufrich— 
tiger Hingebung Opfer zu bringen find, eine Beeinträch— 
tigung der Selbftftändigfeit und inneren freien Bewer 
gung der einzelnen Glieder des großen. Ganzen aber in 
nicht höherem Maaße einzutreten habe, ald zur Errei- 
hung jenes Zieles einer wahrhaften Einigung und kräf⸗ 
tigen Geſammtentwicklung in der That erforderlich iſt. 
Frankfurt a. M., d. 16. Februar 1849. 
Der königlich bayeriſche interimiſtiſche Bevollmächtigte bei 
der proviſoriſchen Zentralgewalt Deutſchlands. 
(Gez.) v. Xylander. 


— — — — — 
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Erklärung Des k. bayeriſchen Bevoll— 

mächtigten bei der proviſoriſchen Zen: 

tralgewalt über den Entwurf der deut— 

feben Neichsverfaffung, d. d. 3Sten Fe- 
bruar 1849. 


Die Unterzeichneten beehren ſich, in Folge der in 
der Sigung vom 24. d. M. gegebenen Zufiherung dem 
Herrn Präfidenten ded Reichdminifterrathed, Freiherrn 
v. Gagern, die Erklärung der königlich bayerifchen Pe: 
gierung, nach den Allerhöchſt ertheilten Juſtruktionen 
verfaßt, mit dem ganz ergebenften Anfuchen mitzutheilen, 
diefelbe baldigft an den Verfaſſungs⸗Ausſchuß der Natio- 
nalverfammlung gelangen zu lafjen. 

Die feitdem den Unterzeichneten zugefommenen Er: 
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Härungen anderer Regierungen haben benfelben die be- 
friedigende Ueberzeugung gewährt, daß die Bemerkungen 
der Föniglich bayerifchen Regierung mit ben meiften Der 
übrigen biöher eingebrachten Anträge über die einzelnen 
Theile des Berfaffungswerfes übereinftimmen, daß ind- 
befondere die von der königlich preußifchen und anderen 
deutfchen Regierungen gemeinfchaftlich verfaßten Bemers 
fungen fehr berücfichtigungswerthe Vorſchläge über die 
Abfchnitte vom Reiche und der Reichsgewalt enthalten, 
mit welchen die königlich bayerifche Regierung ſich in den 
meiften Punkten einverftanden erklären dürfte, und auch 
durch ein Zufammentreffen in ihren Anträgen einvers 
ftanden erflärt hat. 

Die Unterzeichneten können ed ſich zum Schluffe 
nicht verfagen, die weitere Bemerkung anzufügen, daß 
fie mit lebhaftem Intereffe in dem Eingange zu den Be: 
merkungen des föniglich fächfifchen Bevollmächtigten vom 
23. Februar *) jene Grundſätze über das Zuftandefom: 
men der bdeutfchen Neichöverfaffung fundgegeben finden, 
welche der bayerifchen Regierung feit dem Beginne der 
Berhandlungen eigen gewefen, und welche fie auch jeßt 
als die ihrigen unbedingt erflären muß. 

Frankfurt a. M., den 28 Februar 1849. 

(Ge.) Graf v. Ferchenfeld. v. £ylander. 


Erklärung der Föniglich bayerifchen Regierung zu den 
von der deutſchen Nationalverfammlung in erſter Le 
fung angenommenen Abjchnitten des Berfafjungs-Ent- 
wurfes. 
Die föniglicdy bayerifche Regierung hat in der unter 
dem 16. dieſes übergebenen Note ihre Bereitwilligfeit, 
ja noch mehr, ihre volle Zuftimmung zu dem angebahn“ 





) Siehe Nr. 78. 
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ten Wege der Verftändigung über die zeitgemäße Um— 
bildung der deutfchen Verfaſſung ausgefprochen, und in 
der Löfung diefer Aufgabe nicht nur diejenige erfannt, 
deren Wichtigkeit feine andere gleichfomme, fondern von 
weldyer die Stärfe und Wohlfahrt des gefanmten dent 
chen Baterlandes und alfer feiner einzelnen Theile, fowie 
auch die Zufunft und der Friede Europa's wefentlich bes 
dingt fei. — 

Sie hat ſich damals unter Anführung einiger allge 
meinen Hauptanfichten, an welchen fie unverändert feft- 
hält, vorbehalten ihre Erinnerungen zu dieſem Zwecke 
fchleunigft nach Frankfurt gelangen zu faffen, und ent 
foricht der eingegangenen Verbindlichkeit Durch gegenwär— 
tige Erflärung. 


1. 


Allgemeine Bemerkungen. 

Um die Anfichten der einzelnen Beltimmungen des 
Berfaffungsentwurfes zu begründen, ift wohl vor Allem 
die Feftftellung der Grundlagen unerläßlich, auf wel 
chen der neue Verfaffungsbau fich erheben foll. 

Diefe Grundlagen aber find nad der Ueberzeugung 
der königlich bayerifchen Regierung nur in folgenden 
Punkten zu finden. 

I. Das neue Berfaffungsband muß alle Theile Deutſch⸗ 
lands in gleichmäßiger Weife umfchlingen. Die Los⸗ 
trennung einzelner Theile aus dem bisherigen Gefammts 
verbande, oder die Verfeßung derfelben in eine Sonders 
ftellung würde mit dem vorgefeßten Zwecke der fefteren 
Einigung und größeren Kräftigung Deutfchlands in uns 
ausgleihbarem Widerſpruche ftehen. 

II. Es muß eine Reichsgewalt gebildet werden, aus: 
gerüftet mit der nöthigen Macht, um Deutſchland nach 
Auen mit Würde zu vertreten, und feine allgemeinen 
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Sntereffen nach Innen mit Nachdruck zu wahren und zu 
fördern. 

Aber in einem Gefammtftaate, unter deſſen Mits 
gliedern zwei europäifche Großmächte und vier andere 
Königreiche fich befinden, ftellt fich Die Uebertragung der 
oberften Reichs-Gewalt an ein einheitliched Oberhaupt 
als eine politifche Unmöglichkeit dar, und es ift hier 
nur die Bildung eined Kolleftivs Oberhauptesd, oder mit 
andern Worten, eined Reich!» Direftoriumd möglich, in 
welchem Defterreich ebenfo feine Stelle einnehmen würde, 
als die übrigen Glieder ded Bundes nach Maaßgabe ih— 
red Belanges darin Antheil zu finden hätten. 

Sn dem Direktorium wären alle Befchlüffe nad 
Stimmenmehrheit zu faffen, und daneben VBorforge zu 
treffen, damit nicht die Thatkraft deffelben durd die an 
Snftruftiong= Erholungen gewöhnlich fich fnüpfenden 30» 
gerungen gelähmt werde. 

III. Dem deutfchen Volfe muß durch eine, aus ge- 
feglich feftgeftellten Wahlen bervorgehende Volksvertre— 
tung, durch ein Volkshaus, und daneben durch die Bil- 
dung eines, die ftaatlihen VBerhältniffe wahrenden Staa- 
tenhaufes, Theilnahme an der Beforgung der gemein: 
famen Angelegenheiten des geſammten deutfchen Vaters 
landes gefichert werden. 

IV. Während auf der einen Seite in den Madıt- 
freid der Reichsgewalt alle jene Zuftändigfeiten zu legen 
find, welche zur Erfüllung der unter Ziffer IT bezeichne— 
ten Aufgaben erforderlicdy erfcheinen, follen auf der ans 
deren Seite die Zuftändigfeiten der einzelnen Staaten 
nicht weiter bejchränft werden, ald der oben erwähnte 
Zwed folches gebietetz denn nicht die Bildung eines Ein- 
heitäftaates, in welchem die Unabhängigkeit und Selbfts 
ftändigfeit der einzelnen Staaten aufzugehen hätte, fons 
dern die Einigung Ddiefer Staaten zu einem lebendfräf- 


tigen organifhen Ganzen, in welchem ben einzelnen 
Sliedern die zur Ordnung ihrer eigenen befonderen An- 
gelegenheiten erforderliche freie Bewegung und dad Recht 
der Selbftregierung erhalten und gefichert werde, info- 
weit nicht der Geſammtzweck deſſen Befchränfung ers 
heifcht, — ſoll durch die neue Verfaſſung angeftrebt 
werden. 

V. Endlicdy werden in der deutfchen Verfaſſung auch 
jene Freiheiten und Nechte zu bezeichnen fein, welche 
allen Deutfchen gewährt werden follen, ohne jedoch die— 
fen Rechten und Freiheiten eine Ausdehnung zu geben, 
welche von einzelnen deutfchen Volksſtämmen das Opfer 
von Sntereffen und Einrichtungen forderte, deren Forts 
beftand mit der Macht und Wohlfahrt des Geſammtva— 
terlandes nicht vereinbar ift. 

Denn die Verlegung folcher Intereffen und die Vers 
nichtung derartiger Einrichtungen würde die Macht und 
Wohlfahrt des Ganzen nicht fördern, vielmehr fchwächen 
und beeinträchtigen. 


II. 


Spezielle Bemerkungen. 

Geht man von den eben bezeichneten Grundlagen 
zur näheren Prüfung des aus der erften Leſung hervors 
gegangenen Berfafiungsentwurfes über, fo ergeben ſich 
nachftehende Bedenken. 


L Theil. 
‚Das Reih und die Reichsgewalt. 


1) Die $$. 2 und 3 würden Defterreich zum Aus 
tritte aus dem engeren beutfchen Berbande nöthigen, und 
anderweitige Verwickelungen herbeiführen, daher ift ihre 
angemefjene Befeitigung im Intereſſe des Grfanmtoaters 
landes unerläßlich 
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2) Bezüglich der $$. 7 und 8 wäre umfomehr eine 
Berftändigung und Abänderung nothwendig, ala es fid) 
in denfelben nur um Feftftelung des Prinzipes handeln 
dürfte, nach welchem der Reichsgewalt die Bertretung 
des Gefammtitaates mit dem Auslande, unbefchadet der 
damit nicht in Widerfpruch. tretenden Ausnahmsberech— 
tigungen, da wo folche nothwendig erjcheinen follen, zu 
fteht. - 
3) Der zweite Abfaß des $. 9 wäre in nachſtehen— 
der Weife zu faffen: „Ihre Befugniß zu Verträgen mit 
nichtdeutfchen Negierungen befchränft fih auf Gegen- 
fände, weldye nicht der Zuftändigfeit der Reichsgewalt 
zugewiefen find.’ 

4) Die Beſtimmung des $. 15 über die Verpflich— 
tung der deutfchen Truppen dürfte fpezieller Bereinbar 
rung vorbehalten bleiben. * 

5) Der $. 18 wäre zu ſtreichen. Die Beſtimmun⸗ 
gen der noch in Kraft beftehenden deutfchen Kriegsver⸗ 
faffung haben fi in der Erfahrung als vollfommen 
ausreichend ermwiefen. 

6) Der Reichsgewalt foll die Oberaufficht über alle 
dem allgemeinen deutfchen Berfehre dienenden Anftalten, 
die Sorge für die Förderung dieſes allgemeinen Verkehres, 
‚und für die Entfernung feiner Henmmniffe, dann die Err 
laffung der dafür erforderlichen Gefebe und Anorbnuns 
gen übertragen werden. 

Aber die Beftimmungen der $$. 25, 27, 29, 30 un. 
32 geben den desfallfigen Zuftändigfeiten der Reichsge— 
walt eine durch den Zweck keineswegs geforderfe, und 
zum Einheitöftaate führende Ausdehnung. Es wird dems- 
nach der Verftändigung vorbehalten, diefelben entweder 
ganz zu befeitigen, oder auf einen richtigeren Standpunkt 
zurüczuführen. 

7) Daß dad deutfche Reich ein Zoll und Handels 
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gebiet bilde, und daß auch für außerbeutfche Theile und 
Landestheile der Anfchluß an das deutfche Zollgebiet mit- 
telft befonderer Verträge vorbehalten bleibe, ift eine 
Grundbedingung des Aufblühend deutfchen Gewerbfleißes 
und Handelß. 

Daher muß auch der Reichsgewalt die Gefeßgebung 
und Dberaufiicht über Alles, was zur Ordnung des ge: 
fammten deutfchen Zollweſens erforderlich ift, zuftehen. 

Aber daß der Reichdgewalt aud) die Anordnung ges 
meinfchaftlicher Produftionds und Verbrauchsſteuern, die 
Beftimmung ſolcher Steuern, welche gemeinſchaftlich fein 
folfen, ja fogar die Feftfeßung der Gegenftände, auf 
welche die einzelnen Staaten Produftiond- und Ber: 
brauchöftenern für Rechnung des Staates oder einzelner 
Gemeinden legen dürfen, zuftehen fol, dieß greift wohl 
su tief in die Rechte und den finanziellen Haushalt der 
Einzelftaaten ein. Unftreitig muß bezüglich der in den 
einzelnen Staaten zur Erhebung fommenden Produf; 
tions⸗ und Verbrauchsſteuern den allgemeinen Intereſſen 
und Anforderungen des deutfchen Gewerbfleißes und 
Handeld Rechnung getragen werden, wie folhes auch in 
dem beftehenden Zollvereine längft anerfannt und zur 
Geltung gebracht worden iß. 

Im $. 33 im erften Abjage hätten die Worte: „mit 
Wegfall aller Binnenzölle," wegzubleiben, infofern bier: 
unter auch die im Zollvereine beftehenden Uebergangs— 
abgaben verftanden werden, da diefelben zur Aufrecht- 
haltung der den Einzelftaaten zuftehenden Gefeßgebung 
über innere Produktions- und Verbrauchsfteuern und 
der Einnahmsquellen hieraus .nicht zu entbehren find. 

Auch die $$. 34 und 37, gehen weiter, als der be 
zeichnete Zwed erfordert, denn entweder fol dadurd der 
Reichögewalt dad Recht eingeräumt werden, neben ben 
an den Einzelftaaten zur Erhebung fommenden Produk 
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tions- und Verbrauchdfteuern neue für Rechnung des 
deutfchen Neiches einzuführen, und dann wäre dadurch 
die gänzliche Zerrüttung des Finanzwefens der Einzel 
ftaaten angebahnt, weil unmöglich in einem und dem» 
felben Staate zwei verfchiedene Finanzwefen und Finanz- 
gemwalten nebeneinander beftehen fünnen; oder es fol 
der Reichsgewalt die Befugniß beigelegt werden, einzelne 
von den in den verfchiedenen Einzelftaaten bereits be: 
ftehenden Produktions- und Verbrauchäftenern für Die 
Defung der Reichdausgaben an ſich zu ziehen und zu 
gemeinfchaftlichen zu erklären, — und dann ift nicht nur 
die nothwendige Gleichheit der Belaftung aller deutfchen 
Bolfsftämme für die Gefammtausgabe aufs Höchfte ge: 
fährdet, fondern auch der Sonderhaushalt der Einzels 
ftaaten durdy den entftehenden Ausfall mit den fchwerften 
Verwickelungen bedroht. 

Auch die Beftimmung des $. 35, welcher die Reichs; 
gewalt ermächtigt, aus dem Ertrage der Zölle einen be— 
ftimmten Theil nad) Maaßgabe des Budgets für die 
Ausgaben des Reiches hinwegzunehmen, und den Ueber: 
reft an die einzelnen Staaten zu vertheilen, geht zu weit. 
— Es genügt, daß die Reichdausgaben nach einer gleich 
heitlichen, feit zu beftimmerden Maaßgabe auf die Eins 
zelftaaten vertheilt, und für die rechtzeitige Einzahlung 
der Matrifularbeiträge Vorforge getroffen werde. Die 
Erhebung und Ablieferung diefer Beiträge ift ſodann 
Sache der Einzelftaaten. 

8) Die Beftimmung des $. 38 wirb auf die allge: 
meine dentfche Schifffahrt und den allgemeinen beutfchen 
Handel zu befchränfen, im $. 39 aber der Reichsgewalt 
die Befugniß zur Ertheilung von Erfindungspatenten 
wenigſtens nicht ausfchließlich beizulegen fein. 

Weit zweckmäßiger dürfte es fein, wenn die Grund» 
ſätze, nach welchen bei der Ertheilung der Erfindungss 


oder Einführungspatente zu verfahren, für ganz Deutſch⸗ 
and gleichförmig feftgefeßt, hiernady aber die Ertheilung 
ber Patente den Einzelftaaten überlaffen, und diefen Par 
tenten bei Erfüllung beftimmter Formen allgemeine Güls- 
tigkeit zugeftanden würde. 

9) Auch die in den $$. 40, 41 und 42 enthaltenen 
Beftimmungen fcheinen zu weit zu geben: — Menu der 
deutfchen Reichdgewalt die Befugniß übertragen wird: 

a) die Gefegpgebung und DOberaufficht über die Einheit 
und das Sjneinandergreifen des Poftwefend im deut⸗ 
fhen Reiche zu üben, 

b) allgemeine Poftverträge mit auswärtigen Poftvers 
waltungen zu fchließen, 

fo dürfte. hierin fchon das Genügende zur Erzielung eis 
ner gleichheitlichen Weberwachung des Poſtweſens liegen. 

10) Die Einführung eines gleichen Münzſyſtemes 
für ganz Deutfchland ift gewiß eine der wichtigften Auf- 
gaben der Reichsgewalt. 

Wenn aber im $. 44 unter der Gleichheit des Münz- 
foftemed auch die Gleichheit der Münzeinheiten und ihrer 
Unterabtheilungen verftanden werden wollte, fo wären 
hierdurch die Intereſſen der Einzelftaaten aufs in ge 
und ohne zureichenden Grund gefährdet. 

Ebenfo wenig möchte zu rechtfertigen fein, wenn 
durdy das einzuführende gleiche Maaf- und Gewicht: 
foftem der Fortgebrauch des in Einzelitaaten hergebradh- 
ten Maaß- und Gewichtſyſtemes gänzlich und zwangs—⸗ 
weiſe ausgefchloffen werden wollte. 

Daß die Bebürfniffe ded Verkehres weder in Anſeh— 
ung des Münzfpftemes, noc in Bezug auf Maaß und 
Gewicht Anordnungen der foeben ald höchft bedenklich 
bezeichneten Art erheifchen, dafür geben die im Zoll⸗ 
vereine darüber gefchloffenen Konventionen genugfame 
Belege. 

Roth und Merck, Quellenfammlung. II. Bd. 24 
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In $. 46 würde die Feftftelung genügen, daß ber 
Neichdgewalt das Recht zuftehe, über das Bankweſen 
und das Ausgeben von Papiergeld die DOberaufficht zu 
führen, und allgemeine Gefege deshalb zu erlaffen. 

Ebenfo wäre in $. 47 der ganz unbeftimmt gefaßte 
Ausdruck: „von Reichöwegen" zu entfernen, und. eine 
andere Faſſung dafür anzunehmen. 

11) Ueber die gegen die Auflegung und Erhebung 
von Reichöftenern ſich darbietenden Bedenken ift ſchon 
unter Ziffer 7 das Erforderliche bemerkt, hiernach dürfte 
$. 49 abzuändern fein. 

12) Die Ertheilung der gefeglichen Normen für den 
Erwerb und Berluft ded Staatöbürgerrechtes in: den Eins 
zelftaaten muß dieſen vorbehalten bleiben, weil hieran 
der Genuß von Sonderrechten gefnüpft ift. Aus dieſem 
Geſichtspunkte wird eine Modiftfation des $. 52 nicht 
zu umgehen fein. 

Auch $. 56 fcheint nicht hinreichend motivirt zu fein, 
da nach feiner allgemeinen Faſſung die gefammte Ge- 
fundheitöpoligei der inzelftanten in das Bereich der 
Neichögewalt gezogen werden fünnte. Es wird gemügen, 
wenn der Reichdgewalt vorbehalten wird, im Intereſſe 
des Gefammtmwohled allgemeine Maaßregeln zur Abhals 
tung von Krankheiten von den Grenzen Deutfchlande 
anzuordnen. 

13) $. 58 in dem Schlußfage gibt der NReichögefeß- 
gebung eine Ausdehnung, melde dad Recht der Selbſt— 
gefeggebung der Einzelftaaten mit Vernichtung droht. 
Denn wenn die Reichögewalt befugt ift, in allen Fällen, 
wo fie für dad Gefammtinterefje Dentfchlands die Be 
gründung gemeinfamer Einrichtungen und Maaßregeln 
für nothwendig erachtet, dad Recht der Gefeßgebung 
audzudehnen, fo fann von Unabhängigfeit und Selbft- 
ftändigfeit nicht mehr die Spracde fein. Diefe Unabs 
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hängigfeit und Selbftftändigkeit kann nur durch die An- 
erfennung ded Grundfaged gewahrt werden, daß den 
Einzelftaaten die gefeggebende Gewalt über alle Gegen: 
ftände zuftehe, welche nicht ausdrüclich der Reichögefeg- 
gebung vorbehalten find, weshalb auf Wegfall des 
Schlußſatzes angetragen wird. 


I. Theil. 
Der Reichstag. 

a) Bei der Vertheilung‘ der Mitglieder, aus wel: 
hen das Staatenhaus gebildet werden fol, find die füds 
deutfchen Staaten gegenüber den norddeutfchen auffals 
lend benachtheiligt. Denn ed würden diefelben nad) $. 3 
felbft mit Einſchluß von Heffen- Darmftadt und Naffau 
von 176 Stimmen nur 80 erhalten, während 96 auf 
Norddeutfchland ftelen. 

Diefes Mißverhältnig wird entweder durch Vermeh—⸗ 
rung: der von Süddeutſchland zu ftellenden, oder durch 
Verminderung der Norddeutſchland zirgetheilten Mitglies 
derzahl ausgeglichen werden müffen. 


b) Im $. 9 wird beisufegen fein, daß die austre— 
tenden Mitglieder wieder erwählt werden dürfen. 

c) Der $. 19 Ziffer 2 und 4 dürfte nad) den oben 
unter I. 7 und 11 gemachten Erinnerungen zu modis 
fiiren fein. 

d) Richt minder wird die Beſtimmung des $. 19 a, 
Ziff. 6 noch in nähere Erwägung zu nehmen fein, nad 
welcher das Staatenhaus nur Erinnerungen und Auss 
Hellungen bezüglich) des Budgets zu machen befugt fein 
fol, und zwar um fo mehr, ald dad Staatenhaus ges 
mäß $. 4 zur Hälfte durch die Volfövertretung der Eins 
zelftanten gebildet werden fol. 

24 * 
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III. Theil. 


Dad Reihsoberhbaupt und der 
Reihsrath. 


Was hierüber in den $$. 1— 16 des Entwurfed be- 
fimmt wird, bedarf nad) den im Eingange der gegens 
wärtigen Erflärung in Anfpruc genommenen Grundla- 
gen der fünftigen Reichöverfaffung gänzlicher Umarbeis 
tung; und es würde indbefondere der von dem Reichs— 
rathe handelnde Abfchnitt im Falle der Bildung einer 
follektiven Reichsgewalt hinwegzufallen haben. 


80. 


Erklärung der E. bayerifchen Negierung 
über die deutſche Neichsverfaflung, d. 
d. 23ten April 1849. | 


Die Wendung, welche die im vorigen Jahre begon- 
nene Fortbildung der deutfchen Bundesverfaflung in den 
legten Wochen genommen hat, macht ed der Regierung 
Seiner Majeftät des Königs von Bayern zur Pflicht, 
mit Offenheit und Entfchiedenheit den Standpunkt zu bes 
zeichnen, welchen fie in diefer Frage einnimmt, durch des 
ren Löſung die Geſchicke Deutfchlandes für lange Zeit, 
vielleicht für immer entfchieden werden. 

Die bayerifche Regierung hat niemald anerkannt, 
daß der nach Franffurt a. M. berufenen Nationalver⸗ 
ſammlung das Recht zuſtehe, die deutſche Verfaſſung 
einſeitig ohne Zuſtimmung der Regierungen feſtzuſtellen. 
Sie findet die rechtliche Grundlage der Nationalverſamm⸗ 
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lung in den Bunbedbefchlüffen vom 30. Mär; und 7. 
April v. Is., wornad ‚‚Nationalvertreter für das zwi- 
fhen den Regierungen und dem Bolfe zu Stande zu 
bringende deutfche Verfaſſungswerk gewählt werden foll- 
ten.” Auf diefe Grundlage hin find in den einzelnen 
Staaten die Wahlgefege erlaffen und die Wahlen vor» 
genommen worden. 

Auf diefe Grundlage hin ift die Nationalverfamms 
lung zufammengetreten und hiernach allein ift der Um— 
fang ihrer Rechte zu bemeffen, ohne daß einfeitige Bes 
fchlüffe der Nationalverfammlung denfelben zu erweitern 
vermögen. | 

Indem nun hiernach die bayerifche Regierung das 
Recht der freien Zuftimmung zu den Befchlüffen der Na— 
tionalverfammlung für ſich und im vollen Umfange in 
Anfpruch nimmt, wie dies auch von anderen deutfchen 
Regierungen gefchehen ift, fo erklärt fie zugleich, daß 
fie der Neichöverfaffung, wie fie von der Nationalver: 
fammlung in zweiter Leſung befchloffen worden ift, und 
ber darauf geftügten Wahl eined Erbfaiferd ihre Zuftim- 
mung nicht ertheilen kann. 

Durch diefe Verfaſſung und? Wahl würde Oeſter⸗ 
reich aus Deutfchland ausgefchloffen werden. Eine folche 
Ausfchließung wäre aber eine Verlegung nicht bloß der 
vertragsmäßigen Rechte und Pflichten, welche alle zum 
deutfchen Bunde gehörigen Staaten aneinanderbinden, 
fondern auch ded großen Gedanfend der Einigung dee 
deutſchen Volkes in einer ftarfen Bundesverfaffung, wel 
em die Nationalverfammlung ihren Urfprung verdanft, 
bie ja nicht berufen wurde, Deutfchland zu zerreißen, 
fondern inniger zu verbinden. 

Gene Ausfchliegung wäre eine Berläugnung ber gan> 
zen deutfchen Befchichte und ein Undanf des übrigen 
Deutſchlands gegen Defterreich, das zu feiner Zeit die 


374 


deutſche Sache verlaffen hat. Sie wäre endlich ein 
Preisgeben der Zukunft des deutſchen Bolkes, deſſen 
Macht und Wohlfahrt nur in dem Maaße ſich entwiceln 
fönnen, ald fie auf die Gefammtheit der Kräfte geftütst 
werben, welche die Verbindung mit Defterreich zu ent: 
falten vermag. 


Die in Frankfurt befchloffene Verfaffung unterliegt 
aber auch, abgefehen von dem Umfange, den fie dem 
deutfchen Reiche gibt, um ihres Inhaltes willen den er- 
heblichiten Bedenfen. Sie fchafft nicht einen Bundes- 
ftaat, fondern einen Einheitöftaat. Sie Fonzentrirt nicht 
6108 die völferrechtliche Vertretung, dad Recht über Krieg 
und Frieden, die Verfügung über die bewaffnete Macht, 
fondern auch die Finanzfräfte, die Gefeßgebung und 
feibft in vielen wichtigen Zweigen die innere Verwaltung 
in einer Weife, welche den einzelnen Staaten jede Selbft- 
ftändigfeit raubt, und fie Tediglich zu VBerwaltungsbezir: 
fen geftaltet. | 


Diefer Charakter der Berfaffung it auch in dem an 
die Spiße geftellten ‚Erbfaifertbum klar ausgefprochen, 
und hierdurch die Zentralifirung der ganzen Regierung 
gewalt um fo fchärfer begründet, als felbft der in der 
erften Lefung angenommene Neichsrath in der zweiten 
Lefung aufgegeben wurde ine ſolche Zentralifirung 
eined großen Volkes ift nach dem Zeugniffe der älteren 
und neueſten Geſchichte das Grab feiner gleichmäßigen 
Entwicklung und Bildung, feiner inneren Ruhe und felbft 
feiner Freiheit. Sie unterwirft dad ganze Volk dem 
Zentralpunfte faft willenlos, und gibt es deu Stürmen 
Preis, welche die Leidenfchaft und Herrfchfucht der in ber 
Hauptftabt fi befämpfenden Parteien unaufhörlich her: 
vorrufen. Ganz befonders zuwider ift endlich eine folche 
Zentralifation dem innerfien Weſen des deutſchen Bol- 
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feö, deſſen geiftige Bedeutung vorzüglich aus feinem reich 
entfalteten Stammesleben hervorgegangen ift. 

Das aber ift das Gefährlichite, wenn einem Bolfe 
eine Berfaffung gegeben wird, die feinem Weſen wider: 
ftreitet, denn entweber wird alsdann diefe Berfafjung 
felbft nicht ind Leben treten, oder fie wird das Leben 
und die geiftige Kraft des Volkes vernichten. Die baye- 
rifche Regierung verfennt zwar feinedöweges, daß bie 
deutſche Nation einer fräftigeren Einigung bedarf und 
fähig ift, als fie bisher genoß. Allein es darf auch nicht 
unbeachtet bleiben, daß jedem Volke in der Weltgefchichte 
fein befonderer Beruf zufommt, daß die politifhe Macht 
nach Außen weder die einzige noch die edelfte Aufgabe 
eined Bolfes ift, daß der Grad berfelben nicht blos durch 
die Berfaffung, fondern auch durch das Gebiet und den 
Geift des Volkes bedingt wird, und zu dem inneren Glüde 
bed Volkes nicht felten im umgefehrten Berhältniffe fteht. 
Nachdem felbft die dermalige Gefammtverfaffung Deutfch> 
lands ungeachtet ihrer Mangelhaftigfeit fich feit einem 
Jahre ftarf genug gezeigt hat, um die äußeren und ins 
neren Feinde fiegreich zu befämpfen, kann man fidy über: 
zeugen, daß Deutfchland nicht völlig zentralifirt zu wer: 
den braucht, um eine ftarfe Gefammtregierung zu er: 
halten. 

Weberdies ift aber auch die in Frankfurt befchloffene 
Berfaffung nicht einmal geeignet, eine ftarfe Regierung 
zu begründen. Hervorgegangen aus einer Vermittelung 
entgegengefeßter Prinzipien entbehrt fie der vollftändigen 
Harmonie. 

Sie fegt einen Erbkaiſer mit unumfchränfter Macht 
über die einzelnen Staaten, und beraubt ihn Doch prin; 
zipiell des monardhifchen Charakters, indem fie ihm dem 
Reichdtage gegenüber nur ein fuspenfives Veto einräumt. 
Sie enthält für den Reichdtag das Zweifammerfpiten, 
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und gleichwohl finden weder die. fonfervativen Elemente 
eine entfchiedene Vertretung, noch die wohlbegründeten 
Intereſſen der einzelnen Volksſtämme. 

Durch diefe Berfaffung würde der tobende Kampf 
der politifchen Parteien nicht gefchlichtet, fondern erft zu 
neuen Anftrengungen aufgefordert werden: Die eine 
Partei würde, um den Thron des Erbfaiferd zu befefti- 
gen, auf fofortige Aenderung der Berfaffung hinarbeiten, 
eine andere würde bis zu erfolgter Vernichtung der Eins 
zelftaaten für die Aufrechthaltung der Verfaffung käm— 
pfen, um dann den Erbfaifer zu ftürgen, und damit das 
monarchifche Syſtem zu befeitigen. Gegen diefe beiden 
Parteien würde das durch die Berfaffung nicht fofort 
ertödtete Stammbewußtfein reagiren, namentlich wenn die 
unvermeidliche Erhöhung der Steuerlaft fich fühlbar macht, 
und fo würde die ohne gehörige Rüdfichtnahme auf die 
beftehenden Verhältniffe gefchaffene Berfaffung unter dem 
Gewichte eben Diefer Berhältniffe in Kurzem wieder zer: 
fallen und Deutfchland neuen Stürmen preiögeben. 

Dies find die für ganz Deutfchland in gleicher Weiſe 
anwendbaren Gründe, welche allein fchon die bayerifche 
Regierung von der Anerkennung der in Frankfurt be 
fchloffenen Verfaffung abhalten müſſen. Ihr Gewicht 
wird gefteigert durdy die befonderen Berhältniffe des 
bayerifchen Staated. Die Trennung von Defterreich 
würde von feinem deutfchen Lande fchmerzlicher empfuns 
den werden, ald von Bayern, das durch feine Lage, wie 
durch Stammverwandtfchaft eines großen Theiled Der Be- 
wohner in die unmittelbarften Berührungen mit Defters 
reich gefeßt ift. Kein deutfches Land würde aber auch 
von jener in der erbfaiferlichen Zentralifation liegenden 
Bernichtung aller Selbftftändigfeit ſchwerer getroffen wer- 
den, ald Bayern, das, wenn man auch von feiner tauts 
fendjährigen Gefchichte abfehen wollte, durd) feine Größe 
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und feine eigenthümlichen Zuftände in ber Gegenwart zu 
verlangen berechtigt ift, daß diefelben ‚bei Ferftellung der 
deutfchen Berfaffung genügend beachtet werden. In 
Frankfurt ift dies nicht gefchehen, indem, um nur eines 
vorzuheben, die Beftimmungen über die Produftionds umd 
Berbrauchdfteuern ganz geeignet find, die Staatdeinfünfte 
Bayernd um Millionen zu fehmälern und den Staats» 
fredit, deſſen fpezielle Gewährleiftung auf jenen Abgaben 
beruht, zu vernichten. - Die ganze Verfaffung, wie fie in 
Frankfurt befchlomen wurde, würde im Wefentlichen das 
bin führen, den Süden Deutfchlande,. dem Norden zu ums 
terwerfen, und dadurch die materiellen Intereſſen des 
Südens im höchſten Grade zu beeinträchtigen. 

Aus allen diefen Erwägungen hält es die Regierung 
Seiner Majeftät des Könige von Bayern für ihre. Pflicht 
gegen Deutfchland wie gegen Bayern, daß fie ‘der in 
Frankfurt befchloffenen Berfaffung ihre Zuftimmung vers 
fage, und fie ift um fo mehr überzeugt, daß ihr hierin 
das bayerifche Volk in feiner weit überwiegenden Mehr: 
zahl beitritt, als erjt fürzlich beide Kammern der bayeris 
fchen Bolfövertretung fih durch einftimmige Beſchlüſſe 
gegen die Trennung von Dejterreich und gegen die Grün- 
dung eines Erbkaiſerthums ausgeſprochen haben. 

Die bayerifche Regierung glaubt aber zugleich den 
Meg bezeichnen zu. müflen, auf welchem nad) ihrer An- 
fiht die Wirren der Gegenwart eine dauerhafte Löſung 
finden fünnen. 

Wenn die Nationalverfammlung darauf eingeht, die 
Verfaſſung mit den Regierungen zu vereinbaren, dann 
ift ed am diefen, zufammenzutreten, fich über die Verfaſ— 
fung Deutjchlands zu einigen, und Hand in Hand mit 
der Rationalverfammlung das Werf zu vollenden. Dann 
wird die bayerifche Regierung zeigen, daß fie getreu ih- 
ren wiederholten Erklärungen bereit ift, zur Begründung 
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einer wahrhaft ſtarken und friedenbringenden Geſammt⸗ 
verfaffung mitzuwirken. Wie fie fich diefe Verfaſſung 
denft, darüber hat fie fidy namentlich in ihrer Beurtheis 
lung bed Berfafjungsentwurfed nad der erften Leſung 
fo beftimmt audgefprochen, daß ed einer Wiederholung 
im Einzelnen jegt nicht bedarf. 

Wenn aber die Nationalverfammlung auf die Bers 
einbarung nicht eingeht, fo kann die bayerifche Regierung 
bie Befchlüiffe der Nationalverfammlung nicht als bindend 
anerkennen, und muß jede Verantwortung der fich hiers 
aus ergebenden Folgen. von fich abweifen. 

Welcher diefer beiden Fälle aber auch eintreten mag, 
die Unauflößlichfeit des deutſchen Bundes, wie fie in Art. 
5. der wiener Schlußafte ausgefprochen ift, dauert fort, 
und die proviforifche Zentralgemwalt befteht rechtlich, wie 
fie durch Uebereinftimmung der Nationalverfammlung 
und der Regierungen begründet worden ift. Auf fie ift 
die vollziehende Gewalt der Bundesverfammlung nach 
Maßgabe der Bundesverträge übergegangen, und ihr 
wird daher die bayerifche Regierung fortwährend ihre 
fräftige Unterftügung gewähren. Nach den Anordnungen 
diefer Zentralgewalt fämpfen bayerifche Truppen im 
deutfchen Heere und noch in dieſen Tagen find bebeus 
tende Beiträge in die Reichskaſſe gezahlt worden. 

Fefthaltend an den Grundfäßen des Rechtes und 
der Ehre wird Bayern treu zu Deutfchland ftehen und 
entfchieden dahin wirken, daß man es nicht zerreiße, 


München, den 23. April 1849. 
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Borlage der ?. bayerifchen Negierung 

an die Kammern, Die Deutfche Neiche- 

verfofiung betreffend, d. d. ISten Mei 
1849. 


Nachdem die Nationalverfammlung in Franffurt a. 
M. am 28. März d. 36. die zweite Lefung ber won ihr 
berathenen NReichsverfaflung vollendet hatte, verfammelte 
der interimiftifche Präfident des Reichsminiſteriums die 
Bevollmächtigten der deutfhen Regierungen, übergab ihr 
nen beglaubigte Eremplare jener Berfaflung, und ftellte 
den Regierungen die Abgabe von Erklärungen darüber 
anheim. 

Die bayerifche Regierung gab hierauf am 23. April 
d. 38, die abfchriftlich anliegende Erklärung an das 
NReichdminifterium und durch dieſes an die Nationalver- 
fammlung ab. Gie nimmt darin das von ihr niemals 
aufgegebene Recht der Mitwirfung bei Begründung der 
deutfchen Verfaffung in Anſpruch, entwickelt ihre Einwen- 
dungen gegen die unveränderte Annahme der Berfaflung, 
und erflärt ſich wiederholt zur Vereinbarung mit der Nas 
tionalverfammlung. bereit. 

In ganz ähnlicher Weife hat ſich auch die königl. 
preußifche Regierung unterm 28. April d. 38. gegen das 
Neichdminifterium und die Nationalverfammlung audges 
ſprochen, und ed war hiernady zu hoffen, die National: 
verfammlung werde darauf eingehen, in Gemeinfchaft 
mit den Regierungen die neue Verfaſſung Deutfchlande 
zu begründen. 

Diefe Hoffnung ift leider nicht in Erfüllung ge 
‚gangen. 
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Die Einwendungen der bayerifchen Regierung gegen 
die von der Nationalverfammlung befchloffene Verfaffung 
ruhen auf einer durch gewiffenhafte Erwägung gemwon- 
nenen Weberzeugung, und Fonnten daher auch den Bor- 
ftellungen nicht weichen, welche der von Sr. kaiſ. Hoheit 
dem Erzherzoge Reichöverwefer hiezu beauftragte Unter 
ftaatsfefretär, Hr. C. Mathy, zu diefem Zwecke hier ges 
macht bat. 

Die fönigliche Regierung beabfichtigt aber bei diefem 
MWiderfpruche gegen die in Frankfurt befchloffene Verfaf- 
fung weder die Wiederherftellung des alten Bundestages, 
noch eine Verzögerung in der Vollendung einer zeitgemäs 
Ben, den Winfchen und Bebürfniffen der Nation entfpre- 
chenden Berfaffung, deren baldige Feftitellung fie viel 
mehr dringend wiünfcht. 

Sie ift daher bereitwillig eingegangen auf die Eins 
ladung der föniglich preußifchen Regierung, eine Vereini- 
gung der Anfichten unter den Regierungen durdy Ders 
handlungen in Berlin zu erzielen. Diefe bereitd begon— 
nenen Verhandlungen werden mit möglichfter Beſchleuni— 
gung gepflogen — und ed ift umfomehr ein gedeihliches 
Reſultat derfelben zu hoffen, als auch die k. k. öſterrei⸗ 
chiſche Regierung fich bei denfelben betheiligt hat. 

Bei bdiefer Lage der Dinge fühlt die königliche Res 
gierung das Bedürfniß, Den wiederverfammelten Bertre: 
tern des bayerifchen Volkes die Grundfäge offen darzu⸗ 
legen, von welchen fie in diefer wichtigften Angelegenheit 
geleitet wird, und fie glaubt dieß nicht zweckmäßiger thun 
zu fünnen, ald indem fie Diejenigen Beftimmungen der 
von der Nationalverfammlung befchloffenen Berfaffung 
bezeichnet, welche ihr mit dem Wohle von Deutfchland 
und Bayern unverträglicy erfcheinen, und zugleich ans 
giebt, was fie an deren Stelle vorfchlugen zu müfjen 
glaubt. 
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Die Einwendungen der königlichen Regierung gegen 
bie NReichöverfaffung laſſen ſich auf drei Hauptpunfte 
zurücführen. 

1) Durch diefe Berfaffung wird Oeſterreich von 
Deutfchland getrennt. Eine folche Trennung ift nicht 
bios für beide Theile und insbefondere für Bayern höchſt 
nachtheilig, fondern aucd; dem Hauptgedanfen der gan 
zen jeßigen Bewegung zuwider, der auf eine größere 
Einigung von ganz Deutfchland gerichtet ift, wie auch 
die Kammern fchon früher durch ihre — Er⸗ 
klärungen anerkannt haben. 

Es müſſen daher und ed können auch ſolche Mopifis 
kationen gefunden werden, durch welche ohne Rückkehr 
zu dem alten Bundestage jene Trennung vermieden wird. 

2) Die Reichöverfaffung giebt der Reichsgewalt zu 
ausgedehnte Befugniffe. Sie begründet nicht einen Buns 
beöftaat, fondern einen Einheitsftaat, und geht dadurch 
über dasjenige Ziel hinaus, weldyed in dem vergange: 
nen Sahre allgemein als das zu erftrebende bezeichnet 
worden. Es muß daher zwifchen den Befugniffen der 
Zentralgewalt und der Einzelftaaten eine foldhe Grenz- 
fheidung getroffen werden, daß die durch die Einzelftaas 
ten getragenen materiellen und geiftigen Intereſſen ber 
Bolfsftämme gewahrt bleiben. 

3) Die Organe der Reichöverfaffung find, nament: 
lid) dur; das Wahlgefeg und dur die Beftimmungen 
über dad Neichsoberhaupt in einer Weife gebildet, daß 
die Zentralgewalt nicht geeignet erfcheint, eine fo fefte 
Trägerin der Ordnung und Freiheit zu fein, wie fie ei— 
nem großen Staatenförper unentbehrlich ift. 

Die Vertretung des Volkes bei der Zentralgewalt 
muß daher auf Grundlagen gebaut werden, welche bie 
Geſchicke der Nation nicht der Herrfchaft der ——— 
ten überliefern. 
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Die nähere Begründung: diefer leitenden Gedanken 
wird ſich an die einzelnen Abfchnitte der Reichsverfafs 
fung anreihen laſſen. 


I. 


Der erfte Abfchnitt: über dad Reich veranlaßt für 
Bayern felbft feine Bedenfen, wohl aber fann er für 
Defterreihh Schwierigfeiten begründen, wenn man den 
$.2. fo ſchroff auffaffen wollte, daß er die deutfchen Lande 
Defterreih& mit den übrigen Ländern der Monarchie 
nur in dem Berbande der Perfonalunion beftehen ließe; 
Die Ausbildung der Provinzialverfaffungen, weldje der 
neuen Gefammtverfaffung Oefterreich zu Grunde gelegt 
ift; wird bierin das rechte Maaß gewinnen laffen: 


1. 


Die Beftimmungen des zweiten Abfchnittes über Die 
Reichsgewalt verlegen die materiellen Intereſſen und die 
finanziellen Kräfte Bayerns fo fehr, daß fie die ganze 
Eriftenz ded Staats bedrohen. 

Sn $. 34 —36 werden die Produftiond- und Ber: 
brauchöfteuern der Einwirfung der Einzelftaaten entzogen 
und ihr Ertrag der freien Verfügung der Reichdgewalt 
übergeben. Damit fann Bayern feinen ganzen Malzs 
auffchlag und mit diefem die Bafis feines Staatöfredis 
tes verlieren. Nach $. 35 und 49 ſteht ed ferner in dem , 
Willen der Reichögewalt, die fämmtlichen Zolleinfünfte 
für fich in Anfpruc zu nehmen, und nach $. 41 und 43 
nicht blos die Poſttarife feſtzuſetzen, ſondern auch. das 
Hanze Poftwefen auf eigene Rechnung gegen billige Ent» _ 
ſchãdigung der Berechtigten zu übernehmen. Nicht genug, 
daß durch diefe Sätze den Einzelftaaten ihre wichtigften 
Einnahmen außer den direkten Steuern entzogen und 
fomit die bayerifche Staatsfaffa um viele Millionen’ jähr- 





lich. beeinträchtigt werden könnte, folk die Reichsgewalt 
noch, überdieß nach $. 50 und 51 das Necht haben, Mas 
trifularbeiträge auszufchreiben, Reichöftenern zu erheben, 
und Anlehen aufzunehmen. 

Diefen völlig fohranfenlofen Eingriffen in die Fir 
nanzfräfte der Einzelftaaten gegenüber fteht aber durchs 
aus feine nur irgend erhebliche Minderung der Ausga- 
ben, welche die Einzelftaaten bisher zu beftreiten hatten; 
denn die einzig. möglichen Erfparnifje im Gefandtfchafte- 
weſen ‚find fo unbedeutend, daß fie mit jenen Berluften 
gar nicht in Vergleich gezogen werden fünnen. 

Diefe Berlufte felbft müßten alfo für die bayerifche 
Staatöfaffe wieder erfegt werben, und dieß könnte ledig- 
lich, durch direfte oder neue indirekte Steuern gefchehen. 
Hiedurch würden aber diefe Steuern zu einer Höhe ans 
fchwellen, welche den Wohlftand des ganzen bayerifchen 
Volkes untergraben müßte, 

Man wende nicht ein, daß hier Möglichfeiten vor: 
ausgefetst feien, die nicht verwirklicht werben würden. 
Die Reicysverfaffung begründet diefe Möglichkeiten, und 
ift fie erft rechtlicd; anerfannt, fo hat die Regierung. des 
Einzelftaated nicht mehr die Macht, die bezeichneten Nach— 
theile abzuwenden. Darum ift ed ihre heilige Pflicht, 
gegen folche Geſetze zu proteftiren, und foviel an ihr ift, 
die dem Lande drohenden Gefahren abzuwenden. 

Eine folche Abwendung wird aber nur dann möglich 
fein, wenn man die Reichdgewalt auf die Erhebung von 
Matrifularbeiträgen befchränft, und “für deren richtige 
und fchnelle Einzahlung eine größere Sicherheit giebt, 
als bisher beftand. Zu diefem Zwede dürfte ed gemü- 
gen, die Gemeinfchaftlichfeit der Zolleinfünfte in der Art, 
wie fie fchon jett im Zollvereine befteht, auf das ganze 
zu einem Zollgebiete vereinigte Deutfchland zu übertragen. 

Nicht; blos bezüglich der Finanzen ift jedoch eine 
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übermäßige Zentralifation in der Reichsverfaſſung theils 
ſchon ausgeſprochen, theild angebahnt, fondern auch be; 
züglich mehrerer anderen Theile der Staatögewalt. Als 
lerdingd gebührt der Zentralgewalt die völferrechtliche 
Bertretung ded geſammten Deutfchlands dem Audlande 
gegenüber, die Entfcheidung über Krieg und Frieden, 
die Dberleitung der bewaffneten Macht, des Zoll» und 
Handelsweſens, der allgemeinen Anftalten und Mittel 
des Verfehres — die Wahrung des Reichsfriedens, und 
die Reichdgefeßgebung. Aber ed müſſen die Grenzlinien 
diefer Rechte der Zentralgewalt fchärfer bezeichnet wers 
den, wenn nicht eine nachtheilige Verwirrung und eine 
vielfache Beeinträchtigung der Einzelftaaten erfolgen fol. 

Was insbefondere die Gefeßgebung anbelangt, fo 
wird in $. 57 und 58 der Reichsgewalt nicht: blos über 
das Reichsbürgerrecht, was in Ordnung ift, fondern fo- 
gar über das Staatöbürgerredht in den Einzelftaaten 
und über das Heimathsrecht die augfchließliche Gefeß- 
gebung eingeräumt. ine folcye Befugniß geht über die 
dee eined Bundesftaated unbeftreitbar hinaus, — wie 
fie denn auch weder in der Schweiz noch in Nordame— 
rifa befteht, und kann den Gemeinden der Einzelftaaten 
um fo größere Gefahren bereiten, wenn man erwägt, 
daß nach $. 133 auch die Gewerbegefeßgebung lediglich 
in die Hand der Reichsgewalt gelegt und zugleidy das 
Prinzip der Gewerbefreiheit bereitd ausgeſprochen ift. 

In $. 63 aber ift der Reichsgewalt die Möglichkeit 
geboten, ihre Gefeßgebungsbefugniß nach Ermeflen aus: 
zubehnen, und fo nad und nach die Gefeßgebung ber 
Einzelftaaten völlig zu vernichten. 


Ill. 


Der dritte Abfchnitt über das Reichsoberhaupt ift 
in der Nationalverfammlung felbft nur mit der geringen 
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Majorität von 4 Stimmen angenommen worden, und 
feine Unausführbarfeit wird feines weitläufigen Beweis 
fes bedürfen. Wenn der in den Berhältniffen Deutfcy- 
lands tief begründete füberative Charakter feiner Ges 
fammtverfaffung gewahrt, wenn inöbefondere Defterreich 
nicht von diefer ausgefchloffen werden fol, fo fann an 
die Spiße nur ein Direftorium geftellt werden. Daß 
diefe Einrichtung einer rafchen und fräftigen Leitung der 
Gefchäfte nicht entgegenftehe, wird durch Befchränfung 
in der Zahl, durdy das Prinzip der Stimmenmehrheit, 
und die Ausfchließung von befonderer Snftruftiondeins 
holung vollkommen gefichert werden fünnen, 


IV. 


Die Beflimmungen des vierten Abfchnitted über ben 
Reichstag geben im Zufammenhange mit dem Wahlge— 
fege zu großen Bedenfen Beranlaffung. 


Es ift eine durch die Gefhichte aller Völker beftä: 
tigte Wahrheit, daß die flaatliche Ordnung auf die Dauer 
nicht erhalten werden fann, wenn die Entjcheidung über 
die öffentlichen Angelegenheiten rein durch die nach der 
Kopfzahl gebildete Majorität der Staatsangehörigen er; 
folgt, und daß die in einer foldhen Einrichtung liegen- 
den Gefahren in dem Grade fteigen, je größer der Staat, 
je verfchiedener an Bildung und Befig feine Bürger find, 
Auf das hierin liegende Maaß der Kräfte, auf das 
Berhältniß der Feiftungen für den Staat muß der Ein- 
fluß der Einzelnen auf die öffentlichen Angelegenheiten 
geftügt werden, wenn diefe nicht einer fich raftlos über: 
ftürgenden Bewegung überantwortet werden follen, welche 
zunächſt zur Anarchie und aus diefer zur Gewaltherr- 
fchaft führt. 

Zu diefem Zwecke wird es dienlich fein, wenn man 

Roth u. Merd, Quellenſammlung. Il. Baur. 25 
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zwar bie Wählbarfeit zum Volfövertreter frei gibt, aber 
die Wahlberechtigung an gewiffe Bedingungen Tnüpft. 

Aber auch ein Gleichgewicht unter den Trägern der 
Staatögewalt ift erforderlich, und dieſes erfcheint durch 
$$. 101. und 196. der Reichöverfaffung in bedenklicher 
Weiſe geftört. 


V. 


Der fünfte und ſiebente Abſchnitt enthalten zwar 
auch einige Beſtimmungen, gegen deren Zweckmäßigkeit 
ſich manche Einwendungen machen ließen. Doch erſchei— 
nen diefe Bedenken nicht ald fo wichtig, daß die fgl. 
Regierung um derfelben willen einen Widerſpruch gegen 
die ganze Berfafjung erhoben haben würde, und fie füns 
nen daher bier übergangen werden. 


VI. 


Der ſechſte Abſchnitt, welcher die Grundrechte des 
deutfchen Volkes enthält, gibt zu folgenden Bemerkun⸗ 
gen Beranlafjung. 

Unter den Grundrechten findet ſich eine Reihe von 
Säten, welche theild ſchon feit langer Zeit in Bayern 
Geltung haben, theild in neuerer Zeit zur Geltung ges 
langt find. Diefe bieten mithin Feinerlei Schwierigkeit dar. 

Viele andere Beflimmungen der Grundrechte find 
von der Art, daß die Regierung fein Bedenfen trägt, 
fie anzuerfennen und nach erlangter Zuftimmung ber 
Kammern in Vollzug zu feßen, theild durch Zugrundles 
gung derfelben bei der bevorftchenden Revifion der Ber: 
faffungsurfunde, theild durch Erlaffe der von der Nas 
tionalverfammlung felbft ald nothwendig erfannten Ein— 
führungsgefege. Einige diefer Geſetze find bereits bear» 
beitet, namentlich zu den $$. 135. 139. 143, 146. 177. 187. 

Die Grundrechte enthalten aber auch einige Bor; 
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fehriften, gegen deren unveränderte oder fofortige Annas 
me die Regierung fic deshalb ausfprechen muß, weil 
daraus große Nachtheile für den Staat und feine Bür— 
ger hervorgehen könnten oder müßten. Nur diefe Theile 
der Örundrechte follen hier befonders hervorgehoben werden. 

Die Beftimmungen des $. 133. gefährden die Wohls 
fahrt des bayerifchen Gewerbftandes und ftellen das 
Einftrömen armer Bevölferung in das Königreich in Aus: 
fiht. Es iſt fchon oben angedeutet worden, welche 
Grenze in diefer Hinficht zwifchen der Reichsgeſetzge— 
bung und der Gefeßgebung der Einzelftanten zu ziehen: 
fein dürfte. Jedenfalls aber fünnte von der Anwendung 
diefer Säße nur unter der Vorausſetzung vollftändiger. 
Gegenfeitigfeit die Rebe fein. 

Der Inhalt des $. 137 gibt zu zwei Bemerkungen 
Beranlafjung. Nach dem erften Abfage fol der Adel als 
Stand aufgehoben fein. Dies fann nicht den Sinn has 
ben, daß die adeligen Familien gehalten wären, ihre Na— 
men zu ändern; vielmehr follen dadurch die Vorrechte 
ded Adels befeitigt werden. Diefe Befeitigung ift zu ei» 
nent großen Theile in Bayern bereitd durchgeführt, und 
wird bei Revifion der Berfaffungsurfunde dem Art. II. 
ded Einführungsgefeßes gemäß vollendet werden. 

Nicht unbedenklich erfcheint dagegen die gänzliche 
Befeitigung der Stellvertretung bei der Wehrpflicht, wie 
dieß erfi neuerdings auch in Frankreich wieder anerfannt 
worden ift, und es bürfte gerathen fein, diefe Frage 
einer nochmaligen Erwägung durch die Organe der Ges 
feggebung zu unterftellen. 

Sn $. 139. wird die Todesftrafe mit Ausnahme mwe- 
niger Fälle aufgehoben. So unbeftreitbar ed auch iſt, 
daß bisher die Todeöftrafe in zu vielen Fällen angedroht 
war, fo wird Doch fehr zu erwägen fein, ob die hier 
angenommenen Fälle ihrer Zuläffigkeit nicht allzu bes 
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ſchränkt feien, und es könnten diefe Säge in Bayern 
ohne Nachtheil für die Nechtöficherheit nur unter der 
Borausfegung angenommen werden, daß fie in ganz 
Deutfchland zur Geltung fümen. 

Die in den 68. 144 — 151 enthaltenen Grundfäße 
werden bei Revifion der Verfaſſungsurkunde zur Gels 
tung gebracht werden. 

Es liegt jedoch gleichmäßig im ntereffe des Staa—⸗ 
tes und der Kirche, daß nicht jede Verbindung zwifchen 
beiden gelöst, und die fich hierauf beziehenden Beftims 
mungen in $$. 145 — 147 klar audgeprägt werben. 

Der erfte Sat in $. 156 macht eine geeignete Mo» 
biftfation des Staatödiener-Edifted nothwendig, um eine 
übermäßige Belaftung der Staatdfaffe abzuwenden. 


Die in $. 157. auögefprochene Aufhebung des Schul: 
geldes wird neue Gemeindeumlagen nothwendig machen. 
Daher wird bei jener Aufhebung nur allmälig zu Werfe 
gegangen werden können. 

Durch $$. 165 und 170. werden die Intereſſen des 
Grundbefises und der Wohlftand des Bauernftandes in 
vielen Theilen des Königreiches eben fo fehr gefährdet, 
ald durch $. 133. der Gewerbftand. Die völlig unbe: 
fhränfte Theilbarfeit des Grundbefiged trägt nidyt min- 
der große Gefahren in ſich, ald die unbedingte Gewerbes 
freiheit. Die Familienfideifommiffe müffen zwar aufhös 
ren, ein Vorrecht des Adeld zu fein, und find daher in 
ihrer bisherigen Geftalt allerdings aufzuheben. Dagegen 
erfcheint ed ald Bedürfniß und durch den Grundfag der 
freien Verfügung über das Vermögen geboten, daß als 
len Staatsbürgern gleichmäßig die Möglichkeit gewahrt 
werde, größere Gutöfomplere ungetheilt zu erhalten. 

Das Verbot der Ausnahmögerichte in $. 175. kann 
nur den Sinn haben, daß nicht für einen befonderen 
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Fall ein nicht fchon im Geſetze vorgeſehenes Gericht (Spes 
zialgericht) eingefegt werden fann. 


Dieß find die Bedenken, welche bie Regierung ge: 
gen die von der Nationalverfammlung befcloffene Vers 
faffung zu erheben ſich verpflichtet hielt. Werden bies 
felben durch eine Reviſion befeitigt, fo wird bie Negies 
rung ihre Anerfennung nicht verfagen. 

Durch diefe offene Darlegung glaubt die Regierung 
Sr. Majeftät des Königs bewiefen zu haben, daß es 
ihr Ernft ift mit dem Beftreben, dem beutfchen Volke 
eine fräftig einigende Gefammtverfaffung , foviel an ihr 
ift, zu begründen, und fie gibt fidy der Hoffnung bin, 
ed werde, wenn die Kammern auf eine Prüfung dieſer 
Darlegung eingehen, gelingen, eine Einigung zwifchen 
der Regierung und den Vertretern des bayerifchen Vol: 
fe8 über dieſe Angelegenheiten zu erzielen. In diefer 
Hoffnung fieht die Regierung der Erflärung der Kams 
mern über die gegenwärtige Vorlage entgegen. 


82. 


Erklärung des k. fächfifchen Bevollmäch⸗ 

tigten bei der proviforifchen Zentralge: 

walt, über den Entwurf der Deutfchen 

NReichsverfaſſung d. d. S3ten Februar 
1849. 


Der unterzeichnete königlich⸗ſächſiſche Bevollmächtigte 
hat den Zirkularerlaß des Herrn Präfidenten des Reichs» 
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minifterrathes vom 28. v. M., durch welchen die Negies 
rungen zu baldiger Abgabe ihrer Erklärungen über die 
von der Nationalverfammlung in erfter Lefung angenom— 
menen Berfafjungsbefchlüffe eingeladen worden find, zu 
empfangen die Ehre gehabt und nicht verfehlt, denfelben 
feiner Regierung alsbald vorzulegen. 

Sp wie die Lettere es ftetd für Pflicht erachtet hat, 
das gedeihliche Zuftandefommen des zunächſt der Natios 
nalverfammlung anvertrauten deutfchen Berfaffungswer; 
fed nad) Kräften zu fördern, fo hat ihr auch jest das 
dankbar anzuerfennende vermittelnde Entgegenfommen 
ber Zentralgewalt nur fehr erwünjcht fein fünnen, und 
fie ift gerne bereit, zu der dadurch angebahnten Verſtän— 
digung innerhalb der geeigneten Grenzen auch ihrerſeits 
mitzuwirfen. 

Die Beilage, welche der Unterzeichnete dem Herrn 
Präfidenten ded Neichsminifterrathes zu überreichen ſich 
beehrt, enthält eine Zufammenftellung der Bemerkungen, 
auf welche die föniglich fächfiiche Regierung bei Prüfung 
der vorliegenden, in erfter Lefung angenommenen Ders 
faffungsabfchnitte hingeführt worden ift. 

Sn fo weit ed die Abficht fein follte, diefe Bemerk— 
ungen in Verbindung mit den von anderen Seiten her 
zu gewärtigenden Auslaffungen, zur Grundlage einer weis 
teren gemeinfamen Bernehmung und Berathung mit 
den Regierungs- Bevollmächtigten zu machen, fo ift es 
zwar eine durch den Zweck diefer Verhandlung bedingte 
und in fo fern fid) von felbft verftehende Vorausſetzung, 
daß inbefondere auch die Faiferlich üfterreichifche Regier— 
ung an erflerer Theil nehme. Der Unterzeichnete befin- 
det fi) jedoch in dem Falle, diefe Vorausſetzung bier 
noch befonderd ausfprechen zu follen. 

Im Uebrigen geht die königlich ſächſiſche Regierung 
bavon aus, daß die auf Anlaß des Zirfularfchreibend vom 


28. v. M. abzugebenden Erklärungen, fo wie die nad) 
Befinden darauf zu gründenden Verhandlungen nur den 
Zwed der Verftändigung haben, nicht aber die Berein- 
barung mit Der Nationalverfammlung bezielen können, 
an welcher die königlich ſächſiſche Regierung den von ihr 
mehrfad; fundgegebenen Grundſätzen gemäß feithält. 

Die definitive und bindende Erklärung über die Ders 
faffung wird von der füniglichen Regierung erft nach ber 
zweiten Lefung abgegeben werben fünnen, weil fie nad) 
$. 2 der ſächſiſchen Berfaffungsurfunde gebunden ift, 
vor Abgabe einer folhen Erklärung die Zuftimmung ber 
Kammern einzuholen. 

Frankfurt den 23. Februar 1849. 

(Gez.) Kohlfhütter. 


Bemerkungen der Töniglich fächfiihen Negierung zu 

den von der deutfchen Nationalverfammlung in er- 

fter Lefung angenommenen Abjchnitten des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfes. 


I. 
Allgemeine Bemerfungen. 


Der Berfaffungsentwurf bezweckt die Umgeftaltung 
des deutfchen Bundes in einen Bundesflaat. Faßt man 
aber den Total⸗Eindruck, den derfelbe bei aufmerffamer 
Prüfung zurüdläßt, in’d Auge, fo macht ſich unwillfürs 
lich die Betrachtung geltend, daß in der Ausführung des 
Planes der Bundesſtaat — das föderative Prinzip — 
allzuſehr in den Hintergrund getreten und anftatt deſſel⸗ 
ben vielmehr der Gedanke des einheitlichen Staates, in 
welchem die Einzelſtaaten und Einzelregierungen faſt ganz 
aufgehen würden, das leitende Motiv geworden ſei. Kann 
nun auf dem gegenwärtigen Standpunkte unſerer natio⸗ 
nalen Entwickelung die zu löſende Aufgabe füglich nur 
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barin beftehen, das in den gegebenen ftaatdrechtlichen 
Berhältniffen, wie in den Charakter > Eigenthümlichfeiten 
ded deutfchen Volfes tief begründete partifuläre Element 
mit dem in neuerer Zeit mächtiger hervorgetretenen Be: 
dürfniffe nationaler Einigung in einer Weife zu vermits 
teln und in Einklang zu bringen, daß jeder Richtung in⸗ 
nerhalb ihrer Sphäre der nöthige Spielraum zu freier 
Bewegung und Entfaltung gefichert bleibe, fo wird auch 
nach der Ueberzeugung der füchfifchen Regierung, ber 
Entwurf allerdings noch mehrfacher Modifikationen be— 
dürfen, wenn jenes Ziel in befriedigender Weife erreicht 
und für die friedliche und gefegliche Fortbildung der in- 
neren DBerfaffungszuftände Deutſchlands durch Die Reiches 
verfaffung Gewähr geleiftet werden foll. 

Es muß den unten folgenden Bemerfungen zu den Ein- 
zelheiten des Entwurfes vorbehalten bleiben, zu diefem Urs 
theile über den generellen Charakter des Letzteren die Bes 
lege zu bringen. Inzwiſchen möge es geftattet fein, ſchon 
bier auf zwei Beftimmungen hinzuweifen, in welchen die, 
wie man dafür hält, über das rechte Maaß hinausges 
hende zentralifirende Tendenz des Verfaſſungsentwurfes bes 
fonder® deutlich hervortritt. Es find Died die Paragra— 
phen 49 und 58 ded Abfchnitted „Von der Reichsgewalt.“ 

Sn $. 49 wird der Reichdgewalt das Recht beigelegt, 
in foweit die fonftigen Einfünfte nicht ausreichen, Reiche» 
fteuern aufzulegen und zu erheben oder erheben zu laffen, 
Es darf behauptet werden, daß diefer Grundfaß, wenn 
von ihm praftifcher Gebraud) gemacht werden follte, mit 
dem geficherten Fortbeftande der Einzelftaaten kaum vereins 
bar fein würde. Schon an ſich dürfte das Nebeneinander- 
beftehen mehrerer von verfchiedenen Mittelpunften aus gelei> 
teter und auf verfchiedener Grundlage beruhender Steuer⸗ 
foiteme, innerhalb des nämlichen Steuerbezirfes eine fchwer 
zu löfende Aufgabe fein. Angewendet aber auf eine ſolche 
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Mannigfaltigfeit und Verfchiedenartigkeit der Beſteuer⸗ 
ungsmodalitäten, wie fie fi) in Deutjchland vorfinden, 
würde fich daraus nicht nur eine auf die Dauer unerträg- 
liche Ungleichheit derBelaftung unter den verfchiedenen Läns 
dern Deutfchlands ergeben, fondern auch überhaupt ein 
Keim der Zerrüttung in das Finanzwefen der Einzelftaaten 
gelegt werden, deſſen zerftörender Kraft dafjelbe ſchwerlich 
lange Widerftand leiften könnte. Des moralifchen Einfluß 
ſes nicht zu gedenken, den eine folche Unterordnung unter 
einen zwiefachen Steuerdrud auf dad Volf und deſſen Urs 
theil über den yraftifchen Werth der NReichöverfaffung 
nothwendig ausüben müßte. 

Wenn ferner nad $. 58 der Reichdgewalt das Recht 
ber Geſetzgebung in allen Fällen zuftehen foll, wo fie 
für das Gefammtintereffe Deutfchlands die Begründung 
gemeinfamer Einrichtungen und Maßregeln nothwendig 
findet, fo erhält hiedurch die Kompetenz der Zentrals 
gewalt eine fo fchranfenlofe, objektive Ausdehnung, 
wie fie wohl noch in feinem Bundesftaate eriftirt hat, 
und mit dem füderativen Charakter diefer Staatöform 
überhaupt nicht verträglich ift. Denn während die Kraft 
und Lebensfähigfeit der Ießteren gerade ganz weſentlich 
auf möglichft feharfer Begrenzung und Abfonderung der 
gegenfeitigen Kompetenzfreife beruht, vermöge welcher es 
den beiden, zu einem ftaatlichen Ganzen vereinigten Dr; 
ganismen möglich gemacht wird, in lebendiger Wechſel— 
wirfung neben und in einander fortzubeftehen, ohne fid) 
feindlid zu reiben und ſtörend in ihre gegenfeitigen Les 
bensfphären einzugreifen, — wird durd) die Beſtimmung 
des $. 58 jene Kompetenzbegrenzung zu Gunſten ber 
Reichögewalt im Prinzipe fo gut wie aufgehoben, fo daß 
der erfteren gegenüber, auch der im $. 6 des Abfchnittes 
„vom Reiche‘ ausgedrüdte, an ſich vollfommen richtige 
Grundfag für die Einzelftaaten kaum noch praftifchen 
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Werth behält. Es mag nun zwar mit einiger Wahr; 
foheinlichfeit anzunehmen fein, daß die Reichsgewalt von 
jener erweiterten Befugniß nur einen befchränften und 
gemäßigten Gebraud; machen werde; ed fann felbft der 
Gefahr einer zu weit gehenden Ausdehnung derfelben 
durch formelle Garantieen, wie dergleichen nad) dem Abs 
fohnitte über die Gewähr der Verfaffung in der That in 
der Abficht liegen, bis zu einem gewiffen Grade vorges 
beugt werden. Allein fo wie das Prinzip des $. 58 
nichtödeftoweniger ein fehlerhaftes bleibt, fo laffen ſich 
auch die praftifchen Folgen die ſich im Laufe der Zeit 
daraus entwideln Fünnten, zu wenig im Boraud über; 
fehen, ald daß die Einzelftaaten die rechtliche Baſis 
ihrer ftaatlichen Eriftenz nicht dadurch mehr oder minder 
bedroht finden follten. 

Nach der Anficht der fächfifchen Regierung würde 
daher $. 49, infofern darin von Reichsſteuern als einer 
Einnahmsquelle für das Reich die Rede ift, nicht min- 
ber ber lette Sat des $. 58 aus dem Verfaſſungsent— 
wurfe jedenfalld zu entfernen fein. 


II. 
Spezielle Bemerkungen. 


1) Die Abfchnitte vom Reiche und der Reich 
gewalt betreffend. 


Zu $$. 2. 3. 

Da ſchon jegt fo viel feftftehen dürfte, daß dieſe 
Paragraphen, wie fie dermalen gefaßt find, auf die Ver— 
hältniffe Defterreich& nicht paffen, fo wird es zunächft 
darauf ankommen, welche VBorfchläge von diefer Seite 
gemacht werden dürften, und die Aufgabe dann fein, 
eine Form zu finden, unter ber Defterreich beitreten 
könne. 


3u $. 10. 


Iſt eine deutlichere Fafjung zu wünfchen, da das 
Wort „Reichsintereffe” eine fehr weite Ausdehnung zus 
läßt. Daffelbe dürfte mit „Reichskompetenz“ zu vers 
taufchen, und der Saß würde dann fo zu faffen fein: „in 
fofern Gegenftände berührt werden, bei denen die Reichs— 
fompetenz einfchlägt.’ 


Zu $. 12. 


Möchte cine nähere Angabe der Zwede, für welche 
die gefammte bewaffnete Macht Deutfchlande der Reiche: 
gewalt zur Verfügung ftehen foll, nicht überflißig fein. 
Als folche können wohl nur der Fall der Kriegögefahr 
und die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung im In— 
neren bezeichnet werden. 


Zu $. 13. 


1) Wenn ed der Neichdgewalt zuftehen muß, die Größe 
und Befchaffenheit der bewaffneten Macht zu bes 
flimmen, fo wird mit Rüdficht auf $. 19 des Ab- 
ſchnittes „vom Reichstage” und auf $. 16 des Ab» 
fchnittes „vom Neichsoberhaupte‘ zugleich beizufü- 
gen fein, daß ed dazu eined Reichsgeſetzes bebürfe. 

2) Um die Grenze, bid zu welcher herab die Einzel— 
fiaaten im Betreff ded Heerweſens ihre Selbſtſtän— 
digfeit behalten follen, zu bezeichnen, erfcheint ed an- 
gemeffen, nicht die der Natur der Sache nad 
wandelbare Höhe des Kontingent, fondern viels 
mehr ein Minimum der Bevölkerungszahl ald Maß— 
ab dienen zu laffen. 

3) Der Beftimmung im dritten Abfate, nach welcher bie 
Kontingente der unter diefelbe fallenden Staaten 
alternativ unter fi) in größere Ganze verſchmol— 
zen werden, und diefe dann unter der unmitelbaren 
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Leitung der Meichögewalt ftehen follten, fteht das 
Bedenken entgegen, daß der NReichdgewalt dadurd) 
außer ihrer oberauffehenden und Fontrolirenden 
Stellung auch noch eine unmittelbar verwaltende 
und ausführende Wirffamfeit in militärifcher Ber 
ziehung zugewiefen werden würde, indem fie gleich— 
fam die Funftion des Kriegsminifteriums für Die 
betreffenden Staaten oder Staatenfomplere zu übers 
nehmen hätte. ine ſolche Doppelftelung der 
Reichsgewalt erfcheint aber für das allgemeine In» 
tereffe in mehr als einer Hinficht nicht förderlich. 
Der Anfchluß der zu Formirung jelbftftändiger 
Heeredabtheilungen nicht geeigneten Fleineren Staas 
ten an einen angrenzenden größeren Staat, im 
Sinne der Bildung gewiffer Militärfreife, dürfte 
fidy vielmehr in allen Fällen der fraglichen Art um 
fo mehr ald das Zweckmäßigere empfehlen, ald das 
mit eine jenen Staaten in angemeffener Weife zu 
gewährende Einwirkung auf die Einrichtung und 
Verwaltung des gemeinfchaftlichen Heerwefens ftets 
vereinbar fein wird. 


Zu $. 15. 

Dürfte die Beftimmung genügen, daß in den Fah— 
neneid die Verpflichtung „auf die NReichöverfaffung‘ mit 
aufzunehmen fei, worin die Verpflichtung zur Treue ges 
gen die oberfte Neichdgewalt, ihr Träger fei welcher er 
wolle, von felbft inbegriffen ift. 


Zu $. 16. 

Da es nicht die Abficht fein kann, auch die zwar 
auf Anordnung der NReichdgewalt, aber durch Verſchul⸗ 
ben einzelner Staaten erwachfenden militärifchen Unfos 
ften dem gefammten Reiche zur Laft fallen zu laffen, fo 
wird ed einer den Regreß an ben betreffenden Einzel- 
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ftaat in folchen Fällen fichernden Beftimmung bedürfen, 
diefe aber vielleicht weiter unten bei $. 53 am paflend- 
ften anzufchließen fein. 


Zu $. 18. 

Für die Beftimmung: daß die Ernennung der Ges 
nerale auf Vorfchlag der inzelregierungen durch die 
Reichsgewalt gefchehe, ift ein ausreichender Grund nicht 
abzufehen. Diefelbe fteht übrigend mit dem in $. 14 
über das Verhältniß der Einzelftaaten zu ihrem Heerwe— 
fen aufgeftellten allgemeinen Grundfage in direftem Wis 
derſpruche. 


Zu $. 26. 

Die Föniglich fächfifche Regierung ift mit der unbes 
dingten Aufhebung der Flußzölle nicht nur im Grund» 
faße einverftanden, fondern auch der Anficht, daß von 
einer Ausgleichung dabei überhaupt abzufehen fein werde. 
Sollte diefe gleichwohl nicht zu umgehen fein, fo wäre 
wenigftens voraudzufegen, daß die Entfhädigung auf 
Reichskoſten zu erfolgen, ald Grundlage derfelben aber 
nicht der vom einzelnen Staate zeither wirklich bezogene 
Betrag der Einnahme, fondern der Betrag, zu defjen 
Erhebung er nad) der betreffenden Flußfchifffahrts- Afte 
berechtigt gewefen wäre, anzunehmen fei. 


Zu $$. 29 — 32. 

Es wird ſich zwar nicht verfennen laffen, daß die 
Feſtſtellung allgemeiner Grundfäge über das Eifenbahn- 
wefen durch Reichögefege fehr wiünfchenswerth fei, und 
die Reichsgewalt inbefondere in den Stand gefegt fein 
müfje, unbegründeten Weigerungen einzelner Regierungen 
gegen neue, durch das Neichsinterefje gebotene derartige 
Anlagen entgegen zu treten. Allein wenn nach den im 
Entwurfe enthaltenen Beflimmungen, die Reichögewalt 
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berechtigt fein würde, felbft ohne vorgehende® Gehör der 
Einzelregierungen, und ohne daß diefen ein ihnen doch jes 
denfall® behufd des GSelbftbaues oder der Konzefflonirung 
an Gefellfchaften vorzubehaltendes Vorzugsrecht zuftände, 
Eifenbahnen, Kanäle ꝛc. anzulegen oder die beftehenden 
durch Konfurrenzbahnen zu beeinträchtigen, fo gehen jene 
Beftimmungen offenbar zu weit und über das Bedürfniß 
hinaus, fo wie aud) durd den leiten Sat des $. 32 das 
Oberaufſichtsrecht des Reiches über die Heer: und Land» 
ftraßen unverfennbar auf Gegenftände ausgedehnt wird, 
die feither ohne Nachtheil für das öffentliche Sntereffe der 
Fürforge der Einzelregierungen überlaffen gewefen find 
und ed auch ferner bleiben fünnen. Es wird haler bes 
antragt, den $$. 19 bis 32 des Entwurfes die im der 
Anlage A vorgefchlagenen Sätze zu fubftituiren. 


Zu $. 33. 

Iſt die fhon an anderem Orte geltend gemachte 
Demerfung zu wiederholen, daß es nicht wohl möglich 
fein wird, alle Binnenzölle fofort zu befeitigen, indem 
Uebergangdzölle Faum zu entbehren fein werben. 


Zu $. 35. 

Im Intereſſe eined geordneten Finanzhaushaltes 
der Einzelftaaten, defjen ja auch der Bundesftaat zu fei- 
nem Beftehen nicht entbehren fann, ift e& durchaus ers 
forderlich, daß der aus den Zollerträgniffen für die Aus- 
gaben des Reiches vorwegzunehmende Theil nicht eine 
allzu wandelbare von Jahr zu Jahr fleigende und 
fallende Größe bilde, fondern, fo viel thunlich, ein für 
allemal oder doch für längere Zeitabfchnitte feſt beſtimmt 
werde. Diefer Borausfeßung würde aber wenigftend 
annähernd Genüge geleiftet werden, wenn — mit Rück— 
fiht auf die Beftimmungen im $. 19 a des Abfchnittes 
vom Reichdtage — im $.35 nicht das Budget überhaupt, 


fondern vielmehr das ordentliche Budget ald maßgebend 
für dad Theilungsverhältniß bezeichnet würde. 


Zu $$. 40 — 43. 

Auch bei den die Poft betreffenden Beftimmungen 
des Entwurfed hat fich, wie bei den Eifenbahnen ıc., das 
Bedürfniß fühlbar gemacht, theild die der Reichsgewalt 
zugewiefene Kompetenz auf angemefjene Grenzen zurüds 
zuführen und diefelbe insbefondere nicht auf ein Verwal: 
tungd-Detail auszudehnen, für welches ihr fogar die ges 
eigneten Organe fehlen würden, theild die Einzelftaaten 
gegen eine Schmälerung ihrer laufenden Finanzquellen 
ſicher zu ftellen, die einerfeits unter jegigen Verhältniffen 
fein Staat ohne eine empfindliche Störung des Gleich— 
gewichtes zwifchen Einnahme und Ausgabe ertragen Fönnte 
und die andererfeits nicht einmal durdy ein höheres Ver— 
kehrs⸗Intereſſe dringend geboten erfcheint. Bon diefem 
Geſichtspunkte aus ift daher Art. VIII. laut der Beifüge 
B in veränderter Weife redigirt und dabei vorausgefeßr 
worden, daß $. 42 gänzlich in Wegfall zu bringen fein 
werde. 2 


Zu S. 44. 
Dafür, daß dem Reiche das Recht beigelegt werde, 
Reichsmünzen zu prägen, feheint durchaus fein wahres 
Bedürfniß vorhanden zu fein. 


Zu $. 46. 

Snfofern aus diefem Paragraphen bes Entwurfes 
eine Befugniß der Reichdgewalt gefolgert werden könnte 
Reichdpapiergeld auszugeben, jo kann man nicht umhin, 
fid} gegen eine folche, wie man dafür hält, im hohen 
Grade bedenklidye Beftimmung zu erflären. Weberhaupt 
dürfte ed genügen, die Konkurrenz der Reichsgewalt hin- 
ſichtlich des Papiergeldes darauf zu befchränfen, daß fie 
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der Ausgabe von dergleichen Seitens der einzelnen Staas 
ten ohne genügende Sicherftellung durch Einlöfungsfonde 
zu widerfprechen berechtigt und verpflichtet jei, wonach 
zugleich die Dispofition im $. 3 a linea des Paragraphen 
zu modiftziren wäre. 


Zu $. 49. 
f. oben sub 1. 


Zu $. 52. 

Da die Reichdgewalt füglicy nur die Beſtimmungen 
über das Reichdbürgerrecht, nicht aber auch dad Staatd- 
bürgerrecht in den einzelnen Staaten zu regeln haben 
wird, fo fcheint hiernad) das Wort „Staatöbürgerrecht“ 
in Wegfall fommen zu müffen. 


Zu $. 53. 

Da der Beruf und die Verpflichtung der Reichsge— 
walt, gegen verfuchte eigenmächtige Verletzungen beftehen> 
der Berfaffungen Hülfe zu gewähren, unbezweifelt diefels 
be bleibt, gleicyviel. von welcher Seite die Veranlaſſung 
zu Störung ausgeht, fo dürfte der Sat sub 3 allge 
meiner zu halten und vielleicht fo zu faffen fein: 

„Wenn die Verfaffung eines deutfchen Staates eis 
genmächtig aufgehoben und verändert wird." 


Zu $. 54. 

Wird nach der fchon zu $. 16 gemachten Bemerkung 
auf die wegen der Koften in der Erefutionsordnung oder 
fonft am geeigeneten Orte zu betreffenden Beftimmungen 
hinzuweiſen fein. 

Zu $. 58. 

f. oben sub I. 


Zu $. 59. 
Erfcheint ein Vorbehalt dahin nothwendig, daß es 
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ruͤckſichtlich des Zivtlrechtes den einzelnen Staaten unbe- 
nommen bleibe, die inöbefondere wegen des Familien: 
und Erbrechted nach ihrem individuellen Bedürfniſſen er- 
forderlichen Modifikationen des feftzuftellenden gemeinen, 
Rechtes eintreten zu laffen. 


2) Den Abſchnitt „ber Reichstag“ betreffen. 


Zu $$. 3. 8. 

Das Staatenhaus fcheint zwar im Sinne der Ber: 
faffer des Entwurfed weſentlich dazu beftimmt fein zu fol- 
len, das partifuläre Element, die Einzelftaaten im Gegen 
fage der Gefammtnation zu vertreten und für erfteres in- 
nerhalb der Reichdgewalt ein Organ zu bilden, Abge- 
fehen aber davon, ob das Staatenhaus nach der im 
Entwurfe angenommenen Zufammenfeßung desfelben be: 
fonders in Hinblid auf den im $. 13 aufgeftellten Grund: 
fag Diefer feiner Beftimmung überhaupt genügend ent- 
fprechen werde, und ob ed zur Sicherftellung der Einzel- 
ftaaten nicht vielmehr anderer Sarantieen bedürfen möchte, 
die mit der Bildung des Reichs-Oberhauptes oder der 
Reichsregierung im engeren Sinne in Verbindung zu 
bringen fein würden, fo läßt ſich auch das dringende Be- 
bürfniß nicht verfennen, das Staatenhaud auf einer folchen 
Grundlage zu organifiren, die es geeignet machte, neben 
ben partifulären auch die Fonferwativen Sintereffen der Nas 
tion zu vertreten, mit anderen Worten, die Stellung eis 
ner erften Kammer oder eined Oberhauſes einzunehmen. 

In diefer Vorausfeßung würde auch die für dad 
Staatenhaug, als folches, nicht erwünfchte große Anzahl 
ber Mitglieder unbedenklich fein, ja es fünnte fich empfeh- 
len in Genehmigung eines ſchon von mehreren Seiten 
laut gewordenen und in der Billigfeit begründeten Wun- 
ſches, jedem Staate ohne Ausnahme mindeftens eine 
Stimme im Staatenhanfe zuzugeftehen. Um aber obigen 

Roth und Merd, Duellenfammlung. II. Bd. 26 
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Zwed zw erreichen, ohne doch für die Zuſammenſetzung 
ded Stantenhaufes. ein gang neues Prinzip aufzuſuchen, 
würde man es für das einfachfte halten, wenn dem $: 8: 
ein Zufag des Inhalte beigefügt würbe; daß die Mitglies 
der des Staatenhaufes und zwar ſowohl die von den Re⸗ 
gierungen, ald die von der Volfövertretung der Einzel- 
ftaaten zu ernennenden, einen gewifjen Zenfus an direften 
Abgaben entrichten müßten. Mit Hinfiht auf die Ver: 
hältniffe im Königreiche Sachfen würde ein Zenſus von uns 
gefahr 50 Thalern angemefjen: erjcheinen, 
3u $. 15, 

Entfteht der Zweifel, ob derſelbe und insbefondere 
auch das darin aufgeftellte Erforderniß der einfachen‘ 
(abfoluten) Stimmenmehrheit auch auf Wahlen unbedingt 
ſich beziehen folle, was wohl nicht die Abficht fein Tann. 


Zu $. 16. | 

Mit der oben beantragten Befeitigung des Schlußs 
faßes im $. 58. von der Neichögewalt, würde auch der 
gegenwärtige $. 16. in Wegfall gelangen. 

Zu $. 19. 

Die ſächſiſche Regierung erfennt in dem abſoluten 
Veto ein fo unentbehrliches Attribut der konſtitutionell⸗ 
monarchifchen Verfaflungsform, daß fie die Macht und 
Würde ded Reichsoberhauptes auch dann, wenn leßteres 
nicht, wie der Entwurf annimmt, durch eine einzige Pers. 
fon dargeftelt werden follte, durch ein bloß fuspenfiveg Veto 
nicht hinlänglich gewahrt erachten fünne, und in der Auf: 
nahme dieſes Grundfages im die Reichöverfaffung einen, 
insbefondere auch für die Einzel Berfafiungen bedenflichen 
Vorgang erbliden würde. 


Zu $. 19 


2 und 3 würden ſich in Berückſichtigung der zu Pr 
46 und 49 „von der Reichögewalt” gemachten Bemerk⸗ 


403 


ungen — aaa FZaffungsveränderungen. erforderlich 
machen, 
Zu $. 19. 

4. Diefe Beftimmung kann in ihrer jeßigen Faſſung 
leicht zu Mißdeutungen führen. Da fie jedenfall® nur 
mit der Beftimmung des $. 37, „von der Neichögewalt“ 
in Beziehung ftehen kann, fo würde es beſſer fein, den 
Inhalt des $. hier wörtlich aufzunehmen. 


Zu $. 19. 

Wenn nad) der Beftimmung sub. 6 dem Staatens 
haufe innerhalb des Gefammtbetrages ded auf dem erften 
Neichdtage durch einen Reichstagsbeſchluß feftzufeenden 
ordentlichen Budgets nur das Recht zuftehen fol, Erinners 
ungen und Augftellungen zu machen, über welche fodann 
das Volfshaus endgültig befchließt, fo ift ein ausreichen: 
der Grund für diefe ausnahmdweife Befchränfung der 
Kompetenz des Staatenhaufes nicht abzufehen, und viel- 
mehr auch hier eine völlige Sleichftellung beider Häufer 
in ihren BPSeHIeRTäeR Befugniffen für angemeffen zu 
erachten. 

Zu $, 28. 

Deſſen Inhalt erfcheint infofern unvollfländig, als 
eine Ausichließung doch auch wegen anderer Thatfachen 
als des unmwiürdigen Verhaltens im Haufe flatthaft fein 
müßte. | 

Zu 8. 30 

wird ein Zufaß nöthig werden, daß diejenigen Punkte, 
welche die Beziehungen zur Reichs⸗Regierung betreffen, 
durch ein Neichögefeg zu ordnen feien. 


3) Den Abfhnitt „as Reihögericht" betreffend. 


Zu 2b 


erfcheint ber Ausdruck wpolitiſche⸗ Streitigkeiten, im 
26 * 
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Gegenfage zu ben rechtlichen unklar und daher der Weg⸗ 
fall der Worte „politifche und rechtliche” angemeflen. 


Zu $. 2. 
entfteht die Frage, ob es nicht rathfam fei, die Ents 
fcheidung des Reichsgerichtes auch auf die Provokation 
eines der ftreitenden Theile eintreten zu laffen, indem ans 
deren Falles die Möglichkeit, Streitfragen der bezüglichen 
Art zur Erledigung zu bringen, nad; Umftänden ganz ab» 
gefchnitten fein könnte. 


Zu $. 4. 

Wenn auch anzunehmen ift, daß die Drganifation bed 
Reichsgerichtes jedenfalls fo zu bewerfftelligen fein werde, 
daß den Regierungen eine Theilnahme an der Ernennung 
der Mitglieder eingeräumt werde, fo erfcheint doch die: 
fer Punkt ald fo wichtig, daß derfelbe nicht einem befon- 
deren Gefeße vorzubehalten, fondern die Einfegung und 
Drganifation ded Reichsgerichtes als Beftandtheil der 
Derfaflung felbft zu behandeln fein dürfte. 


4) Die Abfchnitte „das Reichsoberhaupt und 
ber Reichsrath“ betreffend. 

Einer beftimmten Erklärung binfichtlid; der Ober, 
hauptöfrage Seitens der einzelnen Regierungen ftehen 
zur Zeit noch um fo größere Schwierigkeiten entgegen, 
ald auch die Bejchlüffe der Nationalverfammlung über 
diefen Punkt noch unvollftändig find. 

Die ſächſiſche Regierung hat fi in der auf die 
preußifche Zirkular-Note vom 23. v. M. ertheilten Ants 
wort vom 10. d. M. wegen diefes Punktes im Allgemeis 
nen damit einverftanden erklärt, daß auch nach ihrer 
Anficht die Aufrichtung einer neuen deutfchen Kaiſerwürde 
zu der Erlangung einer wirklichen und umfaflenden deuts 
[hen Einigung nicht nothwendig fei, daß vielmehr eine 


andere Form gefunden werben fünne, unter welcher ohne 
Aufopferung irgend eines wefentlichen Bedürfniſſes das 
dringende und höchft gerechtfertigte Verlangen des deut: 
fchen Volkes nach einer wahrhaften Einigung und fräftis 
gen Gefammtentwidlung vollftändig befriedigt zu werben 
vermag. 

Wenn ed dennoch darauf anfäme, über eine ſolche 
Form ſich zu vereinigen, fo erfcheint doch hierbei die 
Stellung, in welche Defterreicy zu dem Bundesftaate tres 
ten wird, in einem folchen Grade als ypräjubdiziell, daß 
bevor nicht die Anfichten hierüber fich einigermaaßen auf 
geklärt und genähert haben werden, eine befriedigende 
Erledigung der Frage faum möglich fein dürfte, 

An und für ſich aber neigt die füniglich fächfifche 
Regierung zu der Anficht hin, daß ein aus Vertretern 
der Einzelregierungen nach einem gewiſſen VBerhältnifje 
zu bildendes Direktorium dem föüderativen Charakter des 
Bundesftaates und den in Deutfchland beftehenden Ber: 
hältniffen befjer entfpreche, ald eine einheitliche Spite 
fo wie fie auch die Schwierigkeiten, die ſich der Anpaf- 
fung jener Oberhauptsform an die Erforderniffe einer 
parlamentarifchen Regierung auf den erften Blick entge> 
genjtellen möge, feinedwegs für überwiegend anfehen Fann. 

Ge nachdem aber die Oberhauptöfrage in der einen 
oder anderen Weife ihre Löfung findet, dürfte ſich auch 
das Urtheil über das Inſtitut des Reichsrathes verfchies 
den modiftziren müffen. Während ed nemlich im Falle der 
Bildung eined Direftoriums, in weldem das flaatliche 
Element ohnehin vertreten wäre, eined Organes, wie ed 
in dem betreffenden Berfafiungsabfchnitte vorgefchlagen ift, 
faum bedürfen möchte, dafjelbe vielmehr als eine. unnö⸗ 
thige und ebendeßhalb nachtheilige Vervielfältigung des 
Berfaffungsmechanismus erfcheinen könnte, würde da⸗ 
gegen bei Uebertragung der Reichsſsgewalt an ein. eins 
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heitliches Dberhaupt, ein die Bertreter der Einzelregier- 
ungen in ſich vereinigender Reichsrath nicht nur unents 
behrlich erfcheinen, fondern auch dad Bedürfniß fidy her: 
ausftellen, den Kreis feiner Befugniffe angemefien zu er- 
weitern und demſelben, oder doch einem aus feiner Mitte 
niederzufeßenden Ausfchuffe, anftatt einer blos begutach— 
tenden Stelle, innerhalb gewiffer Grenzen einen wirffa- 
men Antheil an der Ausübung der Reichsregierung zuzu— 
geftehen. 

Sollte übrigens der Reichsrath in Wegfall fommen, 
fo würde immer den Regierungen das Recht, einen Be 
vollmächtigten bei der Reichsgewalt zu haben, vorzubehals 
ten fein, mit dem Bernehmungen wegen der fpeziellen 
Landesintereffen ftattfinden fünnten, 


Beilagen. 
A. 


$. 29. 

Die Neichögewalt hat die Dberaufficht über das 
gefammte deutfche Eifenbahnmwefen, wie über die den 
allgemeinen deutfchen Verkehr vermittelnden oder zum 
Schuß des Reiches nothwendigen Heer: und Pandftraßen, 
ingleichen die Gefeßgebung in Bezug auf diejenigen das 
bin gehörigen Gegenftände, weldye durch ein deßhalb 
zu erlaffendes Reichsgeſetz ausdrüdlich ald zur Kompes 
ten; der Reichsgewalt gehörend, bezeichnet werben. 

$. 30. 

Das Recht zum Schute des Reiches und im Inter 
effe des allgemeinen deutſchen Verfehres neue Eifenbah- 
nen anzulegen oder deren Anlage zu bewilligen, Land⸗ 
ftraßen zu bauen, Kanäle anzulegen, Flüffe fchiffbar zu 
machen oder deren Schiffbarkeit zu erweitern, fteht ber 
Meichögewalt unter der Vorausfegung ‚zu, daß die Ne 
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gierung des durch die Anlage getroffenen Einzelitaates 
die Ausführung der erften ablehnt. 

Die Unterhaltung der fo gewonnenen Verkehrswege 
hat der betroffene Einzelſtaat auf Koften ded Reiches zu 
beforgen. 


6. 31. 

Bei der Anlage oder Bewilligung von Eifenbahnen 
durch die einzelnen Staaten ift die Reichsgewalt befugt, 
den Schuß ded Reiches und das ntereffe des allgemeis 
nen beutfchen Verfehres wahrzunehmen. 


$. 32. 
Für die Anlage von Eiſenbahnen, welche mehr als 
ein Staatsgebiet berühren, bedarf es in jedem Falle 
der Erlaffung eines Reichsgeſetzes. 


B. 
Artikel VI. 


$ 40. 

Der Reichsgewalt fteht die Dberaufficht über das 
Poſtweſen im deutfchen Reiche und die Gefeßgebung 
über Diejenigen, dahin einfchlagenden Gegenftände zu, 
"welche durch ein deßhalb zu erlaffendes Reichsgeſetz aus⸗ 
drücklich ale zur Kompetenz der Reichsgewalt gehörend 
bezeichnet werben. 

Diefelbe überwacht deren Durchführung in den eins 
zelnen Staaten durch fortdauernde Kontrole. 

Die Poft fol vorzugsweife im Sinne der Befür- 
'verung und Erleichterung des Verkehres eingerichtet und 
verwaltet werben. 


| | $. 44. 
Poſtverträge, welche das deutſche Poſtweſen in ſei⸗ 
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ner Gefammtheit betreffen, dürfen nur Seitens der 
Reichögewalt gefchloffen werden. 

Inſoweit Reichd- Poftverträge gefchloffen werden, 
‚erlöfchen die Verträge mit einzelnen deutfchen Poſtver⸗ 
waltungen: 


$. 42. 
Fällt aus. 
$. 43, 


Die Reichögewalt ift befugt, Telegraphenlinien an: 
zulegen und die vorhandenen zu benugen, oder auf 
dem Wege der Enteignung zu erwerben. 

Weitere Beftimmungen hierüber, fowie über Be- 
nußung von Telegraphen für den Privatverfehr, find 
einem Reichsgeſetze vorbehalten. 


53, 


Erklärung des k. bannöverifchen Be— 

vollmächtigten bei der proviforifchen 

Zeutralgewalt über den Entwurf der 

Deutjchen Reichsverfaſſung d. d. Iten 
Marz 1849. 


Herr Minifter » Präfident! 

Die föniglidy hannöverifche Regierung hat in Ihrem 
Scyreiben vom. 28. Sanuar d. 5. und den von Ihnen 
am folgenden Tage den verfammelten NRegierungsbevolls 
mächtigten gemachten Eröffnungen mit Befriedigung eis 
nen Schritt begrüßt, der geeignet erfcheint, über das 
beutfche Verfaſſungswerk eine folche Veinbarung einzus 
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leiten, wie fie für den dauernden Beftand jenes Werkes, 
nach den fchon früher ausgefprochenen Anfichten der kö— 
niglichen Regierung nicht entbehrt werben kann. 

Sie hat fi daher gern angelegen fein laſſen, die 
amtlich mitgetheilten bisherigen Verfafjungsbefchlüffe der 
Rationalverfammlung einer näheren Prüfung zu dem 
Zwecke zu unterziehen, um darüber der Einladung Seiner 
Faiferlichen Hoheit des Reichsverweſers gemäß eine Er⸗ 
Härung abzugeben. 

Bei diefer Prüfung, deren Erledigung durch die be> 
kannte Lage der hannöverifchen Berhältniffe einen nicht 
wohl zu vermeidenden Auffchub erlitten hat, ift die 
Kolleftiverflärung, zu welcher unter Vermittlung Preu- 
ßens eine Mehrzahl deutfcher Regierungen ſich vereinigt, 
und deren Bevollmächtigte am 23. v. M. diefelbe unters 
zeichnet haben, auf das Aufmerffamfte berüdfichtigt wors 
den. Die fönigliche Regierung mußte ſich dabei von der 
Anficht leiten laffen, daß im Sntereffe von Deutſchlands 
Einheit, fo weit irgend möglich, eine Einftimmigfeit der 
Defchlüffe der verfchiedenen Regierungen und zwar mit 
. Hintanfegung aller anderen Rücfichten zu erftreben fei, 
als folder, welche von den unabweislihen Bedürfniffen 
des Einzelftaated geboten, in gewiffen Punkten eine Ab- 
weichung unvermeidlich machen. Cine Abweichung, ‚Die 
dann. aber auch eine gebührenne Beachtung zuverfi ichtlich 
finden würde. 

Außerdem hat die königliche Regierung bei dieſen 
Erwãägungen diejenigen Anſichten feſtgehalten, welche über 
die deutſche Verfaſſungsangelegenheit in der an den kai— 
ſexlich öſterreichiſchen Geſandten, Freiherrn von Bren⸗ 
ner, unter dem 13. v. M. gerichteten, Ihnen Herr Mi⸗ 
niſter⸗Präſident, ſchon früher mitgetheilten Note“) aus— 





) Siehe Nr, 55. 
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gefprochen und ſchon damals als Richtſchnur für die 
von dem Unterzeichneten Namens der königlichen Regie— 
rung abzugebenden Erklärungen bezeichnet find. 

Es hat der füniglichen Regierung zur hohen Befrie- 
digung gereicht, daß die forgfältigfte Prüfung ihr den 
Beitritt zu allen wefentlichen Punkten der Kollektiverklä⸗ 
rung vom 23. v. M. als unbedenklich erfcheinen ließ. 

Die einzige Ausnahme befteht darin, daß nach der 
von der Fföniglichen Regierung gehegten, von dem Uns 
terzeichneten in feinem Schreiben an Sie, Herr Minis 
nifter-Präfident, vom 20. Dezember v. J. näher entwidels 
ten und in dem Schreiben des Föniglihen Gefammtmi- 
nifteriumd an die allgemeine Ständeverfammlüng vom 
10. v. M., wovon ein Abdrucd hier angelegt if”), in 
mwefentlicher Uebereinftimmung mit der durch öffentliche 
Blätter bekannt gewordenen Note der königlich preußifchen 
"Negierung an den Grafen Knypkaufen vom 8. v. M.**), 
feſtgehaltenen Anficyt vor dem Eintritte der erften Be- 
ſtimmung des $. 52 eine weitere Verftändigung auch über 
den Snhalt: der Grundrechte annody erforderlich ift. 

Sm Uebrigen bat der Unterzeichnete. deßhalb hier; 
durch unter wiederholter Bezugnahme auf die angeführte 
Note vom 13. v. M. den Beitritt der Föniglichen Res 
gierung zu den von Preußen und den mit diefem über: 
einftimmenden Regierungen, in der angezogenen Kollek⸗ 
tionote vom 23. v. M. abgegebenen Erklärungen auszus 
fprechen. | 
Die fernere Kollektiverflärung berfelben Regierungen 
Som 1. d. M. über die Verfaſſungsabſchnitte vom Reichs⸗ 
tage, Reichsgerichte und Reichſsrathe lag bis zu dem Ab⸗ 
gange der dem Unterzeichneten gewordenen Inftruftionen 


) Siehe Nr. 32. 
**) Siehe Nr. 33. 
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der Föniglichen Regierung nicht vor, und muß Namens 
derfelben der Unterzeichnete hierüber, fo wie wegen der 
anderen in der Kolleftiverflärung vom 23. v. M. noch 
nicht behandelten Theile der Berfaffung, die fernere Er⸗ 
klärung nebjt etwaigen Nachträgen zu ber ———— 
vorbehalten. 


Wenn dad große Gewicht, welches, wie ſchon her— 
vorgehoben, die königliche Regierung auf die thunlichſte 
Uebereinſtimmung ihrer Erklärungen mit denen anderer 
deutſcher Regierungen legt, ſie vermochte, ſich weſentlich 
auf den, nur mit dem ausgeſprochenen Vorbehalte zu 5. 52 
verbundenen Beitritt zu der Kolleftionote vom 23, ©. 
M, zu befchränfen, fo konnte es doch nicht audbleiben, 
baß bei einer ind Einzelne gehenden forgfamen Ermä- 
gung hin und wieder eine Abweichung von dem in jener 
Note niedergelegten Anfichten hervortrat, Der Unters 
zeichnete, welchem die in den betreffenden Sitzungen des 
föniglichen Gefammtminifteriumd aufgenommenen Notata 
vorliegen, glaubte diefe Ihnen, Herr Minifter-Präfident, 
fowie der Nationalverfammlung und deren Berfaffunge- 
ausſchuſſe nicht vorenthalten zu follen. 


Ohne einen wefentlihen Theil der Erflärung der 
königlich hannöverifchen Regierung zur bilden, werben Diefe 
Notata, von denen der LUnterzeichnete in der Anlage ei- 
sten Auszug zu überreichen ſich die Ehre gibt, vielleicht 
geeignet fein, bei der Erwägung anderer Erklärungen 
unterflügend oder auch Gegenſätze vermittelnd, benußt 
zu werden. 


Frankfurt a. M., den 7. März 1849. 


Der königlich Hannöverifche Bevollmächtigte bei: der pros 
viforifchen Zentralgewalt für Deutfchland. 
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Auszug der Notata des königlich hannöverifchen Ge- 
fammt-Minifteriumsd über die Berathungen in Bezieh- 
ung auf die deutfche Verfaſſungsſache.. 


Dhne auf eine nähere Erörterung der 65. 1—4 
eingehen zu wollen und die Bemerkungen der Kollektiv: 
note über das Unvorgreifliche der zu wählenden Benen: 
nung theilend, glaubt die fönigliche Regierung mit Rück- 
ſicht auf die von der deutfchen Bundesverfammlung un: 
ter dem 30. März 1848 befchloffene Umgeftaltung der 
Bundesverfaffung annehmen zu follen, daß für die bethei- 
ligten Regierungen nicht fowohl eine Bereitwilligfeit zum 
Eintritte in den durch die neue Verfaſſung zu begrüns 
denden Verband, als vielmehr die Abficht des Nichtaus— 
tretens in Frage fteht, eine Abficht, weldye von Hanno: 
ver vollig getheilt und hierdurch wiederholt erflärt wird. 

Sn der Vorausfegung, daß feines der bisherigen 
Bundesdglieder von der neuen Einigung ſich ausfchließen 
werde, hat die Fönigliche Regierung ald äußeren Umfang 
derfelben dad im $. 1 erwähnte Gebiet des deutjchen 
Bundes bei den folgenden Betrachtungen im Auge ger 
halten. 

$. 7. Die völferrechtliche Vertretung Deutjchlande 
in allen gemeinfamen Angelegenheiten muß der Bundes 
gewalt allein vorbehalten bleiben. 

Die einzelnen Staaten des Rechtes der ftändigen 
Vertretung in eigenen politifchen oder Handeldangelegen; 
beiten zu entkleiden, bringt die Natur des Bundesftaates 
aber nicht nothwendig mit ſich. 

Aus dem erften Abfage ded $. 7 werden daher die 
Worte „und der einzelnen deutfchen Staaten" wegzulaf 
fen und es wird außerdem zweckmäßig der 

$. 8: ganz um. fo mehr hinwegzulaffen fein, ba die 
einzelnen: deutſchen Staaten, welche Gefandtichaften im 
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Auslande befigen, diefer weder fofort, noch insbefondere 
bis dahin fämmtlich werben entbehren können, daß die 
völferrechtliche Gefammtvertretung Deutfchlands vollſtän⸗ 
dig geordnet fein wird, 

Es tritt hinzu, daß die Frage des aktiven und, paſ—⸗ 
fiven Gefandtfchaftörechtes der einzelnen Staaten - ihre 
fiherfte und befriedigendfte Löfung ‚ohne Zweifel auf 
thatfächlichem Wege demnächft finden dürfte. 

Inſofern nach der zu erwartenden Vereinbarung we⸗ 
gen ded Reichsoberhauptes, fowie wegen Einrichtung eis 
ned Reichsrathes die .befondere Vertretung der einzelnen 
Staaten bei der Zentralgewalt noch Bedürfniß bleiben 
follte, wird allerdings rathfam fein, dad Recht dazu auf 
fer Zweifel zu ftellen. 

Die deßfallfige Beftimmung dürfte dann aber. zwed» 
mäßig in dem Abfchnitte, welcher vom Reichsoberhaupte 
bandelt, ihren Plag finden. 

$. 9 wird mit Rückſicht auf den Inhalt des $. 10 
als entbehrlich betrachtet und deſſen Weglaflung daher 
zur Erwägung verftellt. 

‚Bei $. 20 walten. Zweifel ob. über die Nothwendigs 
feit und Zweckmäßigkeit des im erften. Abfage für die 
einzelnen Staaten ausgeſprochenen Verbotes der eigenen 
Unterhaltung von Kriegöfchiffen. Diefe Zweifel grüns 
den fih auf das Beifpiel der BVerfaflungen der norbs 
amerikanifchen Freiftaaten, 

Cconf. Berfaffung von Pennfolvanien Art. I. $ 7. — 

Texas Art. V. .$. 6). 

ſowie auf die Vermuthung, daß die fortſchreitende Ent⸗ 
wickelung dieſer neuen Schöpfung des Vaterlandes eine 
nähere Betheiligung der Küſtenſtaaten als ein in den 
Verhältniſſen begründetes Bedürfniß werde erſcheinen 
laſſen, dem die vorgeſchlagene Verfaſſungsbeſtimmung 
unerwünfchte Hinderniſſe entgegenſtellen würde. 
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Statt der betreffenden Vorſchläge wird außerdent 
folgendes zur Berückſichtigung empfohlen: 
„Ein Reichsgeſetz verfügt über die Organiſation 
der Kriegsmarine des Bundesſtaates unter Berück⸗ 
ſichtigung der eigenthümlichen Verhältniſſe Oeſter⸗ 
reichs, welches jedenfalls ein entſprechendes Kon—⸗ 
tingent an Schiffen und Mannſchaft zur deutſchen 
Kriegsflotte zu ſtellen hat.“ 
„Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen 
Staate für die Kriegsflotte geſtellt wird, iſt bei der 
Zahl der, von demſelben zu ſtellenden Landmacht ab⸗ 
zurechnen. Das Nähere hierüber, ſowie über die 
Koſtenausgleichung zwiſchen der Geſammtheit und 
den einzelnen Staaten beſtimmt ein Reichsgeſetz.“ 
Zu $. 23 iſt neben der Bemerkung der Kollektivnote 
die Streihung ded Schlußfates zu empfehlen, als zur 
Verhütung von Mißbräuchen — wegen der, der Zentral 
gewalt ohnedied vorbehaltenen Oberaufficht — nicht er- 
forderlich, und um zu vermeiden, daß die Reichdregierumg 
ſich mit zu vielem Detail zu befaflen habe. 

3u $. 26’ glaubt die fönigliche Regierung, während 
fie mit der Kolleftionote die Gleichzeitigkeit der billiger 
Ausgleihung mit der, einen fo fehr erheblichen Ausfall 
in den Landedeinfünften herbeiführenden Aufhebung der 
Flußzölle erwartet, vorausfegen zu können, daß für 
die etwa mitaufzuhebende Nefognitiondgelder ebenfalls 
eine Entfchädigung gewährt werde. 

3u $. 35 hält die fönigliche Regierung die Auf: 
rechterhaltung des Prinzipes, die Mittel zu den Reichs— 
andgaben durch Matrikularbeiträge herbeizufchaffen, für 
das Nichtigere. Für deren rechtzeitigen Eingang unb 
für Befchaffung eines der Finanzverwaltung unentbehr⸗ 
lichen Betriebsfonds, deffen Mangel felbft gegenwärtig 
ſchon empfunden zu werben fiheint, mögen fihernde Vor⸗ 
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werden. 

Während die königliche Negierung bei $. 37 an ſich 
feine Bedenfen hat, indem bas zu erwartende Reichd- 
zullgefeg und Reichszollakte die Grenzen beffimmen- wer: 
den, innerhalb welcher für Rechnung von Einzelftdaten 
ode® Gemeinden Produftionds und Verbrauchsſteuern 
erhoben werden dürfen, macht die bei. 19 im Abfchnitte 
vom Reichstage vorkommende Bezugnahme auf $. 37 es 
wünfchenswerth, in irgend einer. Art der Auffaffung 
vorgebeugt. zu. fehen,. ald.ob es zu jeder auch innerhalb 
der reichögefeglichen Grenzen beabfichtigten. Erhebung 
einer folchen Steuer der Zuftimmung der ae 
bedürfe, 

Auch zu $. 38: würde es —— ſein, * 
Reichsſsgewalt nur die, allgemeine Geſetzgebung in Han⸗ 
deld- und Schifffahrtsfachen vorzubehalten. 

Zu $. 40 kann die Eöniglihe Regierung die Be 
merkung nicht. zurüdhalten, daß die Worte bes zweiten; 
alinea „durch fortlaufende Koutrole" fehr wohl gelöſcht 
werden. fünnten,. ohne dem Oberauffichtörechte. und den 
Ueberwachung Eintrag zu thun. 

Zu 8. 42 erklärt die. königliche Regierung ſich mit 
der beantragten Streichung einverſtanden, eventuell für 
Aenderung der Worte „ſoweit“ in „wenn“, damit wen 
nigſtens keine partielle —— des Poſtweſens ein⸗ 
treten möge. 
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Note des FE. bannöverifchen Bevollmäch- 

tigten bei Der provifprifchen Zentralge: 

walt an das Neichsminifterium, Nach— 

trag zur Note vom Ften März 1849, 
d. d. ten Mär; 1849. 


Herr Minifter » Präfident! 

Nach der Ausfertigung des von dem Unterzeichne- 
ten unter dem 7. d. M. an Sie gerichteten Schreibens, 
find demfelben fernere Weifungen, die deutfche Berfaf- 
fungsfache betreffend, zugegangen, in deren Folge er 
dad Nachftehende anzuführen ſich beehrt. 

Während die Föniglich hannöverifche Regierung von 
einer näheren Erwägung des Abfchnittes „der Reichs— 
rath" wegen deffen Zufammenhanges mit der Oberhaupts⸗ 
frage vorerft noch abgefehen, hat der Unterzeichnete in 
Beziehung auf die übrigen in die Kollectivnote des kö— 
niglich preußifchen und mehrerer anderer Regierungss 
Bevollmächtigten vom 1. d. M! behandelten -Abfchnitte 
der Befaffung im Wefentlichen den Beitritt der könig— 
lichen Regierung zu. den in jener Kollectionote enthals 
tenen Bemerkungen zu erflären und nur noch hinzus 
fügen: 

Zu $. 198 daß die fünigliche Regierung ad Nr. 6 
eine Gleichberechtigung des Staatenhaufed mit dem Volkes 
baufe bei der Prüfung und Bewilligung des Budgets 
ald unentbehrlich anfieht, weil nach dem Berhältniffe 
bed Bundesſtaates das ntereffe der Steuerpflichtigen 
praftiih von dem Staatenhaufe zu vertreten ift, wäh- 
rend im. Volkshauſe wefentlich die Intereſſen der Ges 
fammtheit ihr Organ finden werden. Eine Mopiftfation, 
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welche rüdfichtlich der, beiden Häufern zuerfannten Ini— 
tiative ber Gefeßgebung für den Fortbeftand der einzel 
nen Staaten geradezu ald unerläßlich erfcheint. 

Zu $. 37, daß die füniglihe Regierung Ddiefe Be: 
flimmung für genügend motivirt nicht erachten und den 
Wunſch, diefelbe geftrichen zu fehen, nicht zurüdhal- 
ten kann. 

Der Unterzeichnete beehrt ſich ſchließlich, das erges 
benfte Erfuchen an Sie, Herr Minifter-Präfldent, zu 
ftelen, auch diefe nadjträgliche Erklärung zur Kennt- 
niß der Nationalverfammlung bringen zu wollen. 

Frankfurt a. M., den 9. März 1849. 

Der königlich hannöverifche Bevollmächtigte bei der pro- 
viforifchen Zentralgewalt für Deutſchland. 
(Gez.) Bothmer. 
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Erklärung des k. würtembergifchen Be— 
vollmächtigten bei der proviforifchen 
Sentralgewalt, auf das Schreiben des 
Neichsminifteriums vom 2Sten Januar 
1849 d. d. 24teu Februar 1849. 


Die Aufforderung des Herrn Präfidenten des Reichs— 
miniſterraths Freiherrn von Gagern vom 28. Januar 
d. J., welche die Abgabe der Erklärungen der deutfchen 
Regierungen über die Abfchnitte der Berfaffung, wie 
folche fich nach der erftmaligen Berathung der Natio- 
nalverfammlung geftaltet haben, bezwecdte, hat der Un: 
terzeichnete alsbald zur Kenntniß feiner ar ge: 

Neth u. Merd, Ducdenfommlung. II. Bar. 
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bracht und hierauf ben Auftrag erhalten, gegen das 
Reichöminifterium einftweilen Nachſtehendes aus;ufprechen: 

Die königliche Regierung hat fchon wiederholt ihre 
Bereitwilligfeit erklärt, den Beſchluß anzuerfennen, wel: 
cher von der Nationalverfammlung zu Frankfurt hinficht- 
lich der deutfchen Verfaſſung wird gefaßt werden, und 
hält auch gegenwärtig nody an diefem Grundfage feit. 
Die Ffönigliche Regierung ift übrigens gern bereit, an 
einer vorgängigen Berftändigung über die Beftimmuns 
gen der Fünftigen deutfchen Verfaſſung durch ihren Be: 
vollmächtigten Antheil zu nehmen, vermöchte jedoch der 
Bildung eines engeren Bundes im Bunde nicht das 
Wort zu reden, fie legt auf dad Berbleiben Oeſterreichs 
im deutſchen Bundesftaate den größten Werth und 
müßte deßhalb — wenn die Wahl eines einzigen Ober: 
hauptes für denfelben den Austritt Defterreich& zur Folge 
haben follte, (wie died nad) der öfterreichifchen Depefche 
vom 4. Februar der Fall zu fein ſcheint —) ihrer Seit 
vorziehen, daß auf ein nur um diefen Preis zu erlan- 
gendes einziged Oberhaupt verzichtet werde, und man 
an defien Statt mit dem früher vorgefchlagenen Diref- 
torinm fich begnüge. 

Eine Lostrennung Defterreichd von dem beutfchen 
Staatöverbande müßte die königliche Regierung als eine 
freiwillige Selbftverftimmelung des gemeinfamen Vater: 
landes, ald einen mit deſſen jegiger und Fünftiger Größe 
und Gelbftftändigfeit unverträglichen Aft betrachten, 
welcher durchaus nicht gebilligt werden Tönnte, fo lange 
nicht unumſtößlich bewiefen ift, daß die Faiferlich öfter- 
reihifhe Regierung durch ihre Lage fowohl, als durch 
ihren Willen davon abgehalten werde, fich an dem po— 
litifhen Neubau von Deutfchland zu betheiligen. 

Da es indeflen für Deutfchland vom höchſten In— 
terefle ift, daß das Verfaſſungswerk in Fürzefter Frift 
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zu Stande fomme, fo glaubt die diesfeitige Regierung 
die Hoffnung ausſprechen zu dürfen, daß die Faiferlich 
öiterreichifche Regierung durch beftimmte Erklärungen 
über die einzelnen Theile ded vorliegenden Berfafjuugs- 
Entwurfes die angebahnte Berftändigung darüber mit 
der deutſchen Rationalverfammlung fo viel immer mög- 
lich befchleunigen werde, 

Indem der Unterzeichnete dies zur Kenntniß dee 
Herrn Präfidenten des Reichsminiſterraths bringt, behält 
er fi) vor, über die einzelnen Punkte der Berfaffung 
nachträglidy fich zu äußern. 

Franffurt a. M., den 24. Februar 1849. 

Der föniglich wiürtembergifche Bevollmächtigte. 

(Gez.) Sternenfels. 


86. 


Erklärung des k. würtembergiſchen Be: 

vollmächtigten bei der proviſoriſchen 

Zentralgewalt, den Entwurf der deut— 

fchen Neichöverfaflung betreffend, di. d. 
Aten März 1849. 


Herr Minifter ! 

In meinem Schreiben vom 24, v. M. habe ich mir 
vorbehalten, die Aeußerungen der königlich⸗ würtembergi⸗ 
ſchen Regierung über einzelne Punkte der von der Nati- 
onalverfammlung erfimald berathenen Verfaſſung nadır 
zutragen. 

Schon wieberholt hat die würtembergifche Regier— 
ung ausgefprochen, daß fie den Beruf der deutſchen Na⸗ 
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tionalverfammlung, bie fünftige Verfaſſung Deutfchland’s 
feftzuftellen, anerfenne und daß fie ſich ihren Befchlüffen 
zu fügen bereit fei. Dies hindert nicht, ihre Anfichten 
und Wünfche über Geftaltung diefer Verfaflung noch vor 
deren endlicher Begründung darzulegen, und je loyaler 
hierbei die königliche Regierung verfährt, um fo zuver- 
läfliger erwartet fie, daß ihre Erinnerungen Berüdfich- 
tigung finden werben. 


Indem ich die angefchloffenen Bemerfungen mit dem 
Erfuchen zu übergeben mich beehre, folche zur Kennt: 
niß der Nationalverfammlung zu bringen, glaube ich die 
weiteren Erörterungen über Beftandtheile der Berfaflung 
auf fernere Mittheilungen ausfegen zu müſſen. 


Frankfurt a. M., den 4. März 1849. 
Der Föniglich » würtembergifche Bevollmächtigte 
(Ge) Sternenfele. 


Bemerkungen zu der in eriter Leſung berathenen Ber: 
faſſung. 


Erſter Abſchnitt. 
Das Reid. 


Die 88. 2, 3 und 4, betreffend dad Prinzip ber rei- 
nen Perfonalunion, werden wegen Defterreich nicht auf: 
recht erhalten werden können. Denn wenn aud) die Rich- 
tigkeit jenes Prinzips an und für ſich nicht zw beftreiten 
ift, fo find dody die vorwaltenden befonderen Berhältniffe 
Defterreich’3 zu berücfichtigen, und es wären die Nach; 
theile für Deutfchland zu groß, wenn Oeſterreich eines 
Grundfaßes wegen dem deutfchen Bundesftaate nicht bei- 
treten könnte, ald daß an diefem Grundfage ftarr feſtge⸗ 
halten werben follte. 
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Zweiter Abfchnitt. 
Die Reichsgewalt. 


Zu $. 7. 

So nothwendig es für die Einheit Deutfchlande ift, 
daß der diplomatifche Verkehr mit dem Auslande von 
einem Punkte audgehe, fo zweckmäßig erfcheint es, daß 
fi) die Reichsgeſandten in der Lage befinden, die Bebürf- 
niffe der einzelnen Staaten zu berüdfichtigen, fo weit 
dies ohne Beeinträchtigung ded Ganzen gefchehen Fann. 
Hierzu, fo wie zur Berüdfichtigung der Verhältniffe der 
im Ausdlande befindlichen Deutfchen bietet ſich ein einfa- 
ed Audfunftsmittel dar, welches darin befteht, daß fich 
der NReichögefandte — wie dies auch bereitd bei der pro: 
viforifchen Zentralgewalt beabfichtigt war — mit foldyen 
Beamten der einzelnen Staaten umgibt, welche die be- 
fonderen Berhältniffe ihres Landes kennen; vorausgeſetzt, 
daß die einzelnen Staaten geneigt find, den hierdurch 
entftehenden Aufwand für eine foldhe untergeordnete 
Vertretung zu beftreiten. 

Die Befugniß der Einzelftaaten, ſolche Einrichtun- 
gen zu veranlaffen, wird — ohne daß ed deshalb einer 
Abänderung des $. 7 bebürfte, vorauszufegen fein. 


zu $. 8. 

Auch bei den Konfuln follte eine ähnliche Befugniß 
wie bei den Gefandten, $. 7, vorbehalten bleiben, etwa 
das Recht, wegen befonderer Intereſſen Lokal» Konfuln 
oder BizesKonfuln zu präfentiren, mit Unterordnung uns 
ter die Reiche: (General:) Konfulate. Auch hier wird 
es jedoch — wie bei $. 7 — feiner Abänderung bebürfen. 


Zu $. 12. 


Im Hinblid auf den Schlußfag des $. 41 wird ſich 
die Verfügung der Neichögewalt über die bewaffnete 
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Macht nur auf den Krieg und bie Fälle nothwendiger 
Sicherheitömaßregeln im Frieden erftreden. 


Zu $. 13. ' 
Die Bedingungen ber Selbftftändigfeit eines Kontin: 
gents follten nicht nad) der zu ſtellenden Mannfchaft, 
fondern na der Seelenzahl der Staaten fefigefeßt wer: 
den. Statt ded Maaßſtabes von 6000 Mann dürfte eine 
Einwohnerzahl von 500,000 Seelen angemefjen erfcheinen. 


Zu $. 14. 

Die Organifation ihres Heerwefend dürfte den eins: 
zelnen Staaten zu überlaffen und der Reichsgewalt — 
neben der allgemeinen Gefeßgebung — nur die Einhal: 
tung der Wehrverfaffung mittelft anzuorbnender Inſpek⸗ 
tionen zuzuweiſen ſein. 


Zu 8. 15. 
Die Worte „an erſter Stelle“ wären zu ſtreichen. 


Zu $. 16. 

Die Koften der Erefution gegen ein einzelnes Land 
follten nicht dem Neiche auferlegt werden, fondern dem 
fhuldigen Theile, jenem höchfteng nad) Umftänden, mit 
Vorbehalt des Regreſſes an diefen. 


Zu $. 18. 

Die Ernennung ber Offiziere jeden Grades follte 
den Einzelregierungen überlaffen bleiben und nur für den 
Krieg die, befchloffene Ernennung der Kommandirenden 
x. durdy die. Reichdgewalt beibehalten werben. 


Zu $. 19. 
Der neuen Anlegung von Feftungen dürfte die neue 
Anlegung von Küftenvertheidigungswerfen gleich zu ftel- 
len fein. 
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Zu $. 25. 

Hier dürfte folgender in der hannöverifchen Denk⸗ 
fhrift: Bemerkungen gegen die Befchlüffe der deutfchen 
Reichöverfammlung über Flüffe, Kanäle und Seen und 
über Eifenbahnen, $. 36, vorgefchlagene Faſſung der Vor: 
zug zu geben fein: 


$. 00. - 

„Die Reichsgewalt allein hat die Gefeßgebung über 
den Schifffahrtöbetrieb und über die Flößerei auf denjes 
nigen Flüffen, Kanälen und Seen, weldye mehrere deut: 
fche Staaten im fchiffbaren oder flößbaren Zuftande durdy> 
firömen oder begrenzen.” 

„Sie überwacht die Ausführung der darüber erlaffe: 
nen Geſetze.“ 


$. 00. 

„Die Reichdgewalt hat die obere Aufficht über die 
im vorigen Paragraphen bezeichneten Wafferftraßen und 
über die Mündungen der in diefelben ſich ergießenden 
Nebenflüffe." 

„Es fteht ihr zu, zum Schutze des Reiches oder im 
Intereſſe des allgemeinen deutfchen Verfehres, die einzel: 
nen Staaten zu gehöriger Erhaltung und Verbeſſerung 
der Schiffbarkeit jener Waflerfiraßen und Flußmündun⸗ 
gen anzuhalten.“ 

„Die Wahl der Verbefferungsmaßregel und deren 
Ausführung verbleibt den einzelnen Staaten.“ 

„Weber die Aufbringung der erforderlichen Mittel 
ift nad) Maßgabe der reichdgefeglich zu treffenden Be: 
flimmung (conf. $. 26) zu entfcheiden.“ 


$. 00. 


„Ale übrigen Flüffe, Kanäle und Seen bleiben der 
Fürforge der einzelnen Staaten überlaffen.“ 
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Zu $. 29. 

Hier dürfte die Erlaffung eined Neichdgefeges über 

die der Gefeßgebung und DOberaufficht ded Reiches un: 
terzuordnenden Gegenftände vorzubehalten fein. 


Zu $. 30. 

Ein Betrieb der Eifenbahnen durd; das Reich er: 
fcheint nicht angemeſſen. Deshalb dürfte von Anlegung 
und Enteignung folcher durch die Reichdgemwalt abzufte- 
hen fein. 


Zu $. 32, 
Die Anlegung der auf Reichskoſten herzuftellenden 
Land» und Wafferfiraßen, fo wie deren Unterhaltung 
dürfte den einzelnen Staaten zuzumeifen fein. 


Zu $. 33. 
Es wäre auszudrücen, daß dem Wegfalle der Bin— 
nenzölle eine Ausgleihung der Beftenerungsverfchieden- 
heit vorangehen muß. 


Zu $. 34. 

Eine Gemeinfchaft der Produktions⸗ und Verbrauchs⸗ 
fteuern follte nur in fo weit eintreten, ald alle Staaten 
dadurd; annähernd gleichmäßig getroffen werden, oder 
wenn zugleich eine billige Ausgleichung zwifchen den ver: 
fihiedenen Staaten hinfichtlich ihrer daraus bisher bezo- 
genen Einnahmen herbeigeführt wird. 


3u $. 35. 

Die Vorwegnahme eines Theil® der Zölle und ge: 
meinfchaftlichen Steuern für Reichszwecke erfcheint bes 
denflih; ed follte daher an Vertheilung jener Einnah: 
men unter die einzelnen Staaten feftgehalten und denfel- 
ben überlafjen werden, die Koften für's Reich, wie bisher, 
durch Matrikular⸗Umlagen aufzubringen. 
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Zu $. 37. 
Diefe Beftimmung foheint den Einzelftaaten allzu 
enge Schranken zu fegen. 


Zu $. 40. 
Daß dritte a linea dürfte zu ftreichen fein. 


zu $. 42. 
Gegen die von vielen Seiten beantragte Streichung 
diefed Paragraphen hat man nichts zu erinnern. 


Zu $. 46. 
In der Kreirung von Papiergeld, befonders wenn 
damit fein Zwangscourd verbunden wird, follten die Ein: 
zelftaaten nicht befchränft werben. 


Zu $. 2. 

Die Auflage von Reichöfteuern ift neben der Umleg- 
ung von Matrifularbeiträgen unnöthig, Der einzelne 
Staat wird am beften wiffen, wie er feinen Aufwand 
aufzubringen hat. 


Zu $. 54. 
Mit Rückſicht auf die Bemerkungen zu $. 16 dürfte 
hier auf Erlaffung einer Reichs-Exekutionsordnung hin- 
zuweifen fein. 


Zu $. 55. 

Der Zentralgewalt wird die Einbringung eined Ge- 
feßed über das Affoziationdwefen noch bei der Fonftitui- 
renden deutſchen Nationalverfammluug empfohlen, da 
die ruhige gefegliche Entwicelung unferer öffentlichen Zus 
fände hiervon fehr abhängig ift. 


Zu $. 58. 
Der zweite Theil diefer Beftimmung dürfte zu frei 
chen fein. 
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Dritter Abſchnitt. 
Der Reichstag. 


Zu $. 3. 

Für die füddeutfchen Staaten wird eine größere 
Stimmenzahl beantragt, zumal wenn Defterreich nicht 
beitreten follte, weil fonft die ſüddeutſchen Sintereffen von 
den norddeutfchen ftetd überftimmt werden fünnen. Das 
gegen kann man ſich mit dem Borfchlag, jedem Staate das 
Recht einzuräumen, wenigftend einen Vertreter in das 
Staatenhaus zu fenden, nicht einverflanden erklären. 


Zu $. 4. 
Gegen diefe Beftimmung wird nichtö eingewendet. 


Zu $. 16. 
Diefe Beftimmung würde nach der Bemerkung zu 
$. 58 des Abfchnittd „die Reichsgewalt“ wegfallen. 


3u $. 19. 
Bei Ziffer 2, 3 und 4 wird auf die Bemerkungen 
su den $$. 35, 37 und 46 des Abſchnitts „Die Reichsge— 
gewalt“ verwiefen. 


Vierter Abſchnitt. 
Das Reihsoberhaupt. 


Zu $. 1 und 2. 

Es ift zuzugeben, daß eine Regierung, die von Eis 
nem ausgeht, Fräftiger ift, ald eine folche, die von Meh⸗ 
reren geführt wird. Es ift ferner zuzugeben, daß ber 
häufige Wechfel in der Perfon des Regierenden mehr⸗ 
fache Nachtheile in ſeinem Gefolge hat, und daß von die⸗ 
ſem Geſichtspunkte aus die Sache betrachtet, die Verer⸗ 
bung der Regierungsgewalt in einer Dynaſtie nach den 
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Grundfägen des Erfigeburtsrechts am beften geeignet iſt, 
diefelbe zu Fräftigen. 

Allein die Eigenthümlichkeit der Lage der deutfchen 
Staaten nöthigt und, von demjenigen Umgang zu nehs 
men, was vieleicht das Beſte wäre, und und an bad 
Mögliche zu halten. 

Maaßgebend für Würtemberg ift der Abfchnitt I. $. 

1. des Verfaffungsentwurfes „das Reich“, wo es heißt: 

„Das deutfche Reich befteht aus dem Gebiete des 

biöherigen deutfchen Bundes.’ 

Nun ift befannt, daß die Meinungen darüber getheilt 
find, ob Defterreich in den deutſchen Bundesſtaat eintres 
ten’ werde, oder ob es im denfelben eintreten könne? So 
lange dies nidyt entfchieden ift, würde die von Vielen 
beabfihtigte Berufung des Königs von Preußen zum 
beutfchen Erbfaifer, Defterreich von Deutfchland für ims 
mer trennen, ba Defterreich ebenfowenig. fi) Preußen 
unterordnien, als leßteres zugeben würde, daß Oeſterreich 
erblih an die Spige von Deutfchland geftellt werde. 
Da ed nun im Intereſſe Deutfcylande und insbefondere 
Sübddeutfchlande und Würtembergs liegt, daß alle deutfche 
Staaten beifammen bleiben, und da ed namentlich in 
militärifcher, politifcher und fommerzieller Beziehung für 
Süddeutſchland von höchſter Wichtigkeit ift, daß Defter: 
reich in den Bundesftaat eintrete, fo wird von dem Prins 
zip der Vererbung der Würde ded Reichsoberhauptes 
Umgang genommen werden müffen; ed wäre denn, daß 
Preußen oder Defterreich geneigt wären, ſich unterzus- 
ordnen. 

Faft auf diefelben Schwierigkeiten wird man ftoßen, 
wenn man von dem Grundfage eined Wahlreichyed auds 
geht, in welchem Einer periodifh an der Spitze fteht; 
denn abgefehen von den Nadıtheilen, welche hierdurch 
dem Prinzip der Stabilität zugefügt werden und von 
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ben ftetd wiederkehrenden vielfachen Wahlintriguen, welche 
jeder Wahlaft zu beforgen gäbe, fo wird ſich auch hier 
von den beiden Großmächten Feine der andern unterord- 
nen wollen. 

Es fcheint daher nichts übrig zu bleiben, als ein Dis 
reftorium, was früher in der Abficht Preußens lag und 
heute noch in der Abficht Defterreich$ liegen foll. 

Da es indeffen Noth thut, daß die Verhältniſſe 
Deutfchlands bald geregelt werden, fo wird auf eine bal- 
dige und beflimmte Erklärung Defterreich8 zu bringen 
fein; und zwar nicht blos in Beziehung auf die Ober: 
hauptöfrage, fondern auch auf die einzelnen Theile der 
verfchiedenen Kapitel ded Verfaffungsentwurfes; und 
wenn diefe nicht, oder nicht befriedigend erfolgt, fo würde 
Würtemberg eine Vereinigung ded übrigen Deutjchlands 
mit Preußen in Einem Bundesftaat einer Trennung 
Deutſchlands in Süd und Nord vorziehen. 

Damit aber der Eintritt Defterreichd in den Buns 
beöftaat fortwährend möglich fei, erwartet man von dem 
Patrivtismud Preußend, daß ed won der Erblichkeit der 
Würde des Reichsoberhauptes abftehe und ſich begnüge, 
diefelbe entweder zeitlich zu begleiten, oder fi} den Grund» 
fäßen eined Direftoriumsd anzufchließen. 


zu $. 4. 
Statt der Zivillifte follte blos eine gewiffe Summe 
für die Nefidenz ded Reichsoberhauptes (oder Direftoris 
umd) am Site des Reichstages feſtgeſetzt werden. 


429 


87. 


Erflärung des k. würtembergifchen Be: 

vollmächtigten bei der propiforifchen 

Zentralgewalt in Demfelben Betreff d. 
d. 28Sten April 1849. 


In Ermwiederung ber Mittheilung des Präfldenten 
ded Reichdminifterrathed, Herrn Freiheren von Gagern, 
vom 14. d. Me. ift der unterzeichnete würtembergifche 
Bevollmädhtigte bei der proviforifchen Zentralgewalt in 
den Stand gefeßt, folgende Erflärung abzugeben: 

Seine Majeftät der König von Würtemberg nimmt 
in Webereinftimmung mit feinem Minifterium die deutſche 
Reichöverfaffung einfchließlic; des Kapitels über die Ober; 
hauptöfrage und der im Sinne dieſer Berfaffung zu ver- 
wirflichenden Löfung derfelben fammt dem Reichöwahls 
gefege m. 

Auch hat die würtembergifche Regierung nichts da> 
gegen einzuwenden, wenn Seine Majeftät der König von 
Preußen, welcher das Erbfaiferthum nicht annehmen will, 
unter den vorliegenden Umftänden fich für jegt mit Zu- 
flimmung der Nationalverfammlung an die Spige Deutfch- 
lands ftellt. 

Zur Erläuterung des legten Satzes fügt der Unter: 
zeichnete bei, daß — da Se. Majeftät der König von 
Preußen die deutfche Verfaffung nad) der von Höchft- 
demfelben der Deputation in Berlin ertheilten Antwort 
und der von bort eingelangten Eröffnung noch nicht als 
endgültig anerfannt hat, fomit die Vorausfegung, unter 
welcher die Nationalverfammlung allein Höchftdemfelben 
die erbliche Kaiferfrone anbieten wollte, nicht vorliegt, 
da es hiernach wohl gefchehen fünnte, daß die Reichsver⸗ 
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famminng von dem Anerbieten des Königs von Preußen, 
mit Einwilligung der übrigen deutfchen Fürften vorerft 
proviforifh an die Spige Deutfchlande zu treten, Ges 
brauch macht, um fo mehr, ald der Erzherzog-Reichöver: 
wefer feine Stelle jobald ald möglidy niederzulegen ent» 
fchloffen it — die königliche Regierung ihre Zuftimmung 
auch zu diefem Proviforium, fobald ed auch von der 
Nationalverfammlung gebilligt wird, ſchon jeßt ausſpre— 
chen wollte. 

Sm Falle aber eine unbedingte Annahme der deut- 
{hen Berfaffung und der Wahl zum erblichen Oberhaupte 
von Seiten Str. Majeftät des Königs von Preußen noch 
erfolgen follte, fo wird, dem erften Satze der obigen Er; 
Härung gemäß („einfchließlidy der Oberhauptsfrage und 
ber im Sinne der Berfaffung zu verwirklichenden Löfung 
derfelben") auch gegen diefe von der königlichen Regie 
rung feine Einwendung gemadıt. 

Franffurt, 28. April 1849. 

Der königliche würtembergifche Bevollmächtigte. 

(Gez.) Sternenfele. 





88. 


Snftruftion für den k. k. öſterreichiſchen 
Bevolimächtigten bei Der provifprifchen 
Zentralgewalt die DOberbaupts - Frage 
betreffend, d. d. 20ten Februar 1849. 


Unter den die Fünftige Verfaffung Deutfchlands bes 
treffenden Fragen, rückfichtlicy derer das fchlennige Zur 
ftandefommen einer Vereinbarung zwifchen ben Regie 


rungen und der Nationalverfammlung dringendes Be; 
dürfniß der Zeit ift, nimmt die Frage wegen Konftituis 
rung ber erefutiven Reichsgewalt, die Oberhauptöfrage, 
den erften Plaß cin. 

In doppelter Hinficht erweift ſich dieſes Bedürfniß 
als ein dringendes. Rückſichtlich des Auslandes iſt es in 
hohem Grade wünſchenswerth, daß ſo bald als möglich 
die Form unter welcher ihm gegenüber die Einheit Deutſch— 
lands repräfentirt werden wird, feſtſtehe, und bad Reid, 
in dem europäifchen Staatenfofiem den ihm grunbfägs 
lid gebührenden Plag auch faktifch einzunehmen in der 
Rage fei. 

Sm Innern Deutfchlande häufen ſich leider wieder 
die Anzeichen hereinbrechender Anarchie in beunruhigen- 
dem Maaße, und es fcheint daher dringend nothwendig 
zu fein, vor allem Andern durch Feftftelung der Grund» 
füge, nach welcher die Reichözentralgewalt definitiv ges 
bildet werden wird, der Faftionen das einträcdhtige und 
ftarfe Zufammenwirfen der Regierungen zum Behufe des 
Schußed ber Güter des gefellfchaftlichen Lebens in uns 
unterbrochene Ausſicht zu ftellen. 

Was Defterreich in Bezug auf die Aufftellung eines 
Reichsoberhauptes nicht wolle, ift Euer Hochwohlgebos 
ren am Schluffe meiner Weifung vom Aten d. M. deut: 
lich gefagt. Der Kaifer nämlich will ſich nicht unterord⸗ 
nen unter die von einem andern deutfchen Fürften ges 
handhabte Zentralgemwalt. 

Es ift billig, daß wir neben jenem negativen Aus⸗ 
fpruche aud) pofitio und äußern, wie denn nad) unferer 
Anficht jene Zentralgewalt gebildet und zufammengefeßt 
fein follte. 

Nach unferer feftftehenden und wohlbegründeten Meis 
nung ift die Handhabung des erefutiven Theile ber 
Reichögewalt bei dem einmal gegebenen Stande ber Dinge 
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in Deutfchland anders nicht denfbar, als in der Form 
eined Direftoriums. 

Folgendes müffen unfered Dafürhaltens die leitenden 
Grundfäße bei Konftitnirung diefer Behörde fein: 

1) Sie hätte zu beftehen aus Bevollmächtigten beut- 
fcher Regierungen, wo möglidy aus Mitgliedern regieren, 
der Häufer, fieben an der Zahl, zufammen neun Stim⸗ 
men bildend. 

2) Die Zufammenfegung des Direftoriumd wäre 
in der Art zu bewerfftelligen, daß Defterreih und Preu- 
Ben ein jeded zwei Stimmen, Bayern eine Stimme in 
der Zentralbehörde zu führen hätten, die den andern 
deutfchen Regierungen aber in dem Direktorium zuzu⸗ 
weifenden Stimmen nad) gewiflen Kreifen und unter 
Derücdfichtigung der relativen Wichtigkeit der Staaten 
bei der Bertretung in Kreife audzumitteln wären. 

3) Die Mitglieder ded Direftoriums hätten ihr Amt 
zwar als Delegirte ihrer Fürften, jedody unabhängig von 
fpeziellen Inſtruktionen zu üben. Die Stimmenmehrheit 
wäre für jede einzelne Entfcheibung bed Direftoriums 
maßgebend, 

4) Rüdfichtlich des Präſidiums wäre eine den frü- 
heren VBerhältniffen entfprechende Einrichtung zu treffen. 

Euer Hochmwohlgeboren find ermächtigt, unter Zu: 
grundlegung obiger Säte mit denjenigen Bevollmächtig- 
ten in Frankfurt, deren Regierungen nad) analogen 
Prinzipien voranzugehen wünfchen, in näheres Einvers 
ſtändniß zu treten, und mit ihnen gemeinfchaftlich den 
Entwurf eines Abfchnittes, die Reichsregierung betreffend, 
zu fertigen, in welchem wir jedoch wiünfchten, daß lebig- 
lich die Art der Zufammenfeßung jener Regierung behan- 
belt würde, und ohne Präjudiz für dasjenige, was ſich 
auf deren Attribute und die Grenzen und Modalitäten 
ihrer Wirkſamkeit bezöge. 
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Diefer Entwurf wäre ſodann Seitens der über den⸗ 
felben einverftandenen Regierungen der Nationalvers 
fammlung als deren Gegenprojeft gegen die von Die: 
fer Berfammlung. in der erften Lefung angenommenen 
forrefpondirenden Paragraphen ihres Verfaſſungsentwur⸗ 
fes vorzulegen. 

Ehe diefed gefchehe, hätten und jedoch Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren den von Ihnen gemeinfchaftlich mit ande: 
ren Kollegen feftgeftellten Entwurf zur a und 
definitiven Genehmigung einzufenden. | 

Empfangen u. |. w. Ä 


89. 


Borfchlag Des k. k. Hfterreichifchen Be- 

vollmächtigten bei Der proviforifchen 

Zentralgewalt, Die Neichsregierung be- 
treffend, d. d. Sten März 1849. 


Die Reichsregierung. 


6 1 
Die Reichdregierung führt ein Direktorium. 


6. 2 
Dieſes Direktorium bilden ſieben regierende Fürſten 
oder ihre Stellvertreter. Es beſteht: 
1) aus dem Kaiſer von Oeſterreich; 
2) dem Könige von Preußen; 
3) dem Könige von Bayern; 
4) aus einem durch Würtemberg, Baden, —— 
Hechingen⸗Sigmaringen und Lichtenſtein; 
Roth und Merck, Quellenſammlung. II. Br, 28 
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5) and einem durch Sachſen, Sachfens Weimar, Kos 
burg⸗ Gotha, Meiningen Hildburghanfen; Altenburg, 
Reuß- Greiz und Schleiz, Schwarzburg⸗ Rudolſtadt 
und Sondershaufen, Anhalt: Köthen, Bernburg und 
Deffan; 

6) aud einem durch Hannover, Oldenburg, Braun 
fhweig, Medlenburg- Schwerin und Strelig, Hol 
ftein und Lauenburg, Hamburg, Bremen und Lübeck; 

T) aus einem durch Kürheffen, HeffenDarmftadt, Naf 
fau, Heflen-Homburg, Luremburg-Limburg, Walbed, 
Lippes Detmold, Schaumburg -Lippe und Frankfurt 
gewählten Fürften. 

⸗ F. 3. 

Jene Staaten welche ein Mitglied wählen, haben 
ſich über deſſen Wahl zu verſtändigen; für den Fall der 
MWahlverftändigung wird ein Neichdgefeg das Mitwir- 
kungsrecht der Betheiligten beftimmen. Solange weder 
eine -Berftänbigung noch ‚ein Reichsgeſetz erfolgt ift, ent: 
fcheidet der Regent desjenigen Staates, deſſen Volkszahl 
in dem betreffenden Staatenverbande die größte ift, Kur: 
heffen und Heffen-Darmftadt aber abwechfelnd. 


8. 4. 
An der Spitze * Reichöregierung ſteht ein Reichs⸗ 
ſtatthalter. 


§. 5. 
Abwechſelnd von Jahr zu Jahr bekleidet der Kaiſer 
von Oeſterreich und der König von Preußen die Würde 
eines Reichsſtatthalters. 


% 6 
Der Reichöftatthalter führt in der Reichsregierung 
ben Vorſitz, beforgt die Gefchäftdleitung, repräfentirt den 
Bundesftaat im Inneren und gegen das Ausland, beglau⸗ 
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bigt Reichögefandte, empfängt fremde Gefandte und ver 
fündet die Neichögefege. 

87. 
Der Reichsſtatthalter ernennt feruer die Reichsbe⸗ 
amten! Er iſt jedoch Bei ihrer Ernennung an die Zu⸗ 
ſtimmung des abwechſelnd mit ihm jur Würde des Reichs⸗ 


ſtatthalters berufenen Fürſten gebunden. Bei Meinungs 
verfchiedenheit emtfcheidet Das Direktorium. 


g. 8. 
In Verhinberung übe Preußen für Oeſterreich und 
Oeſterreich für Preußen die Rechte ded Reichbſtatthal⸗ 
ters aus € 


G 9. 
| Alle nicht dem Reichsſtatthalter allein zukommenden 
Negierungsrechte fiehen ber gefammten Reichöregierung 
zu, diefe faßt ihre Befchlüffe durch abfolute Stimmen, 
mehrbheit, wobei Defterreich und Preußen je zwei, bie, 
übrigen Mitglieder aber je eine Stimme führen. Die 
Mitglieder des Direktoriumd find nicht an fpezielle In— 
firuftionen gebunden. Die Abwefenheit einzelner Mite 
glieder hindert eine Befchlußfaffung nicht. Wird eine 
abfolute Stimmenmehrheit nicht N fo entfcheidet der 
Reicheftatthalter. 
8. 10. 
Ale Regierungshandlungen bebürfen zu ihrer Gül—⸗ 
tigfeit der Gegenzeichnung wenigflens eines Reichsmini⸗ 
fterö, welcher dadurch die Verantwortung übernimmt. 


5§. 11. 
Der Sig ber Reichsregierung wird durch ein Reiches 
geſetz beſtimmt. 


28 * 


90. 


Zirkularnote Des k. preufifchen Mini— 
ſters des Auswärtigen an die königlichen 
Miſſionen bei den deutſchen Regierun— 
gen, Die öſterreichiſche Juſtruktion vom 
27ten Februar 1849 betreffend, d. d. 
1Oten März 1849. 


Die k. k. oͤſterreichiſche Regierung hat durch ihren 
am hieſigen Hofe der königlichen Regierung 
die Vorſchläge mitgetheilt, welche ſie durch Inſtruktion 
an ihren Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Zentral⸗ 
gewalt vom 27. v. M. in Betreff der Bildung einer 
oberften Zentralerefutiogewalt im der deutſchen Bundes- 
verfaffurg in Form eines Direktoriums hat nach Franf- 
furt gelangen laſſen.“ Es gereicht der Föniglichen Regie 
rung zur großen Befriedigung, daß damit nun auch 
Defterreich den von und vorgefchlagenen Weg der Ber- 
ffändigung in Frankfurt betreten hat. Wir haben und 
daher auch nur mit’Vergnügen-bereit erklären können, 
biefe Vorfchläge einer reiflichen Erwägung zu unterziehen, 
und der fönigliche Bevollmächtigte in Frankfurt wird 
mit hinreichenden Inftruftionen verfehen werden, um in 
die DBefprechungen und Berathungen über diefelben in 
Srauffurt eintreten zu fünnen, von, welden wir die Hoff 
nung hegen dürfen, daß fie zu dem immer von und an- 
geftrebten Ziele der Verſtändigung unter den Regieruns- 
gen und mit der Nationalverfammlung führen werden. 
Wir zweifeln nicht, daß auch die übrigen deutfchen Re 
gierungen, denen die öfterreichifchen Vorfchläge inzwifchen, 
fei es direkt, fei ed durch ihre Bevollmächtigten bekannt” 
geworden fein werden, zu einem gleichen Verfahren ber 
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reit feien. Ich erſuche daher Ener ıc., ven Regierungen, 
bei welchen Sie affreditirt find, den Wunſch des könig⸗ 
fihen Kabinetes auszudrücen, daß diefelben baldmöglichſt 
ihren Bevollmächtigten in Frankfurt die nöthigen In— 
firuftionen ertheilen wollen, um an den Berathungen 
über jene Vorſchläge auf eine den dortigen Anfichten 
entfprechende Weife theilnehmen zu können. 
Berlin, 10. März 1849. 
(Ge.) Graf Arnim. 


9... 
Erlaf der E. E,,öfterreichifchen Negierung 
an: den k. k. Bevollmächtigten: bei Der 


sroviforifchen Zentralgewalt, Das Ver: 


hältniſt Defterreichs zu Dentfichland be- 
treffend, d. d. Dten März 1849. 


Als die Faiferlihe Regierung im Minifterialpro- 
gramme vom 27. November und in den damit im Ein- 
fange ftehenden fpäteren Eröffnungen bie Einigung 
des großen Kaiferftaates im’ fich zu einem auf neuer 
Grundlage wohlgeordneten Ganzen als die naturgemäß 
und nothwendig der Regelung des Berhältniffes Seſter⸗ 
reichs zu Deutſchland vorausgehende Bedingung auf⸗ 
ſtellte, gab ſie nach ihrer Abſicht den Beweis, wie ernft- 
lich ihr um das Zufammenftehen mit Deutfchland, um 
die mögliche Einigung des deutfchen Gefammtvaterlan- 
ded zu einem lebensſtarken, den gedachten Wünſchen 
des denkenden Theiles des deutſchen Volkes entſprechenden 
Körper zu thun ſei. Sie hielt an dein Weg, ber 
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ihr der kürzeſte, der allein zum Ziele führende ſchien, 
mubeirrt darin durch abſichtlichen Mißverftand, durch 
Entwürfe der Spaltung und durch Anforderungen, Die 
ben erſten und oberften Bebürfniffen Oeſterreichs nicht 
Rechnung tragen wollten. Diefe vorläufige Aufgabe der 
daiſerlichen Regierung ift heute gelöfl. Die Anlage ent- 
hält das Grunbgefes, das in Erfenntniß feiner Pflicht 
und des Bebürfniffes feiner Bölfer Seine Majeftät der 
Kaifer allen Ländern der Monarchie ald eine gemein- 
ſchaftliche flaatlihe Grundlage, ald ein alle Theile zu - 
einem großen, lebendigen Ganzen vereinigended Band aus 
eigner Machtvollftommenheit gegeben hat, nachdem theile 
die unvollfommene Zufammenfegung, theild die Haltung 
des Neichdtages Ihm die Hoffnung benehmen mußten, 
durch diefen Verein das große und heilfame Werf ent: 
ſprechend zu Tage gefördert zu ſehen. 

Da ſonach ber Zeitpunkt gekommen iſt, daß die Faifer- 
lich Fönigliche Regierung ihrem Wunfche und Berfpres 
hen gemäß fid) über ihr mögliches Verhältniß zu Deutfch- 
land ausſpreche, ſo ſäumt ſie nicht, wenigſtens ihre 
Grundanſicht feſtzuſtellen, aus der ſich alles Weitere 
ergibt. 

Defterreich, auf feine eigene Macht und Verfaſſung 
geftelt, kann feine Deutfchen Provinzen nicht aus dem 
innigen Berbande reißen, der die Monarchie zur Einheit 
geftaltet. Wenn Deutfchland diefes Bedürfniß nicht aner⸗ 
fennt, wird Die kaiſerlich königliche Regierung es befla- 
en, aber deshalb ihre Lebensbedingung nicht aufgeben. 
Wer die Einheit Deutfchlands wirklich will, wird den 
Weg fuchen, der e8 Deiterreich möglich macht, ohne Auf: 
geben feiner felbft im großen Gefammtvaterlande zu ver- 
bleiben. Die faiferlich föniglihe Regierung hat ihre Ans 
fit über bad Oberhaupt bereits ausgeſprochen. Sie 
begreift die in langer Vergangenheit wurzelnde Eintheis 
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fung des Reiches in große, durch Volkswahl in ſich ver: 
tretene Körper, die ihre Abgeordneten um die Zentral: 
gewalt ftellen, und mit ihr die gemeinfamen Intereſſen 
berathen und pflegen. Sie begreift alfo ein Haus aus 
mittelbarer Wahl hervorgegangen, das nicht durch eine 
Bolfövertretung über und neben ihm gelähmt wird. 
Defterreich ift in diefem Falle bereit, einen diefer Kür: 
per zu bilden, durch die aus der Vereinbarung zwifchen 
den Regierungen mit ihren Kammern hervorgegangenen 
Ausſchüſſe mitzufigen, und die gemeinfamen Intereſſen 
mit Rath und That fürdern zu helfen. Aber Oeſterreich 
würde ſich im anderen Falle den Gefahren zu entziehen 
verpflichtet betrachten, die aus dem Widerftreite der Ge: 
walten nothwendig für das ganze Reich fidy ergeben 
würden. 

Die kaiſerlich Fönigliche Regierung wird willig die 
Hand zu Allem bieten, was innerhalb der Grenzen, über 
die fie nicht hinaus kann, liegt, eben weil fie aufrichtig 
die Einheit, die mögliche Einheit will, außerhalb welcher 
nur Spaltung im Sinneren und Abhängigkeit von außen 
zu finden fein werben. Die kaiſerlich königliche Regie: 
rung will ein großes, ein ſtarkes Deutfchland, mit Ach 
tung ber wohlerworbenen Rechte aller, mit Berückſichti⸗ 
gung und Förderung der ſtaatlichen und materiellen In- 
tereffen, mit Snftitutionen, welche die Ordnung nicht un: 
tergraben, fondern gewährleiften, mit flarfem Arme zur 
See und zu Land, mit gemeinfamer Bertretung nad) 
außen, wo fie nüglich ift, ein Deutfchland an Kraft und 
Ehre reich. 

Auf dieſer Grundlage wird der öfterreidhifchen Re: 
gierung jeder Vorfchlag angenehm fein. Sie rechnet auf 
die wahrhaft deutfche Gefinnung derer, bie dem ihrigen 
benrtheilen. 
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92, 


Erklärung des Minifterpräfidenten von 
Gagern über das Verhältniß zu Deiter: 
reich, in der 187ten Sitzung Der deut— 
feben verfofiunggebenden Neichsver- 
fommlung vom Leiten März 1849. 


Seitdem dieſe Interpellation des Herrn Hans von 
Raumer von Dinfeldbühl geftelt ift, hat der interimiftifche 
k. k. öfterreichifche Herr Bevollmächtigte und zwar am 
13. d. M. ein von der f. F. öfterreichifchen Regierung 
unterm 9. defjelben Monates an ihn gerichtetes Neffript 
dem Reichdminifterium mit dem Erfuchen mitgetheilt, den 
Inhalt deffelben zur Kenntniß der deutfchen Reichsver⸗ 
fammlung zu bringen. 


Es ift dieſem Erfuchen fofort entfprochen worden. 

Auch nach diefer Mittheilung iſt die Interpellation 
ded Herrn v. Raumer dahin zu beantworten, daß auf 
die Note, welche dad Reichsminiſterium unterm 22. Tas 
nuar an den öfterreichifchen Herrn Bevollmächtigten er: 
laflen hat, eine direkte Antwort nicht erfolgt fei. 


Wenn hiernach zwifchen dem Minifterium, der pro— 
viforifchen Zentralgewalt und der k. k. öfterreichifchen 
Regierung Verhandlungen über das Verhältniß Defter: 
reich zu Deutfchland in Gemäßheit der unterm 13. Sa- 
nuar dem Reichdminifterium von dem verfaffunggebenden 
Reichdtage ertheilten Ermächtigung nicht angefnüpft wer: 
den fonnten, fo liegt doch jeßt eine Reihe von Aeußer⸗ 
ungen und Thatfachen vor, wodurch ſich die k. k. öfter: 
reichifche Regierung über das mögliche Verhältniß Oeſter⸗ 
reichs zu Deutfchland ausgefprochen hat, und es ergreift 
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daher das Gefammtreichöminifterium diefen Anlaß, auf 
fein Programm vom 18. Dezember zurücdzufommen. 

Die Aeußerungen der k. k. öfterreichifchen Regierung, 
die in Betracht fommen, find: 

1) das Reffript an den Herrn Freiherrn v. Menßhen— 
gen, d. d. Wien den 13. Dezember 1848 *); 

2). das NReffript an den Herrn v. Schmerling vom 
4. Februar 1849 °*); 

3) ein in den öffentlichen Blättern befprochenes 
weitered Reffrirt an benfelben, die Dberhauptöfrage 
betreffend, ift dem Reichöminifterium nicht mitgetheilt ***). 

4) Das Neffript vom 9. d. M. an den Herrn v. 
Scmerling, womit die F. f. öfterreichifche Regierung die 
dem Kaiferftaate Defterreich verliehene Verfaſſung mit: 
'theilt, und fidy über deſſen mögliches Verhältniß zu 
Deutſchland ausſpricht. 

Die Vorlage des Reichsminiſteriums an Die Natio— 
nalverfammlung vom 18. Dezember war aud dem Ge- 
fühle der Nothwendigfeit hervorgegangen, daß dad Ber: 
faſſungswerk fchnell vollendet werden möge. 

Dad Dringende diefed Bedürfniffes mußte dem Reiche» 
minifterium am fühlbarften fein. Auf ihm laftet eine 
große Verantwortlichkeit, während der proviforifche Zus 
ftand ungewiß läßt, welches der Umfang des Reiches, 
welches, je nach diefem Umfange, feine Hilfdquellen, Mit: 
tel und Wege find. 

Der verfaffunggebende Reichstag hatte ed als feinen 
‚ unzweifelhaften Beruf betrachtet, die frühere Bundesver⸗ 
faffung fo umzugeftalten, daß die Gefammtintereffen der 
Nation durch eine Gefammtregierung mit Bolfövertret- 


) Siehe Nr. 21. 
“r) Siehe Nr. 52. 
9 Siehe Nr. 88. 
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ung, unter Aufrechterhaltung der Selbfiftändigfeit der 
Einzelftaaten, infoweit fie damit verträglich ift, ſouverän 
verwaltet werden. — Diefed Bedürfniß und das Be: 
ftreben nach Befriedigung deflelben hatte der Bewegung 
des vergangenen Jahres wefentlicd; den Anftoß gegeben. 
Bon diefem feinem Lebensprinzipe konnte der verfaffung- 
gebende Reichstag fich nicht entfernen, felbft auf die Ge: 
fahr hin, nicht fofort das ganze Deutfchland unter der- 
felben Berfaffung ſich Fonftituiren zu fehen. 

Gene Verfaſſung ded Bundesftaated erfchien als Die 
Bedingung, ald der Ausgangspunft der nationalen Ent: 
widelung. Es war mehr ald zweifelhaft, ob die beiden 
beutfchen Großmädhte, befonderd aber Defterreich mit 
Rückſicht auf feine fo bedeutenden außerdeutfchen Befig- 
ungen, in einen Bundesftaat eintreten würde, deffen Vers 
faffung die Unterordnung unter eine Zentralgewalt be> 
dingt, in der nicht die Großmacht felbft den entfcheiden» 
den Einfluß dauernd auszuüben hat. — Aber die Aus- 
feheidung einer deutfchen Großmacht aus dem Bunde, 
die Trennung Deutfchlande, fonnte Niemand wollen. 
Der thatfächliche Dualidmus Fonnte vielleicht auf ande: 
rem Wege unfchäblicher gemacht werden. Es lag bie 
dee eined mehrfach gegliederten Bundesverhältniſſes 
nahe, — eined weiteren Bundes, in welchem Oeſterreich 
- entweder mit benjenigen Prowinzen, die bisher zum deut: 
fchen Bunde gehörten, oder aber mit feiner Geſammt⸗ 
ftantenmaffe fidy mit dem übrigen Deutfchland werbände, 
während die übrigen Staaten Deutichlandd einen enges 
ren Bundesſtaat fchließen, wie er dem nationalen Bebürf- 
niſſe entfpricht. Es ergab ſich diefe Idee theild aus ber 
Berücfichtigung der Natur der Verbindung Defterreiche 
mit außerdeutfchen Ländern, bie bid zu einem gewiflen 
Grade in ftaatliher Einheit verbunden bleiben follten, 
und jeßt durch die neue Verfaffung ganz bazu verbun- 
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den find; theild and dem thatfächlichen Verhältniſſe, daß 
weder Deſterreich, noch Preußen, wenn beide-im Bunde 
fidy befinden, dad Opfer der NRegierungsrechte, die zur 
nothwendigen Auöftattung der Zentralgewalt gehören, 
wegen ihrer Stellung ald Großmächte bringen zu bürfen 
glauben würden, Es bedurfte in diefer Hinſicht der fei- 
erlihen Verwahrung Seiner Majeftät ded Kaiferd und 
Allerhöchft Deffen Regierung gegen eine Unterordnung 
Seiner Meajeftät Des Kaifers unter die von einem andes 
ren bdeutfchen Fürften gehandhabte Zentralgewalt nicht. 
Es lag in dem Gefühle jeded Deutfchen, daß eine foldye 
‚Unterordnung nicht ſtatthaft ſei. Man könnte wohl noch 
weiter gehen, und bie Bermuthung ausfprechen, daß das 
Projeft eines Direktoriums für die Reichsregierung, wel: 
ched als von Defterreich mit ben königlichen Regieruns 
gen. beſprochen, zur öffentlichen Kenntniß gelangt ift, aus 
ähnlichen Gründen nicht für annehmbar befunden werden 
wird. Auch diefes Projekt fordert eine abwechfelnde Un⸗ 
terordnung Preußend unter Defterreich und umgefehrt, 
die ſchwerlich jemals in dem beabfichtigten, und alfo für 
unerläßlich erfannten Umfange würde praktiſch burchge- 
führt werben fönnen. 

Daraus folgt, daß entweder die Konſtituirung Deutſch⸗ 
lands unter einer flarfen Zentralgewalt unausführbar, 
folglich die dadurch bedingte größere Einigung vorerft uns 
erreichbar, oder daß, während die eine der beiden Groß. 
mächte an bie Spite bed Bundesſtaates geftellt wird, 
die andere in ihren eigenthämlichen Berhältniffen entfpre- 
chender Selbftändikeit, ihre befonderen Gefchide zu ers 
füllen berufen fei, womit ein weiteres Bundeöverhältniß 
verträglich iſt, in welchem immer noch wichtige Zweige 
des Staatölebend gemeinfame bleiben, und Deutfchland 
dem Auslande gegenüber ald ein einheitlich verbunbener 
politifcher Körper ſich darftellt. 
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Diefe Anfichten hatte das Minifterium früher ver- 
treten, und es fragt ſich nun, wie die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung fich dazu geftellt hat. — Diefe Stellung läßt 
fi in folgenden Sägen zufammenfaffen: 

I. Dasjenige Bundesverhältniß, in welches Oeſter⸗ 
reich nach der Anſicht der kaiſerlich königlichen Regierung 
eintreten zu können glaubt, befriedigt nicht dad Bedürf- 
niß des übrigen Deutfchlande,. 

Die öfterreichifche Regierung fagt in’ deu —— 
vom 4. Februar: 

„Die kaiſerliche Regierung theilt in vollem Maaße 
mit den deutſchen Volksſtämmen dieds und jenſeits der 
öfterreichifchen Grenzen das tiefgefühlte : Bebürfniß der 
Wiedergeburt Deutfchlands; fie erfennt hierzu mit ih: 
nen in einem engeren Verbande ber einzelnen Staaten 
die erfte Bedingung. Diefen. engeren Verband zu be⸗ 
gründen, diefe nähere Einigung und Berfchlingung her: 
beizuführen, ift, ihrer Anficht nach, die gemeinfame Auf: 
gabe der Fürften und Bölfer Deutſchlands.“ 

Sodann in dem Reffripte vom: Iten.d. M.: 

„Defterreich, auf feine eigene Macht und Verfaſſung 
geftellt, kann feine deutfchen Provinzen nicht aus dem 
innigen Berbande reißen, der die Monarchie zur Einheit 
geftaltet. Wenn Deutſchland dies Bebürfniß nicht an- 
erfennt, wird die Faiferlich Fönigliche Regierung es beffa- 
gen, aber deßhalb ihre Lebensbedingung nicht aufgeben. 
Wer die Einheit Deutfchlande wirklich will, wird. den 
Weg fuchen, der es Oeſterreich möglich macht, ohne Auf- 
geben feiner felbft, im großen Gefammtvaterlande zu ver- 
bleiben. Die kaiſerlich königliche Regierung hat ihre Anficht 
über dad Oberhaupt bereitd ausgefprochen, fie begreift die 
in langer Vergangenheit wurzelnde Eintheilung des Reiches 
in große, durch Volkswahl in. ſich vertretene Körper, bie 
ihre Abgeordneten um die Zentralgewalt ftellen, und mit 


ihr. die gemeinfamen Intereſſen berathen und pflegen. 
Sie begreift alfo ein Hans, aus mittelbarer Wahl her: 
vorgegangen, das nicht durch eine Volfövertretung über 
und, neben ihm gelähmt. wird. Defterreich. ift in dieſem 
Falle bereit, einen diefer Körper zu bilden, burch die aus 
der Vereinbarung zwifchen den Regierungen. mit ihren 
Kammern hervorgegangenen Ausfchüffe mitzufigen, und 
die gemeinfamen Intereſſen mit Rath und That fördern 
zu helfen. - Aber Defterreich würde fich im anberen 
Falle den Gefahren zu. entziehen verpflichtet betrachten, 
die aus dem Widerftreite.der Gewalten nothwendig für 
das ganze Reich fid, ergeben würden. Die kaiſerlich kü- 
nigliche Regierung wird, willig die Hand zu Allem bieten, 
was innerhalb der Grenzen, über die fie nicht hinaus 
faun, liegt, eben. weil fie aufrichtig die Einheit, die mög- 
liche Einheit will, außerhalb welcher nur Spaltung im 
Inneren und Abhängigkeit von außen zu finden fein wer: 
den, Die Faiferlich. königliche Regierung will ein großes, . 
ein ftarfed Deutfchland, mit Achtung der wohlerworbenen : 
Rechte aller, mit Berücfichtigung und Förderung der 
ftantlichen und materiellen Intereffen, mit Inſtitutionen, 
welche die Ordnung nicht .untergraben, fondern gewähr⸗ 
leiften, mit ftarfem Arme zur See und zu Land, mit ges 
meinfamer: Vertretung nach außen, wo fie müglich ift, 
ein Deutfchland an Kraft und Ehre reich.” 

Weder dad deutfche Wolf, noch Die deutfchen Regier: 
ungen werben eine auf der, von der öfterreichifchen Re⸗ 
gierung gebotenen Grundlage entwidelte Berfaffung, ‚ohne 
Bertretung des Volkes und ohne parlamentarifche Res 
sierung genehm halten. 

H.. Die dem Kaiferthbume Oeſterreich verliehene Ver⸗ 
faſſung, in welcher auf die Beziehungen zu Deutſchland 
keinerlei Rückſicht genommen iſt, ſereue die ausgeſpro⸗ 


chene Abſicht: 
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„die deutſchen Provinzen: nicht aus dem innigen 
Verbande zu reißen, der die Monarchie zur Einheit ge⸗ 
ſtaltet⸗“ 

und daher nur mit der Geſammtmongrchie in den 
Bundesſtaat eintreten zu wollen, — zeigen, daß Deſter⸗ 
reich für jest nur in einem weiteren Bundesverhältniſſe 
zu Deutfchland ftehen kann, daher in den in Ausſicht ger 
ftellten Bundesftaat vorerft nicht eintreten wird. 

IH. Zwar hat Defterreich ebenſowohl den Bundes 
ftaat an fich, wie er ſich nach dem Verfaſſungsentwurfe 
geflalten würde, als nicht ausführbar für Oeſterreich, 
nicht wünfchenewerth für Deutfchland, ald auch den en⸗ 
geren Bundesftant einen weiteren gegenüber abgelehut. 
Die entwickelten Gründe aber beruhen theild' auf irrigen 
Borandfegungen, theils feinen manche Anfichten ſich 
mobifizirt zu haben. 

Die öfterreichifche Regierung ging davon aus, daß 
der Bundedftaat, wie er nad) dem Verfaſſungsentwurfe 
erfter Lefung im Vorfchlage ift, der Einheitöftaar fei, und 
erflärte daher: 

„Die Seftaltung eines unitarifchen Staates erfcheint 
dem kaiſerlichen Kabinete nicht ausführbar für Defter- 
reich, nicht wünfchertöwerth für Deutfchland.” 

Es war die Forderung des Volkes, der alle Regie: 
rungen genügen zu wollen fich bereit erflärt haben, daß 
die höchften Zwecke der Nation einheitlicher, als unter 
ber alten Bundesverfaffung, nämlich durch eine aus der 
Gefammtheit hervorgegangene, und vorzugsweife das 
Gefamnitintereffe vertretende, mit einer Volksvertretung 
zufammenwirfende Regierung künftig wahrgenommen und 
verwaltet werben follen. Daß eine foldye Verfaſſung des 
Bundesſtaates der bed Einheitsſtaates näher ftehe, als 
die Berfaflung ded Staatenbundes, ift felbfiredend. Daß 
der vorliegende Berfaffungsentwurf ein größered Opfer 


der Selbſtſtändigkeit der Bunbesſtaaten fordere, als der 
Zweck der Begründung und Erhalting ber nationalen 
Einheit unumgänglich nöthig macht; daß der fo geftal- 
tete Bundesftaat in der That ‚eben alled Andere eher, 
als ein Bundesftaat fei”, diefe Behauptung der öfter: 
reihifchen Regierung ift nicht mäher begründet worden. 

Der einheitliche Staat erſcheine nicht wünſchenswerh 
für Deutfchland; denn er würde nicht nur die mannig⸗ 
fach geftalteten Bedürfniffe, die nächften moralifchen und 
materiellen Intereffen, die Heberlieferungen der Vergan⸗ 
genheit, und die Anfprüche an die Zukunft auf das Viel 
fättigfte und Tieffte verleßen, fondern and) der mit Sehtir 
füht herbeigewünfchten and mit Eiferfucht bewachten 
Entwidelung der ftdatlihen und perfönlichen Sreiheit 
der Deutſchen hemmend in den Weg freten.” Ä 

Ein einheitliher Staat, auf welchen diefe charat⸗ 
teriſtik paſſen würde, kann aus dem Verfaſſungsentwurfe, 
wie er uns vorliegt, nicht hervorgehen. Mittelſt diefes 
Derfaffungsentwurfes wird die Aufgabe gelöft werden: 

Die Einheit ded Ganzen mit der Selbftftändigfeit 
und’ freien Entwidelung feiner Theile, eine ftarfe, das 
Recht und die Ordnung ſchützende Gewalt über das ger 
fammte Reich mit der Freiheit des-Einzelnen, der Ge: 
nieinden, der Länder und der verfihiedenen Ratiorialifär 
ten in Einklang zu bringen.‘ 

Die kaiſerliche Regierung, welche die Löſung dieſer 
Aufgabe mittelſt der der öſterreichiſchen Geſammtmongar⸗ 
chie verliehenen Verfaſſung angebahnt zu haben glaubt, 
die Regierung des Kaiſers, der ſich „das große Werk 
der Wiedergeburt eines einheitlichen Oeſterreichs mittelſt 
dieſer Verfaſſung zur Lebensaufgabe geſtellt hat“, fie 
wird wohl jene Charakteriſtik der Verfaſſung des unita⸗ 
riſchen Staates nicht für allgemein giltig erachten. 

Es heißt weiter in der’ Note vom 4. Februar: 
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„Bon weldhem Standpunkte auch ein foldyes Unter; 
nehmen betrachtet wird, es zeigt nach allen Seiten große, 
zum Theil unüberwindliche Schwierigfeiten. Für Deutfch- 
land, weil, wenn wir nicht fehr irren, den. einzelnen 
Gliedmaßen, der Geſchichte und den Bebürfniffen der 
Gegenwart entgegen, jedes felbftftändige Leben entzogen, 
und nach einem Fünftlich gefchloffenen Brennpunkte über: 
tragen werde.’ 

Diefes Argument fällt mit dem vorigen zufammen. 
Eine einheitliche Regierung, eine Zentralgewalt muß als 
lerdings, um als eine folche gelten zu fünnen, einen Sig 
haben, in welchem ſich dann, wie in einem Brennpunkte, 
die Strahlen der Gefammtintereffen fonzentriren. In 
Folge der Bundesafte wurde Frankfurt der Sig der 
Bundesverfammlung. Daß Frankfurt nicht Brennpunkt 
der nationalen Intereſſen während der Herrfchaft der 
Bundesafte geworden ift, dient mit zum Beweife der Uns 
zulänglichktit der Berfaffung, der zu großen Schwädhe 
der Zentralgewalt. Daß diefer Brennpunkt der nationas 
len Angelegenheiten fein fünftlich gefchaffener, fondern 
ein natürlich gegebener fei, ift allerdings eine Rüdficht, 
welche die vielfeitige Beachtung erfordert. Der unitas 
rifhe Staat, oder was in der öfterreichifchen Note das 
mit irrig für gleichbedeutend genommen wird, der nad) 
der erften Lefung des Verfaſſungsentwurfes vorgefchla- 
gene Bundesftaat erfcheint dem faiferlichen Kabinete nicht 
ausführbar für Defterreich. 

„Denn die öfterreichifche Regierung darf, über der 
Stellung Defterreihd im Bunde, die ihr gegenüber den 
nichtdeutfchen Beftandtheilen der Monarchie zuftehenden 
Rechte und Pflichten nicht vergeſſen.“ 

Diefe Rechte und Pflichten verfteht die k. k. öfter: 
reichifche Regierung dahin, daß fie die deutſchen Provins 
zen nicht aus dem innigen Verbande reißen dürfe, der 
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die Monarchie zur Einheit geftalte, daß dad Bundeöver- 
hältniß für Defterreich diefer Rüdficht untergeordnet fei. 
Das war der Gedanke ded Programmes von Kremfler, 
von dem ed einen Augenblid in Zweifel geftellt wurde, 
ob er noch der leitende Gedanfe für die k. E, öfterreichis 
fche Regierung fei, der aber nun in der dem Kaiferthume 
Defterreich verliehenen Verfaſſung in der entjchiedenften 
Weiſe durchgeführt wird. — Damit ift, wie zu erwar⸗ 
ten war, das Berhältniß der reinen Perfonalunion für 
den Zufammenhang zwifchen den deutfchen und nicht 
deutfchen öfterreichifchen Provinzen verworfen; eben fo 
aber auch die Umöglichfeit für Defterreich fonftatirt, in 
den Bundesftaat, wie Deutfchland ihn fordert und bedarf, 
einzutreten. 

IV. Das Minifterium gibt der Beforgniß nicht Raum, 
daß Defterreich die Bildung eines einzelnen Bundesftaas 
ted, in welchen ed nicht eintritt, werde verhindern wol⸗ 
len. — €8 liegt died weder in feinem Intereſſe, nod) 
ftehen ihm dabei Rechtögründe zur Seite. — Es liegt 
nicht in feinem Intereſſe. — Oeſterreichs Einfluß im 
früheren Bundesverhältniffe war wegen des thatfächlichen 
Dualismus im Bunde fein überwiegender, daher brachte 
ihm auch fein Bundesverhältnig wenig Bortheil. Die 
nationale Politit des geeinigten Deutfchlands kann nicht 
allein feine Defterreich feindliche fein; die natürliche Pos 
litik Deutfchlande und die natürliche Politik des öfter: 
- reichifchen Gefammtreiches ift eine und diefelbe. Nur bie 
unglüdlichfte Berfettung von Umftänden fonnte die na- 
türlichften Bande angenblicklich lockern, unnatürliche Bünd- 
niffe möglich machen. 

Es ftehen Defterreich Feine Rechtsgründe zur Seite 
die Bildung des engeren Bundesftaates zu hindern. 

Es wird in diefer Hinficht in der Note vom 4, Ges 
bruar bemerkt: | 

Roth u, Merk, Quellenſammlung. IL. Band. 29 


„So wie fie das Band, welches die beutfchen ‚und 
nichtsdeutfchen Lande Defterreichs feit Jahrhunderten zus 
fammenhält, eben fo wenig vermag fie eine einfeitige Auf: 
hebung des deutfchen Bundesverhältniffes zuzugeben, mel: 
ches einen wefentlichen Beftandtheil der europäifchen Ber: 
träge bildet.” 

Deutfchland will das unauflösliche Bundesverhält- 
nig mit Oeſterreich, deſſen nothwendige Umgeſtaltung 
Defterreich anerkennt, aufrecht erhalten. Es ift alfo nicht 
Deutfchland, welches die Verträge verlegt. 

Aber eine ſolche Verlegung der Verträge war fchon 
die Berufung des öfterreichifchen Eonftituirenden Reiche» 
taged; eine foldye Verlegung enthält die jegt dem Kai⸗ 
ferftaate verliehene Konftitution, wodurch für Die öfter: 
reichifchen Bundeslande Faktoren der gefeßgebenden Ge: 
walt gefchaffen werden, die außer Deutfchland ftehen, 
ohne daß dabei die Rechte Dentfchlande und ber öfters 
reichifehen Bundeslande gewahrt find. 

Betrachtet man fodann die Vorfchläge Oeſterreichs 
bezüglich der Fünftigen deutfchen Verfaffung: den Bors 
ſchlag der Eintheilung des Reiches in große Körper, auf 
der Grundlage der Volksſtimme; den Wunfch, mit der ge⸗ 
fammten öfterreichifchen Monarchie in den deutſchen Bund 
einzutreten; — fo find dieſe Vorfchläge wenigſtens nicht 
auf die Verträge von 1815 bafirt. 

In der Note vom 4. Februar ift ferner gefagt: 

„Die Pflicht der Selbfterhaltung ald Deutfche nicht 
minder ald Defterreicher beftimmt uns in gleicher Weife 
folche Beftimmungen (des Bundesftanted und engeren 
Bundes) abzulehnen.” 

Dagegen heißt es in der Note vom 9. d. M.: 

„Oeſterreich, auf feine eigene Macht und: Berfaffung 
geftellt, kann feine beutfchen Provinzen nicht and dem ins 
nigen Berbande reißen, der die Monardyie zur Einheit 
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geftaltet. Wenn Deutfchland dieſes Bedürfniß nicht ans 
erfennt, wird die F. E. Regierung ed beflagen, aber deß— 
halb ihre Lebensbedingung nicht aufgeben.’ 

Die gleiche Pflicht der Selbiterhaltung wird Defters 
reich für Deutfchland anerkennen. Der ftarfe Bundes- 
ftaat ift feine Lebensbedingung. Deutſchland ift noch 
nicht, wie Defterreich, ‚„„auf feine eigene Macht und Ber- 
faffung geftellt‘‘, ed will fich, ed muß ſich erft Darauf ftel- 
len, um, hoffentlidy mit Defterreich vereint, die nationa- 
len Geſchicke zu erfüllen. 

V. Ich fage: „hoffentlich mit Defterreic vereint.’ 

Die Faiferlihe Regierung erflärt in der neueften 
Note, die Zeit fei für Defterreich, nachdem es in ſich 
fonftituirt, gefommen, fein mögliches Verhältniß zu Deutſch— 
land zu ordnen. Es wird nicht allein darauf anfommen, 
was für Defterreih möglich, fondern auch, was für 
Deutichland nothwendig ift. 

Die k. k. Regierung erklärt ferner, es werde ihr, auf 
ben von ihr angedeuteten Grundlagen, jeder Borfchlag 
angenehm fein. 

Das Minifterium erachtet alfo die ihm ertheilte Er- 
mächtigung für fortbeftehend an; ed wird „in deutſchem 
Sinne’ davon, auf der Grundlage, die allein jegt noch 
die gegebene ift, Gebrauch machen, fo wie ihm ber Zeit— 
punkt dazu gefommen zu fein fcheint. 
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Auszug aus einer Depeche Des E. E. 
öſterreichiſchen Meinifterpräfidenten Für⸗ 
ſten von Schwarzenberg an den k. k. 
dfterreichifchen Bevollmächtigten bei der 
proviforifchen Zentralgewalt in Frank: 
furt, Deflen Gefuch um Entlaſſung be: 
treffend, d. d. ITten Mär; 1849. 


Em. Hochmwohlgeboren gehen von der Vorausſetzung 
aus, daß Oeſterreichs deutfche Provinzen in Folge der 
dem Kaiferftaate foeben gegebenen Verfaſſung ſich an dem 
deutfchen Bundesftaate nicht betheiligen können. Diefed 
ift aber eben, was ich in Abrede ftelle. Freilich in ei- 
nen Bundesftaat, der die innere freie Bewegung und 
die Selbftftändigkeit der Einzelftaaten vernichtet, hätte 
Defterreich unmöglich treten können. in ſolches Ertrem 
ift aber meines Erachtend mit dem Begriffe des Buns 
desftaates nicht nothwendig verfnüpft. Man Fonnte fich 
leicht einen folchen denken, mit einer mit ausgedehnten 
Attributen audgerüfteten und ftarf organifirten Zentral 
gewalt, mit einer ihr zur Seite ftehenden Vertretung 
der Einzelftaaten und ihrer Stämme, mit einer folchen 
Drganifation des Vereines endlich, welche dem Auslande 
gegenüber ein großes, ftarfes, einiges und einheitliches 
Deutſchland dargeftellt, und im Inneren den verfchiedenen 
beutfchen Staaten und Stämmen eine vernünftige Ge- 
meinfamfeit der materiellen Intereſſen und nationalen 
Rechts⸗Inſtitutionen gewährt haben würde. In einen 
folhen Bundesftaat einzutreten, wäre Defterreidy jeden 
Augenblic bereit. Der neuefte Frankfurter „kühne Griff” 
ftellt freilich Alles aufs neue in Frage. Wir können für 
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heute blos noch die weitere Entwidelung abwarten. Sie 
falle übrigens aus, wie fie wolle, fo wird fie Defters 
reich auf feinen Poften finden. Wir erwarten übrigens 
von dem Patriotismus der dieſes Gefühles empfänglichen 
öfterreichifchen Deputirten, daß fie ihren Poften in Frank⸗ 
furt nicht verlaffen werden, fo lange als ihnen dieſes 
durch die äußeren Umftände nur immer möglich gemacht 
fein wird. Defterreich denft nicht daran — ich wieder: 
hole es — fih von Deutfchland in den Berathungen 
über beffen fünftige Verfaffung Yoszufagen, und es ift 
daher Pflicht jedes wohldenfenden Staatsbürgers, feinem 
Baterlande, dort, wo diefe Verfaffung berathen wird, 
das Wort zu reden bis zulegt. 


94. 


Reſkript Der F. k. Öfterreichifchen Negie- 
rung an den k. k. Bevollmächtigten bei 
Der proviforifchen Zentralgewalt, Die 
Abberufung der Abgeordneten betref- 
fend d. d. 5ten April 1849. 


Die deutfche Nationalverfammlung hat nad) Anficht 
der k. k. Regierung den von ihr gehegten Erwartungen 
nicht entfprochen. — Statt eined einigen, mächtigen 
und daher an Zukunft reichen Deutfchlande, deffen Grüns 
dung ihre Thätigfeit hätte anbahnen follen, hat fie ein 
ideales Reich zu fchaffen angeftrebt; ein Verfuch, wel 
cher nur dazu führen fönnte, die Bande zu lodern, ja 
vielleicht zu löfen, welche die verfchiedenen deutſchen 
Stämme feit Jahrhunderten umfchlungen hielten. — Es 
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kann hier nicht in Abficht der k. f. Regierung liegen, dem 
von der Nationalverfammlung feit ihrem Beftehen ein- 
gehaltenen Gange zu folgen und die Nachtheile näher 
zu entwiceln, welche deren fortwährende Schwanfungen 
und ihre nur zu häufigen Eingriffe in dad Bereich der 
erefutiven Zentralgewalt nothwendig erzeugen mußten. 
Man will fi) darauf befchränfen, jene Befchlüffe her— 
vorzuheben und zu beleuchten, welche Defterreich unmit- 
telbar berühren, und für die Stellung maaßgebend wer, 
den müffen, die Defterreich in Folge derfelben unter den 
gegebenen Umftänden einzunehmen gezwungen ift. Seit— 
dem das gegenwärtige Minifterium in feinem Antritte- 
programme vom 27. November v. J. die Abficht ausge: 
ſprochen, alle Lande und Stämme der öfterreichifchen 
Monarchie durch das fefte Band einer gemeinfchaftlichen 
Berfaffung zu Einem großen Staatdförper zu vereinis 
gen, hat ſich in der Nationalverfammlung eine Parthei 
gebildet, welche Alles aufbot, um Oeſterreichs Verblei— 
ben bei Deutjchland unmöglich zu machen. Sie hat die 
ſes Ziel zu erreichen geglaubt, indem fie die Beftims 
mungen des $. 2 der zu Frankfurt berathenen Verfaſ— 
fung durchzuſetzen wußte, welche für deutfche Lande, die 
mit nichtdeutfchen ein gemeinfchaftliches Staatsoberhaupt 
haben, getrennte eigene Verfaſſung, Regierung und Bers 
waltung anordnen. 

Daß folhe Verfügungen mit dem von ber f. k. Re—⸗ 
gierung nicht nur angekündigten, fondern auch hinläng- 
lich motivirten und feither zur Anwendung gefommenen 
Grundfage der Einheit des öfterreichifchen Kaiferftaates 
unvereinbar feiern, war demnad; vorauszufehen. Mögen 
daher jene, welche bdefjenungeachtet diefen durch Feine 
Nothwendigkeit bedingten Befchluß herbeigeführt haben, 
auch deſſen Folgen vertreten. 

Ferner hat die Nationalverfammlung durch bie am 
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27. vorigen Monatd befchloffene Wahl eines erblichen 
Reichsoberhauptes fich von den Formen bed beabfichtig- 
ten Bundesftaates entfernt und jenen eined Einheits— 
ſtaates in einer Weife genähert, welche mit der Selbft- 
ftändigfeit der einzelmen bdeutfchen Regierungen unver; 
träglich ift, die nur in den wefentlichen Bundeszwecken 
eine unvermeibliche Befchränfung finden fol. 

Endlih hat die Nationalverfammlung durch ihre 
Befchlüffe vom 28. v. M., welche anordnen, daß die von 
ihr allein befchlofjene Reichsverfaſſung zu vollziehen und 
als Gefeg zu verfünden fei, den Weg ber Vereinbarung 
verlaffen, den allein fie zu gehen berufen und berechtigt 
war, und den die Regierungen ſich ausdrüdlich vorbe- 
halten hatten. Sie hat zugleich durch die eigenmächtig 
von ihr audgangene Erklärung ihrer Permanenz bid zum 
Zufammentritte der einzuberufenden Reichöverfammlung 
ſich auf einen ungefeßlichen Boden geftelt, auf welchen 
ihr zu folgen die Negierungen ſich nicht veranlaßt fehen 
fönnen. Defterreih, innig verbunden mit Deutſchland 
durch die fo lange beftandene enge Gemeinfchaft, Durch 
die aus dieſer erwachfenen unzertrennlichen Interefien 
und durch die unftreitbar noch gültigen Verträge, kann 
und wird ſich nie von ſolchen Banden losfagen. Noch 
ift der deutfche Bund, wie ihn die Traftate fchufen, 
nicht aufgelöft, noch beftehen die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten feiner Glieder. 

Wenn Oeſterreich demnad unter den eben anges 
führten Berhältniffen für den Augenblif an einem Bun- 
beöftaate, wie die Befchlüffe der Nationalverfammlung 
ihn zu fchaffen beabfichtigen, obgleich mit Vorbehalt der 
Rechte, welde die Gefchichte und die Verträge ihm 
fihern, Theil zu nehmen nicht vermag, fo wird ed nichte- 
deftoweniger fortfahren, an den Schidfalen feiner alten 
Bundesgenoffen aufrichtigen Antheil zu nehmen, und 
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biefen Antheil bei dem Eintritte veränderter Verhält⸗ 
niffe ftets mit Freuden zu bethätigen bereit fein. 

Dieß ift die Abficht Seiner Majeftät des Kaiferg, 
welcher Allerhöchftderfelbe getreu bleiben wird, Wie 
aber Seine Majeftät fid in der am 4. Februar erlaf- 
fenen Depefche gegen eine Unterordnung unter die von 
einem anderen deutfchen Fürften gehandhabte Zentralge- 
walt auf das Feierlichfte verwahrt haben, ift derfelbe 
auch nicht minder feft entfchloffen, die verfaſſungsmäßig 
von Shm in Gemeinfchaft mit den Repräfentantenkörpern 
Defterreich® auszuübende gefeßgebende Gewalt niemals 
und unter feiner Bedingung einer fremden geſebacber⸗ 
den Verſammlung unterzuordnen. 

Was die öſterreichiſchen Abgeordneten zur deutſchen 
Nationalverſammlung betrifft, haben dieſelben ihre Sen—⸗ 
dung, in Folge des Schluſſes der Berathung über das 
Verfaſſungswerk, als beendet zu betrachten und ſofort 
in ihre Heimath zurückzukehren, da ihre fernere Theilnahme 
an einer Verſammlung, welche, wie bereits erwähnt, 
durch den von ihr am 28. v. M. gefaßten Beſchluß den 
Boden des Rechtes und des Geſetzes verlaſſen hat, durch⸗ 
aus nicht mehr ſtattfinden kann. 


95. 


Erwiedernug des Königs von Preufen 

on die Deputation Der Deutfchen Natio— 

nalverfommlung vom 3ten April 1849. 
Meine Herren! 


Die Botfchaft, ald deren Träger Sie zu mir gefom- 
men find, hat mich tief ergriffen. Sie hat meinen Blid 
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auf den König der Könige gelenkt, und auf die heiligen, 
unantaftbaren Pflichten, welche mir ald dem Könige meis 
ned Volkes und ald einem der mächtigften deutfchen Fürs 
ften obliegen; folch ein Bli, meine Herren, macht dad 
Auge Mar und das Herz gewiß. In dem Befchluffe der 
beutfchen Nationalverfammlung, welchen Sie, meine Her: 
ren, mir überbringen, erfenne ich die Stimmen der Ber: 
treter des bdeutfchen Volkes. Diefer Ruf gibt mir ein 
Anrecht, deffen Werth ich zu ſchätzen weiß. Er erfordert, 
wenn ich ihm folge, unermeßliche Opfer von mir. Er 
legt mir die fchwerften Pflichten auf. Die deutfche Nas 
tionalverfammlung hat auf mich vor Allen gezählt, wo 
ed gilt Deutfchlands Einheit und Preußens Kraft zu 
gründen. ch ehre Ihr Vertrauen; fprechen Sie meinen 
Danf darüber aus. Sch bin bereit durch die That zu 
beweifen, daß die Männer fich nicht geirrt haben, welche 
ihre Zuverficht auf meine Hingebung, auf meine Treue, 
auf meine Liebe zum gemeinfamen beutfchen Vaterlande 
ftügen. Aber, meine Herren, ich würde Ihr Vertrauen 
nicht rechtfertigen, ich würde dem Sinne des deutfchen 
Bolfes nicht entfprechen, ich würde Deutfchlands Einheit 
nicht aufrichten, wollte ich mit Verlegung heiliger Rechte 
und meiner früheren ausdrüdlichen und feierlichen Ber: 
fiherungen ohne das freie Einverftändniß der gefrönten 
- Hänpter, der Fürften und freien Staaten Deutfchlandg, 
eine Entfchließung fallen, welche für fie und für die von 
ihnen regierten deutfchen Stämme die entfchiedenften Fol: 
gen haben müßte. An den Regierungen der einzelnen 
deutſchen Staaten wird ed daher jegt fein, in gemeinfas 
mer DBerathung zu prüfen, ob die Verfaffung dem Eins 
zelnen wie dem Ganzen frommt, ob die mir übertragenen 
Rechte mich in den Stand fegen würden, mit ftarfer 
Hand, wie ein folder Beruf es von mir fordert, die’ 
Geſchicke des großen deutfchen Baterlandes zu leiten, und 
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die Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen. Deffen aber 
möge Deutfchland gewiß fein, und dad, meine Herren, 
verfündigen Sie in allen Bauen: bedarf ed des preußis 
fhen Scildes und Schwerted gegen äußere oder innere 
Feinde, fo werde ich auch ohne Ruf nicht fehlen. Ich 
werde dann getroft den Weg meined Hanfes und Bol- 
kes gehen, den Weg ber beutfchen Treue. 


96. 


Birfulardepefche des E. preufifchen Mi— 
nifters Der auswärtigen Angelegenbei- 
ten an ſämmtliche E. preußifche Gefandt- 
fehaften bei den Deutfchen Negierungen, 
die Hebernahme Der provifprifchen Lei: 
tung Der Deutfchen Angelegenheiten be: 
treffend, d. d. 3ten April 1849. 


Welche Eröffnung Se. Majeftät der König der Des 
putation der deutfchen Nationalverfammlung heute ges 
macht haben, die hieher gekommen war, um auf Grund 
der gefaßten Beichlüffe Allerhöchftdemfelben die Kaifer: 
frone Deutfchlands anzutragen, wollen Em. ıc. aus den 
Anlagen entnehmen. Diefe Rede bedarf feiner weiteren 
Deutung. Während auf der einen Seite die Bedeutung 
der in Frankfurt getroffenen Wahl anerfannt und in 
Folge derfelben die Bereitwilligfeit, an die Spite Deutfch- 
lands zu treten, erklärt wird, haben Se. Majeftät auf 
der anderen Seite feftgehalten daran, daß die Berfaffung 
Deu tſchlands nur im Wege der Bereinbarung feftgeftellt 
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werden und daß die getroffene Wahl nur durch das freie 
Einverftändniß der Regierungen zur vollen Rechtögültig« 
feit gelangen fann. Um diefem Einverftändniffe in feiner 
Weiſe vorzugreifen, um felbft den Schein eines indiref- 
ten Zwanges zu vermeiden, ift auch nicht, wie ed von 
mehreren Seiten erwartet wurbe, "unter Vorbehalt ober 
unter Borandfegung des nachfolgenden Einverftändniffes 
der Einzelftaaten, die Annahme der Wahl audgefprochen 

\ worden. 

Fe größere Gewiffenhaftigfeit und Zurüdhaltung in 
diefer Beziehung bewiefen worden, um fomehr ift aber 
auch die Regierung Sr. Majeftät der Verpflichtung fi) 
bewußt, foviel an ihr ift, die Geſchicke Deutſchlands auf 
der Bahn jener Entwicelung zu fördern und der erfehns 
ten Vollendung entgegenzuführen. Sie hält ſich daher 
jest für eben fo verbunden, ald berechtigt, in diefer Ans 
gelegenheit ein offenes Wort an die übrigen deutfchen 
Regierungen zu richten. 

In Betracht, daß der Erzherzog-Reichöverwefer den 
Entſchluß gefaßt hat, feine Stelle niederzulegen, und in 
Betracht der großen Gefahren, welche Deutfchland aus 
der Berwirklichung diefes Entfchluffes erwachfen können, 
find Sr. Majeftät der König bereit, auf den Antrag der 
deutfchen Regierungen und unter Zuftimmung der deut: 
fhen Nationalverfammlung die proviforifche Leitung 
der deutfchen Angelegenheiten zu übernehmen. 

Se. Majeftät find, dem ergangenen Rufe Folge 
leiftend, und eingedenk der Anfprüche, welche ihm Preu⸗ 
gend Stellung in Deutfchland gewährt, entfchloffen, an 
die Spitze eines deutfchen Bundesftaates zu treten, ber 
aus denjenigen Staaten fich bildet, welche demfelben and 
freiem Willen ſich anfchließen möchten. Die Formen dies 
ſes Bundesftaated werden weſentlich davon abhängen, 
wie viel und welche Staaten ſich bemfelben anfchließen. 
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Mit Rückſicht aber auf die politifchen Zuflände von 
ganz Deutfchland und auf die Lage, in welcher bie 
deutfche Nationalverfammlung fich befindet, darf der zu 
faffende Befchluß nicht aufgehalten werden. Em. ıc. wols 
len demnach an diejenigen deutfchen Regierungen, bei 
welchen Sie beglaubigt find, die dringende Aufforderung 
richten, ohne allen Vorzug befondere Bevollmächtigte in 
Frankfurt a. M. zu beftellen, weldye bindende Erflärun: 
gen abzugeben im Stande find: 


1) über den Beitritt zum Bunbdesftaate und die Bes 
dingungen, unter denen er erfolgt; 


2) über die Stellung, welche die folchergeftalt zu einem 
Bundesftaate zu vereinigenden Regierungen dem—⸗ 
nächſt zu der deutfchen Nationalverfammlung und 
den von ihr bereitd gefaßten Beſchlüſſen einzunehmen 
haben, mit der Maaßgabe, daß das Werk der Vers 
einbarung über die Verfaffung unverzüglicd; in Ans 
griff genommen wird; 

3) über das Verhältniß zu denjenigen deutfchen Staa: 
ten, welche diefem Bundesftaate beizutreten Anftand. 
nehmen, wobei es wünfchenswerth und anzuftreben 
ift, die noch beftehenden Bundesverhältnifje der neuen 
Staatsform anzupaffen. 


Die Regierung Sr. Majeftät wird binnen längftend 
8 Tagen einen Bevollmächtigten in Frankfurt mit der 
erforderlichen Inftruftion und Autorifation verfehen ha= 
ben, und darf ſich der Hoffnung hingeben, daß die übri- 
gen Regierungen mit gleichem Eifer diefe wichtige Ans 
gelegenheit behandeln und wenigftend ungefäumt ihre 
Erklärungen fowie über das Proviforiun eben fo über 
die übrigen Vorfchläge hierher gelangen laſſen werden. 

Wir find hiernach der zuverfichtlichen Weberzeugung, 
daß wir in den Stand gefegt fein werden, binnen läng⸗ 
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ftend 14 Tagen eine befinitive Erklärung über die deutſche 
Sache abzugeben. 


97. 


Schreiben der Deputation der deutſchen 

Nationalverſammlung an das k. preu- 

Bifche Staatsminifterium, die Erwiede- 

rung Des Königs von Preußen vom Bten 

April 1849 betreffend, d. d. Aten April 
1849. 


Einem k. Staatdminifterium beehren wir uns die 
nachftehende Erklärung ganz ergebenft mitzutheilen. Die 
verfaflunggebende deutfche Reichsverfammlung hatte die 
unterzeichnete Deputation beauftragt, Se. Maj. den Kö- 
nig zu der Annahme der in der deutfchen Reichsverfaſ— 
fung begründeten, auf Se. Maj. übertragenen erblichen 
Kaiferwürde ehrfurchtsvoll einzuladen. Se. Maj. der 
König hat, nach den in der Audienz vom geftrigen Tage 
der Deputation gemachten Eröffnungen, diefer ehrfurchts⸗ 
vollen Einladung feine Folge geben zu dürfen geglaubt, 
und fi) bewogen gefunden, diefe feine Entfchließung 
durch Die inzwifchen auch zur öffentlichen Kenntniß ge: 
brachten Gründe näher zu motiviren. Die deutfche Reichs⸗ 
verfammlung hatte am 28. v. M. zu der Vollziehung eines 
Theiled der Verfaſſung, der Wahl des Reichsoberhauptes, 
nicht anderd ald nad DVerfündigung der ganzen von 
ihr befchloffenen Reichsverfaſſung fchreiten können; die 
Vebertragung der erft in der BVerfaffung begründeten - 
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erblichen Kaiferwürde auf ‚einen Der regierenden beutfchen 
Fürften fette Das zu Recht Beftehen der Berfaflung an fid) 
voraus. Die Erklärung Sr. Maj. des Königs flieht da— 
gegen die gedachte Verfaſſung in Feiner Weiſe als ein 
bereitö gefchloffened, auch nur für einen größeren oder 
Fleineren Theil von Deutfchland bereits verbindliches 
Ganze an. Sie bezeichnet nicht einmal, gleich der am 
2. April von dem Herrn Minifterpräfidenten den hiefigen 
Kammern gemachten Eröffnung, die Verfaffung als für 
die deutfchen Staaten gültig und verbindlich, deren Res 
gierungen derfelben von freien Stüden zuftimmen möch— 
ten. Sie erfennt den einzelnen Regierungen nicht blos, 
wie jene Eröffnung, dad Recht zu, die Verfaflung als 
ein Ganzes anzunehmen und dadurch dem neuen Bun» 
beöftaate beizutreten, oder abzulehnen, und ſich dadurch 
von dem Bundesftaate auszufchließen. Indem die Erfläs 
rung Sr. Maj. fi) über diefen Punft vielmehr folgen- 
bergeftalt ausfpricht: „an den Regierungen der einzelnen 
deutfchen Staaten wird es daher jeßt fein, in gemeinfas 
mer Berathung zu prüfen, ob die mir zugedachten Rechte 
mich in den Stand fegen würden, mit ftarfer Hand, wie 
ein folcher Beruf ed von mir fordert, die Geſchicke des 
großen deutfchen Vaterlandes zu leiten und die Hoff- 
nungen feiner Bölfer zu erfüllen" — macht fie aus ber 
von der deutfchen Reichsverſammlung verfündigten Ber; 
faffung einen der gemeinfamen Berathung der deutſchen 
Negierungen, alfo auch deren Beſchlußfaſſung (durch 
Majoritäten oder Unanimität) zu unterfielenden Ents 
wurf. Ed ift nicht die Aufgabe der Deputation, bie 
Richtigkeit der von diefer Auffaffung fo durchaus ver: 
»fchiedenen der Reichöverfammlung in allen ihren Frak—⸗ 
tionen aus flaatörechtlichen oder anderen Gründen zu 
‚vertreten. Aber dem Mißverſtändniß, welches der Des 
putation in Betreff der königl. Erklärung in überrafchen 
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ber Weife mehrfach entgegengetreten ift, ald ob mit der 
in derfelben enthaltenen Anfchauung des in Frankfurt 
befchloffenen Verfaſſungswerkes eine Annahme oder auch 
nur eine Nichtablehnung der Seitens der Reichsverſamm⸗ 
lung an Se. Maj. gerichteten Einladung irgendwie zu 
vereinigen wäre — dieſem Mißverftändniffe hat fle fich 
zur Vermeidung fernerer Irrungen ohne Auffchub und 
vor ihrer Rückkehr nach Frankfurt entgegenzutreten für 
verpflichtet gehalten. Die Einladung auf Grundlage 
ber Reichsverfaſſung, die auf ihn gefallene Wahl anzus 
nehmen, mußte in dem Augenblid ald von dem König 
abgelehnt angefehen werden, in welchem Se. Maj. Shre 
Willensmeinung dahin zu erfennen gaben, daß die von 
ber verfaffunggebenden Reichsverſammlung in zmeimalis 
ger Lefung befchloffene Berfaffung überall noch Feine 
rechtliche Exiſtenz und Berbindlichfeit habe, einer folchen 
vielmehr erft durd) gemeinfame Befchlußnahme der deuts 
fhen Regierungen theilhaftig werben fünne. Unter die- 
fer Borausfeßung wäre die Berfaffung zwar wohl bie 
Grundlage fernerer Berathungen der Regierungen, aber 
unmöglich die der gefeglichen Gewalt eines Reichsober⸗ 
hauptes abzugeben im Stande. 
Berlin, 4. April 1849. 


Die Deputation ıc. 


464 
98. 


Note des bannöverifchen Minifteriunms 
Der auswärtigen WUngelegenbeiten an 
den E. Gefandten zu Berlin, in Antwort 
ouf Die k. preußifche Zirfularnnte vom 
3. April 1849 d. d. 7. April 1849. 


Der hiefige königlich preußifche Gefandte hat der 
Regierung Sr. Majeftät des Königs diejenige Verfügung 
mitgetheilt, welche behufs Herbeiführung einer Bereinbar- 
ung der deutfchen Bunded-Regierungen über die Verfaf- 
fungss Angelegenheit von Berlin aus an denfelben ergans 
gen ift, und welche der, den preußifchen Ständen diefer- 
halb gemachten befannten Eröffnung genau entfpricht. 

Wir haben bereits vor Empfang diefer Mittheilung 
den Herrn Gefandten von der Bereitwilligfeit der Re: 
gierung in Kenntniß gefegt, an einer desfallfigen Ber: 
ftändigung Theil zu nehmen und der hierunter gegenwär: 
tig vorliegenden Einladung, die auch an den k. f. öfters 
reichifchen Hof ergangen fein wird, wird daher von hier: 
aus bereitwillig Folge gegeben werben. . 

Man glaubt hiefigerfeitd dabei vorausſetzen zu bür- 
fen, daß die königlich preußifche Regierung den nadı 
Frankfurt eingeladenen Bevollmächtigten der übrigen deut; 
fhen Bunded-Regierungen mit beftimmten Vorſchlägen 
über die zu vereinbarende Verfaſſung entgegenfommen 
1 — 

Die von der preußifchen Regierung audgefprochene 
Ueberzeugung aber, daß eine definitive Erflärung über die 
deutfhe Sache fchon binnen längftens 14 Tagen werde 
abgegeben werden können, fowie der geäußerte Wunſch 
in Frankfurt ſolche Bevollmächtigte beftellt zu fehen, welche 


bindende Erklärungen abzugeben im Stande feien, macht 
eine nähere Kenntniß der von Preußen babei gehegten Ab» 
fihten allhier um fo wünfchenswerther, ba diefe aus ber 
ergangenen Mittheilung,, insbefondere aus den in dieſer 
hervorgehobenen Erflärungspunften mit hinlänglichyer Sis 
cherheit nicht haben entnommen werden fünnen. 

Zu möglichft baldiger Herbeifhaffung der vermißten 
Auffchlüffe wünfchen wir daher, daß der Herr Gefandte fi) 
unverzüglih im Wege vertraulicher Verhandlung mit 
dem Eöniglich preufßifchen Minifterio der auswärtigen Ans 
gelegenheiten in Kommunifation fege, um dieferhalb das 
Nöthige in Erfahrung zu bringen. 

In Beziehung auf die zuwörderft gewünfchte Erflär, 
ung über den Beitritt zum Bundeöftaate und die Beding 
ungen, unter denen er ſtatt findet, ift vor Allem noths 
"wendig zu wiffen, was dort unter dem „Bundesſtaat“ 
verftanden wird; ob man dabei vorzugsweife eine Ver 
einigung der ſämmtlichen deutfchen Bundesftaaten, welche 
durch die „noch beftehenden Bundes» Berhältniffe”’ mit 
einander verknüpft find, oder einen engeren Verein vor 
Augen hat, wie er fich bilden fünnte, wenn auch nur 
ein Theil jener Staaten mit einander in einer derartigen 
Gemeinfchaft. bliebe. 

Man glaubt auf eine Klarftellung diefes Punktes 
hiefigerfeitö ein befonderes Gewicht um deswillen legen 
zu müffen, weil davon eine Erklärung über die beiden 
anderen Punkte weſentlich abhängt. 

Borzugsweife wird unter dem neu zu bildenden Buns 
deöftaate zwar eine Vereinigung der fämmtlichen deut 
fchen Regierungen verftanden fein; theild weil ein engerer 
Berband die im Intereſſe der Einheit, Macht und Größe 
Deutfchlands unftatthafte Ausfchließung Defterreichs bes 
Dingen, und je nad; dem Außenbleiben noch anderer 


Staaten ſich verfchieden geftalten; theild weil der engere 
Roth u. Merck, Quellenſammlung. II, Band. 30 


Bundesftant eine weitere Vereinbarung mit der jegigen 
National: Berfammlung, zufammengefegt. aus ben Ver⸗ 
‚tretern fämmtlicher dentfchen Volksſtämme, dem: Anfcheine 
nad) ausfchließen, mithin eine Erklärung über die Stell 
ung der zu vereinigenden Regierungen zu der deutjchen 
NationalsBerfammlung und den von ihr bereitd gefaßten 
Befchlüffen kaum übrig laffen würde. 

Sollte man: aber von königlich premßifcher Seite ei- 
nen folchen engeren Bundesftaat mit im Auge gehabt 
und dabei eine, eventuell anfcheinend unentbehrliche Mos 
vififation des bisherigen auf die Theilnahme ſämmtlicher 
deutfcher Staaten berechneten Berfaflungs-Entwurfed mit 
berücfichtigt haben, fo würde die königliche Regierung 
mit befonderem Danke eine Aeußerung entgegennehmen, 
welche fowohl die: bei diefer Vereinsform zu werfolgenden 
Zwede, als auch den Weg deutlicher erfennen ließe, auf 
welchem diefelbe zu bilden fein möchte. 

Erſt mit Hülfe folcher Aufflärungen würde die: kö— 
nigliche Regierung. glauben, eine beftimmte. Anficht über 
das Verhältniß zu. denjenigen deutfchen Staaten faffen 
zu; können, weldye diefem Bundesftaate beizutreten. Ans 
fand, nehmen. möchten. | 

Endlid wird, fofern Se. Faiferlihe Hoheit der 
Meichövermwefer bei dem Befchluffe, von der proviforifchen 
Zentralgewalt zurückzutreten, beharren follte, die Ueber⸗ 
nahme der yroviforifchen Leitung der deutſchen Angele- 
genheiten abfeiten Sr. Majeftät des Königs von Preu, 
hen den hiefigen, aus dem. Bebürfniffe des Augenblides 
geihönften Wünſchen allerdings entfprechen. 

Aber auch in diefer Rückſicht macht die. in Frage- ges 
ftellte definitive Erklärung binnen längftend: 14 Tagen 
eine. weitere Aufklärung über den Zweck einer fo kurz 
zu: bemeffenden. proviforifchen Thätigkeit jener Art: wüns 
ſchenswerth. 
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Die gegenwärtige Verfügung wird bem Herrn Ges 
fandten durch den Klofterrath von Wangenheim überbracht 
werden, welcher von dem Inhalte derfelben unterrichtet 
ift und im Stande fein wird, den Inhalt ded gegenmwärs 
tigen Reftriptd näher zu erläutern. 

Hannover, den 7. April 1849. 

Königliches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Ge) Bennigfen. 


99. 


Note Des k. preufifchen Minifters des 

Auswärtigen an Den k. hbannöverifchen 

Sefandten zu Berlin in Antwort auf 

vorftebende Rote d. d. Mi. April 
1849. 


Ew. ꝛc. geehrted Schreiben vom 9. d. habe ich nebft 
der gef. mitgetheilten Anlage des Schreibens Sr. Excel: 
lenz des Herrn Grafen von Bennigfen vom 7. d. M. zu 
erhalten die Ehre gehabt. 

Em. ıc. drüden im Auftrage Ihrer Negieruug den 
Wunſch aus, nähere Erläuterungen in Betreff der Punfte 
zu erhalten, über welche unfererfeitd durch die Zirfular: 
depeſche vom 3. d. von den deutfchen Regierungen bdefts 
nitive Erklärungen erbeten worden waren, und ich erfehe 
aus dem Erlaffe ded Herrn Grafen von Bennigfen an 
Ew. Hochgeboren, daß die Zweifel der königlich han- 
növerifchen Regierung hauptfächlicd; den Punft betreffen, 
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ob Preußen vorzugsweife eine Vereinigung der ſämmtli⸗ 
chen deutfchen Bundesftaaten, welche durch die noch bes 
ftehenden Bundes» Berhältniffe mit einander verknüpft 
find , oder einen engern Berein vor Augen habe, wie er 
ſich bilden könnte, wenn auch nur ein Theil jener Staa- 
ten mit einander in eine derartige Gemeinfchaft träte? 

In Erwiederung darauf kann ic Ew. ıc. nur zu: 
nächſt daran erinnern, wie es auch der. füniglich hans 
növerifchen Regierung nicht unbekannt geblieben, daß es 
fortwährend Preußens innigfter Wunſch geweſen, die 
deutfchen Verhältniffe fo geftaltet zu fehen, daß ſich alle 
deutfchen Bundesglieder gleichmäßig daran betheiligen 
könnten, und daß es und ehenfowenig in den Sinn ges 
fommen, irgend Jemand von der neuen Geftaltung aus— 
zufchließen, als zur Theilnahme an derfelben durch ir 
gend welche Einwirkung zu veranlaffen. 

Ebenfowenig aber ift es der königlich hannöverifchen 
Regierung unbefarint geblieben, daß wir fchon in der 
Zirfulardepefche vom 23. Januar die Eventualität eines 
engern Bundes, welcher innerhalb des Staatenbundes 
einen Bundesftaat bilde, ind Auge faffen mußten, und 
daß wir zugleich erklärten, Preußen werde in einem fol- 
hen Bundesftaate die Stellung in Anſpruch nehmen, 
welche ihm nach feiner thatjächlicdy vorhandenen Bedeu— 
tung in Deutfchland und Europa gebühre. 

Wir können nicht umhin, diefe Eventualität als nuns 
mehr eingetreten anzufehen. Es ift daher erforderlich, 
daß die deutfchen Regierungen ſich eben über die Sr. 
Majeftät dem Könige zugedadhte Stellung äußern, und 
die fönigliche Regierung muß daher ihrerfeits zunächft 
die Erklärungen der andern Megierungen über den Beis 
tritt zum Bundesftaate erwarten, d. 5. die Erflärung 
über die Bereitwilligfeit, in einen Bundesftaat einzutres 
ten, an deſſen Spike die Krone Preußen ftehen fol. 
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Daß die königliche Regierung zunächft und bireft zu 
einer folhen Erklärung auffordert, dazu ſchöpft Diefelbe 
die Berechtigung in der Stellung, welche fie in Deutfch- 
land einnimmt, in dem Befchluffe der National-Berfamm: 
lung, welder Se. Majeftät den König an die Spiße 
Deutfchlands beruft, und in den vielfad an fie gelang- 
ten Aufforderungen deutfcher Fürften und Regierungen, 
ſich diefem Rufe nicht zu entziehen. 

Der weitere oder engere Umfang dieſes Bundes» 
ftaated aber fann lediglich erft durch die Erflärungen der 
Regierungen felbft feftgeftellt werden. Die Erflärung 
über diefen Punkt alfo, weldye Staaten bereit feien, in 
einen Bundesftaat, mit Preußen an der Spiße, eintres 
ten zu wollen, bildet die nothwendige Vorfrage für jede 
weitere Verhandlung über den Inhalt der Verfaffung 
bes Bundesftaated. Die königliche Negierung hat daher 
auch fchon in ihrer Zirfulardepefche vom 3. d. M. jes 
nen Punft vorangeftelt, und zugleich ausgeſprochen, daß 
die Formen dieſes Bundesſtaates ſich erft beftimmen lafs 
fen würden, wenn feftftehe, wieviel und- welche Staa- 
“ ten benfelben zu. bilden bereit find. Ebenfo wird ſich 
dann auch erft das ebenfalld in dem Schreiben des Herrn 
Grafen von Bennigfen berührte Verhältniß zu der für 
ganz Deutfchland berufenen und noch beftehenden Natio- 
nalsBerfammlung in Frankfurt beftimmen laffen. 

Es läßt fid) in Bezug auf die Bedingungen, unter 
welchen deutfche Regierungen in diefen Bundesftaat, mit 
Preußen an der Spite, eintreten möchten, die doppelte 
Borausfegung machen: entweder, daß fie beizutreten be- 
reit find unter Annahme der von der Nationalverfamms 
lung berathenen Verfaffung, oder daß fie eintreten wol- 
len mit dem Wunfche beftimmter Modifikationen der 
Berfaffung. Erfteres ift fchon von mehreren Regierun- 
gen erklärt worden. Für eine Verhandlung über das 
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Lestere dagegen ift ed Far, daß eine beftimmte und feſte 
Bafid erft erlangt werben kann durch die Beitrittö-Er- 
Härungen der Regierungen. Denn ed ift unverkennbar, 
baß zu einer Verhandlung oder Vereinbarung mit ben 
Regierungen, welche in einen Bundesftaat, mit Preu- 
Ben an der Spige, nicht eintreten wollen, in dem ge- 
genwärtigen Falle die Veranlaffung nicht vorliegt, und 
daß eben nur in jener Borausfegung ber Grund zu ber- 
jenigen Initiative liegen fonnte, weldye wir in der Zirs 
kulardepeſche vom 3. d. M. ergriffen haben. 

Indem ich Ew. ıc. erfuche, die hier auögefprochenen 
Anſichten der königlichen Regierung zur Kenntniß des 
königlich hannöverifchen Kabinetes zu bringen, barf ich 
mid, der Hoffnung hingeben, daß das Legtere nunmehr 
nicht fäumen werde, diejenige Erklärung abzugeben, 
weldye dem Willen Sr. Majeftät des Königs von Han- 
nover und den Abfichten von Alerhöchft Deſſen Regie 
rung entfprechen wird. 

Sch ergreife ıc. 

Berlin, den 11. April 1849. 

(Gez.) Graf Arnim. 
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Vote des k. hannöveriſchen Minifteri- 

ums Der auswärtigen Angelegenheiten 

an den k. SGefandten zu Berlin, in Ant- 

wort auf vorftebende Note d. d. 234. 
April 1849. 


Die königliche Regierung bat, wie dem Herrn Ges 
fandten befannt ift, wiederholt Gelegenheit gehabt, bie 
Bereitwilligfeit auszufprechen und zu bethätigen, mit wel: 
cher fie die in Beziehung auf die deutfche Verfaffungss 
Angelegenheit von der königlich preußifchen Regierung 
an die übrigen deutfchen Bundesſtaaten ergätigenen Mit: 
theilungen und Borfchläge in Erwägung zu ziehen ge- 
neigt ift. 

Gleichwie in diefem Sinne die Mittheilungen bes 
berliner Kabinetd vom 16. Februar d. %. über die 
franffurter Verfaffungsbefchlüffe allhier eine entgegen⸗ 
fomniende Berücfichtigung ‚gefunden haben, ebenſo tit 
auch die Zirfularbepefche vom 3. d. M. einer ernitei 
Berathung unterworfen, und ift bereitd unter dem 7. D. 
M. Gegenftand einer an die königliche Gefandtfchäft ge- 
richteten Verfügung geweſen, melche eine.nähere Ermit- 
telung der jener Depefche zum Grunde liegenden Ab- 
fihten Preußens bezweckte. 

Die auf eine entfprechende Mittheilung dem Herrin 
Gefandten zugegangene Erwieberung bed Herrn Grafen 
von Arnim vom 11. db. M. hat zwar die allhier ge 
wünfchte Audkunft über Preußens Anfichten von bem 
Zwede und der Bedeutung eined engeren Bundesſtaates, 
deffen Bildung in der Zirkularbepefche ald Haupterflä- 
rungspunkt vorangeſtellt worden, infofern nicht darge⸗ 
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boten, als, jener Erwiederung zufolge, der weitere ober 
engere Umfang dieſes Bundesftaates, der Inhalt feiner 
fünftigen Berfaffung wie deffen Formen erft durch bie, 
bi8 dahin ermangelnden Beitrittderflärungen der Regies 
rungen felbft bedingt erfcheinen. 


Die Mittheilung des Herrn Grafen Arnim bat ins 
deß der füniglichen Regierung eine lebhafte Befriedigung 
durch die darin ausgeſprochene Fortdauer der innigften 
MWünfche Preußens gewährt, die deutfchen Verhältniffe 
fo geftaltet zu fehen, daß ſich alle deutfchen Bundeöglies 
der gleichmäßig daran betheiligen fünnten. | 

Wie fehr diefe Wünfche mit denen der königlichen 
Regierung übereinftimmen, bedarf faum der Erwähnung. 


Hannover ift von ihnen bei jeder Kundgebung feiner 
Abfichten über die Berfaffungsangelegenheit geleitet wor» 
den, und hat fie indbefondere auch den Bemerkungen vor; 
angeftellt, welche feiner Erflärung über den Beitritt zu 
der Kolleftionote verfchiedener deutſcher Regierungsbe- 
vollmädhtigten in Betreff der Verfaffungsbefchlüffe der 
Nationalverfammlung (vom 23. Februar d. 3.) erläus- 
ternd hinzugefügt find. Bei diefer, den Inhalt. der Ber: 
faffung felbft bezielenden, Erklärung bleibt. die Fönigliche 
Regierung auch gegenwärtig flehen. 

Es liegt ihren Wiünfchen insbefondere die Ueberzeu- 
gung zum Grunde, daß weder eine im Intereſſe der Eins 
heit, Macht und Größe Deutfchlands gedeihliche Umges 
ftaltung feiner Gefammtverfaffung ohne .eine einhellige 
Verftändigung der deutfhen Regierungen und nament- 
lidy ohne ein Einvernehmen der beiden beutfchen Grof- 
mächte über die Oberhauptöfrage zu erreichen, noch daß 
auf einem andern Wege den von Seiten Preußens wie 
Deſterreichs neuerlich wiederholt als beftehend anerkann⸗ 
ten Bundesverhältniffen zu genügen fein. werde. 
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Das von der Nationalverfammlung zu Frankfurt 
inne gehaltene Verfahren 'bei zweiter Lefung der Ber: 
faffung; der einfeitige Befchluß derfelben über die Ober; 
hauptöfrage; die dadurch hervorgerufenen, von einander 
abweichenden Erklärungen Defterreihd und Preußens; 
endlich der franffurter Befchluß vom 11. d. M., an der 
in zweiter Lefung befchloffenen Verfaffung unwandelbar 
feitzuhalten, haben allerdings als geeignet betrachtet 
werben fünnen, ein einhelliged Zufammenwirfen der bei- 
den beutfchen Großmächte in der Verfaffungsangelegen- 
heit in Zweifel zu ftellen. 

Je tiefer die fönigliche Regierung die Verwirklichung 
einer derartigen Beforgniß beflagt haben würde, zu um 
fo größerer Beruhigung hat derfelben diejenige Erklärung 
gereicht, welche unter”dem 21. d. M. von dem föniglich 
preußifchen Minifterpräfidenten, Herrn Grafen Branden- 
burg, in der zweiten Kammer der dortigen Ständevers 
fammlung über die Anfichten Preußens in Betreff der 
deutfchen Verfaffung ertheilt worden ift. 

Das auch in diefer Erklärung angedeutete Rechtes 
gültigfeitderforderniß einer Vereinbarung mit den Re— 
gierungen der deutfchen Staaten über die von der Nas 
tionalverfammlung befchloffene Verfaſſung; die gegrün- 
dete Bemerkung über die Nichtberücfichtigung der von 
ben Regierungen aufgeftelten Erinnerungen bei zweiter 
Lefung der Berfaffung; die Darlegung der dringenden 
Nothwendigfeit einer Abänderung der franffurter Ver» 
faffungsbefchlüffe, deren Aufrehthaltung auch nad hie- 
figer Anficht mit dem Wohle Deutfchlande unvereinbar 
fein würde: — dieſe Aeußerungen laffen, dem erwähn: 
ten franffurter Befchluffe vom 11. d. M. gegenüber, die 
Abſicht Preußens erkennen, gegen die deutſche Nationals 
verfammlung eine Stellung zu behaupten, weldye eine 
Annäherung gegen Defterreihh und eine Verſtändigung 
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mit dem wiener Kabinete über die deutfche Berfaffungs- 
angelegenheit ermöglichen würbe. 

Mit einer folhen Berftändigung dürfte bad Bers 
bleiben Defterreich8 innerhalb des neu und inniger zu 
geftaltenden Vereines der deutfchen Staaten gefichert und 
bamit diejenige Eventualität entfernt erfcheinen, deren 
Eintritt oder Fortdauer die Begründung eined engeren 
Bundedftaates auch nad) der Erklärung ded Herrn Gra- 
fen Brandenburg allein zur Frage gebracht haben kann. 

Die hiefige Regierung legt auf eine Löfung der Ver: 
fafjungsfrage in diefer Richtung einen zu großen Werth, 
als daß fie dermalen einen Verlauf der Sache näher ins 
Auge faffen dürfte, der auf entgegengefegten Annahmen 
beruhen würde. 

Im Hinblide auf den ausgefprochenen eigenen innis 
gen Wunfch des königlich preußifchen Kabinetes glaubt 
die Fönigliche Regierung vielmehr der Billigung defjelben 
fi verfichert halten zu dürfen, wenn fie bei der gegens 
mwärtig veränderten Sachlage ihre Ermwiederung auf die 
Zirkulardepefche vom 3. d. M. auf die wiederholte Aeufs 
ferung des dringenden Wunfches befchränft, daß die kö— 
niglid preußische Regierung ſich bewogen finden möge, 
eine bundesfreundliche Verftändigung mit dem Faiferlidy 
öfterreichifchen Kabinete, wie mit den übrigen deutfchen 
Regierungen über das bdeutfche Verfaſſungswerk eintre- 
ten zu laffen. 

Für die Gewährung dieſes Wunfches bürgen bie 
Gefinnungen patriotifcher, nur Deutfchlands rechtver- 
ftandened Wohl bezielender Hingebung, welche Preußen 
wiederholt und namentlih am Schluffe der Zirkfularde- 
pefche vom 23. Januar d. J. auf dad Beftimmteite aud- 
gefprochen hat. 

Wir beauftragen den Herrn Gefandten, ben Inhalt 
biefer Depefche durch abfchriftliche Mittheilung zur Kennt» 
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niß des Löniglich preußifchen Heren Minifterd der aus 
wärtigen Angelegenheiten zu bringen. 
Hannover, den 24. April 1849. 
Königlicyes Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Gez.) Bennigfen. 


101. 


Depeſche Des F. k. üfterreichifchen Mi— 

nifterpräfidenten an den F. E. Gefandten 

zu Berlin die k. preufifche Zirfulornote 

von 3ten April 1849 betreffend, d. d. 
Sten April 1849. 


Der Graf v. Bernftorff hat mir eine gleichzeitig an 
ſämmtliche bei den beutfchen Höfen beglaubigten königl. 
preußifchen Gefandtfchaften erlaffene Zirfulardepefche mit- 
getheilt, durch welche Se. Maj. der König fi in Folge 
ber von dem Erzherzog Reichsverweſer ausgefprochenen 
Abfiht, feine Stelle niederzulegen, bereit erflärt, auf 
ben Antrag der deutfchen Regierungen, und unter Zur 
flimmung der beutfchen Nationalverfammlung die provi⸗ 
forifche Leitung der deutfchen Angelegenheiten mit dem 
zugleich Eundgegebenen Entfchluffe zu übernehmen, dem 
erhaltenen Rufe zu folgen, und an die Spitze eined deut⸗ 
ſchen Bundesſtaates zu treten, der fich aus denjenigen Staas 
ten bilden würde, welche demfelben aus freiem Willen 
ſich anzufchließen geneigt wären. An diefe Erflärungen 
wird ferner die an fämmtliche Regierungen gerichtete 
Aufforderung geknüpft, ohne allen Verzug befondere Be- 
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vollmächtigte in Frankfurt zu beftellen, welche bindende 
Erflärungen abzugeben im Stande find, 1) über den 
Beitritt zum Bundesftaate und die Bedingungen unter 
denen er erfolgt, 2) über die Stellung, welche die fol 
hergeftalt zu einem Bnndesftaate zu vereinigenden Re— 
gierungen demnächſt zu der deutfchen Nationalverfamm- 
lung und den von ihr bereitd gefafften Befchlüffen einzu- 
nehmen haben, mit der Maßgabe, daß das Werk der 
Vereinbarung über die Verfafjung unverzüglich in An- 
griff genommen wird, 3) über das Verhältniß zu denje- 
nigen deutfchen Staaten, welche diefem Bundesftaate bei- 
zutreten Anftand nehmen, wobei es wünfchenswerth und 
anzuftreben ift, die noch beftehenden Bundesverhältniffe 
der neuen Staatdform anzupaffen. 

Wie bereitwillig wir Vorfchlägen entgegengefommen 
fein würden, wenn folche von Seite Preußens in feiner 
Eigenfchaft ald Genoſſe des vertragsmäßig und faktifch 
noch beftehenden deutfchen Bundes gemacht worden wä— 
ren, um auf der Grundlage eines von der deutfchen Na: 
rionalverfammlung berathenen Verfaffungsentwurfes eine 
Vereinbarung über die zeitgemäße Neugeftaltung Deutſch— 
lands auf gefeglichem Wege herbeizuführen, dafür bür- 
gen die wiederholten und entfchiedenen Schritte, welche 
wir zu dieſem Ende in Berlin gethan haben. Dagegen 
aber vermögen wir nicht der Ausführung der von dem 
preußifchen Kabinete in feiner Zirfulardepefche vom 3. d- 
M. ausgefprochenen Abfichten unfere Zuſtimmung zu er: 
theilen, und noch viel weniger diefelben zu fördern. Die 
Nationalverfammlung, nur berufen in Gemeinfhaft mit 
den Fürften das Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, 
hat ihrer gefeglichen Thätigkeit felbft ein Ziel gefegt, in- 
dem fie das Werk für vollendet erklärt, und, die ihr zu: 
ftehenden Befugniffe überfchreitend, nicht allein die eigen- 
mächtig befchloffene Verfaffung vollzogen und ald Gefeg 
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veröffentlicht hat, fondern fogar ohne Vollmacht Deutſch⸗ 
land einen Erbfaifer zu geben beabfichtigte. Waren diefe 
Vorgänge ſchon ungefeglih, fo hat diefe Verfammlung 
den Boden des Nechted vollends verlaffen, indem fie fich 
nicht minder eigenmächtig für permanent erklärte. Aus 
diefen Gründen fünnen wir die Gültigkeit der von der 
Nationalverfammlung außerhalb dem Bereiche ihrer Be, 
fugniffe gefaßten Befchlüffe ebenfowenig anerkennen, als 
wir ihr das Recht auf fernere Thätigkeit zuzugeftehen 
vermögen. Für und befteht die Nationalverfammlung 
nicht mehr, und fann daher weder auf Anordnungen hin- 
fihtlich einer neu zu bildenden proviforifchen Zentralge- 
walt Einfluß üben, noch einen Antheil an Verhandlungen 
zum Behufe. einer Vereinbarung über das von ihr felbft 
für abgefchloffen erklärte Verfaffungswerf nehmen. Sollte 
demnach der Erzherzog-Reichöverwefer, an welchen von 
Seiten Sr. Maj. des Kaifers eine dringende Aufforder- 
ung ergangen ift, fein Amt noch, fortzuführen, bis auf 
gefeglihem Wege für die Leitung der deutfchen Angeles 
genheiten Vorforge getroffen fein wird, diefem Wunſche 
aud unvorhergefehenen Gründen nicht zu entfprechen vers 
mögen, müßten wir gegen die Uebernahme und Ausübs 
ung diefer Gewalt durch eine der deutfchen Regierun- 
gen allein entfchiedene Einfpradye erheben, und darauf 
beftehen, daß fie in einer Weife organifirt werde, welche 
fämmtlichen Regierungen eine gerechte Vertretung in ders 
felben zu fichern im Stande wäre, 

Da unter diefen Umftänden mit der Nationalvers 
fammlung feine weitere Verhandlung über das Verfaf- 
fungöwerf gepflogen werden kann, die Zentralgewalt aber 
in ihrer Eigenfchaft ald eine rein erefutive Behörde hie- 
zu nicht berufen wäre, und Se. Majeftät der Kaifer an 
dem bereitd audgefprochenen Grundfage fefthalten müffen, 
Sich und Ihre Staaten der von einem andern deutſchen 
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Fürften gehandhabten Zentralgewalt nicht unterorditen 
zu fünnen, wir demnach auf der von Preußen aufgeftell: 
ten Grundlage auch mit deſſen Bevollmächtigten, wie mit 
jenen anderer deutfchen Fürften in Frankfurt nicht zu uns 
terhandeln vermögen: find wir nicht in der Lage, der an 
und ergangenen Einladung zu entfprechen, und einen 
Bevollmächtigten zu den dafelbft beabfichtigten Verhand— 
ungen zu entjenden. Unfer allergnädigfter Herr ift viels 
mehr bemüßigt, diefer Erklärung noch jene hinzuzufügen, 
daß Allerhöchftdiefelben gegen alle und jede aus foldhen 
Berhandlungen etwa hervorgehenden Beſchlüſſe, wie ges 
gen deren Folgen, unter Vorbehalt der Sr. Majeftät 
dem Kaifer, Seiner Regierung und Seinen beutfchen 
Provinzen aus den noch rechtöfräftig beftehenden Verträ⸗ 
gen erwachfenden Anfprüche und Rechte feierliche Ber 
wahrung einlegen. Ew. Hochwohlgeboren haben dem 
fönigl. prenßifchen Kabinete, in Erwiderung auf feine 
und durch den Grafen v. Bernftorff zugegangene Mit: 
theilung, eine Abfchrift gegenwärtiger Depefche einzuhäns 
digen. Empfangen ıc. 


102. 
Note des grofberzoglich badifchen Be- 
vollmächtigten bei der propifprifchen 
Zentralgewalt an den E. preufifchen Be: 
vollmächtigten, die Gültigkeit der Reichs⸗ 
verfaſſung betreffend d. d. 21. April 
1849. 


Se. k. Hoheit der Großherzog im Einflange mit 
feinen: Ständen von dem fortbauernden Beftreben gelei⸗ 
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tet, dem Zuftandefommen des beutfchen Verfaſſungswer⸗ 
kes Feinerlei Schwierigfeiten zu bereiten, erfennt die aus 
den Verhandlungen der Nationalverfammlang vom 2Tten 
und 28ten — — — — ——— und 
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wichtigen Verhältniffe mit Defterreich, und vertraut die 
allerdings wünfchenswerthen wefentlichen Verbefferungen 
der deutſchen Verfaffung einer nachfolgenden Revifion. 

Der Großherzog würde glücklich fein, wenn er eis 
ner allfeitigen Webereinftimmung begegnete, in welcher 
die große politiiche Bewegung des verfloffenen Jahres 
ihren fihern Ruhepunkt finden könnte. 

Sollte aber wider Hoffen der Fall eintreten, daß 
außer Oeſterreich, für welches die Befchlüffe der Ver: 
— Vorbehalte machen, auch nd) hinfichtlich ans 
berer deutfcher Staaten ein Anſchluß durchaus nicht zu 
erwirfen wäre, und fomit hie 3 Befchlüffe der Nationals 
verfammlung als ſolche nicht zum Vollzuge kämen, fo 
wärben Se. fünigliche Hoheit unter Vorbehalt der Zu: 
ſtimmung ihrer Stände zu weiteren Schritten und Er— 
Härungen ſich veranlaßt fehen, in welcher Beziehung dem 
großherzoglichen Bevollmächtigten noch befondere Inſtruk⸗ 
tionen zugehen werden. 
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103. 


Kolleftivnnte der Bevollmächtigten von 
Baden, Kurbeflen, Heflen: Darmitadt, 
DSldenburg, Mecklenburg, Schleswig: 
Holitein, Lauenburg, Braunfchweig, 
Naſſau, Sachen: Weimar, Koburg : Go: 
tha, Sachfen - Meiningen, Sachfen : AI: 
tenburg, Anhalt: Deflou, Anhalt: Bern: 
burg, Schwarzburg-Nudolftadt, Schwarz: 
burg: Sondershbanfen, Neuß, Hobhenzol: 
lern, Waldeck, Der vier freien Städte, 
in Antwort auf Die k. preufifche Zirfu- 
lornote vom ten April 1849 d. d. 
14ten April 1849. 


Die ergebenft Unterzeichneten - find im Folge ber 
durch die fünigl. preußifche Zirfularnote vom 3. April 
1849 erhaltenen Beranlafjung, und geleitet von ber 
Ueberzeugung, daß eine möglichft baldige umfafjende Ver: 
ftändigung zu der fchleunigen Berwirklihung des deut: 
ſchen Verfaſſungswerkes wefentlidy beitragen werde, über 
ihre gemeinfame Aufgabe in vorläufige Verhandlungen 
getreten, und beehren ſich dem königl. preußifchen Hrn. 
Bevollmächtigten ald deren Ergebniß folgendes mitzus 
theilen. 

Die von den Unterzeichneten vertretenen hohen Res 
gierungen haben mit lebhafter Befriedigung aus ber ges 
dachten Note und deren Beilage erfehen, daß Se. Mas 
jeftät der König von Preußen geneigt find, an die Spiße 
des beutfchen Bundeöftaates zu treten. Wenn Se. fr 
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Rationalverfammlung ' getroffenen Wahl noch von dem 
Einverftändniffe der betheiligten Regierungen abhängig 
gemacht haben, fo verdient die Anficht, welche dabei die 
leitende gewefen ift, nicht nur die höchfte Anerkennung, 
fondern es wird darin im Hinblide auf die Erfahrungen 
der legten Zeit auch das Beftreben nad) Herftellung ders 
jenigen Garantieen erfannt werben wüflen, welche dem 
deutfchen Verfaffungswerfe Dauer zu geben geeignet find. 
Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß das Wohl 
bed gemeinfamen Baterlanded nur in der Errichtung eis 
ned fräftigen Bundesftaated gedeihen könne, und daß 
für diefen Zwed von Einzelnen Opfer gebracht werben 
müffen, nehmen die Unterzeichneten feinen Anftand, Nas 
mens ber von ihnen vertretenen hohen Regierungen hies 
durch ihr volles Einverftändniß mit der von der Reiches 
verfammlung getroffenen Wahl zu erflären. Anlangend 
die Berfaffung des deutfchen Reiches, fo entfpricht diefe 
zwar, fowie fie in zweiter Lefung von der Reichsverſamm⸗ 
lung befchloffen worden, nicht in allen Punkten den An: 
fihten, welde von den hohen Regierungen der Unter⸗ 
zeichneten gehegt und fchon früher hervorgehoben worden 
find; allein abgefehen davon, daß einzelne diefer Regies 
rungen bie Befchlüffe der Reichsverfammlung im Boraus 
ald verbindlich anerkannt haben, und daß der von an« 
deren ebenfo wie der von-der königlich preußifchen Regies 
rung feftgehaltene Standpunft der Bereinbarung in feis 
ner fonfequenten Durchführung die Erreichung eines ges 

deihlichen Refultated leicht unmöglich machen würde, ers 
achten fie auch die von ihnen gehegten Bedenken nicht 
im richtigen Verhältniffe zu den großen Gefahren, welche 
ein längerer. Berzug des Verfaſſungswerkes dem gemeins 
» famen Baterlande nothwendig bringen müßte. Indem 
baher die Lnterzeichneten Namens ihrer hohen Regie 
rungen die von der Nationalverfammlung befchloffene 

Both m. Merk, Ouellenfommlung. U. Bad. ° 31 
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Verfaflung des deutſchen Reiches anerkennen und auneh⸗ 
men, gebeh fie fi der Erwartung hin, daß die königlich 
preußifche Regierung in Berücfichtigung der für alle 
Theile Deutfchlande geichmäßig dringenden Beweggründe 
benfelben Grundfägen folgen und die Ueberzeuguug ges 
winnen werde, daß fie auf diefe Weife dem hohen Ber 
rufe, den ihr die Neugeftaltung Deutſchlands anweist, 
zu genügen im Stande jein werde. Sie gehen dabei 
von der Weberzeugung aus, daß unter diefer Borand-, 
fegung alle dentfchen Regierungen, denen der Eintritt 
in den zu errichtenden Bundesſtaat nicht Durch ihre ber 
fonderen Berhältnifie gegenwärtig unmöglich ift, von glei- 
cher patriotifcher Auffaflung geleitet einer völligen groß: 
artigen Einigung fich anfcließen werden, uud daß es 
baher einer Regulirung mit diefen außerhalb der Ders 
faffung nicht bedürfen werbe. 


104. 
Note des k. prenfiifchen Bevollmächtig- 
ten bei der proviforifchen Zentralgewalt 
an das Neichsminifterium, Die Wahl Des 
Königs von Preuſten zum Deutichen Kai 
fer betreffend, d. d. I7ten April 1849. 


Herr Minifter! 

In der Antwortörede an die Deputation der Deuts 
ſchen Nationawerfammlung vom 3. April haben Se. 
Majeftät der König, in Uebereinftimmung mit früheren 
wiederholten Erflärungen: der königlichen Regierung, die 
Uebernahme der Oberhauptswürde im deutſchen Bun⸗ 
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besftante an das freie Einverftändniß der deutſchen Res 
gierungen ald an eine Vorbebingung geknüpft. 

Daß die Faiferlich öfterreichifche Regierung, abge: 
fehen von ber Oberhauptsfrage, in einen Bundesftaat 
mit Repräfentatioverfaffung nicht eintreten werde, war zu 
erwarten und ift neuerlich von derfelben beftätigt worden. 
Die königliche Regierung erachtet dadurch den Bundes- 
ſtaat innerhalb des deutfchen Bundes nicht ausgefchlof- 
fen; um fo weniger als diefe Ausnahme von der Nas 
tionalverfammlung in ihren Befchlüffen vorgefehen ift, 
Bon den übrigen deutfchen Staaten haben 28 ihr Ein, 


‚  verfländniß mit der von der Natiorfklverfammlung ges 


troffenen Wahl zu erfennen gegeben, indem fie von der 
Ueberzeugung ausgingen, daß alle deutfchen Regierun— 
den, welchen der Emtritt in den zu errichtenden Bun; 
desſtaat wicht durch ihre befonderen Berhältniffe unmög⸗ 
lich fei, einer völligen Einigung fich anfchließen würden. 
Jusbejonbere hat die großherzoglich badische Regierung 
für den Fall, daß außer Oeſterreich auch noch andere 
deutfche Staaten ſich nicht anfchließen, und die Befchlüffe 
der Rationalverfammlung als ſolche fomit nicht zum. Voll⸗ 
zuge fommen würden, weitere Schritte unb Erklärungen 
vorbehalten. 

Mehrere der größeren Staaten Deutſchlands haben 
ein Einverftändniß bid jegt nicht zu erkennen gegeben. 

Hiernach ift zur Zeit die Borbedingung der Ents 
fchließung Seiner Majeftät des Königs nicht vorhanden, 
Mit Rüdficht jedoch auf die Wichtigkeit des Augenblides 
für die künftigen Geſchicke Deutfchlands erachtet die kö— 
nigliche Regierung für angemeffen, noch eine furze Frift 
zu warten, bevor. fie ihren weiteren Entfchlüffen die That⸗ 
face zum Grunde legt, daß die Zuftimmung größerer 
beutfcher Staaten zu. der Seiner Majeftät von ber Nas 


tionalverfammlung zugedachten Stellung fehle. 
31 * 
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Ich ftelle Ihnen, Herr Minifter, ergebenft anheim, 
der hohen Nationalverfammlung von der gegenwärtigen 
Eröffnung Kenntniß zu geben. 

Frankfurt a M., den 17. April 1849. 

Der föniglich preußifche Bevollmächtigte bei der provi— 
forifchen Zentralgewalt. 
(Gez.) Samphanufen. 
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Depeiche des k. preufifchen Minifterpra- 

fidenten au Den k. Bevollmächtigten bei 

Der proviforifchen Zentralgewalt, Die 

Hblehnung der Kaiferfrone von Seite 

des Königs von Prenfen betreffend, d.d. 
28Sten April 1849. 


Als Seiner Majeftät dem Könige durch die Deputas 
tion der deutfchen Nationalverfammlung am 3. d. M. 
die Botfchaft von der auf ihn gefallenen Wahl zum deut: 
ſchen Kaifer überbracht wurde, ſprach Se. Majeftät, 
‚ im Gefühle der hohen Bedeutung des Augenblidtes für 
die. ganze Zukunft Deutfchlands, feierlich aus, daß Er 
in dem an Ihn ergangenen Rufe die Stimme der Ber- 
treter des deutfchen Volkes erfenne und den Werth des 
Ihm durch dieſes Vertrauen gewordenen Anrechtes zu 
fhägen wiſſe, daß Er aber ohne das freie Einverftänd- 
niß der Fürften und der freien Städte Deutſchlands eine 
Entfchließung. nicht faſſen fünne, welche für fie und bie 
von ‚ihnen regierten deutfchen Stämme die FETTE 
ften Folgen haben müſſe. 


Diefer  Arttwort ded Könige gemäß, hat die Regie» 
rung Sr. Majeftät an demfelben Tage an ſämmtliche 
deutſche Regierungen die Einlabung ergehen laffen, fich 
offen und umfaflend über ihre Abfichten und Wünfche 
auszuſprechen 

Sie hat dieſelben um beſtimmte Erklärungen ſowohl 
über die Sr. Majeſtät zugedachte Stellung, als über die 
ganze aus den Berathungen der Nationalverſammlung 
hervorgegangene Verfaſſung erſucht; ſie hat es dabei nicht 
verhehlt, daß fie ſelbſt dieſe eben erſt durch raſche Be 
ſchlüſſe zur Vollendung gelangte Verfaſſung einer reifli— 
chen Prüfung und gründlichen Erwägung unterziehen 
müſſe, ehe ſie dem Könige ihren Rath über die Annahme 
derſelben vorlegen dürfe. 

Indem die königliche Regierung dieſen Weg ein—⸗ 
ſchlug, iſt ſie den Grundſätzen treu geblieben, welche ſie 
von Anfang an für ihr Verfahren in der großen Anges 
legenheit der Neugeftaltung der deutfchen Berfaffung fich 
vorgezeichnet hatte, und welche fie ebenfo offen und flar 
audgefprochen, ald mit ernfter und aufrichtiger Konfe- 
:quenz feftgehalten zu haben. fih bewußt ift. | 

Diefe Grundfäge find in der Note vom 23. Januar 
db. 3. niedergelegt. Sie beruhen auf ber gewiſſen⸗ 
haften Achtung aller Rechte der Regierungen wie ber 
Rationalverfammlung und auf der tiefgewurzelten Ueber⸗ 
zeugung, daß ed vorzugsweife Preußend Beruf fei, auf 
bem Wege des Rechtes und Friedend auf die von der 
Nation geforderte Einheit, Freiheit und Macht Deutſch⸗ 
lands hinzuwirken. Aus diefer nie verleugneten Ueber: 
zeugung ging die Erflärung hervor, daß die Verfaflung 
Deutfchlande nur auf dem Wege der Berftändigung 
zwifchen ben Regierungen -und der Nationalverfammlung 
feftgeftelt werden müfle, und ber Entfchluß, zu dieſer 
Berftändigung felbft die Initiative zu ergreifen. Indem 


Preußen fich bereit zeigte, alle im Gntereffe der Geſammt⸗ 
heit von ihm zu verlangenben Dienfte dem beutfchen Bas 
terlande, auch mit eigenen Opfern, zu erweifen, und zus 
gleich ben feften Entfchluß ausſprach, feine ihm angebos 
tene Stellung anzunehmen, ald mit freier Zuſtimmung 
der verbündeten Regierungen, durfte ed als Lohn für feine 
nneigennügigen Beftrebungen hoffen, daß durch ein ein- 
trächtiged Zufammenwirfen der Regierungen das große 
Wer? der deutfchen Berfaffung zu Stande kommen werde. 

Die königliche Regierung betrat daher mit Vertrauen 
und Zuverſicht diefen Weg ber PBerftändigung, auf 
weichem die Mehrzahl der übrigen Staaten fich ihr mit 
bemfelben Vertrauen anfchloffen. Sie erfannte das aus 
ben Berathungen der Nationalverfammlung in erfter e- 
fung hervorgegangene Werk feiner vollen Bedeutung 
nad an, indem fie Die Ueberzeugung ausſprach, daß ber 
Entwurf im Wefentlichen die Grundlagen eines Fräfti- 
gen, und ben Anforderungen der Zeit gemäß geftalteteh 
Bundesftaates enthalte; fie mußte aber nach gewiſſen⸗ 
hafter Prüfung deflelben auch erklären, daß fie Abän- 
derungen beffelben für nothwendig und zum Heile des 
Ganzen, wie der Einzelnen erforderlich halte. Die Ge- 
fichtöpunfte, von welchen fie bei diefen Abänderung®- 
Vorſchlägen ausging, find in der Inftruftion vom 36. 
Februar dahin ausgefprochen, daß es baranf anfomme: 

1) die Kompetenz der Bundesgewalt genauer zu be 
grenzen, innerhalb diefer Kompetenz aber ihr eine 
kräftige Handhabung zu fichern; 

2) die Eriftenz der Einzelftaaten als felbftftändiger Or⸗ 
ganismen möglichft zu wahren, und fie nicht weiter 
zu befchränfen, ald zur Erreichung ber wefentlidyen 
Bedingungen des Bundesſtaates nothwendig fei. 

Dieſe Geſichtspunkte waren nicht auf das augen⸗ 
blickliche Bedürfniß berechnet, ſondern liegen ſo weſent⸗ 


fich: in der Natur ber Sache unb ber eigenthümlichen 
Verhältniſſe Deutſchlands, daß. die königliche Regierung 
diefelben unter allen Umſtänden fefthakten mußte, und 
davon nicht abgehen konnte, ohne die Geſammtentwiche⸗ 
fung Deutſchlands auf das Ernftlichfte zu bedrohen. Eine 
Verfaſſung, welche diefe Grundlagen befeitigte, könnte 
Deutſchland nicht zum Seile gereichen. 

Die meiften deutfchen Regierungen ſchloſſen ſich dem 
Abänderungsvorfchlägen Preußens an, welche ſich auf 
Dasjenige befchräntten, was aus ben oben aufgeftelltei 
Grundfägen mit unabweisbarer Nothwendigkeit hervor⸗ 
ging; andere haben befondere Vorſchläge an das Reiches 
minifterium gelangen laffen, weldye aber im Wefentlichen 
von denfelben Gefichtspunften ausgehen. 

Die Regierungen gaben biefe Anträge ber Nationals 
verfammlung hin, in dem Vertrauen, daß biefelbe fie einer 
eingehenden, gründlichen Berathung und Verüdfichtigung 
würdigen werde. Wir fünnen noch jetzt die Anſicht nicht 
aufgeben, daß, wenn dieß in der erwarteten Weiſe ge 
fchehen wäre, eime Berftändigung würde zu erzielen ge 
weſen fein. 

Es hätte alddann aus ber gemeinſamen Arbeit ber 
Rativnalverfammlung und der Regierungen ber Bau ei- 
ner Berfaffung hervorgehen können, unter beren: Schuß 
alle veutfhen Stämme einer gemeinfamen, tüchtigen Ents 
widelung entgegengegangen wären. Und wenn. einzelne 
deutfche Staaten noch dur ihre eigenthümlichen Ver⸗ 
hältniffe am der Theilnahme daran verhindert worden 
wären, fo hätte ſich doc; durch die Mitwirkung der Ra: 
tiomalverfammlung und eine rebliche Verftändigung der 
Regierungen unter einander auch innerhalb bed großen 
beftehenhen und unter allen Umftänden heilig zu achten⸗ 
den Bundes eine engere Gemeinfchaft bilden können, 
welche denen, die ſich ihr angefchloffen, die Belegenheit 


und die Bedingungen zu einer fräftigeren Entfaltung 
nad Innen und Außen dargeboten hätte. 

Preußen hatte, nad) der einen, wie nach ber anderen 
Seite hin, gethan, was an ihm war, um die Berftändis 
gung herbeiführen. Ed wartete mit Ruhe und Vertrauen 
die Befchlüffe der Nationalverfammlung ab; es hat nicht 
verfucht, irgend welchen weiteren Einfluß auf ihre Be- 
rathungen auszuüben, fondern dem Patriotismus und 
ber Weisheit der Vertreter des deutfchen Volkes vertraut. 
Die königliche Regierung hielt an dem eingefchlagenen 
Gange ihrer Politit um fo freudiger feft, ald die allge» 
meine Stimme ded preußifchen Volkes ſich auf unzwei—⸗ 
beutige Weife damit einverftanden erklärt hatte. 

In diefer Stellung fand ſich die Fönigliche Regie 
rung, ftarf durch die Loyalität und die Treue, mit der 
fie an den von ihr felbft aufgeftelten Grundfägen des 
Rechtes und der Berfühnung feithielt, als die Befchlüffe 
ber Nationalverfammlung über die zweite Lefung ber 
Berfaffung und die Wahl Seiner Majeftät des Königs 
erfolgten. . 

Diefe Befchlüffe bewiefen, daß die’ Nationalverfamm- 
fung auf den von und dargebotenen Weg der Berftän- 
digung nicht eingegangen war. Die Borfchläge der kö— 
niglihen Regierung, fo wie die der übrigen, waren gar 
feiner Berathung im Schooße derfelben unterzogen; fie 
hatten felbft nicht in dem Maaße, wie fie durch den 
vorbereitenden Ausſchuß aufgenommen waren, bei ber 
Berfammlung felbft Berüdfichtigung gefunden; Dagegen 
waren wejentliche Beftimmungen des früheren Entwurfes 
in beeilter Befchlußnahme weggefallen, andere aufgenom⸗ 
men, weldye dem ganzen Werke einen durchaus neuen 
ECharafter verliehen. Als der Schlußftein dieſes neuen 
Werkes war die Wahl Sr. Majeftät ded Königd zum 
Kaifer vorgenommen, und bad fo vollendete Ganze als 


ein unantaftbarer Organismus zur Annahme hingeftellt, 
und Sr. Majeftät dem Könige dargeboten. 

Die königliche Regierung mußte ſich in diefem ern, 
ften Augenblide die Frage vorlegen: ob fie dadurch fich 
veranlaßt fühlen dürfe, auch ihrerfeits von dem biöheris 
gen Wege abzuweichen, und dem Könige zu einer unbes 
dingten Annahme ded Dargebotenen zu rathen? 

Sie hat dieſe Frage nad Pflicht und Gewiſſen bes 
antwortet. 

Der Weg, den fie hätte verlaffen follen, war der 
Weg des Rechtes und des Friedend, der Konfequenz und 
der Treue. Se. Majeftät der König felbft haben feinen 
Augenblid daran zweifeln fünnen, daß auf diefem Wege 
allein für Deutjchland, für Preußen, für Shn felber und 
Sein Haus Heil und Ehre zu finden fei. Diefen Stand» 
punft haben daher auch die Antwort des Könige an die 
Deputation und das Zirfular der füniglichen Regierung 
von demfelben Tage offen und aufrichtig feftgehalten. 

Bon eben diefem Standpunkte aus fieht Se. Ma; 
jeftät der König erft jetzt, nachdem die durch jenes Zirs 
fular erbetenen Erklärungen der verbündeten Regieruns 
gen erfolgt, und unfererfeitö die Beflimmungen der in 
zweiter Lefung befchloffenen Verfaffung noch der gründs» 
lichten und forgfamften Erwägung unterzogen worden 
find, Sich in der Lage, Seinen definitiven Entfchluß über 
den an Ihn ergangenen Ruf der Nationalverfammlung 
ausdzufprechen. 

Die Erklärungen der Fürften und Regierungen has 
ben gezeigt, wie weit die Anfichten, namentlidy in der 
Oberhauptsfrage, auseinandergehen, und wie wenig Hoffs 
nung auf Erzielung eined umfaflenden Einverftändniffes 
vorhanden war. Während einzelne -Fürften mit einem 
Vertrauen, welches Se. Majeftät nur mit hoher Genug» 
thuung anerkennen fann, den Wunſch audgefprochen has 


ben, der König möge die dargebotene Krone ammehmen, 
haben Andere in der Errichtung eines erblichen Kaifers 
thums felbft die größte Gefahr für Deutfchland erblickt, 
md ihre Abneigung oder ihren feften Entfchluß andge 
fprodhen, einem anderen deutfchen Fürften ald Kaifer 
fih nicht unterzuordnen. Die bedeutendften deutſchen 
Regierungen haben die Verfaffung in der Form, wie fie 
vorliegt, nicht annehmen zu fünnen erklärt. 

Dagegen hat eine große Anzahl deutfcher Regierun⸗ 
gen die Bedenken, welche fie früher mit und getheilt, 
jegt um der Dringlichkeit der Umftände willen aufgeben 
zu müſſen geglaubt, und noch ehe wir die Berathungen 
mit ihnen eröffnen konnten, ſich gegen dad Neichdminis 
fterium dahin erklärt, daß fie die Verfaſſung unbedingt 
anzunehmen und Veränderungen berfelben nur auf dem 
in ihre felbft beftimmten Wege zuzulaffen bereit feien. 
Sie find dabei von der durch den Erfolg nicht beftätigs 
ten Vorausſetzung ausgegangen, daß diefelbe durch den 
Beitritt der übrigen Staaten in ganz Deutfchland wirf- 
li zur Geltung fommen werde. 

Es ift ſchon oben angedeutet worden, daß diefe Ber: 
faffung bei der zweiten Leſung in ihren Grundlagen mer 
fentlich modifizirt worden fei, und zwar nady einer Rich» 
tung hin, welche es der föniglichen Regierung unmöglich 
machte, Seiner Majeftät die Annahme vderfelben zu ra— 
then. Dieß hat das Minifterium ſchon ber eigenen Land: 
deövertretung gegenüber erflärt. Die weitgehenden Be: 
flimmungen bes erften Entwurfes über die Befugniffe der 
Reichsgewalt zum Eingreifen faft in alle inneren Ber - 
hältniffe der einzelnen Länder, welche eine felbftftändige 
Verwaltung der leßteren unmöglich machen und fie mit 
der Zeit abforbiren würden, find nicht befeitigt worden. 
Die in die Berfaffung aufgenommenen Grundrechte ent: 
halten einzelne, fo tief eingreifende und in mancher Hins 


49 


fit noch zweifelhafte Grundſätze, daß es bedenllich ſchei⸗ 
nen muß, dieſelben, als für alle Zeiten bindend, den eins 
zelnen Staaten aufzudrängen. Daneben ift den leßteren 
durch den Wegfall des ganzen Kapitel vom Reicherathe 
jede Mitwirfung bei ber Ausübung einer fie felbft fo 
vielfach nahe berührenden Erefutivgewalt genommen, und 
dennoch ift dem fo ifolirt und in fcheinbar einziger Macht⸗ 
volfommenheit hingeftellten Reichsoberhaupte durch Die 
Annahme des fuspenfiven Veto und die Ausdehnung des—⸗ 
felben felbft anf die Verfaffungsänderungen in Wahr: 
heit eine Stellung gegeben, bei der weder die Würde, 
noch die zum Heile ded Ganzen, wie der Einzelnen, er 
forberlihe Macht gewahrt werben fann. Das konftitus 
tionell » monarchifche Prinzip, an weldyem die große 
Mehrzahl des deutfchen Volkes mit Liebe und Vertrauen 
fefthält, ift durch diefe Stellung in feinen Wefen bedroht, 
und in Verbindung mit dem alle Schranfen nieberwer: 
fenden Wahlgefete erhält die ganze Verfaſſung dadurch 
einen Charakter, welcher fie nur ald das Mittel erfchei- 
nen läßt, um allmählich und anf anfcdeinend legalem 
Wege die oberfte Gewalt zu befeitigen und Die ie 
blik einzuführen. 

Durch die Annahme einer folchen Verfaſſung würde 
die fönigliche Regierung nicht nur die oben ald maaßge⸗ 
bend bezeichneten Gefichtspunfte gänzlich verleugnet, fon; 
dern auch die befonnenen, nach wahrer Freiheit ftreben- 
den und tonfervativen Elemente Preußens und Deutſch⸗ 
lands in ihrem innerften Wefen verlegt haben. 

Ein Hinweggehen über diefe ernften Bedenken um 
des Dranges augenblidlider Scywierigfeiten und Ge⸗ 
fahren willen, würde um fo weniger zu rechtfertigen 
fein, ald es fich wicht allein um die Befriedigung eines 
augenblicklichen Bedürfniffes, fondern um die Schaffung 
eines Werkes handelt, welches durch fein eigenes We⸗ 
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fen Dauer verbürgen, und bie Zufunft Deutichlande 
fiher ftellen fol. 

Se. Maj. der König hat Sich demnach nicht ver- 
hehlen können, daß die Borbedingungen fehlen, welche 
allein Ihm eine Annahme der auf Ihn gefallenen Wahl 
möglich machen konnten; und in ernfter Erwägung der 
Pflichten, welche Ihm gegen Deutjchland und gegen 
Sein eigened Land obliegen, fowie der Berantwortlidys 
feit, welche auf Ihm perfönlicy dabei ruhen würde, hat 
Er Sih in Seinem Gewiffen nicht für berechtigt hal 
ten fünnen, an Sein Land und Volk diejenigen Anfor- 
derungen zu machen, welche diefe neue Stellung bedingt 
haben würde, und hat Sich daher mit dem Rathe Seis 
ned Staatöminifteriums entfchloffen, die auf Grund der 
in Franffurt befchloffenen Berfaffung Ihm bdargebotene 
Kaiferwürde abzulehnen. 

Es find nicht die ſchweren Pflichten, ed find nicht 
die Opfer, welche diefelbe Ihm auflegen würde, vor de» 
nen der König zurüdfcheut. Deutfchland hat von feinen 
Fürften jedes Opfer zu fordern, außer dem des Rechtes, 
der Wahrheit und der Treue; ein ſolches Opfer würde 
-niemald zum Heile ded gemeinfamen Vaterlandes gerei- 
hen. Se. Majeftät hegt daher audy das feite Vertrauen, 
daß fowohl die Nationalverfammlung, wie die ganze 
beutjche Nation die Gefinnung anerkennen werden, aus 
welcher Sein Entfchluß hervorgegangen ift. 

Wie der König felbft unter den Erften geweſen ift, 
aus freier Entfchließung zu der Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands zu einem fräftigen Bunbdesftaate bie Hand zu bie 
ten, fo wirb er auch der Letzte fein, an dem Gelingen 
dieſes großen Werkes zu verzweifeln. Preußen wird 
ſich unter feinen Umftänden von dem Werke der Deuts 
fhen Einigung zurüdziehen, vielmehr auch jest alle 
Kraft aufbieten, um baffelbe zu fördern. Die königliche 
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Regierung hat zuerft den Weg der Verftändigung ein 
gefchlagen, und "wenngleich ihre bisherigen Bemühungen 
ohne ihre Schuld fruchtlod geblieben find, fo will fie 
doch denfelben nicht aufgeben, und erflärt daher ihre 
fortwährende Bereitwilligkeit, auf jede Berftändigung 
einzugehen. Wie wir fchon am 23. Januar die Anficht 
ausgefprochen haben, daß die Aufrichtung einer neuen 
deutſchen Kaiſerwürde zu der Erlangung einer wirklichen 
und umfaffenden deutfchen Einheit nicht nothwendig fei: 
fo können wir auch jest nur an ber Ueberzeugung fefts 
halten, daß die Ablehnung derfelben durch Se. Majes 
ſtät den König feine Gefährdung, vielmehr eine Fördes 
rung bdiefer Einheit fein werde. Wenn die National: 
verfammlung und wirklich in gleichem patriotifchen Sinne 
entgegentommen will, fo liegt es noch immer in ihrer. 
Hand, der Verfafjungsangelegenheit eine folche Wendung 
zu geben, daß die Regierungen ſich mit ihr verftändigen, 
und unter ihrer Mitwirkung und auf dem Wege ber 
Vereinbarung die von einer ruhigen Erwägung der deuts 
ſchen Verhältniffe geforderten Modiftfationen zu Stande 
fommen fönnen. 

Daß es überhaupt möglich fein müfje, auf die Bes 
rathung der Verfaſſung noch einmal zurüdzufommen, und 
Modifikationen derfelben ins Auge zu faſſen, wird, glaus 
ben wir, fchon darum die Nationalverfammlung felbft 
nicht verfennen, weil fie ſich nicht wird verhehlen fönnen, 
daß der $. I der Berfaffung in jedem Falle ſich nur 
dur Gewalt, auf dem Wege des Krieged oder der 
Revolutionen, würde ins Leben führen laſſen; eine Auf— 

gabe, welche die Nationalverfammlung fich fo wenig 
ſtellen wird, wie irgend ein deutfcher Fürft es thun 
fönnte. 

Indem ich Ew. ꝛc. die vorftehende Mittheilung über 
den definitiven Entihluß Sr. Maj. ded Königs made, 
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erfuche ich Sie, diefelbe im Namen der föniglichen Ber 
gierung abfehriftlich zur Kenntuiß der proviforifchen Zen- 
tralgewalt und durch diefelbe der Nationalverfammiung 
zu bringen. 
Berlin, den 28, April 1849. 
Der Minifterpräfldent. 
Se.) Sraf vo. Brandenburg. 
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Zirfulardepeiche Des f. preußiſchen Mini⸗ 
fterpräfidenten an Die E. Gefandtfchaften 
Die Eröffunng von Konferenzen über 
Die Dentfchen Angelegenheiten betref- 
fend, d. d. 28ten April 1849. 


In dem Zirkular vom 3. d. Mes. ift die Hoffnung 
ausgeſprochen, daß die königliche Regierung binnen vier: 
zehn Tagen im Stande fein werde, eine definitive Ers 
Märung Aber die deutfche Sache abzugeben. 

Nachdem diefer Zeitraum verftrichen, hat das Fönig- 
lihe Staats» Minifterium, um feinem Zweifel über feine 
Anſicht und feine Anfrichtigfeit Raum zu laffen, es für 
feine Pflicht gehalten, fehon am 21. resp. 23. d. Mts 
den preußiſchen Kammern zu erklären, wie ed Sr. Ma- 
jeftät dem Könige nicht zur Annahme der unveränderten 
von der deutſchen Nationalverfammlung befchloffenen 
Verfaffung rathen könne. Die definitive Entfcheidung 
Sr. Majeftät hat aber um einige Tage ſich verzögern 
müſſen, weil noch nicht alle deutfchen Regierungen ſich 
ausgefprochen hatten. Die Entſchließung Sr. Majeſtät 
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if nunmehr erfolgt, und Ew. ıc. erhalten anliegend Ab⸗ 
ſchrift der deöfallfigen Erflärung, ‚wie fie untern heutis 
gen Datum an den föniglichen Bevollmächtigten bei der 
propiforifchen Zentralgewalt ergangen ift, um durch die 
legtere der Nationalverfammlung mitgetheilt zu werden, 

Indem wir Died zur Kenntniß der deutſchen Regie 
rungen bringen, glauben Wir, daß die Gründe, welche 
ben Entfhluß Sr. Majeſtät bebingten, feiner weiteren 
Ausführung bedürfen, und wir können nicht zweifeln, daß 
jede deutfche Regierung dem erhabenen Sinne Sr. Ma- 
jeſtät, Seiner Bundestreue gegen die verbündeten deut- 
[hen Staaten und Seiner uneigennügigen Gefinnung 
werde Gerechtigkeit widerfahren laffen. 

Die Fönigliche Regierung verfennt dabei keineswegs 
den Ernft und die Gefahren ded Augenblides, und fie 
hofft, daß auch die übrigen dentfchen Regierungen die: 
felben mit vollem VBewußtfein ind Auge faſſen. Daß 
dad Bebürfniß der Nation nach größerer Einigung und 
Kräftigung befriedigt werden muß, auch nachdem die im 
Sranffurt zunächft won der DVerfammlung angeftrebte 
Form fi) ald unmöglich erwiefen hat, wird jedem Be 
jonnenen als unabweisbare Nothwendigfeit erfcheinen; 
und fie vertraut darauf, daß die anderen demtfchen Re— 
gierungen ihr dazu die Hand bieten werden. Sie hat in 
ihrer nach Franffurt gerichteten Erklärung noch, einmal 
eine Möglichkeit in Ausficht ftellen wollen, daß die Natios 
nalverfammlung felbit von dem von ihr betretenen Wege 
zurückkomme und Die Hand zu Abänderungen der Vers 
faflung bieten möchte, fo daß dennoch das Werf der 
Vereinbarung und Verfländigung mit ihr zu Stande 
käme. Daß dies für Die Beruhigung der Nation höchſt 
wünjchendwerth und baher im Intereſſe der Regierungen 
wäre, Darüber wird nicht leicht ein Zweifel gehegt werben. 

Aber fie verhehlt fich nicht, wie. wenig Ausſicht dazu 
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‚vorhanden ift, daß diefe Hoffnung verwirklicht werde; 
und alle deutſche Staaten werden mit ihr auf den ent 
gegengefegten Fall gefaßt fein müſſen — zugleidy aber 
auch darauf, daß durch ein ftarred Fefthalten der Vers 
fammlung an ihren bisherigen Befchlüffen in manchen 
Ländern gefährliche Krifen hervorgerufen werden können. 
Diefen gemeinfam, ernft und fräftig entgegenzutreten, 
wo möglich aber fie durch ein entfchiedened Handeln und 
Vorwärtögehen zu verhindern, ift die Aufgabe und Pflicht 
der Regierungen Deutfchlande. 

Die königliche Regierung ift dazu im vollen Um- 
fange bereit. 


Sm feften Vertrauen auf die Zuftimmung, die ihr 
von allen gefunden und redlichen Elementen im eigenen 
Lande zu Theil werden wird, ift fie darauf gefaßt, den 
zerftörenden und revolutionären Beftrebungen nach allen 
Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und 
wird ihre Maßregeln fo treffen, daß fie den verbündes 
ten Regierungen die etwa gewünfchte und erforderliche 
Hülfe rechtzeitig leiſten könne. Die Gefahr ift eine ge 
meinfame, und Preußen wird feinen Beruf nicht verleug- 
nen, in den Tagen der Gefahr einzutreten, wo und wie 
ed Noth thut. 


Wir gehen von der von allen Befleren getheilten 
Ueberzeugung der Nothwendigfeit aus, daß der Revo— 
Intion in Deutfchland ein Ziel gefegt werden müſſe. Ihre 
Kraft kann aber vohftändig nur dadurch gebrochen wer: 
den, daß fie feinen Vorwand mehr findet, durch welchen 
fie die Gemüther der Befleren im Volk über ihre wahr 
ren Abfichten und Endzwede täufchen könne. Dieſes 
Ziel kann nicht durch yaffives Abwarten und durch par- 
tielen Widerftand erreicht werden, fondern nur durch 
thätiged Eingreifen und Handeln. 
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Die föniglihe Regierung hatte in ihrer Zirfulardes 
pefhe vom 3. d. Mts. den Weg angedeutet, auf wel- 
chem fie damald, vermittelt gemeinfamer Berathungen 
in Franffurt, zu dem erftrebten Ziele glaubte hinwirfen 
zu Tonnen. Diefer Weg hat fich inzwifchen ald nicht 
mehr möglich erwiefen, fowohl dadurch, daß mehrere ber 
größten deutfchen Staaten es ablehnten, auf diefe Be- 
rathungen in Frankfurt überhaupt einzugehen und an 
denfelben Theil zu nehmen, ald auch dadurch, daß die 
Mehrzahl der übrigen Regierungen, unter Befeitigung 
der von ihmen felbft gehegten Bedenken, ſich beeilten, 
ihre volle Adhäſion an die franffurter Befchlüffe und 
ihre Annahme der dort befchloffenen Verfaſſung zu ers 
klären. 

Wir müſſen nunmehr wünſchen, daß diejenigen deut⸗ 
[hen Regierungen, welche zu weiteren Berathungen über 
den jeßt einzuhaltenden Gang und die fernere Entwide- 
lung des Berfaffungswerfed mit Preußen geneigt find, 
ſich direft bierljer nach Berlin wenden mögen, und ents 
weder eigene Bevollmächtigte hierher fenden, oder ihre 
Gefandten mit Snftruftionen verfehen, um fich mit der 
föniglichen Regierung zu verftändigen, welche legtere in 
diefem Falle bereit ift, ihre Anfichten umfaffend darzu- 
legen und mit Borfchlägen entgegenzufommen. 


Die Haltung und die weiteren Befchlüffe der Natios 
nalverfanmlung, nachdem ihr der Entfchluß Sr. Majeftät 
des Königs befannt geworden, werden in der allernäghs 
fen Zeit ergeben, in wieweit noch auf eine Verſtändigung 
mit bderfelben und ein Mitwirken ihrerfeitd zu dem ans 
geftrebten Ziele zu hoffen ift. 


Die fönigliche Regierung hat immer an der Webers 
zeugung feftgebalten, daß die Verfaffung Deutſchlands, 
wenn fie die Keime einer günftigen Entwidelung und 

Roth u. Merk, Onellenfammlung. I. Band. 32 
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bie Vürgfchaft der Dauer in ſich tragen fol, durch das 
Zufammenwirfen der Regierungen und der Vertreter der 
deutfhen Nation zu Stande fommen müffe, Sie bleibt 
biefem Grundfage auch jet und für die Zukunft treu. 
Sollte es ſich herausftellen, daß jede Hoffnung auf die 
Mitwirkung der Nationalverfammlung in ihrer jetigen 
Geftalt aufgegeben werden müffe, fo hält fie es nur um 
fo mehr für die Pflicht und die Aufgabe der deutfchen 
Regierungen, dem Bedürfniffe der deutfchen Nation bald 
eine volle und umfaſſende Befriedigung zu gewähren, 
indem fie derfelben ihrerfeits eine Verfaſſung darbieten, 
welche dem Begriffe des Bundesftaates entfpreche, und 
durch eine wahrhafte Vertretung des Volkes dem. leßteren 
die Gewißheit einer gefeglichen Mitwirkung erhalte. Der 
Entwurf einer foldyen Verfaffung würde die Arbeit der 
Nationalverfammlung wieder aufnehmen und nur die in 
diefelbe durch eine Verknüpfung unglüclicher Umftände 
eingedrungenen zerftörenden Elemente befeitigen ; fie wird 
alfo jedenfalls auf der Einrichtung einer fräftigen und 
einheitlichen Erefutiogewalt und einer Nationalvertretung 
in Staatenhaufe und Volfshaufe mit legislativen Rechten 
bafirt fein müffen. Indem Wir diefe Grundzüge feit- 
halten, fünnen Wir das Einzelne der weiteren Berathung 
überlaffen, und zweifeln nicht, daß aus dem einmüthigen 
Streben nady dem großen Ziele und der allfeitigen Er- 
kenntniß deffen, was der Nation Noth thut, ein Werf 
hervorgehen werde, welchem auch die alddann in fürzefter 
Friſt zur. Reviſion diefer Verfaſſung zufammenzurufen- 
den beiden Häufer eines deutfchen Neichstages ihre Ar 
erfennung und Zuſtimmung nicht verfagen werben. 


Wir müſſen daher den deutſchen Regierungen den 
dringenden Wunſch ausdrücken, daß, fie Uns dur die 
Sendung van, Bevollmächtigten. oder. durch Ertheilung, 
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von. Inſtruktionen bald in den Stand fegen mögen, eine 
weiter eingehende Verhandlung, eröffnen zu können. 
Berlin, den 28. April 1849, 
Der Minifter - Präfldent 
Graf von Brandenburg _ 


107. 


Schreiben Des. interimiftifchen Präfiden- 
ten Des Reichsminifterratbes an den Prä⸗ 
fidenten Der deutſchen Natioualverſamum⸗ 
lung, Verwahrung gegen vorftchende 
Note d: d. Aten Mai 1849. 


Am 28. v. Mid. hat: die Föniglich „preußifche Mer 
gierung, außer: der Rote, welche bezüglich der Berfafr 
fung des deutfchen Reiches und bezüglich der auf Seine 
Majeftät den König von Preußen auf Grund diefer Ber- 
faſſung gefallenen Wahl. zum Reichsoberhaupt an: ben 
föniglichen: Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt: er 
laſſen und in offiziellem. Wege zur; Kenntniß der provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt und der Nativnalverfammlung ges 
bracht: worden ift,. eine weitere, benfelben Gegenftand 
betreffende Zirfularnote an: die königlich preußischen Miſ⸗ 
fionen bei den. deutfchen Regierungen: gerichte: Bon 
diefer: Zirkularnote ifb zwar die proviforifche Zentralge⸗ 
walt nicht in offizieller Weife in Kenntniß gefegt wors 
den; fie ift aber durch den preußifchen Staatdanzeiger 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Das Reichsminifterium beehrt fih, ein Eremplar 
des betreffenden preußifchen Staatdanzeigerd an ben 
Herrn Präfldenten der verfaffunggebenden Reichöverfamms 
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lung, zur Vervollftändigung des Materialed zu den bes 
vorftehenden Verhandlungen, gelangen zu Taffen. 
Mit Bezug auf die Stelle der Note aber, welche fagt: 
„Im feften Vertrauen auf die Zuftimmung, die ihr 
von allen gefunden und redlichen Elementen im eigenen 
Lande zu Theil werden wird, ift fie darauf gefaßt, den 
zerftörenden und revolutionären Beftrebungen nady allen 
Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und 
wird ihre Maaßregeln fo treffen, daß fie den verbünde- 
ten Regierungen die etwa gemwünfchte und erforderliche 
Hülfe rechtzeitig leiften fünne. Die Gefahr ift eine ge 
meinfame, und Preußen wird feinen Beruf nicht verläug- 
nen, in den Tagen der Gefahr einzutreten, wo und wie 
ed North thut.“ 
erklärt das Reichöminifterium, Namens der Zentralges 
walt, daß, nachdem dad Gefeß vom 28. Juni 1848 
über Einführung einer proviforifhen Zentralgewalt für 
Deutfchland die vollziehende Gewalt in allen Angelegen- 
heiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt 
bed deutſchen Bundesftaates betreffen, der proviforifchen 
Zentralgewalt übertragen hat, fie der Rechte wie ber 
Pflihten, die ihr demnach obliegen, eingedent, bei der 
Erfüllung derfelben auf die Unterftügung der Einzelftaa- 
ten, eines jeden nach feinen Kräften rechnet, einen Ans 
foruch aber auf allgemeine Leitung gemeinfamer Maaß- 
regeln zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung und des 
Reichsfriedens, infofern diefer in der angeführten Stelle 
liegen jollte, einem Einzelftaate nicht zuftehen Fönnte. 
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Note Des k. bannöverifchen Minifteri- 

ums Der auswärtigen Angelegenheiten 

an den k. Sefandten zu Berlin, in Er- 

widerung auf Die k. preußifche Zirkular⸗ 

note vom 28ten April d. d. 3ten Mai 
1849. 


Die Lage, in welche Deutfchland dadurch verfegt ift, 
daß die größeren Bundesregierungen fich genöthigt gefer 
ben haben, eine von der Nationalverfammlung zu Frans 
furt a. M. in Anfpruch genommene Alleinberechtigung 
zur Begründung einer neuen deutfchen Verfaffung zurück⸗ 
zumweifen, und bie von diefer Verfammlung einfeitig bes 
fchloffene, mit dem Wohle des deutfchen Volkes jedoch 
unverträglidy erfannte Verfaffung abzulehnen, hat Se. 
Majeftät den König und Allerhöchft Dero Regierung zu 
ber Weberzeugung geführt, daß, zur Beruhigung Des 
gemeinfamen Baterlandesd gegenwärtig für die deutichen 
Regierungen feine dringendere Obliegenheit beftehe, ale 
die, der Nation die Zuverficht zu gewähren, daß es 
den Regierungen ein wahrer Ernft ift, auf dem von 
ihnen feftgehaltenen Wege der Vereinbarung eine Berfafs 
fung herzuftellen, welche dad Bebürfniß nach Deutich- 
lands größerer Einigung und Kräftigung dauernd zu 
befriedigen geeignet fein wird. 

Mit befonderer Genugthuung haben daher Se. Mas 
jeftät der König in der zu Ihrer Kenntniß gelangten 
Zirfulardepefche des königl. preußifchen Herrn Minifter- 
präfidenten, Grafen Brandenburg, vom 28. v. M., 
den Ausdruck der hierunter von Ihnen felbft gehegten 
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Wünſche angetroffen, und haben gern den Befchluß gefaßt, 
der bezüglichen Einladung gemäß, Bevollmächtigte nad) 
Berlin zu entfenden, um ſich mit den Bevollmächtigten 
Preußens und der übrigen deutfchen Bılndesftaaten über 
eine Verfaſſung zu verfkändigen, melthe, an die Arbei— 
ten der Nationalverfammling in dem durch die Zirfn- 
lardepefche näher bezeichneten Sinne anfchließend, wenn 
irgend möglich durch verfühnendes Zufammenwirfen ber 
Regierungen und der Bertreter des deutfchen Volkes zu 
Stande zu bringen, oder dem leßteren von den Regie— 
rungen darzubieten fein wird. 


Se. Majeftät überlaffen Sid; dabei der auf ent- 
fprechende Mittheilungen des Fönigl. preußiſchen Kabi- 
neted gegründeten Hoffnung, daß audy) die Faiferl. öfter: 
reichifche Regierung, in gleicher Sorge für die Ruhe 
und dad Wohl Deutfchlands einen derartigen Schritt 
beifälig betrachte und jelbit im dem Falle unterftügen 
werde, wenn Umftände obwalten follten, welche eine un- 
mittelbare Betheilung Defterreichd bei der eingeleiteten 
Berftändigung zeitweilig erfchweren. 


Bon diefer Hoffnung und der obigen Anſicht gelei- 
tet, haben Ge. Majeftät ferner zu beftimmen gerubet, 
daß nach Beendigung der über die Verfaſſung bei dem 
föniglichen Gefammt-Minifterio unverzüglich eingeleiteten 
Berathungen, der Herr Minifterial-Borftand Dr. Stüve 
fich, in Begleitang des Heren Kloſterrathes von Wangen: 
heim, nady Berlin begeben, um an den dort zu eröffnen- 
den einfchlagenden Verhandlungen Theil zu nehmen. 


Mir feßen ben Herrn Geſandten hievon imit dem 
Auftrage in Kenntniß, eine weitere Anzeige hievon ohne 
Zeitverluft an das Königlich preußifche Minifterium ber 
auswärtigen Attgelegenheiten gelangen zu laffen, und hal- 
ten Und gerne verfichert, daß ber Herr Gefandte ſich 
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werde angelegen fein laͤſſen, den Wunſchen der genann⸗ 
ken Herren Bevollinächtigten auf jede irgend thunliche 
Weiſe fördernd entgegenzukommen. 

Hannover, den 3. Mai 1849. 
Konigliched Miniſterium ber auswaärtigen Angelegenheiten. 
(Gez) Bennigfen. 


100. 

Depeſche des k. bayeriſchen Minifteriums 

Der auswärtigen Angelegenheiten an die 

k. Geſandtſchaften zu Wien und Berlin, 

die Bildung einer neuen Zeutralgewalt 
beireifend, d. d. Bten Mäi 1849. 


Bildung einer proviſoriſchen Zentralgewalt einigen, welche 
in demfelben Augenblicke ind Leben zu treten Hätte, in 
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dem ber Reichöverwefer etwa zurüdtritt. Hierüber müf« 
fen ſich zunächſt die Regierungen von Oeſterreich und 
Preußen einigen, und ihren Vorfchlag den k. Höfen vor: 
legen. Bayern wird bereitwillig darauf eingehen, wenn 
feine Stellung dabei nicht gefährdet wird. Das zweck⸗ 
mäßigfte fcheint, daß man diefer proviforifchen Zentral: 
gewalt fchon jeßt diejenige Form gebe, welche für Die 
definitive Geftaltung ald die nothwendige ſich darftellt, 
nämlich die Follegiale.. Um die gefährliche Erinnerung 
an den Bundestag zu vermeiden, empftehlt fich ein Di- 
reftorium von drei Mitgliedern. Oeſterreich und Preu— 
Ben hätten je eined zu ernennen, das dritte fünnte man 
billig für jegt Bayern ernennen laffen, oder auf den 
fchon früher beliebten Modus eingehen, daß Bayern brei 
Kandidaten vorfchlüge, aus welchen die übrigen Regie- 
rungen zu wählen hätten. Diefes Direftorium hätte fei- 
nen Sig in Frankfurt zu nehmen, einige Reichdminifter 
zu ernennen, und durch diefe auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Juni v. J. über die Zentralgewalt und des 
Bundestagsbefchluffese vom 12. Juli v. J. die Zentral: 
gewalt auszuüben. Jedoch wäre zu feiner Kompetenz 
auch die Leitung der Verhandlungen über die Verfaflung 
felbft zu vermweifen. Zu feiner Sicherftellung würde ein 
Armeeforps bei Frankfurt aufzuftellen fein. Dabei wäre 
noch zu erwägen, ob man die Nationalverfammlung auf: 
fordern folle, einen Ausfhuß zu beftellen, um mit der fo 
gebildeten proviforifchen Zentralgewalt dad Berfaffungs- 
werf zum Abfchluffe zu bringen. Es wäre dafür aber 
freilich vorauszufegen, daß fi) die Nationalverfammlung 
bis dahin nicht fo vollftändig auf den Weg der Revo: 
Intion begeben habe, daß es den Regierungen unmöglich 
ift, mit ihr zu verhandeln. Diefer Vorfchlag fchließt fich 
möglichft an das Beftehende an, und ift viel leichter aus: 
zuführen, als die Verlegung der ganzen Zentralgewalt 
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an einen anderen Ort. Er würde auch die Zuftimmung 
ded Bolfes leichter erlangen. Die Mitglieder ded Di— 
reftoriums wären wohl am beiten aus Prinzen der re: 
gierenden Häufer zu wählen, ohne daß jedoch die betrefs 
fenden Regierungen nicht auch andere Perfonen dazu 
wählen fünnten. Es verfteht fich übrigens von felbit, daß 
hiedurd; das Bedürfniß nicht erledigt wäre, fo ſchnell ale 
möglich fi über die Verfaffung felbft definitiv zu eini- 
gen, und auch hierfür bereitet die königl. Regierung die 
Darlegung ihrer Anfichten bereits vor. Die fönigl. Ge 
fandtfchaft wird beauftragt, den hier gemachten Vorfchlag 
bei der königl. Regierung zu bevorworten, und alles auf: 
zubieten, damit eine baldigfte Befriedigung dieſes unab- 
weislichen Bedürfniffed gewonnen werde. 
Münden, den 3. Mai 1849. 
(Gez.) v. d. Pfordten. 


110. 


Schreiben des Bevollmächtigten Der pro: 

viforifchen Zentralgewalt an den k. preu- 

Bifchen Meinifterpräfidenten, Die Aner- 

Fennung Der Neichsverfoflung betreffend, 
d. d. ten Mai 1849. 


Ich beehre mid Ew. Exc. in der Anlage die von 
Sr. faif. Hoh. dem Erzherzog- Reichöverwefer mir aus- 
geftelte Vollmacht zu überreichen, durch welche ich be- 
auftragt bin, in Ausführung des Befchluffed der verfafs 
funggebenden deutſchen Reicheverfammlung vom 26. 
April d. J., die königliche Staatöregierung zu veranlaffen; 
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a) die Anerkennung der Reichsverfaſſung, der Wahl 
des Oberhauptes und des Wahlgeſetzes nunmehr auszu— 
ſprechen; 

b) ſich aller Anordnungen zu enthalten, durch welche 
dem Volke die verfaſſungsmäßigen und geſetzlichen Mittel 
feinen Willen kundzugeben in dieſem entſcheindenden Au⸗ 
genblicke geſchmälert odeer entzogen würden, insbeſondere von 
ihrem Rechte, die Ständeverſammlung zu vertagen oder 
aufzulöfen, feinen Gebrauch zu machen, vielmehr diefelben 
in Thätigkeit zu fegen oder zu beläffen, bis die Reichs⸗ 
verfaſſung zur Anerkennung gebracht fein wird. 

Den erften Theil diefes Auftrages fand ich bei mei- 
ner Ankunft durch das in Nr. 117 des preußifchen Staatb⸗ 
anzeigerd veröffentlichte Schreiben vom 28. v. M. an 
den königlichen Bevollinächtigten bei der ptoviſoriſchen 
Zenträlgewalt, in welchen die Fönigliche Staatsregierung 
die Anerfennung fowohl der Reichsverfaſſung, ald der 
Wahl des Neichsoberhauptes und des Wahlgefeßed ab: 
lehnt, bereitd erledigt. Dad in Nr. 119 des preußifchen 
Staatdanzeigerd veröffentliche Zirfular von bemfelben 
Tage, durch welches die Berathung eines neuen Ver: 
faſſungsentwurfes durch Bevollmächtigte der deutſchen 
Regierungen veranlaßt werden ſoll, ſowie das Erbieten 
ausreichender militäriſcher Hülfe, um jeder Kriſe, welche 
dieſes Verfahren in einzelnen Ländern hervorrufen könnte, 
zu begegnen, beweiſen einen zu feſten Vorſatz, mindeſtens 
auf der Ablehnung der zu Frankfurt beſchloſſenen Ver: 
faffung zu beharren, ald daß ich auch nur im entfern; 
teften hoffen könnte oder verſuchen ſollte, die Fönigliche 
Staatöregierung jest nod von der Verfolgung des be- 
treteiten Weges zurüdzuhälten, fo wenig ich auch zu 
Hlanben vermäg, daß auf demfelbeit die Befriedigung der 
wahren Bedürfniffe der Nation erreicht werden könne. 

Wenn der zweite Theil meines Auftrages die Sorge 
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dafur ausſpricht, daß, in einem Augenblicke, der Über die 
Zukunft des deutſchen Volkes entſcheidet, dieſem Nicht 
die Möglichkeit entzogen werde, durch den Ausſpruch 
feiner verfaſſungsmäßigen Organe ſeinem Willen Ans: 
druck zu verleihen, fo berührt dieſet Auftrag die Auflö- 
fing der yreußifchen zweiten Kammer und die Fortdaher 
des über Berlin und Etfurt verhängten Belagerungszu⸗ 
ftandes. Steht ed mir Auch nicht zu, die Gründe zu 
prüfen, mit welchen das königliche Staalsminiſterium 
jene Auftöſung im rechtfertigen fucht, fo kann ich doch, 
als Bevollmächtigter der Zentralgewalt, welche die Durch⸗ 
führung der deutfchen Reichsverfaſſung fi zur Aufgabe 
geftellt, nur bedauern, daß die Auflöfung erfolgte, nadys 
dem bie zweite Kammer, gleich den Kammern faft aller 
übrigen deutfchen Staaten, ſich für diefe Verfaſſung aus: 
gefprochen hatte, und daß diefer Ausfpruch in dem Er: 
laffe des füniglichen Staatsminifteriums vom 27. v. M. 
mit unter den Gründen aufgeführt wird, welche die Auf- 
föfung rechtfertigen follen. Nachdem die Maßregel ein— 
mal ergriffeit, bleibt mir zur Genügung meines Auftthges 
nur das Erfuchen zu ſtellen übrig, den Zuſammentritt 
ber Heu zu wählenden Kammern möglihft zu beſchleuni⸗ 
gen. Ebenfo wie die Auflöfung der zweiten und die Ver- 
tagung der erften Kammer dem Lande für jet wichtige 
Drgane der gefeßlichen Willensäußerung entzieht, ver: 
fünmert auch der fortvanernde Belagerungszuftand die 
Möglichkeit, daß die öffentliche Meinung ſich ausfpredie, 
indem er die Freiheit der Preffe, dad Vereins⸗ und Der- 
ſammlungsrecht in dem Mittelpunfte der Monarchie bes 
fchränft. Wenn ber Unterzeichnete im November v. 3. 
aus eigenem Augenfchein ſich überzeugte, daß es vorüber⸗ 
gehender Ausnahmsmaßregeln bedurfte, um ‚die völlige 
Verkehrung aller gefeglichen Orbnung in der Hauptſtadt 
zu heiten, und wenn er damals nicht verfehlt hat, diefe 


feine Ueberzeugung öffentlich auszufprechen, fo glaubt 
er jeßt feine Meinung dahin äußern zu dürfen, daß ihm 
die Fortdauer folder Maßregeln fchon feit lange unges 
rechtfertigt erfcheint. Jedenfalls erfucht er in Ausfüh- 
rung feined Auftrages ein königliches Staatsminifterium 
den Belagerungszuftand nunmehr aufhören zu laffen. 
Durch eine baldgefällige Rüdäußerung würden Ew. Erc. 
den LUinterzeichneten zu Dank verpflichten. 
Berlin, den 2. Mai 1849. 
Ge.) Baffermann, 
Bevollmächtigter der proviforifchen Zentralgewalt für 
Deutichland. 


Tote Des E. preufifchen Minifterpraäfi: 
Denten an Den Bevollmächtigten Der pro: 
viforifchen Zeutralgewalt, in Erwider: 
ung auf Deflen Schreiben vom ten 
Mai, d. d. 3ten Mai 1849. 


Em. ꝛc. geehrtes Schreiben vom gejtrigen Tage 
fowie die dDemfelben beigefügte, von Sr. faif. Hoh. dem 
Erzherzog-Reichöverwefer ausgeftellte Vollmacht habe ich 
zu erhalten die Ehre gehabt, und nachdem ich diefelben 
dem föniglichen Staatsminifterium vorgelegt, habe ich 
die Ehre folgendes darauf zu erwidern: | 
Em. ꝛc. zeigen barin ber königlichen Regierung an, 
daß Ihnen der Auftrag geworden fei, in Ausführung 
des Beſchluſſes der deutfchen Nationalverfammlung vom 
26. v. M. die königliche Regierung zu veranlaflen, daß 


fie einerfeitd die Anerkennung der in Frankfurt berathes 
nen Verfaſſung, einfchließlic der Wahl des Oberhaup- 
ted und des Wahlgefeßes, ausfpreche, andererſeits fo 
wohl den Zufammentritt neuer Kammern möglichft be⸗ 
fhleunige, ald auch den für Berlin und Erfurt noch bes 
ftehenden Belagerungszuftand aufhebe. 

Der erfte Theil Ihres Auftrages bezieht: ſich auf eine 
allgemeine deutfche Angelegenheit, in welcher die fönigs 
liche Regierung die Berechtigung der proviforifchen Zens 
tralgewalt eine beftimmte Erfärung zu verlangen, nicht 
in Zweifel zieht. Ew. ıc. bemerfen indeß felbft, daß die 
fer Theil Ihres Auftrages bereits erledigt fei, indem 
die Föniglihe Regierung ihre deßfallſige ausdrückliche 
Erklärung fchon vor Ihrer Ankunft nach Frankfurt hat 
gelangen laſſen. Sie fann die Berfaffung, welche erft 
durd) die Zuftimmung der deutfchen Regierungen in Wirk: 
famfeit treten kann, weder jet ala rechtögültig anerfen- 
nen, noch auch derfelben in ihrer unveränderten Geftalt 
ihrerfeits ihre Zuftimmung geben. Sie gibt es hiemit 
noch einmal der Nationalverfammlung anheim, ob fie 
auf diefem Wege mitwirfen und zu dem Ende zu einer 
Verftändigung die Hand bieten will; fie wird fich aber 
in feinem Falle abhalten laffen, auf die eine oder die ans 
bere Weife alles zu thun, um das wahre Bedürfniß der 
deutfchen Nation zu befriedigen, und derfelben zugleich 
eine gefegliche Mitwirkung bei der Geftaltung der deut 
chen Verhältniffe zu fichern. 

Anderer Art ift der zweite Theil des Auftrages, 
welcher Ew. ꝛc. zu Theil geworden iſt. Er bezieht ſich 
auf die inneren Verhältniffe des preußifchen Staates und 
die Maßregeln, welche die königliche Regierung zum 
Schutze ber öffentlichen Ordnung und Sicherheit im ei- 
genen Land getroffen hat. Die königliche Regierung ift 
überzeugt, daß die proviforifche Zentralgewalt nicht bie 
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Abſicht haben kaun, ſich in. Diefe. inneren Verhältuiffe. des 
preußifchen Staates einmifchen zu wollen, Es würbe 
daher: auch nicht am Orte fein, wenn ich die Rechtfertig— 
ung jener Maßregeln hier übernehmen wollte Die für 
nigliche Regierung kann ſich bei allen dieſen Maßregeln 
nur von der Rüdficht auf die Pflichten, welche ihr dem 
eiguen Lande. gegenüber obliegen, und auf ihre Berant- 
wortlichfeit gegen dasfelbe leiten laſſen. Sie ift es dem 
Lande, fchuldig, die Ruhe und Ordnung mit ſtarker Hand 
zu wahren. und aufrecht zu erhalten, und zugleich jeder von 
- außen kommenden Agitation, von welcher Seite her es 
auch. fei,. den Eingang. möglichit zu verfchließen. Stark 
in, dem, Bewußtfein, fi auf dem feften Boden des Rech—⸗ 
tes zu. bewegen, und in.bem Vertrauen, daß. Die ganze ber 
fonnene Kraft des Volkes zu ihr fteht, fühlt fie fich die- 
fer, eruften Aufgabe gewachien, für welche fie die volle 
Berantwortlichkeit übernimmt. Sie wird ſich nur. freuen 
fönnen, wenn die. proviforifche Zentralgemalt ihr diefelbe 
erleichtern will, indem fie derjenigen Agitation, welche in 
ihrer eigenen Nähe vielfältig verfucht worden iſt, und 
auch jeßt in bedenklicher Weije fich zu. regen beginnt, 
energiſch entgegentritt, und das ganze Gewicht ihres Yn- 
ſehens und Einfluffes in die Waagjchale der Ordnung 
und ber. gefeßlichen Freiheit legt, Die Zentralgemalt 
wird dadurch bem gemeinfamen. deutſchen Baterlande eir 
nen Dienft ermeifen, für welchen alle. Freunde der wah— 
ren Freiheit ihr danken werden, und. indem. fie. dabei auf 
die volle Unterftügung Preußens zählen kann, wird fie 
zugleich, dad. Werk der deutichen Einigung am: ficheriten 
förbern,- welches nur auf ber Achtung. des Rechtes erbaut 
werden. fanı. Die königliche Regierung gibt. ſich gern 
ber Hoffnung, hin, daß. die propiſoxiſche Zentralgemalt 
ihr volle Gerechtigkeit. wiberfahren. laſſen und. daß fie 
felber. nicht. iq. den. Fall kommen. werbe,. ihr Recht an— 
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ders ald durch, die einfache Darlegung beöfelben wahren 
zu müſſen. 
Berlin, den 3. Mai 1849. 
Der Minifterpräfident 
(GGez.) Graf v. Brandenburg. 


112. 


Erlaß des E. preußifchen Gefammetnti: 
nifteriums, Die Beſchlüſſe Der Deutfchen 
Natio nalverſammlung vom Aten Mei 
4849 betreffend, d. d. Ften Mai 18429. 


Die deutſche Nationalverfammlung, in Frankfurt. hat 
am 4. d. M. unter anderem folgende Befchlüffe gefaßt: 
1). die Nationalverfammlung, fordert die Regierungen, 
die, gefeßgebenden Körper, Die Gemeinden ber Einzel 
ſtaaten, daß geſammte deutfhe Bolf auf, die Verfafs 
‚fung: des deutfchen Reiches vom. 28. März d. J, zur Ans 
erfenyung und Geltung zu bringen; 2) fie beftimmt 
den. 22. Yug. d. I, ala den Tag, an welchem ber erfte 
Reichstag auf, Grund der Verfaſſung in Frankfurt a. M, 
sufammenzutreten hat, 3) fie beflimmt als den Tag, an 
welchem; im dentfchen Reiche die Wahlen für dag, Bolfe- 
haus vorzunehmen find, den 1. Aug. d. 5. 

Durch diefe Beſchlüſſe, welche einerfeitd. offen. in 
dad Gebiet der qusführenden Regierungsgemalt. übers 
greifen, andrerieits Die, Verfaflung, ohne Zuſtimmung 
der Regierungen, und vor, ihrer Einführung durch Dies 
ſelben als. rechtsgültig vorausſetzen, überfchreitet.die Nas 
tienalnerfammlung. auf. das entſchiedenſte ihre-Befugniffe, 
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und entfernt ſich ganz von ihrer Aufgabe, im Vereine 
mit den Regierungen die Berfaffung Deutfchlands zu 
geftalten. Die Regierung Sr. Maj. hält es für uner- 
läßlich, den Behörden wie den Bürgern des Staates kei— 
nen Zweifel darüber zu laffen, welche Stellung fie die: 
fen Befchlüffen gegenüber einnehme. Wenn die Natio- 
nalverfammlung durd; die in Nr. 2. und 3 enthaltenen 
Anordnungen aus eigener Machtvollkommenheit einen 
Termin für den Zufammentritt ded Reichstages und die 
Bornahme der Wahlen für das Volkshaus beftimmt, fo 
ift ed einleuchtend, daß fie fi damit ein Recht anmaßt, 
welches ihr felbft von denjenigen Staaten, welche ſich 
zur Annahme der von ihr befchloffenen Verfaffung bereit 
erflärt haben , nicht zugeftanden werben fünnte, da nad) 
den Beftimmungen der legteren felbft die Berufung des 
Reichstages nur in den Befugniffen des Reichdoberhauptes 
liegt. Am allerwenigften aber kann dieſe eigenmächtige 
Verfügung der Verfammlung irgend eine Geltung oder 
rechtliche Wirkung für Diejenigen Staaten erlangen, welde 
jene Berfaffung weder eingeführt noch anerfannt haben. 
Es würde jede Ordnung in Deutfchland zerftört wer- 
den, wenn ed der Verfammlung geftattet werden könnte, 
die Verfaffung einfeitig und partiell ind Leben zu rufen. 
Die königliche Regierung darf daher nicht anftehen zu 
erklären, daß fie diefe Befchlüffe in feiner Weife aner- 
fennen oder zur Ausführung bringen Fann. 

Indem aber die Nationalverfammlung durch den 
erften derfelben, neben den Regierungen, auch die ge 
feggebenden Körper, die Gemeinden der Einzelftaaten 
und das gefammte deutfche Volk auffordert, die von ihr 
befchloffene Verfaffung zur Anerfennung und Geltung 
zu bringen, droht fie die rechtlich nothwendige Mitwirs 
fung der Regierungen zu umgehen, und fest fidy ber 
Gefahr aus, dahin verftanden zu werben, ald wolle fie 
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die einzelnen Körperchaften und das Volk veranlaffen, 
die Berfafiung felbitftändig und ohne die Sanftion der 
Regierungen, alfo auf dem Wege der Gewalt und der 
Revolution, zur Ausführung zu bringen Die königl. 
Regierung ift ihrerfeits feft entfchloffen, allen aus diefer 
Aufforderung direkt oder indirekt hervorgehenden gefeß- 
widrigen Beftrebungen, von welcher Seite fie auch kom⸗ 
men mögen, mit dem vollen Ernfte des Geſetzes entge- 
genzutreten. Sie darf ſich über die Möglichkeit nicht 
täufchen, daß, nachdem in benachbarten Staaten offene 
Auflehnung gegen die rechtmäßige Regierung flattgefun- 
den, aud in Preußen durdy ähnliche Einflüffe eine Agis 
tation verſucht werden möchte, welche manchen irreleis 
ten und bie traurigften Folgen haben könnte. Sie hält 
ed daher nicht für überflüffig, ihren feften Entfchluß aus⸗ 
zufprechen, dem Geſetze des Landes überall Achtung und 
Geltung zu verfchaffen, und, indem fie von Ew. ıc. er- 
wartet, daß Sie in der Ihrer Verwaltung anvertrauten 
Provinz mit Umfiht und Wachſamkeit, fowie mit Ener: 
Hie und Entfchloffenheit die erforderlichen Maaßregeln 
jederzeit und ohne Verzug treffen werden, will fie hier 
mit zugleich Sie beauftragen, den Ihnen untergeordne⸗ 
ten Behörden ihren Willen fundzugeben, und es denfel- 
ben zur firengften Pflicht zu machen, alle gefegwidrigen 
Verfuche zur Durchführung der in Frankfurt berathenen 
Berfaffung auf das fchleunigfte und mit aller Energie zu 
verhindern. Die Fönigl. Regierung vertraut indeffen dem 
bewährten gefunden und gefeßlichen Sinne des preußifchen 
Bolfes, daß es felbit das einfache und Elar zu Tage lier 
gende Recht erkennen, und fich nicht zu gefeßwidrigen Schrit- 
ten hinreißen laffen werde. Ge. Majeftät der König hat 
ed ausgefprochen, daß Er mit aufopfernder Thätigkeit der 
deutſchen Sache Sid) hingebe und feine ganze Kraft dem 
hohen Ziele der deutfchen Einigung und den Ausbaue ei- 
Roth u, Merd, Duslenfammlung. I, Band. 33 
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ner Berfoflung, welche das Verlangen und Bebürfniß ber 
deutfchen Nation befriedige, widme. Die Regierung ©r. 
Majeſtät ift feſt entfchloffen, dieſen königl. Willen zur Aus- 
führung zu bringen. Sie darf die Hoffnung hegen, daß 
die Erreichung diefes Zieled nicht fern fei, und fie erwar- 
tet von dem preußifchen Bolfe, daß es fie. durch fefted und 
ernſtes Berharren auf dem Wege des Rechtes und bes Ges 
feßes in ihren Bemühungen dafür unterftügen werde. Das 
durch allein kann der Erfolg verbürgt werden. 
Berlin, 7. Mai 1849. 
Das Staatsminifterium 
(Ge) Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. 
v. Manteuffel. v. Strotha. von ber Heydt. 
v. Rabe. Simons. 





113. 


Note Des k. bayerifchen Minifters Der 

onswärtigen Angelegenheiten an Den 

Bevollmächtigten Der proviſoriſchen 

Bentralgewalt, Die Anerkennung Der 

Reichsverfaſſung betreffend, d, d. Zten 
Mai 1849. 


Die Regierung Sr. Maj. des Königs von Bayern 
hat in Erwägung gezogen, was Ew. Hochwohlgeboren 
derſelben im Auftrage Sr. kaiſerl. Hoheit des Reichs⸗ 
verweſers theils mündlich in der Sitzung des Geſammt⸗ 
Staatsminiſteriums vom 1. d. M., theils ſchriftlich un⸗ 
term 2. d. M. vorgetragen haben. Sie hat jedoch keine 
hinreichenden Gründe gefunden, um Sr. Maj. dem Kö: 
nige eine Abänderung derjenigen Erflärung anzurathen, 
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welche am 23. v. M. über die von der Nationalverfamms 
Inng beſchloſſene Berfaffung für Deutfchland abgegeben 
worden ift. Es tritt vielmehr jeßt zu den Gründen, auf 
welche jene Erflärung geftügt worden ift, noch ber wich. 
tige Umftand hinzu, daß nun auch bie königlich preußifche 
Negierung unterm 28. v. M. definitiv erflärt hat, fie 
könne die Berfaffung unverändert nicht annehmen. Indem 
der ergebenft Unterzeichnete Ew. Hocdwohlgeboren hier 
von in Kenntniß ſetzt; hat er nur noch hinzuzufügen, daß 
die füniglihe Regierung den Gegenitand des von Gr. 
faiferlichen Hoheit dem Reichsverweſer an Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren ertheilten Auftrages ald erledigt betrachtet. 
Münden, den 3, Mai 1849, 
Der königl. bayerifhe Staatsminifter des Föniglichen 
Hanfed und bed Aeußeren. 
Dr. von der Pforbten. 
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Note Des k. hannöveriſchen Geſammt⸗ 
minifteriums an den Bevollmächtigten 
Der propiforifchen Zentralgewalt, Die 
Auerkennung der Neichsverfaflung be: 
treffend d. d. Iten Mai 1849. 


Die Regierung Sr. Maj. des Königs von Hanno- 
ver hat durdy den herzoglich Sachen» Meiningen’fchen 
Hrn. Staatdrath Seebeck diejenige Eröffnung entgegen: 
genommen, mit welcher derfelbe von Sr. kaiſ. Hoh. dem 
Reichöverwefer für Deutfchland, in Ausführung des 
Befchluffes der dentfchen Nationalverfammlung vom 26. 
April diefes Jahres, betreffend die Anerfennung der Reiche» 
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verfaffung, beauftragt worden if. Die königl. Regie 
rung findet hiedurch, nach einer dem hohen Ernfte des 
Gegenſtandes entfprechenden Erwägung, fich zu — 
der Erklärung veranlaßt. 

Von der königlich preußiſchen — iſt durch 
die unter dem: 28. April d. J. an den königlich preußi⸗ 
fhen Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Zentralge- 
walt erlaſſene, in öffentlichen Blättern zur allgemeinen 
Kunde gelangte Verfügung erklärt worden: daß Ge. 
Maj. der König von Preußen fich entfchloffen haben, 
die auf Grund der in Frankfurt befchloffenen Berfaffung 
Shm. dargebotene Kaiferwürde abzulehnen. Nach diefer 
Erklärung, welche bei Ertheilung des Auftrages; der den 
Hrn. Abgefandten hieher geführt hat, der proviforifcjen 
Zentralgewalt noch nicht befannt gewefen ift, würde die 
Berfaffung: in dem Reichsoberhaupte ihres mwefentlichften 
Stüßpunftes entbehren. Abgefehen von den Bedenken, 
welche der Inhalt der Verfaſſung wie des befchloffenen 
Wahlgefeßed darbietet, und welche nad) pflichtmäßiger 
Ueberzeugung der Föniglichen Regierung unter allen Um: 
ſtänden von ihr geltend zu machen find, darf die Regie 
rung hoffen, die Nationalverfammlung ſelbſt werde mit 
ihr darin:übereinftimmen, daß diefe Angelegenheiten dem 
malen fid in einer Lage befinde, welche. eine Reviſion 
der Verfafjung unerläßlih und eine Anerkennung der- 
felben von Seiten der Regierungen unthunlich erfchei- 
nen läßt. Indem die‘ königliche Regierung den Hru. 
Abgefandten erſucht, Die vorfiehenden Bemerkungen zur 
Kenntnig Sr. faiferl. Hoh.. des Reichöverwefers zu brins 
gen, vermag .fie die Aeußerung des innigen Wunfches 
nicht zu unterdrüden, daß bei diefer Lage der Sache, 
und Angefichts der. Gefahren, von welchen Deutfchland 
bedroht erfcheint, in einer von der, Liebe zum gemeinfa- 
men. Baterlande geleiteten Verſtändigung zwifchen den 
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Vertretern des deutfihen Volks und den Regierungen ber 
deutfchen Staaten der Weg zur Begründung einer Ber: 
faffung gefunden werben möge, weldyje Deutfchlands 
Zukunft in äußerer Macht und innerer Wohlfahrt und 
in enger Verbindung feiner Staaten dauernd ſicher zu 
ftellen geeignet fein wird. Auf diefem Wege mit der 
Nationalverfammlung und den übrigen deutfchen Res 
gierungen zu einem Einvernehmen über die. Berfaflung 
gelangt, würde die königl. Regierung, von den. aufridy- 
tigften Wünfchen für Deutfchlands erhöhete Einigung 
und Kräftigung befeelt, die für das Königreich) Hanno⸗ 
ver zur Annahme der Reichsverfaſſung gefeßmäßig un: 
eritbehrliche ‚Lebereinftimmung zwifchen Regierung und 
Ständen ihrerfeitS herbeizuführen ſich umfomehr ‚ohne 
Verzug angelegen. fein laſſen, jemehr die Regierung 
ohnedieß die Einberufung der Stände verfügen wird, 
fobats "die Umftände folches irgend geftatten. 
Hannover, 4 Mai 1849. 
Königl. hannoverifches Gefammtminifterium. 
(Gez.) Graf von Bennigfen. 


115. 
Bericht Des E. prenfifchen Staatsmini- 
fteriums und Eönigliche Verordnung, Die 
Rückberufung der preufifchen Abgeord: 
neten zur Dentfchen Nationalverſamm— 
lung betreffend d. d. AAten Mai 1849. 
Als am 30. März des vorigen Sahres' die Bundes⸗ 


verſammlung den Beſchluß gefaßt: 
„Die Bundesregierungen aufzufordern, in ihren 
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fänmtlichen, dem deutſchen Staatenſyſteme angehörigen 
Provinzen, auf verfaffungsmäßig beftehendem oder fofort 
einzuführenden Wege, Wahlen von Nationalvertretern 
anzuordnen — — um zwifchen den Regierungen und 
dem Bolfe das deutſche Berfafiungswerf zu Stande zu 
bringen“, 

und am 7. April deffelben Jahres biefen ihren Beſchluß 
durdy nähere Beftimmungen über den Wahlmodus. vers 
vollftändigt hatte, haben Ew. königl. Majeftät durch die 
Verordnung vom 11. deffelben Monates im Umfange des 
preußiſchen Staates die Wahlen von Abgeordneten zu 
ber dentfchen Nationalverfammlung angeordnet, welche 
auf Grund diefer Befchlüffe demnächſt in Frankfurt zu⸗ 
fammengetreten ift. 

Diefe Bundesbefchlüffe und die von der Regierung 
ausgefchriebenen Wahlen bilden demnach den gefeßlichen 
Boden, auf welchem die Nativnalverfammlung bisher in 
ihrem rechtlichen Beftande geruht hat, und wonad ihr 
Mandat und fpeziell das der preußiſchen Abgeordneten 
zu bemeſſen ift. 

Die Regierung Ew. fönigl. Majeftät hat mit nicht 
minderem Vertrauen, als das deutfche und preußifche Volk, 
den Ergebniffen der Berathungen diefer Berfammlung 
entgegengefehen. Sie hat es ſich zur Pflicht gemacht, 
berfelben auf alle Weife, fowohl durch die Publikation 
der in ihrer Kompetenz liegenden Befchlüffe, ald durch 
die entgegenfommende Erklärung ihrer Anfichten und Bes 
benfen in Bezug auf die Reichsverfaſſung, jede mögliche 
Unterftüßung und Anerkennung zu Theil werden zu lafjen. 

Mit der zweiten Lefung ded Verfaffungsentwurfes 
and der an diefelben geknüpften Wahl eines Reichsober⸗ 
hauptes, konnte das beabfichtigte Werk, nad; Maaßgabe 
jener Bundesbefchlüffe, noch nicht ald abgeſchloſſen und 
vollendet angefehen werben, Es mußte vielmehr Die 


519 


Theilnahme der Regierungen ber einzelnen Staaten vor⸗ 
behalten bleiben, durch deren Mitwirkung allein die neue 
Geftaltung des deutfchen Bundes ind Leben treten konnte, 
wenn dad Verfaſſungswerk wirklich „zwifchen den Re 
gierungen und dem Volke” zu Stande gebracht werben 
follte. Der Entwurf der Berfaffung, wie er aus den 
Berathungen der Nationalverfammlung hervorgegangen, 
lag den Regierungen vor, als Grundlage der Bereins 
barung, welche durch eine von beiden Seiten. in entge⸗ 
gentommender Weije angefirebte Veritändigung zu erzie- 
len gewefen wäre. Die Regierung Ew. königl. Majeftät 
hielt zu dem Ende Abänderungen diefer Verfaffung im 
wahren Intereſſe Preußens und Deutfchlands für uner- 
läfflich, und war bereit, auf eine Verhandlung und Ber: 
ftändigung mit der Rationalverfammlung darüber ein⸗ 
zugehen. 

Die leßtere aber, ftatt auf diefe Weife die vollftän- 
dige Erfüllung ihrer Aufgabe zu fichern, hat ed nicht für 
gut gefunden, dieſen Weg einzufchlagen. 

Sie hat ausdrüdlich erklärt, daß fie ſich auf Feine 
weitere Verhandlung über die von ihr befchloffene Vers 
faffung ‘einlaffen werde. Sie hat vielmehr durch eine 
Keihe rechtswidriger Befchlüffe Die alleinige und endgül- 
tige Feſtſtellung der Verfafiung für fich felbft in Anſpruch 
genommen, zu einer thatfächlichen, wo nicht gemaltfamen 
Durchführung derjelben die Aufforderung erlaffen und 
ſelbſt dazu den Verſuch gemacht, endlich in die Befugniffe 
ber erefutiven Gewalt offen hinübergegriffen, und fich 
eine Machtvollkommenheit angemaßt, durch welche fie fich 
felbft über alled Recht und Geſetz flellte und damit. den 
Boden bed Rechtes und Geſetzes für ſich aufgab. 

Das unterthänigft unterzeichnete Staatsminifterium 
fann daher nicht umhin, Eurer königlichen Majeftät die 
Meberzeugung audzufprechen, daß in der jeßigen Vers 
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fammlung in Frankfurt nicht mehr die gefegliche Ver- 
tretung der beutfchen Nation in ihrer Gefammtheit zu 
erkennen fei, daß diefelbe vielmehr ihr Mandat felber 
vernichtet und ihr biöheriges Recht verleugnet und aufs 
gehoben habe; und daß daher jede Hoffnung auf eine 
weitere Mitwirkung derfelben zu gebeihlicher Entwicelung 
ber deutjchen Zuftände aufzugeben fei. Es wird daher 
der Regierung Eurer königlichen Majeftät auch nicht mögs 
lich fein, den weiteren Verhandlungen und Befchlüffen 
derfelben irgend eine Art von Gültigkeit und Bedeutung 
noch ferner beizulegen. 

Wenn die Regierung Eurer königlichen Majeftät 
mit anfrichtigem Bedauern zu diefer Ueberzeugung hat 
gelangen müflen, fo fann fie nur mit dem entfchiedenften 
Ernfte den fchmähenden Vorwurf und den Aft offener 
Feindfeligkeit zurücweifen, welcher in dem am 10, d. M. 
gefaßten Befchluffe liegt: 

„Daß dem ſchweren Bruche des Reichöfriedeng, wel- 
chen die preußifche Regierung durch unbefugtes Einfchreis 
ten im Königreiche Sachſen fich habe zu Schulden fom- 
men lafien, durch alle zu Gebote ftehenden Mittel ent 
gegenzutreten fei.“ 

Die in diefem Befchluffe liegende VBerleugnung und 
Verlegung der bundedgefeglich feftftehenden Rechte und 
Pflichten der Mitglieder des deutfchen Bundes, und die 
offen darin fich Fundgebende Feindfeligfeit gegen Preußen 
zeigt auf unzweibeutige Weiſe, welchen Einflüffen die 
Berfammlung in ihrer jegigen Majorität preidgegeben ift. 

Es kann feinem Zweifel unterworfen fein, daß unter 
diefen Umftänden und nad, diefen Vorgängen auch das 
Mandat der preußifchen Abgeordneten zur Nationalver: 
fammlung als erlofchen-zu betrachten ift, und ihre Theil- 
nahme an den weiteren Verhandlungen berfelben nicht 
gerechtfertigt erfcheinen Fann. 
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Eine Anzahl von Mitgliedern aus Preußen hat dies 
fchon durch ihren freiwilligen Austritt anerfannt: Cine 
große Anzahl Anderer warten nur auf die Erflärung 
der Regierung Ew. Majeftät, um einen gleichen Schritt 
zu thun. 

Damit daher über die Willensmeinung Em. Tünig- 
lihen Majeftät fein Zweifel bleibe, und Niemanden ein 
Borwand zur Srreleitung der Gemüther gelaflen werde, 
fo hält ed das unterzeichnete Staatsminiſterium, in Er- 
wägung, daß die Aufgaben der deutfchen Nationalvers 
fammlung nad) Lage der Sachen und ihrerfeitd erfolgter 
Ablehnung jeder weiteren Verſtändigung und Bereinba- 
sung, als durd die Berathung der Verfaſſung erledigt 
angefehen werden muß, die Berfammlung aber nicht mehr 
auf gefeglichem Boden flieht, und überdies ſich in offene 
Feindfeligfeiten gegen Preußen gefest hat, für feine Pflicht, 
bei Ew. Majeftät allerunterthänigft zubeantragen, daß 
Allerhöchſt diefelben ausdrücklich erklären wollen: _ 

„Wie das auf die Bundesbefchlüffe vom 30. März 
und 7. April d. J. und die Verordnung vom 11. des 
leßteren Monates gegründete Mandat der preußifchen Ab- 
geordneten nunmehr erlofchen und die Abgeordneten da— 
her zum Austritte aud der Berfammlung zu veranlaffen 
ſeien.“ 

Wir glauben, daß das preußiſche Volk in ſeiner großen 
Mehrzahl und ſeinem geſunden Kerne mit uns die 
Ueberzeugung theilt, daß der Weg, welchen die National⸗ 
verfammlung -eingejchlagen hat, weder dem wahren In— 
terefje Deutſchlands, noch dem Willen der deutfchen Nas 
tion entfpreche, und daher auf eine Mitwirkung derfelben 
zum Heile des Gefammtvaterlandes nicht länger zu hof- 
fen fei, und daß es demgemäß auch die von ung bean. 
tragte Erflärung Ew. fönigl. Majeftät ald den Ausdruck 
feiner eigenen Gefinnung begrüßen werde. Kein Preuße 
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wird es mit. der Baterlandsliebe und der Nationalehre 
preußifcher Stantöbürger für verträglich halten, fich an 
Berathungen: zu betheiligen, welche zu Befchlüffen füh- 
ren, die eine offene Feindfchaftderflärung gegen den preu- 
Bifchen Staat enthalten. 
Berlin, den 14. Mai 1849. 
Das Staatd-Minifterium. 
(Ge) Graf v. Brandenburg. v. Tadenberg. v. 
Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. 


Königliche Verordnung. 
Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen x. 
verorbnen auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
hiermit, was folgt: 


5: 3 
Das Mandat der auf Grund der Bundesbefchlüffe 
vom 30. März und 7. April 1848 und Unferer Berord- 
nung vom 11. des leisten Monated im preußifchen Staate 
gewählten Abgeordneten zur deutfchen Nationalverfamms 
lung ift_erlofchen. 


6 2 
Den Abgeordneten ift gegenwärtig Unſere Berord- 
nung durch Unferen Bevollmächtigten in Frankfurt am 
Main zur Nachachtung und mit der Weifung zuzuftellen, 
fi; jeder Theilnahme an den weiteren Verhandlungen 
der Berfammlung zu enthalten. 
Gegeben Eharlottenbung, den 14. Mai 1849. 
(Ge) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mans 
teuffel. v. Strotha. v. d. Heybdt. v. Rabe, Si— 
mons. 
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Erlaf des k. preufifchen Minifterprafi- 
Denten an den E. Bevollmächtigten bei 
Der proviforifchen Zentralgewalt, Die 
NHückberufung der preußifchen Abgenrd- 
neten betreffend d.d. LAten Mai 1849. 


Die legten Befchlüffe der Nationalverfammlung ha 
ben: die königl. Regierung in die Nothwendigfeit verjeßt, 
eine Entfchließung zu faffen, deren überhoben zu fein 
fie lange gehofft hatte. Die Gründe, warum fie die für 
jetzt noch in Frankfurt tagende Berfammlung, als auf 
gefeglihem Boden fiehend, nicht mehr anerkennen und 
daher auch die Theilnahme preußifcher Abgeordneter an 
ihren weiteren Berathungen nicht für zuläffig erachten 
kann, find in dem Antrage ded Staatsminifteriumd an 
Se. Maj. den König kurz zufammengefaßt. Ich fann 
ed indeß nicht für überflüffig halten, die Stellung der 
königl. Negierung zur Nationalverfammlung in nachſte⸗ 
hender Entwicklung noch näher zu beleuchten, und in 
eine. umfafjendere Motivirung der gefaßten Befchlüffe 
einzugehen, damit über die Nothwendigkeit und Unver⸗ 
meidlichfeit derfelben, fowie über die Geſinnung aus 
welcher fie hervorgegangen, fein Zweifel bleibe. Ich ftelle 
Em, Hochwohlgeboren anheim, hievon jeden angemefjenen 
Gebrauch auch für die Deffentlichkeit zu machen, ba bie 
Beweggründe, wie die Handlungsweife der Füniglichen 
Regierung das Licht ded Tages nicht zu ſcheuen haben, 

Den gefeßlichen Boden, auf welchem die National 
verfammlung ruhte, bilden anerfanntermaßen die Be: 
fchlüffe der Bundesverſammlung vom 30. März und 7. 
April vor, Jahres. Durch diefe Befchlüffe waren die 
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Regierungen aufgefordert: ',, „in ihren fämmtlichen, dem 
deutfchen Staatenſyſteme angehörigen Provinzen, auf 
verfaffungsmäßig beftehendem, oder füfort ‚einzuführen: 
dem Wege, Wahlen. von. Nationalvertretern anzuord: 
nen, welche am Site der Bundesverfammlung an einem 
fchleunigft feftzuftellenden, möglich kurzen Termine zu: 
fammenzutreten haben, um zwifchen den’ Regierungen 
und dem Volke das deutfche Verfaſſungswerk zu Stande 
zu bringen.’ + Der alfo zufammengetretenen Berfamm: 
lung war eine große Aufgabe zugefallen. Sie follte die 
Bermittlung bilden zwifchen den Regierungen und- dem 
Bolfe, und eine Audgleihung zu Stande bringen zwis 
ſchen den verfchiedenen Geſichtspunkten, welche aus in- 
bividuellen Verhältniffen und Bedürfniſſen der einzelnen 
Staaten, und den Beftrebungen und Wünfchen der fich 
als Eind fühlenden Nation hervorgehen fonnten und 
müßten, eine Ausgleichung, die nicht fchwierig erfcheinen 
fonnte, weil alle Theile von derfelben Gefinnung befeelt 
waren und dasfelbe Ziel erftrebten. Sie follte dem Ber: 
langen und den Bedürfniffen der deutfchen Nation, welche 
zu befriedigen der deutfchen Regierungen ernftliche Ab: 
fiht war und ift, den vollen, gewichtigen gefeßlichen 
Ausdruck verleihen; fie follte das Necht des deutſchen 
Bolfed auf felbftthätige Theilnahme und Mitwirkung 
bei der Ordnung feiner Angelegenheiten vertreten, und 
durch die befonnene Ausübung deöfelben mit den Regie 
rungen zuſammen die Grundfteine eines Baues legen; 
der auf den unerfchütterlichen Pfeilern des Rechtes, der 
Wahrheit und der Treue ruhend die Zufunft der. deut: 
ſchen Nation und ihre reiche Entwicklung nah Innen 
und nad) Außen unter feinen ſchützenden Schirm nehmen 
konnte. Sie follte die Brüde bilden helfen zwifchen. dem 
alten und. neuen Deutſchland, damit das neue. nicht als 
ein Werk der Willfür, fordern des Rechtes und der ins 
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neren Rothwendigfeit fich erwiefe. So war ihre Aufgabe 
eine große und herrliche, eine weitumfaflende, aber auch 
eine beftimmte und rechtlich begrenzte. 

Ein Sahr lang hat die deutſche Nation und haben 
die deutfchen Regierungen mit Spannung und mit le 
bendiger Xheilnahme die Berhandlungen der National- 
verfammlung verfolgt, und die fchönften Hoffnungen an 
diefelben gefnüpft. Mehrere ihrer Befchlüffe find durch 
die Regierungen publizirt; fo ift unter anderen durch die 
allgemein angenommene Wechſelordnung ein erfreulicher 
Schritt zur innigeren Berfnüpfung und. Außgleichung 
der materiellen Suterefien der deutſchen Stanten ge⸗ 
ſchehen. Manches andere ift angebahnt und eingeleitet 
worden. ‚Die königliche Regierung namentlich hat auf 
die Berathungen der Berfammlung jede irgendmögliche 
Rücficht. genommen, Durch ihr Zufammenwirfen ferner 
mit, den: Fürften ift für die vorläufige Leitung der ger 
meinfanmen Angelegenheiten ein proviforifched Organ ger 
bifdet worden, deſſen Wirkfamfeit unter fchwierigen Um⸗ 
ftänden in manchen Theilen Deutſchlands fegensreich 
empfunden worden ift; und in den Tagen einer großen 
Gefahr, die das gefammte Vaterland. mit Anardie und 
den Gräueln der Barbarei bedrohte, hat die Verſamm⸗ 
fung felbft durch ihre muthige Haltung und die Unter: 
ſtützung, die fie der Zentralgewalt angedeihen ließ, ſchwe—⸗ 
res Unheil von der deutfchen Nation abwenden geholfen. 
Sie hat endlich, ihrer Aufgabe gemäß, eine Verfaffung 
berathen, in deren Entwurfe die Regierungen und bie 
preußiſche Regierung zuerft die. Grundzüge eines Buns 
deöftaated. anerfennen konnten, ‚wie er den Bebürfniffen 
und den ausgefprochenen. Wiünfchen der Völker wie der 
Fürften entſprach. Indem auch die fönigliche Regierung 
diefe Berdienfte mit Freuden anerfannte, konnte fie über 
einzelne Weberfchreitungen der gefeßlich feftftehenden Ber 
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fugniſſe, von welchen die Nationalverſammlung fchon 
früher ſich nicht freigehalten, hinwegfehen: Indem fle 
die ſchwierigen und neuen Berhältniffe und die mädhti- 
gen Bewegungen der Zeit berüdfichtigte, und der Be⸗ 
fonnenheit ded Volkes und feiner Vertreter vertraute, 
wollte fie nicht mit Schroffheit diefen Uebergriffen ent: 
gegentreten, und einen gefährlichen Streit über Prinzi⸗ 
pien führen, deren Ausgleihung fie eben als die große 
Aufgabe anfah; fie wollte vielmehr den Weg der Ber 
ftändigung betreten, und wie fie ſich bewußt ift, an ihrem 
Theile redlich alles gethan zu haben, was zu einer fols 
hen Verſtändigung führen könnte, fo durfte ſie hoffen, 
daß auch die Nationalverfammlung ihr auf diefem Wege, 
den die Mehrzahl des deutfchen Volkes mit Dank begrüßte, 
entgegenkommen würde. 

Die Stellung der Nationalverſammlung iſt in der 
neueſten Zeit eine andere geworden. Durch die Beras 
thung der Verfaſſung in zweiter Lefung war ein Theil 
ihrer Aufgabe. vollendet. Zum vollen Abſchluſſe Fonnte 
diefelbe nun nur durch die Mitwirkung der Regierungen 
der Einzelftanten kommen. Diefe waren der eine pa—⸗ 
ciözirende Theil, und nur durd das gegenfeitige Aners 
kenntniß war die fefte Grundlage für die Zukunft der 
deutſchen Verfaſſung zu gewinnen und feftzuftellen. Diefe 
Feftftellung durch die Mitwirfung der Nationalverfamm- 
lung zu erlangen, war die Abficht auch ber preußifchen 
Kegierung. Sie hat dieß noch in ihrem Erlaffe vom 28. 
v. M. ausgefprochen, und mit demfelben noch einmal 
der Nationalverfammlung die Hand zu gemeinfamem 
Wirken dargeboten, obwohl fhon damals Erklärungen 
derfelben vorlagen, welde den Anfpruch auf einfeitige 
Feftftellung der Reichsverfaſſung aus eigner Machtvoll⸗ 
fommenheit aufſtellten. Sie hoffte von der Befonnens 
heit der Vertreter ber beutfchen Nation, daß fie auf den 


Boden bed Rechtes zurückkehren und dadurch ſich ſelbſt 
die volle und legte Erfüllung ihrer Aufgabe möglich mas 
hen würden. So lange fie dieſe Ausficht fefthalten durfte, 
hat fie mit Vertrauen die Theilnahme der Abgeordneten 
ihres: eigenen Landes an den Berathungen gefehen; and 
wenn gleich fle die Motive einzelner, welche ſchon ſich 
zum Austritte bewogen fanden, ehren mußte, an das Ver— 
bleiben der Uebrigen die Hoffnung geknüpft, daß ſie ei⸗ 
nen heilſamen Einfluß im Sinne der Weisheit und Mä⸗ 
ßigung in dieſer Verſammlung ſelbſt würden ausüben 
können. 

Die neueren Beſchlüſſe der Nationalverſammlung 
haben dieſe Hoffnung gänzlich zerſtört, und mit Schmerz 
ſieht die königliche Regierung, wie dieſelbe nicht allein 
den geſetzlichen Boden des Rechts gänzlich verlaſſen, und 
einen Weg eingeſchlagen, auf welchem ſie nur durch 
Hülfe der Revolution ein verderbliches Ziel erreichen 
könnte, ſondern auch gerade zu dem preußiſchen Staate 
ſich in ein offen feindſeliges Verhältniß geſetzt hat. In⸗ 
dem die Nationalverſammlung auf dem Anſpruche beharrt, 
aus eigener Machtvollkommenheit Deutſchland feine künf⸗ 
tige Verfaſſung zu geben und ſie den Regierungen auf⸗ 
zudringen, und ſich jeder Verſtändigung ſowohl als Ver⸗ 
einbarung mit den Regierungen entzieht, hat ſie das 
Prinzip verläugnet, aus welchem ſie ſelbſt durch die Be⸗ 
rufung durch die Regierungen und die Wahl aus dem 
Volke hervorgegangen iſt, und ſich fortan die Erfüllung 
der Aufgabe: „das deutſche Verfaſſungswerk zwiſchen 
den Regierungen und dem Volk zu Stande zu bringen“, 
unmöglich gemacht. Indem ſie neben den Regierungen 
auch „die Volksvertretungen, die Gemeinden der Einzel- 
Raaten und das gefammte deutfche Wolfe aufgefordert hat, 
bie Reichöverfaffung zur Ausführung und Geltung zu 
bringen‘, hat fie die Hilfe der Revolution in Anfpruch 
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zu nehmen gedacht, und das: Vaterland der Gefahr aus⸗ 
gefest, durch Anarchie und biutigen Kampf auf- einen 
Weg geführt zu werden, den die-Mehrzahl der Nation 
verabfcheut. Daß diefe Befürchtungen nicht grundlos 
find, :haben die Ereigniffe in mehreren deutfchen Ländern 
ſchon bewiefen. Durch die eigenmächtige Feftftelung ei- 
ned Termins für den Zufammentritt des erften Reiches 
tages und für die Vornahme der Wahlen zum Volkhauſe 
hat fie. offen in die Befugnifjfe der verfaffungsmäßigen 
Regierungen eingegriffen, und fidy felbft eine Regierungs⸗ 
gewalt angemaßt, die ihr weder nad) ihrer urfprünglichen 
Bedeutung noch felbft innerhalb der vor ihr beſchloſſenen 
Berfaffung zukommen konnte. Sie hat endlich bewieſen, 
daß fie in ihrem jeßigen Beftande den maßlofen Einflüf- 
fen einer Partei preidgegeben ift, welche, auf den Um— 
fturz alled Beftehenden gerichtet, in der moralifchen- und 
materiellen. Kraft Preußens das Haupthinderniß für ihre 
Beftrebungen erblidt, und deßhalb auf die Zerftörung 
des preußifchen Staates hinarbeitet. Der Beſchluß vom 
10.d. M.: „„dem fchweren. Bruche des Reichsfriedeng, 
weldyen die preußische Regierung durch unbefugtes Ein- 
ſchreiten im Königreiche Sachſen ſich hat zu Schulen 
fommen laffen, ift durch alle zu Gebot ftehenden Mittel 
entgegenzutreten“““, ift ebenfo fehr ein offener Akt der 
Feindfeligfeit gegen den preußifchen Staat, als eine Ber- 
läugnung und Verlegung der bundesgeſetzlich feftftehen- 
den. Rechte aller Mitglieder des deutfchen Bundes, jenes 
Bundes, weldyen: nicht zu zerflören, fondern auszubilden 
und. zu Fräftigen der Beruf. und die. Aufgabe der Nas 
tionalverfammlung wie der Regierungen war. 

Nach allen diefen Vorgängen fieht fich die königliche 
Regierung zu der Erklärung genöthigt, daß fie die Ver— 
fammlung in Frankfurt nicht länger als auf gefeglichem 
Boden ftehend, als den berechtigten Ausdruck des wahs 
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ren’ Willens des ‘deutfchen Volkes und als die geſetzliche 
Vertretung der gefammten beutfchen Nation anfehen kann; 
daß fie jede Hoffnung aufgeben muß noch im Vereine mit 
ihr‘ die letzten Schritte zum endgültigen Abſchluſſe des 
deutfchen VBerfaffungswerfes thun zu können, und daß fie 
gegen alle weiteren Berathungen und Befchlüffe derfelben 
fihh im voraus feierlich verwahren muß. Ebenfo muß 
fie erflären, daß fie die fernere Theilnahme preußifcher 
Abgeordneter an den weiteren Berathungen eines nicht 
mehr auf dem gefeglichen Boden ſtehenden und in offener 
Feindfeligfeit gegen den preußifchen Staat befindlichen 
Körpers für durchaus ungerechtfertigt hält, daß fie das 
Mandat derſelben für. erlofchen erachtet, und von ihrer 
Baterlandsliebe und ihrem Gefühle für die Ehre des preu— 
Bifhen Staates erwartet, daß fie aus der Verſammlung 
‘austreten werden. Sie hegt das Vertrauen zu jedem 
Preußen, daß er ſich nicht ferner an Verhandlungen bes 
theiligen werbe, welche zu offenen Akten der. Feindfelig- 
feit gegem fein Vaterland führen. Eine Anzahl von Ab» 
geordneten ift dieſem Vertrauen ſchon durch ihren bereits 
erflärten Austritt züvorgefommen. Indem die Fönigl. 
Regierung den Motiven. der großen Mehrzahl der noch 
Zurücgebliebenen Gerechtigkeit widerfahren läßt, konnte 
fie indeß nicht: zugeben, daß über ihre Anficht und ihren 
Willen irgend ein Zweifel übrig bliebe. Dad Staatd- 
minifterium mußte es daher für: feine Pflicht halten, an 
Se. Maj. den König denjenigen Antrag zu richten, wel- 
her die. Ew, Hochwohlgeboren. überfandte königl. Vers 
ordnung zur:Folge gehabt hat. Die königl. Regierung 
Darf hoffen, daß durch eine ruhige und befonnene Erwä⸗ 
gung der im Borftehenden dargelegten. Thatfachen ihr 
Berfahren und+ihre-Beweggründe geredhtfertigt erfchei- 
nen werden; und fie überläßt es mit DBertrauen dem 
reifen Urtheife eines jeden Preußen und eines jeden Deut 
Roth u, Merd, Duellenfammlung. II. Band. 34 


ſchen, der. bie: faftifch vorhandenen: Verhältniffer zum wür⸗ 
digen und; die: Gefahren: wie die Hoffnungen. ber. Zukunft 
mit tiefer eingehendem Blicke aufzufaffen vermag, ihr dies 
jenige Gerechtigkeit: widerfahren zu laſſen, auf welche. fie 
Anſpruch zu. haben glaubt. 

Berlin, 14 Mai 1849; 
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Note Des F. fächfifchen Bevollmächtig- 
ten bei der proviforifchen Zentralgewalt 
an das Neichsminifterium, die Nückbernf: 
ung. Der fächfiichen Abgeordneten zur 
Deutichen Nationalverſammlung betref- 
fend, d. d. E9ten Mai 1849: 


Herr: Minifterpräfivent! 

Die nämlidyen . bereits‘ der: Deffenslichfeit übergebes 
nen Gründe und Erwägungen, welche der königlich preu- 
Bifchen Verordnung vom 14. d. M. unterliegen, wodurch 
das Mandat der auf Grund: der Bundesbefchlüffe- vom 
30. Mai und 7. April’ v. J. im-preuß. Staate gewähl- 
ten: Abgeordneten zur dentfchen Nationalverfammlung 
für. erloſchen erflärt worden: if, haben auch die königlich 
ſaͤchſiſche Regierung zu dem Befchluffe. bewogen, die 
ſächſiſchen Abgeordneten zur Nationalverſammlung : aus 
dieſer abzuberufen: 

Der: mir ertheilten Anweifung: entfpredjendi, habe 
ich den bien anmwefenden- Abgeordneter -aud' dem Königs 
reiche Sachſen vom: diefer- Entſchließung dev königlichen 


Regierung: heute, mittelft. beſonderer Zufchrift, Nachricht 
gegeben und am diefelben zugleich die Aufforderung ger 
richtet, die Nationalverfammlung bemgemäß zu ver 
laffen: 

Sch unterlaffe aber nicht, Ihnen, Herr Minifterials 
präfident,. hierüber gleichzeitig gegenwärtige ergebenfte 
Mittheilung: zu dem Zwede zu machen, bamit diefelbe 
durch Ihre geneigte Bermittelung, die ich mir zu beim 
Ende erbitte, auf offizielle Weiſe zur Kenntniß des 
Herrn Präfidenten der Nationalverfammlung u. 

Franffurt a, M. 19, Mai’ 1849. 


Kohlſchütter. 


118. 


Entſchließung Des k. Hannöverifchen Mi⸗ 
niſteriums des Auswärtigen, die Rückbe— 
rufung Der hannöveriſchen Abgeordne- 
ten zur. Dentichen Notionalverfanmlung 
betreffend, d. d. S3ten Mai 1849, 


Die königliche Regierung hat zu. ihrem tiefen Bedauern 
aus dem Gange der Verhandlungen der deutfchen Nativ⸗ 
nalverfammlung die Beforgniß. ſchöpfen und, in den neue⸗ 
ſten bortigen: Borgängen betätigt finden müſſen, daß das 
Zuftandebringen des deutfchen Verfaſſungswerkes zwifchen 
dem deutſchen Bolfe und den Regierungen der einzelnen 
deutſchen Staaten im; Sinne derjenigen Bundesbeſchlüſſe 
vom 30. März und 7; April 1848, auf. deren Grund die 
Wahlen: von Abgeordneten zur Rationalverfannsiung an⸗ 
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geordnet und angenommen find, von diefer nichtmehr ers 
wartet werben darf. Die Fönigliche Regierung findet 
burch dieſe Wahrnehmung. eine ihren wärmſten Wüns 
fchen für Deutfchlands verjüngende Umgeftaltung. ent- 
fprungene Hoffnung in fo weit vernichtet, ald die Na- 
tionalverfammlung mit Ablehnung der von den Negiers 
ungen dargebotenen freien Vereinbarung, entfchieden ben 
Weg verlaffen hat, der: nach unferer Weberzeugung das 
alffeitig erftrebte Ziel der Einheit Deutſchlands, feiner 
Macht und des Stückes feiner Völker am ſchnellſten mit 
Sicherheit hätte erreichen laſſen. Wie feft die Fönigliche 
Regierung diefed Ziel, fo lange eine Ausficht des Erfols 
ges übrig blieb, im Auge behalten, dieß hat fie Gelegen- 
heit gehabt, noch in der Erflärung zu beurfunden, die 
von ihr dem Abgeordneten der proviforifchen Zentralge: 
walt über die verlangte Anerfennung der von der Natio: 
nalverfammlung einfeitig befchloffenen Reichsverfaſſung 
am 4. dieſes Monates ertheilt worden ift. Nach vorgängis 
gem Rücktritte der öfterreichifchen Deputirten ift inzwi- 
[hen auch die Abberufung der in den königlich preußifchen 
und königlich ſächſiſchen Staaten erwählten Mitglieder 
der Nationalverfammlung erfolgt, und die Ießtere hat 
hierdurch, fowie durch die zahlreiche Entfernung von Ab; 
geordneten aus anderen Theilen Deutſchlands in ihrer 
Zufammenfeßung eine Veränderung erlitten, die es der 
Regierung Seiner Majeftät des Königs nicht ferner ge: 
ftattet, in ihr ein vollgültiges Organ der Wiünfche des 
gefanmten deutfchen Volkes anzuerkennen. Die fönigliche 
Regierung fieht fidy hieran durch die ihr obliegenden 
Pflichten um fo mehr verhindert, da in dem Verhalten 
der Nationalverfammlung felbft ein neuerlich hervorge- 
tretenes Beftreben Unterftügung findet, das, bei dem Be- 
harren auf der einfeitig befchloffenen Verfaſſung, in eis 
ner Aufrechthaltung und Ausführung der lesteren den 
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Vorwand findet, das gefammte Vaterland mit Bürgerkrieg 
und Umſturz aller beſtehenden Ordnung zu bedrohen, 
und auch für das hiefige. Königreich Gefahren herbeizus 
führen, welche mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln 
abzumenden, die königliche Regierung feſt entfchloffen ift. 
Unter diefen Umftänden, und damit über die Beurtheil- 
ung, . welche eine fortgefeßte Tchätigfeit der etwa ver 
ſammelt bleibenden, noch übrigen Abgeordneten. zur Nas, 
tionalverfammlung in den Augen’ der: königlichen Regiers; 
ung findet, jeder Zweifel für die Angehörigen des hiefl- 
gen Königreiches entfernt werde, hat die. Regierung Sr. 
Mai. des Königs zu dem Beſchluſſe gelangen müſſen, 
daß an die in dem Königreiche Hannover zu jener Ber: 
ſammlung erwählten Deputirten "die Aufforderung erlaf 
fen fei, an den Verhandlungen, welche von den gedach— 
ten Abgeordneten in Frankfurt. oder an anderen Orten 
ferner möchten gehalten werden, fich der Theilnahme zu 
enthalten. Die königliche Regierung erfennt daneben 
als eine beftimmte Verpflichtung an, fo viel an ihr ift, 
dafür Sorge zu tragen, daß die auf Deutfchlande Ei— 
nigung und Kräftigung, wie auf die Vertretung des deuts 
fcheh Volkes bei Deutfchlands Zentralgewalt gerichteten 
Zuſagen, welche in-den erwähnten Bundesbeſchlüſſen entz 
halten oder ‚von Sr. Maj. dem Könige, Ihren Unter: 
thanen befonderg ertheilt worden find, mit jeder möglichen 
Befchleunigung und auf eine Weife zur Ausführung ges 
bracht werden, welche dem deutſchen Bolfe eine felbftthä- 
tige Theilnahme an der Begründung einer neuen- Ges 
fammtverfaffung ſichert. Die fönigliche Regierung iſt, 
im! Bewußtfein dieſer Obliegenheit,. bereitd mit anderen 
deutfchen Bundedregierungen in eine Verhandlung getres 
ten, deren biöheriger Verlauf zu der Erwartung: beredys 
tigt,. daß Die Regierungen: binnen Kurzem im Stande 
fein. werben, die Ergebniffe ihrer Erwägungen ‚dem. Bar 
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terlande zu feiner Beruhigung vorzulegen. Wir beauf- 
tragen den Herrn Bevollmächtigten, die dort anwefenden 
hannöveriſchen Abgeordneten mit ber worftehenden Ver⸗ 
fügung volftändig befannt zu machen und dabei zu 
bemerken, daß mit dem Tage des Empfanges ber Eröff- 
nung, auf deffen Konftatirung Bedadıt zu nehmen ift, 
die bisherige Diätenzahlung aus der hieſigen Landeskaſſe 
aufhören und ſodann nur noch eine Vergütung der Kos 
ften der Rückreiſe, infofern leßtere fofort.erfolgt, eintres 
ten wird, 
Hannover, den 23. Mai 1849. 

Königliches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


(Ge) Gr. v. Bennigfen. 





119. 


Großherzoglich badiſche Verordnuung, Die 

Näcberufung Der Abgeordneten zur 

Dentichen Nationalverſammlung betref: 
fend, d. d. 12ten Zuni 1849. 


Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog won Baden ac. ıc. 

Da ber unlängft von Frankfurt nad Stuttgart über 
gefiedelte Theil der Nationalverfammlung durch eben 
dieſe Weberfiedelung die Grundlage der Berufung und 
des rechtlichen Dafeind der Nationalverfammlung felbft 
aufgegeben hat, und jener Reſt der Berfammlung tiber 
bieß feitbem offen den Weg des Aufruhres eingefchlagen 
hat, fo vermögen Wir in demfelben die deutfche Natio⸗ 
nalverfammlung wicht mehr anzuerkennen, und indem 
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Wir dieſes hiedurch 'erflänen, betrachten Wir ‚zugleich 
die Bollmachten der dabei noch befindlichen badiſchen Abs 
georoneten als erlofchen. 
Befchloffen im ‚großherzuglichen Staatsminiſterium zu 
Mainz den 12ten Juri 1849. 
| Leopold. 
Klüber. Stengel. 





120. 


Depeiche Des k. preufifchen Meinifter- 
pröfidenten an den k. Bevollmächtigten 
bei Der proviforifchen Zentralgewalt, 
Die proviforifche Bentralgewalt 'betref: 
fend, d. d. ISten Moi 1849. 


Aus Ew. Hochtwohlgeboren und bed Oberſtlieutenants 
Fifcher telegraphifchen Meldungen vom 16. d. erfehe ich, 
daß Se. kaiſ. Hoheit der Erzherzog⸗Reichsverweſer noch 
Anſtand nimmt, anf die von dem letzteren ihm überbrady 
ten dieffeitigen Vorſchläge einzugehen. Es iſt in dieſem 
Augenblicke nichtſmeine Abſicht, die Folgen, welche daraus 
fuͤr unſre ganze Stellung, Frankfurt gegenüber, hervor⸗ 
gehen, näher zu beſprechen, und ich muß mir vorbe⸗ 
halten, die weiteren Beſchlüſſe der königlichen Regierung 
Ew. Hochwohlgeboren dem nächſt mizutheilen. Dagegen 
muß ich ſchon jetzt einen Punkt hervorheben, in welchem 
die königliche Regierung, ohne weitere Autoriſation von 
der Zentralgewalt abzuwarten, ſich zu ſelbſtſtäudigem Han⸗ 
deln genöthigt ſieht. Das Verhältniß zu Dänemark 
kann nicht länger den Folgen der ſchwankenden und un⸗ 
ſicheren Stellung preisgegeben werben, in welche die Zenu⸗ 
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tralgewalt fich hat hineindrängen laffen, und die könig⸗ 
liche Regierung hat ſich deßhalb entfchloffen, die Kriegs 
führung und die Unterhandlung ſelbſtſtändig in ihre Hand 
zu nehmen, wobei fie im Einverftändniffe mit den: Re: 
gierungen handeln wird, welche ſich ihr anzufchließen 
ſich bereit erklärt haben. Ich erfuche Sie, in Gemeins 
fhaft mit dem Oberftlieutenant Fifcher, dieß Sr. Faif. 
Hoheit dem Neichöverwefer zu eröffnen, und ihm die 
Gründe darzulegen, welche die Fönigliche Regierung be— 
flimmen mußten, auch ohne förmliche Uebertragung von 
Seite der Zentralgewalt zumächft in diefem Einen Punkte 
die Leitung zu übernehmen. Daß die wichtigen materi- 
ellen Sntereffen Preußens und des ganzen: nördlichen 
Deutfajlands :bei einer fchleunigen Beendigung; biefer 
Angelegenheit betheiligt find,» iſt ebenfo, Har, als daß 
faftifch ‚nur Preußen. allein jegt im Stande iſt, dieſelbe 
zu bewisfen. ‚Daß bie Reichsgewalt faktifch in diefem 
Augenbuͤcke kein Gewicht mehr in die Schale weder des 
Krieges noch des Friedens legen, und weder den Krieg 
noch Die Verhandlungen mit Nachdruck führen kann, darz 
über wird ſich das Miniſterium wohl ſelbſt nicht mehr 
täuſchen. Aber auch formell iſt die Zentralgewalt in dies 
fem: Augenblicfe. nicht mehr im Stande die Angelegen- 
heit weiter zu führen. Das Geſetz vom 28, Juni vori— 
gen Jahres, welches ihre rechtliche Stellung definirt, ver⸗ 
ordnet Art. 4: „Weber Krieg und Frieden und über Ber: 
träge mit auswärtigen Mächten befchließt die Zentral« 
gewalt im Einverftändniffe mit der Reichöverfammlung.* 
Nachdem . die königl. Regierung fih durch die legten 
Schritte der Reichsverſammlung genöthigt gefehen, ges 
gen jede Bedeutung ihrer weiteren Befchlüffe Proteft 
einzulegen und die preußifchen Deputirten abzuberufen, 
hat die Reichsverfammlung und ‚gegenüber feine rechtliche 
Eriftenz mehr und ein Einverftändniß der in Frankfurt etwa 
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noch forttagenden Vertreter der übrigen deutfchen Länder 
nit der Zentralgewalt würde für und ohne alle Bedeus 
tung fein. Bon .unferem Standpunfte aus müſſen wir 
alfo ‚erklären, daß der Zentralgewalt für jene Fragen 
die Bedingung ihrer Aktion fehlt, und wir alfo weiteren 
Anordnungen. bderfelben in Bezug anf, Krieg umd Frieden 
oder die Verhundinngen mit Dänemarf feine Folge lei— 
ften, auch unfere Truppen in den Herzogthümern nicht 
länger unter den Befehlen der Zentralgewalt laffen und 
der Gefahr ausfegen können, Anordnungen gehorchen 
zu müffen, welche aus dem. Einverftändniffe mit einer 
auf feinem gefeglichen Boden ftehenden Berfammlung 
hervorgegangen wären. Dieß ift umfomehr der Fall, da 
dag Minifterium der proviforifchen Zentralgewalt nad 
eben jenem Gefeße der Reichsverſammlung verantwort⸗ 
lich ſein ſoll; es iſt klar, daß wir den Regierungshand⸗ 
lungen eines Miniſteriums, welches der von uns nicht 
mehr anerkannken Verſammlung verantwortlich zu fein 
durch ſein Verbleiben im Amte fortfährt, keine Gültig— 
keit mehr. beilegen können. Es iſt dabei aber unabweis— 
lich, daß die ganze Angelegenheit von Einer Hand ge— 
leitet werde, und die königl. Regierung hat ſich daher 
entſchloſſen, unter ausdrücklich erklärter Zuſtimmung der 
zunächſt betheiligten Regierungen von Hannover und 
Sachſen und in Erwartung des Anſchluſſes der nord— 
deutſchen Uferſtaaten, dieſe Leitung für ſich und die ihr 
verbündeten Regierungen zu übernehmen, indem fie Bay: 
ern, ſowie den übrigen Staaten, welche fidy noch nicht 
erflärt haben, den Beitritt offen_ erhält. Wir werben 
demnach den königl. Geſandten in London anweiſen, daß 
er feine weiteren Berhaltungsbefehle nur noch von der 
fönigl. Regierung zu empfangen und in ihrem und der 
ihr verbündeten Regierungen Namen zu unterhandeln 
habe. Gleichzeitig werden auch dem General v, Pritt 
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witz entſprechende Weifungen zugehen. Ich darf hoffen, 
daß es Ew. Hochwohlgeboren gelingen werde, Se. kaiſ. 
Hoheit den Erzherzog⸗Reichsverweſer von der Nothwen⸗ 
digkeit zu überzeugen, worin die Fönigl, Regierung füh 
befindet, diefen "Schritt zu than, durch welchen allein 
noch eine befriedigende Löfung dieſer verwidelten e- 
möglic; gemacht werden Tan. 

Berlin, 18° Mai 1849. 

Graf Brandenburg. 


121. | 
Note Des NReichsminiſters Des Inneren 
an den E. prenfifchen Bevollmächtigten, 
Erklärung des Neichsverwefers auf Die 


k. preufiifche Depefche vom 4Sten Mai 
41849. d. d. 24ten Mai 1849. 


Auf die dem Reichöverwefer heute mitgetheilten teles 
graphifchen Depefchen vom 18. und 23. d. M. habe ich 
von Sr. Faiferlihen Hoheit den ausdrücklichen Befehl 
erhalten, zu erwidern: Daß Seine Taiferliche Hoheit der 
Reichöverwefer, wie befannt, längft entfchloffen ift, das 
ihm anvertraute Amt nieberzulegen, daß er aber bei ber 
Beftimmung des Zeitpunftes, wann dieß gefchehen werde, 
lediglich das Intereffe Deutfchlands fonfultire, und feiner 
Macht der Erde das Recht zugeftehe, ihn von dem ihm 
anvertrauten Poften zu verdrängen. 

‚ Branffurt am Main, den 24. Mai 1849, 

Der Reichsminiſter ded Inneren. 
(Gez.) Grävell. 
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122, 


Depeche Des k. prenfifchen Minifterprä- 

fidenten an den E. Bevollmächtigten bei 

Der provifsrifchen Zentralgewalt, Den 

Nüchtritt Des Neichsverwefers betreffend, 
d. d. 28ten Mai 1849. 

Durch Ew. Hochwohlgeboren Bericht vom 25. d. M. 
habe ich das Schreiben erhalten, welches der interimifti- 
fche Präfident des Minifterrathes unter dem 24. d. M. 
an Ew. Hochwohlgeboren, ald Ermwiderung auf die dem 
Hrn. Reichöverwefer mitgetheilten telegraphifchen Depes 
fhen von Berlin vom 18. und 23. d. M., gerichtet hat. 
Sch kann nicht umhin, Ew. Hochwohlgeboren bad lebhafte 
Bedauern audzudbrüden, welches die k. Regierung bars 
über empfindet, daß Se. kaiſerl. Hoheit der Reichsverwe— 
fer geglaubt hat, auf die von hier aus gemachten Mit: 
theilungen erwibdern zu müffen, daß Hochberfelbe, wie 
befannt, längſt entfchloffen fei, das ihm anvertraute Amt 
nieberzulegen, daß Er aber bei Beftimmung des Zeits 
punftes, wann diefes gefchehen werde, Tediglich das In⸗ 
tereffe Deutfchlands Eonfultiren und feiner Macht ber 
Erde das Necht zugeftehen Fünne, Shn von dem Ihm 
anvertrauten Poften zır verbrängen. Die k. Regierung 
fann nur annehmen, daß diefe Ermwiderung auf einem 
ebenfo beflagenswerthen als unerflärlichen Mißverftänd; 
niffe beruhe. Die k. Regierung hat von Sr. Taiferl. Dos 
heit niemals etwas anderes erwartet, ald daß Er bei 
feiner fchließlichen Entfcheidung Tediglic dad Intereffe 
Deutfchlands Fonfultiren werde; fie hat noch weniger 
jemald auch nur den Gedanken faffen können, denfelben 
in irgend einer Weife von feinem Poften zu verdrängen. 
Sie hat es aber für ihre Pflicht erachtet, auf die and 
drückliche Aufforderung des Neichövermwefers mit ihrer 


5410 


Anficht nicht zurücdzuhalten, fondern offen auszufprechen, 
was ihr dem Intereſſe Deutfchlands angemeſſen erfcheine, 
Ge. faiferl. Hoheit hat felbft zuerft fih an die k. Regie— 
rung mit der Erklärung gewandt, daß Er in der näch— 
ften Zeit ſich werde genöthigt fehen, fein Amt niederzus 
legen,-und dabei den Wunſch ausgefprochen: Se. Mai. 
der König möge ſich daranf gefaßt machen, daß jeden 
Tag der Augenblick eintreten könne, wo Se. Maj. die 
Leitung der deutfchen Angefegenheiten in die Hand neh: 
men mwüfe. Se. Maj. der König haben darauf, in. vol- 
fer Webereinflimmung mit Shren früheren befannten Er: 
flärungen, wiederholt, daß Sie dazu bereit fein würden, 
foweit die Regierungen dazu ihre Zuftimmung geben 
möchten, und Er. faiferl. Hoh. anheimgeftellt, durch ein 
fhriftliches Anfuchen an Se. Maj. die Veranlafjung zu 
einer deßfallſigen Erklärung zu geben. Die k. Regie— 
rung bat aber ebenfo ausdrücklich ausgefprochen, daß fie 
der von ©r. faiferl. Hoheit, felbft ebenfalls angedeuteten 
Niederlegung feiner Gewalt in die Hände der Bevoll: 
mächtigten,. ald der augenblicklich allein DBTDENDEREN Der: 
treter der Regierungen, nicht entgegen fei. In Betreff 
des Zeitpunftes, wann diefes zu gefchehen habe, ift fie 
weit davon.entfernt gewefen, irgend eine Forderung an 
Se. faiferl. Hoheit zu richten; fie hat aber, nachdem fie 
von dem Reichsverweſer Fonfultirt worden, ihre Anſicht 
dahin ausgefproden, daß, fle allerdings den jeßigen Zeit: 
punkt für den richtigen halte, Sie hat ſich dabei von 
der Erwägung des Gefeßes vom 23. Juni v. J. leiten 
laffen, durch welches die Stellung der Zentralgewalt bes 
dingt if. Durch den Art. 4 dieſes Geſetzes wird Dies 
felbe für die wichtigften Fragen der. Politif an bad Eins 
verftändniß der Nationalverfammlung gebunden; burd) 
den Art, 6 wird das Neichsminifterium der, National 
Yerfammlung verantwortlich gemacht. Nachdem die leß- 
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tere: in Folge ihrer eigenen Befchlüffe, ſowie ver Abbern- 
fung. der. öfterreichifchen, preußiſchen und ſächſiſchen Des 
putirten und des wirflich. erfolgten Austrittes der größes 
ren Zahl ihrer Mitglieder nicht mehr als Die: gefeßliche 
Gefammtvertretung der. deutfchen Nation angefehen wer: 
den fonnte, mußte die Stellung der Zentralgewalt und 
des Neichöminifteriums als eine nicht mehr haltbare und 
der ficheren Baſis entbehrende erfcheinen. Dazu Fam die 
Erwägung, daß in eben diefem Augenblide der Kampf 
gegen die Anarchie in einem nicht anbedeutenden Theile 
Deutſchlands eine Geftalt angenommen. hatte, in weldyer 
derfelbe nicht mehr durch die der Zentralgewalt zu Ges 
bot. ftehenden Mittel durchgeführt werden konnte. Im 
Intereſſe Deutfchlande, wie im. Intereffe des Reichsver⸗ 
weferd felbft, hat daher die F. Regierung ihren von dem 
legteren felbft in Anfpruch. genommenen Rath micht zu: 
rüchalten gu dürfen geglaubt. Sie fann nicht umhin, 
dieſe Anficht auch jeßt noch feftzuhalten; fie fpricht aber 
Dabei gern das Vertrauen aus, daß Se. faiferl. Hoheit 
in Ihrer Weisheit den rechten Augenblic finden werden. 

Inzwiſchen erachtet fie es für ihre Pflicht, auch der 
Zentralgewalt von der Eröffnung Kenntniß zu geben, 
welche fie heute im Bereine mit den f. Regierungen von 
Sachſen und Hannover den Übrigen deutfchen Regieruns 
gen zugehen läßt, und welche ich Ew. Hochwohlgeboren 
zu dem Zwede in der Anlage überfende.. Diefelbe ift. aus 
den Berathungen hervorgegangen, ‘welche in. Folge ber 
von. und unter dem 28, v. M. an die deutfchen Regie 
rungen ergangenen Einladung hier in Berlin ftattgefun- 
den haben. Die Dringlichkeit der : gegenwärtige. Um⸗ 
fände hat die k. Regierung fowie die Regierungen von 
Sachſen und Hannover vermodht, von- dem im Art... HM 
der Bundesakte den Bundeögliedern vorbehaltenen „Rechte 
der Bündniffe aller Art’ Gebrauch zu machen, und: mit 
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einander zu bem beftinunten Zweck des Schußes der in- 
neren und’ äußeren: Sicherheit . ein: Bündniß einzugehen, 
zu. dem ſie den Beitritt allen. übrigen: deutfchen Staaten 
offen erhalten. Sie find zugleicy dahin übereingefommen, 
den deutfchen Regierungen gemeinfam einen Entwurf 
zu: der Berfaffung des deutfchen Bundeöftaates zur Prü⸗ 
fung vorzulegen, wie fie denfelben, unter vollfter Berück⸗ 
fihtigung der von: der Rationalverfammlung: berathenen 
Berfaffung, den: Bedürfniffen der deutſchen Nation: für 
angemefjen erachten. Diefed Bündniß der vereinigten 
& Regierungen bewegt fi ganz innerhalb des beutfchen 
Bundes, den ed als rechtlich, beftehend anerfennt und 
vorausſetzt; ed läßt die Nechte und. Pflichten der Bun⸗ 
beöglieder volllommen intaft, und berührt: die allgemeis 
nen Berhältniffe des’ deutfchen Bundes in feiner Weife. 
Die in: demfelben. an: Preußen: übertragene: Leitung. ber 
gemeinfamen Maßregeln der verbündeten Regierungen 
beruht. auf der: freien Uebertragung von Seite der les 
tern, und. befchränft ſich auf die beftimmten Zwecke des 
Bündniſſes; fie greift, daher. auch keineswegs im die Bes 
fugniffe der. Zentralgewalt, als des. bieherigem. leitenden 
Organes des deutfchen Bundes, ein,. Deren. Rechte viel- 
mehr vollftändig gewahrt: erſcheinen, und welche zu er 
fegen Preußen feinerlei Anſpruch macht. ES ift daher 
andy in feiner Weiſe irgend eine rechtliche KRollifion zwi⸗ 
ſchen beiden: zu befürchten, und die k. Regierung überläßt 
fid; mit Vertrauen der Ueberzeugung, daß: die Zentral 
gewalt dieſes einfache Sachverhäftniß nicht: verfennen 
werde: Sie glaubt aber felbft ſich nicht verhehlen zu 
ſollen, daß. durch. diefe Vereinbarung der Regierungen 
ed: Sr.. kaiſerl. Hoh. dem Erzherzog» Reichöverwefer ers 
leichtert werben dürfte, den von Ihm fo oft ausgeſpro⸗ 
chenen Wunſch der. Niederlegung Seined Amtes zu ver 
wirklichen, indem durch Diefelbe die Mittel: zum: Schuge 


der öffentlichen Sicherheit in den Staaten, welche dieſem 
Bündniffe beitreten möchten, ih hinreichender und umfafs 
fender Weife geboten werden, und dadurch die Bedenken 
befeitigt; werben bünften, welche Se; kaiſerl. Hoheit noch 
auf. Ihrem dornenvollen Poften zurüchalten.. So wenig 
rechtlich irgend eine. Kollifion zu befürchten fein fann, 
fo fällen doch die Zwede, welche Se. faiferl: Hoheit in 
der treuen beutfchen Geflnnung, die wir in volfem Maße 
anerfennen, Sich vorgefegt haben; und diejenigen, welche 
durch dieſes Bündniß erreicht werden follen, fo nahe zus 
famnmen, daß Se. kaiſerl. Hoheit. Sich. bewogen finden 
dürften, im Bertrauen. auf die vereinigten, Regierungen 
Sich der. weiteren. perfönlichen Verpflichtung entbunden 
zu erachten, und den Regierungen die Durchführung: der 
etwa. noch. nöthig. werdenden Maßregeln zu überlaffen. 
Em. Hoshwohlgeboren wollen diefe Eröffnung der f. Res 
gierung,. durch abſchriftliche Mittheilung diefed. Erlaffes, 
zur. Kenntniß Sr. faiferl. Hoheit des Erzherzogs⸗Reichs⸗ 
verweſers bringen. 
Berlin, den 28. Mai 1849. | 
Ge.) Graf v. Brandenburg. 
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Dote des Präſidenten Des Neichsmini: 
fterratbs an den E. prenfifchen Bevoll- 
mächtigten bei Der proviforifchen Zen- 
tralgewalt, den Rücktritt des Neichsver: 
weiers betreffend,.d. d. Iten Juni 1849. 


Der Unterzeichnete ift von Sr. faif. Hoheit dem Erz: 
herzog-Reichsverweſer beauftragt, der füniglich preu— 
Fifhen Regierung durch die Vermittelimg bes’ interimi- 
ftifchen königlichen Bevollmächtigten, Hrn. Gch. Lega— 
tionsraths v. Kamp, von den Anffchten und Erwägun— 
gen Kenntniß zu geben, zu welchen Se. faif. Hoheit in 
dem mit geehrtem Schreiben vom 1 1. M. mitgetheiften 
Erlaffe des füniglichen Minifterpräfidenten Hrn. Grafen 
v. Brandenburg vom 28. v. M. Anlaß gefunden haben, 
Gern ift der Erzherzog-Reichsverweſer bereit, die Aeuͤße⸗ 
rungen des Schreibens vom 24. v. M., zu welchen nur 
dann ein Grund vorlag, wenn die königl. Regierung 
Ihn in irgend einer Weiſe von ſeinem Poſten zu ver— 
drängen gedachte, einem bloßen Mißverſtändniſſe zuzu— 
ſchreiben. Beruhigt durch die Verſicherung, daß ein 
ſolcher Gedanke der königlichen Regierung fern gelegen habe, 
verzichten Se. kaiſ. Hoheit auf eine nähere Berufung an 
den thatfächlichen Hergang der Verhandlungen, welche 
jene Aeußerung herbeigeführt haben, da eine derartige 
Erörterung einen Bortheil für das öffentliche Intereſſe 
nicht erwarten läßt. Für die richtige Auffaffung diefer 
Derhandlungen genügt es, feinen Zweifel darüber entfte- 
hen zu laffen, daß der Neichöverwefer, fo dringend Er 
auch Se. Maj. den König von Preußen gleich anderen 
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Bundesfürften auf. bie Nothwendigkeit aufmerffam machte, 
zeitige Vorforge für den Fall feines bevorftehenden Rück⸗ 
trittes zu treffen, ſich doc niemals mit feiner Stellung 
und Veberzeugung in Widerfpruch gefeßt hat, mit wel 
cher ein Anfuchen an Se. Maj. um Uebernahme ver 
Zentralgewalt fo wenig vereinbar fein fonnte, als übers 
haupt eine nicht von den Regierungen ausgehende Ueber, 
tragung biefer Gewalt an Preußen. 

In jeder Hinficht müffen aber Se. kaiſ. Hoheit Werth 
darauf legen, die Statthaftigkeit'der Folgerungen aus- 
zufprechen, welche die königl. Regierung hinfichtlich der 
rechtlichen Stellung der Zentralgewalt feit Auflöfung 
der Nationalverfammiung aus den Art. 4 und 6 bed 
Gefeßed vom 28. Juni 1848 in der Note vom 28. v. M., 
fowie fchon bei anderem Anlaffe abgeleitet hat. Als Be: 
wahrer ber einzigen für ganz Deutfchland gemeinfamen 
Autorität hofft der Reichsverweſer feiner ſchweren Pflicht 
in erhöhten Maße genügt zu haben, ald Er auch nad 
der beflagenöwerthen Erfchütterung, welche diefe Autoris 
tät durch die Selbftauflöfung der Nationalverfammlung 
in ihrer rechtlichen Grundlage erleiden mußte, ben Rechts⸗ 
zufammenhang fowohl des grundgefeglichen Bundesver⸗ 
hältniffes als der an die Stelle der Organe bed Bundes 
getretenen gemeinfamen Erefutivgewalt, fo viel an Ihm 
war, aufrecht zu halten fi entfchloß. Neben diefem 
höchſten Intereffe konnte die weit entlegenere Schwierig- 
feit der Frage, wie es bei Unterbrechung der Gefanmts 
vertretung ber Nation mit der Berantwortlichfeit der 
Reichdminifter und mit der Beftätigung etwa vworfoms- 
mender völferrechtlicher Verträge zu halten fei, zunächſt 
nicht in Betracht kommen; und ohne Zweifel wird die 
preußifche Regierung bereitwillig zugeben, daß ein vors 
läufig nur zwifchen drei Bundesregierungen abgefchlof: 
fened Bündniß ebenfowenig für die von ber National- 
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verfammlung errichtete Geſammtexekutive wie für das 
Drgan bed Bundedverhältniffes fofort einen Erſatz ge 
mwährte. Deutfchland ift augenblicticd in mehrere Grup» 
pen von Staaten getheilt, welche die Mittel und Wege 
zu neuem Aneinanderfchließen fuchen, und bis diefe Bes 
firebung gelungen fein. wird, muß ber Reichsverweſer 
die Erhaltung des allein noch beftehenden gefeßlichen 
Einigungspunfted ald den wichtigften Gegenftand feiner 
Sorge betradyten. Die deutſchen Regierungen haben 
Ihn feither, ungeachtet der Berfchiedenheit ihred Ver⸗ 
hältniffes zur Verfaffungsfrage, übereinftimmend in dies 
fer Ueberzeugung beftärft. Außer Preußen haben noch 
andere Staaten die Nationalverfammlung für nicht mehr 
rechtlich beftehend erflärt, fie haben aber an diefe Nicht: 
anerfennung nicht die Folge geknüpft, daß dadurch auch 
der rechtliche Beftand der Zentralgewalt aufgehoben, 
und derfelben die ihr gebührende Unterftüßung nicht län; 
ger zu gewähren fei. Alle diefe Regierungen, auch Preu— 
Ben felbft, haben ihre nur auf dem Grunde bed Geſetzes 
vom 28. Suni v. 5. rubende Vertretung durch Bevoll; 
mädhtigte bei der Zentralgewalt fortdauern laffen. Da 
endlich Preußen noch gegenwärtig ausdrücklich ausfpricht, 
daß das von ihm geleitete Bündnig in die Befugniffe 
der Zentralgewalt, ald des bieherigen leitenden Organs 
des Bundes, nicht eingreifen, vielmehr deren Rechte voll 
Rändig wahren werde — der Zentralgewalt aber für 
die Ausübung jener Befugniffe fein anderer Organismus 
ald das Reichsminifterium zu Gebote fteht, fo feheint 
dem Unterzeichneten auch aus diefem Grunde der von 
ber Berantwortlichfeit der Neichsminifter hergenommene 
Einwand mehr zu beweifen als in der Abficht der könig⸗ 
lichen Regierung liegen kann. 

Wenn die Note ded Hrn. Grafen v. Brandenburg 
ferner darauf hinweist, daß die Zentralgewalt faftifch 
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nicht mehr über die Mittel zw verfügen habe, welche die 
Erfüllung ihres Berufs in den gegenwärtigen Käms 
pfen erfordert, fo erachtet Se. kaiſ. Hoh. bie freimüthige 
Entgegnung für geftattet, daß die Fonigl. Regierung ſich 
hier gegenüber ber Zentralgewalt, deren Anſpruch auf 
. die Unterftügung der Regierungen felbft nach der jeßigen 
Anſicht Preußens über ihre Stellung unverloren ift, eis 
ned Argumentes bedient, welches fie fich felber gefchaffen 
hat, und in jedem Augenblick mit ber in veller Rüftung 
ftehenden Macht Preußens zu entfräften im Stande ift. 

Nur von diefer Auffaffung der Verhältniffe und von 
ber gleichen Rückſicht auf die ntereffen aller Theile 
Deutfchlands ausgehend, Fonnte der Reichsverweſer ſich 
die Frage ftellen: ob das zwifchen Preußen, Sachſen und 
Hannover abgefchloffene Bündniß die Niederlegung feines 
Amtes zu erleichtern, die entgegenflehenden Bedenken zu 
beſeitigen geeignet fei. E8 liegt unftreitig in dem Rechte 
Sr. faif. Hoheit, die doppelte Prüfung anzuftellen, ob nach 
der Natur füberativer Staatseinrichtungen und nad den 
ausdrüdlichen Beftimmungen ded Art. XI der Bundeds 
akte ein engered Bündniß, deſſen Zwede in denjenigen 
der Gefammtheit enthalten find, für berechtigt zu gelten 
Anfpruch habe, und ob nicht die Zwede jened Bündnifs 
fe ficherer und allgemeiner durch entfchiedened Zufams- 
menmwirfen Preußens mit der Zentralgewalt hätten ers 
reicht werden können. Sn der Meinheit feiner patriotis 
fhen Gefinnung und in der anerfennendften Würdigung 
ber Beweggründe Preußens findet fich jedoch der Erzhers 
zog⸗Reichsverweſer zu der Erklärung beftimmt, daß Er 
feinerfeit8 weber die Berechtigung zu dem fraglichen 
Bündniffe zu beftreiten, noc; der weitern Ausdehnung 
desfelben irgend ein Hinderniß in den Weg zu legen, 
vielmehr diefe Frage der Verhandlung zwifchen Preußen, 
Namend der verbündeten Regierungen, und ben übrigen 
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deutſchen Bundesſtaaten, unbeirrt zu überlaffen gefoniten 
it. Welches auch der endliche Ausgang fein möge, Se. 
kaif. Hoh. werben jederzeit auf das freudigfte den Aus 
genblic begrüßen, wo die Niederlegung des von Ihnen 
ausgeübten Amtes nicht wie noch gegenwärtig. als ein 
‚Zeichen und vielleicht eine neue Urſache tiefgehender 
Spaltungen, fondern als die Befräftigung einer neuge- 
gründeten Einigung erfcheinen wird. Der Unterzeichnete 
bittet den f. Hrn. Bevollmächtigten gegenwärtige Mit- 
theilung an feine hohe Regierung zu befördern ‚und er 
hat die Ehre mit diefem Erfuchen die Verficherung vor- 
zügliher Hochachtung zu verbinden. 
Der Präfident des Neichsminifterrathe. 
(Gez.) Wittgenftein. 


1 24. 


Mote Des Deutfchen Neichsminifteriums 

an das k. würtembergifche Gefammtmi- 

nifterium, die Wahl einer fogenannten 

NHeichsregentfichaft betreffend d. d. Dten 
Suni 1849. 


Gelegentlich einer von den Bevollmächtigten mehres 
er Regierungen an das NReichöminifterium gerichteten 
Anfrage hatte der unterzeichnete Präfident des Reichs— 
minifteriums die Ehre zu erflären, daß das Reichsmi⸗ 
nifterium die Befugniß ber Nationalverfammlung zur 
Verlegung nad) Stuttgart nicht anerfennen könne, da in 
den Bundeöbefchlüffen vom 30. März und 7. April v. J. 
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Frankfurt ausdrücklich als Sig der Nationalverfammlung 
bezeichnet ift, und ebendeßhalb, weil aus diefen Befchlüfs- 
fen die legalen Befugniffe derfelben entfpringen, dieſe 
nicht über ihre Quelle hinausgehen und dahin führen 
können, leßtere felbft zu alteriren. 

Inzwifchen ift die Sache in ein neues Stabium ges 
treten. Ein Theilder Nationalverfammlung hatmicht nur 
jene Berlegung ausgeführt, fondern auch unterm 6. d. M. 
in Stuttgart eine Regentfchaft eingefegt, welche die Reichs⸗ 
verfaffung mit Waffengewalt durchführen, die Befchlüffe 
vollziehen und im übrigen die durch dad Geſetz vom 28. 
Juni v. J. der proviforifchen ie a übertrages 
nen Befugniffe ausüben fol. 

Wie man aud) über die Befugniffe der ehemaligen 
Nationalverfammlung urtheilen mag, darüber fann nicht 
der mindeſte Zweifel obwalten, daß jener nach Stuttgart 
übergefiedelte Theil hiermit den gefeßlihen Boden völs 
lig verlaffen, und den der offenen Anarchie betreten, und 
bie Regierung Sr. Faiferlihen Hoheit ded Reichsverwe⸗ 
ferd erfüllt, wenn aud; mit dem tiefften Schmerze, nur 
eine ihr obliegende Pflicht,- dieſes Verhalten jenes Theis 
led der ehemaligen Nationalverfammlung geradezu für 
ungefeglich und aufrührerifch gegen die verfaffungsmäßige 
Zentralgewalt zu erklären. 

Die Zentralgewalt felbft, berufen, die vollziehende 
Gewalt in allen die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt 
Deutfchlands betreffenden Angelegenheiten zu üben, kann 
nicht zugeben, daß neben ihr ein Organ entftehe, das 
mit-frevelhafter Hand in ihre Befugniffe eingreift. Ihre 
Pflicht gebietet ihr, jedem derartigen verbrecherifchen Bes 
fireben, mag es ausgehen von wem ed wolle, auf das 
Entſchiedenſte mit allen ihr zu Gebot fiehenden Mitteln 
entgegen zu treten, fie ift hierbei ber Mitwirkung: aller 
beutfchen Regierungen im Voraus verfichert, und zählt 


550 


insbefonbere auf bie koniglich würtembergiſche Regierung, 
innerhalb deren Gebiet jene aufrührerifchen Beftrebungen 
durch Einfegung jener ſ. g. Regentſchaft zunächſt and 
Licht getreten. . 

Die königlich würtembergifche Regierung wird, q dieß 
zweifelt der Unterzeichnete nicht, ſchon vor Empfang dies 
ſes die geeigneten Maßregeln getroffen haben, um: jedes 
Auftreten jener ſ. g. Regentfhaft im Voraus zu vereiteln. 
Auf alle Fälle aber richtet er Namens der proviforifchen 
Zentralgewalt das bepfallfige ausdrückliche Anſinnen an 
diefelbe,. und verbindet damit die ausdrüdliche Erklärung, 
daß die.Zentralgewalt, falld die dortigen Mittel zur Aus⸗ 
führung des Anfinnens nicht hinreichen follten, fofort das 
Erforderliche anordnen wird, 

Einer möglichft befchleunigten Rüdäußerung, glaubt 
ber Unterzeichuete.. bei der Dringlichkeit. der Lage entges 
gen ſehen zu dürfen. 

in: Brankffurs am Main, den 9. Juni 1849, 
—E— (Se) Wittgenſtein— 


125. 
Schreiben des k. wiürtembergifehen Mi- 
niſters des Innern an Den Präfideiten 
Der deutſchen Nationalverſammlung, die 
Verlegung des Sites derſelben betref 
‚fend-d. d. 17 Zuni 1849. Ä 


‚Geehrter Hr. Präfident! Ich erfülle im Auftrage des 
hieſt gen Geſammtminiſteriums eine peinliche Pflicht, in⸗ 
dem ich Ihnen anzeige, daß die würtembergifche Regier⸗ 
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ung ſich in der Lade befindet, das Tagen der hieher über: 
gefiedelten Nationalverfammlung und bad Schalten ber 
von ihr am 6. d. M. gewählten Reichdregentfchaft in 
Stuttgart und Würtemberg nicht mehr länger dulden 
zu fönnen. Sie wiffen felbft, daß die Nationalverfamms 
Iung am 30. v. M. den Befchluß faßte, ihre Berathuns 
gen hier -fortzufegen, ohne daß die dieffeitige Regierung 
vorher gefragt wurde, ob ihr eine ſolche Weberfiedelung 
erwünſcht fei. Es Tann Ihnen ferner nicht unbefannt 
fein, daß das an die Regierung gerichtete Notififationd 
fchreiben über jenen Befchluß nicht vor dem 3. Sun. in 
unfere Hände gelangte, und daß gleichzeitig mit demfel- 
ben. die Mitglieder der Nationalverfammlung hier eins 
trafen, fo das es unmöglich war, der befchloffenen Lieber: 
fiebelung -— wenn aud) zunächft nur berathend — entges 
genzutreten.: Nachdem die Berfammlung beifammen war 
und die VBollzähligkeit von hundert erreicht hatte, wollten‘ 
wir. ihr zunächft fein Hinderniß in den Weg legen. Wir 
glaubten annehmen zu dürfen, fie werde, ihrer Schwäche 
und den Berhältniffen Rechnung tragend, eine vermittelns 
be, zuwartende Stellung einnehmen, fie werde ſich als den 
Stamm der: fo fehr herabgefchmolzgenen Nationalverfamm: 
lung betrachten, und neben der Permanenz bid zu ben 
neuen Wahlen ihr Hauptaugenmerk darauf richten, bie 
getrennten Theile wieder an ſich zu ziehen und fo aß 
mählig wieder zu einer. nachhaltigen Beſchlußfähigkeit 
zu. erftarfen. Wie fehr befanden wir uns im Irrthum! 
Die Befchlüffe vom 6. und 16. Sun. gehören zu den er 
tremften, die man faflen kann, und das Auftreten Ihrer 
Regeutſchaft ift ſo geftaltet, daß man vermuthen follte, 
ed. ftehen ihr 200,000 Bajontette zu Gebot, um Shren 
Beichlüffen Geltung zu verfhaffen. Ebendeßhalb fanden 
wir und vor einigen Tagen veranlaßt, Ihrer Exekutiv—⸗ 
gewalt zu erklären, daß wir nicht in der Lage feien, eis 
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nen Ihrer Befchlüffe und Befehle zu befolgen, und daß 
wir fie zur alebaldigen Entfernung. aus Würtemberg. 
dringend auffordern. Die Aufforderung hat die ger 
wünfchte Wirfung nicht gehabt. Die Negentfchaft hat 
und erwidert, fie beharre auf ihren Verfügungen und 
habe am Siße der Nationalverfammlung zu ‘verbleiben. 

Hr. Präfident! Sch will mit Ihnen, nicht ſtreiten 
über den rechtmäßigen Beftand der. bis auf hundert Mit- 
glieder herabgefunfenen Nationalverfammlung. Sch für 
meine Perfon erfenne an, daß der Nationalverfammlung 
“zufteht, ihre Gefchäftsordnung. hinfichtlicy der Beſchluß⸗ 
fähigfeit. ber Berfammlung abzuändern und nad) und 
nad) felbit bis auf drei Mitglieder herabzufegen. Aber; 
wenn ed fich von Anerkennung der Beſchlüſſe einer fol 
chen Verfammlung handelt, fo muß. man, nad) meiner Ue⸗ 
berzeugung, einen andern als ben bloß juriftifchen Maß⸗ 
ftab der Beurtheilung anlegen. Man muß ſich fragen: 
Iſt die deutfhe Nation repräfentirt durch 100 Mitglieder, 
deren überwiegende Mehrzahl den Kleineren Staaten! an— 
gehört, während 3. B. Defterreich nur durch 13, Preus 
Ben durch 19, Bayern durch 11, Hannover ich glaube 
nur durch einen Abgeordneten vertreten find, während 
diefe Abgeordneten mit fehr wenigen Andnahmen einer: 
extremen politifchen Richtung angehören, jo daß manche 
von ihnen nicht einmal im Stande wären, die nad) mos. 
narchifchem|Zufchnitte gefertigte, mit einem Erbfaifer aus⸗ 
geftattete deutfche Reichsverfaſſung mit gutem Gewiſſen 
zu beſchwören — während endlich manche von ihnen fich 
leider in dem Falle befinden, ihre Heimath aus politiſchen 
Gründen meiden zu müffen. Geftehen Sie, Hr. Präfl- 
dent, eine fo zufammengefeßte Berfammlung bietet einem 
Lande, dag feiner großen Mehrheit nach nur auf bem.ges 
feglihen Wege vorfchreiten will, feine Garantieen bar. 
Doppelt aber it Württemberg bei ber obſchwebenden 
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Fräge betheiligt, weil, mag man auch dagegen fagen was 
man will, die Nationalverfammlung bei Durchführung 
ihrer Pläne zunächſt nur auf Würtemberg angewiefen 
iſt. Mögen Sie in den übrigen Staaten Deutfchlande 
Streiter und Geldbeiträge nody fo entfchieden einfordern, 
Ste werben nichts erhalten. Mit Ausnahme von Würs 
temberg haben fo ziemlich alle Staaten Deutfchlande fak⸗ 
tifch aufgehört die Reichdverfaffung anzuerkennen; denn 
bie Tendenz in Baden und Pfalzbayern iſt repubfifanifch; 
— überdieß haben. diefe beiden Provinzen für fich ſelbſt 
zu forgen, und die übrigen Theile Deutfchlands haben 
theild die Reichöverfaffung nicht anerkannt, theild neigen 
fie. fich, wir bürfen es und nicht verhehlen, dem preußis 
fchen. Berfaffungsentwurfe zu. Die ganze Laft der Durch» 
führung der ‚Reichsverfaffung fällt fomit zunächſt auf. 
Würtemberg, und biefes ‚hätte, nach dem Plane der 
Reichöregentfchaft, vor’ allem Baden und: der Pfalz bes 
waffnet zu Hälfe zu fommen. Nun hat man Ihnen viels 
leicht gefagt, das würtembergifche Volk brenne vor Be⸗ 
gierde ;für die Reichsverfaffung jedes Opfer zu bringen, 
Bürgermehren und Turner haben gefchworen, Gut und 
Blut für diefen Zwed hinzugeben, und das fteheride Heer 
fei vom demfelben Geifte befeelt. Glauben Sie mir, Hr. 
Präfident, man hat Sie getänfcht. - Allerdings beſtehen 
für die Reichdverfaffung und Nationalverfammlung ftarfe 
Sympathieen im Bolf; aber fo begeiftert ift denn doch 
die große Mehrzahl nicht, daß fie bereit wäre, fich bei ei- 
nem fo unmwahrfcheinlichen Erfolge in einen fo ungleichen 
und verberblichen Kampf zu ftürgen. Alle diefe Rückſich— 
ten, deren Gewicht man nicht verfennen fann, wenn man 
ftatt der Leidenfchaft die Vernunft und ftatt des Haffes 
die Kenntniß der menfchlichen Natur zu Rathe zieht, müfs 
fen ung beftimmen, den Befchlüffen der Nationalverfamms 
lung und den Anordnungen ber Negentfchaft die Aners 


kennung zu. verfagen. Dann, aber iſt ein längeres Tas 
gen in Würtemberg nur dazu geeiguet, die ohnehin vor⸗ 
handene Aufregung in. unferm Lande zu vermehren, eine 
Aufregung, welche durch die demokratiſchen Vereine und 
ben hiefigen Landesausſchuß auf dad emfigfte gepflegt 
wird. Ob und wieweit einzelne einflußreiche Mitglieder 
ber Nationalverfammlung und Negentfchaft bei jenen aufs 
regenden Beftrebungen betheiligt feien, will idy dahin ges 
ftellt fein laſſen; verhehlen. aber, kann ich Ihnen. sticht, 
daß im biefer Beziehung fehr beftimmte Anzeigen vorlies 
gen. Indem ich Sie nun, allem Vorſtehenden zufolge, 
geziemend erfuche, ohne Verzug dahin zu wirken, daß Nas 
tionalverfammlung und Regentſchaft ihren Sig außer: 
halb Würtembergd verlegen und ſchon jett die Vornahme 
jeded weitern offiziellen Aktes unterlaffen, habe ich. noch 
bie Bemerfung beizufügen, daß die Mißachtung diefes 
ergebeuen Anfinnens und .nöthigen würde, demſelben durch 
Anwendung der geeigneten Mittel Geltung zu verfchafs 
fen, und daß etwaige Berfuche, fidy bewaffneter Zuzüge 
zu verfihern, nur dazu; dienen würden, einen blutigen, 
aber der und teiuhlichen: Partei werderbeichen ag hers 
beizuführen. 
Hohadtungsven 26; 
Stuttgart, 17. Zum. 1849: 
Mö mer. 
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Königlich bayeriſche Denkſchrift, in ver- 

traulicher Weile an Das F.F. Diterreichi- 

ſche Kabinet gerichtet, d. d. Hten Mai 
| 1839. — 


Durch die Erklärungen der drei größten deutſchen 
Regierungen gegen die in Frankfurt beſchloſſene Verfaſ— 
fung ift der Kampf mit der Revolution aufgenommen. 
Die Nationalverfammlung und ein nicht geringer Theil 
des Volkes fcheint zur Gewalt fchreiten zu wollen. —_ 
Hierüber muß vor Allem geflegt werden. Es ge 
nügt aber nicht, die Revolution phyſiſch zu überwinden. 
Sie fann nur beendigt werben, wenn ber Friede in die 
Gemüther zurücfehrt. Dazu ift ed aber unerläßlich, daß bie 
Negierungen, fobald ald möglich, fidy über die neue 
deutfche Verfaffung einigen, und in bdiefer die wahren 
Bedürfniſſe der. Zeit, nicht die eingebildeten, befriedigen. 

Die Aufgabe ift ſchwierig, aber nicht unlösbar. Man 
muß ſich dabei auf unbefangene Würdigung der Zeit, 
auf das Gebiet der Thatfachen ftellen, nicht auf Theorieen 
und Ideale bauen. ..h 

‚Unbeftreitbare, und beherrfchende Thatſache iſt es, 


— 


daß die Bundesverfaſſung nicht wieder hergeſtellt werden 
kann. Sie iſt wirklich von der Nation verworfen: und 


gegen eine fo. entſchiedene Ueberzeugung eines ganzen Bols 
kes läßt ſich nicht kämpfen. Der Grund dieſer Verur⸗ 
theilung liegt übrigens weniger in der Verfaſſung des 


Bundes, als in der Art, wie ſie gehandhabt worden iſt, 
in der Unthätigkeit des Bundestages. | 
Neben biefer negativen Thatſache fteht ebenfo ent⸗ 


fchieden eine pofitive. _ Die deutſche Nation: : will, eine: 
ftarfe Gefammt + Verfaffung, durch welche fie als einige 
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Nation fich fühlen, nach Außen anerkannt werden, im 
Innern ſich frei entwideln kann. Diefer Drang nad 
größerer Einigung , als ſie bisher beſtand, kann nicht 
verkannt werden, man mag darüber urtheilen, wie mar 
will, Er ift we er wird bleiben- und janbefriedigt an 
Kraft wachen. Er ift jetzt nur ein Drang nach grös 
Berer Einigung; ed fann ein Drang nad) völliger Eins 
heit werben, wenn man ihn mißachtet. 


Um nun zur Befriedigung der in diefer Sachlage 
enthaltenen Bebürfniffe zu gelangen, darf man nicht zus 
erſt die Berfafinngsform aufftellen und aus diefer wie aus 
einer Zauberformel den Berfaffungsinhalt folgern, wie es 
die Frankfurter Doftrinärd gethan haben. 


‚ Man muß zuerft. feftftellen, welche. Grenzlinie: *3 
ſchen den; Rechten der Zentralgewalt ‚und: den Einzelſtaa⸗ 
ten zu sieben if, und hiernach muß fi dann die Vers 
faffungsform richten und. ihr Name. 


Aber auch diefer allein praftifche Weg bietet. große 
Schwierigkeit, weil dad Bebürfniß und die Möglichkeit 
ber Abtretung von Rechten an die Zentralgewaltifo fehr: 
verfchieden.ift, bei den an Größe und ac: » sung pr 
chen Einzelftaaten. 


Hier liegt der Angelpunft der Frage, hauptſachlich 
für Oeſterreich. Es iſt aber unverkennbar, daß Oeſterreich 
gewiſſe Opfer bringen muß, wenn es ſeine Stellung in 
Deutſchland behaupten will, und daß es ſich zu dieſen 
Opfern raſch entſchließen muß. Sonſt wird es gewiß 
von Preußen überflügelt, und auch Bayern wird der 
Wucht der Verhältniffe kaum widerftehen können. Des. 
ſterreich kann aber. auch diefe Opfer bringen. - Denit- 
Preußen felbft wird dahin wirfen, daß fie nicht zu groß 
werden, "und. die entfprechende Theilnahme ander Zens 
tralgewalt wird für dieſe Opfer entfhädigen. 1 
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I. 


Wendet man fih nun zu der Frage: welde Nechte 
der Zentralgewalt einzuräumen find, oder mit anderen 
Worten, in welden Beziehungen eine größere Einigung 
Deutſchlands erforderlich ift, fo find hauptfächlich folgens 
de Punfte zu erwägen: 

1) Die völferrechtliche Vertretung Deutfchlands in 
feinen allgemeinen Angelegenheiten nad Außen. 


Daß diefe der Zentralgewalt znfommen müffe, ift nicht 
bloß von der Nationalverfammlung und der öffentlichen 
Meinung gefordert, fondern auch von Denen, welche die 
Befchlüffe der Nationalverfammlung als zu weit gehend 
vermwerfen, wie 3. B. Hanſemann in feiner intereffanten 
Schrift. Es ift auch von den Regierungen im Laufe des 
legten Sahres, namentlich von ber bayerifchen, wieder⸗ 
holt ausgefprochen worden, und Fann um fo weniger zu- 
rüfgenommen werden, als felbft in dem deutfchen Bunde 
fhon der Grundgedanfe dafür lag, wie ber Beſchluß 
vom 12. Suni 1817 und die Wiener Schlußafte A. 50. 
zeigen, und für eine nad Außen ftarfe Gefammtverfafs 
fung, man mag fie nun Bundesftaat nennen oder nicht, 
die lebendige Entwidelung diefes Gedanfend unerläßlich ift. 


Dagegen wäre den einzelnen Staaten dad Recht, 
Gefandte zu empfangen und abzufenden, insbefondere 
unter ſich felbft vorzubehalten, und es ihrem Ermeffen 
überlaffen, in welchem Umfange fie von diefem Rechte Ges 
brauch machen wollen und fünnen. 


Die Beftelung der deutfchen Gefandten von Seite 
ber Zentralgewalt dürfte vielleicht in der Art geregelt 
werben, daß die auswärtigen Gefandtfchaften der größe, 
ren Einzelftaaten nad einer gewiffen Bertheilung den 
Charafter der deutfchen Gefandten erhielten. _ 

Diefen Gedanfen gemäß würde 3. B. Bayern immer 
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einen Gefandten in Athen und Rom haben, und dieſe 
könnten zugleich Gefandte der beutfchen Zentralgewalt fein. 

2) Die Entfheidung über. Krieg und Frieden ge 
bührt der Zentralgewalt um fo mehr, als fie auch ſchon 
dem Bundestage zufland, 

3) Die Oberleitung der bewaffneten Macht 'fteht hie 
mit im notbwendigem Zufammenhange. Auch diefe hatte 
fhon der Bundestag. Die Militärverfaffung wäre ‚aber 
etwas ftraffer anzuziehen. Die einzelnen Armeeforps 
müffen nad; dem geographifhen Zufammenhange ber 
Staaten, nach militärifchen Neichöfreifen gebildet wers 
den. Dadurch würden die Eleineren Staaten ohne Mes 
biatifirung in das richtige Verhältniß geſetzt. Defterreich, 
Preußen, Bayern behalten ihre felbftftändigen Armeeforps. 
Sn den übrigen befäme der größte Staat Die durchgreis 
fende Leitung über ‚die ihm angefchloffenen Staaten. Es 
würden ſich fo etwa die fieben Gruppen bilden, die ſchon 
vorgefhlagen wurden. 

Da jedoch inzwifchen die beiden Mecklenburge befons 
bere Verträge mit Preußen abgefchloffen haben, fo bürfte 
ed zweckmäßiger fein, nur ſechs foldhe Gruppen zu bil 
den, etwa in folgender Weife: 

Defterreich mit Liechtenftein, 

Preußen mit Meclenburg und Anhalt, 

Bayern mit Großherzogthum Heffen, Heffen-Homs 

burg, Naffau und Frankfurt, 

Sachſen mit den fächfifhen Herzogthümern ꝛc. 

Hannover mit Kurheflen, Braunfchweig zc. 

MWürtemberg mit Baden. 

" Die Marine zu zentralifiren, dürfte am mwenigften 
Schwierigkeiten haben, da fie im Wefentlichften erft zu 
fchaffen if. Sie würde aber von felbft in zwei Haupts 
theile zerfallen, den nördlichen und den füdlichen, und 
jener unter die Leitung von Preußen, diefer unter bie 


von Defterreich geftellt werben, refp. diefen Staaten in 
ähnlicher Weife angehören, wie ihre Armeen. 

4) Die Sorge für die Erhaltung ded Landfriedeng, 
der inneren Ruhe und Sicherheit war fchon Bundesan⸗ 
gelegenheit und muß auch der Zentralgewalt bleiben. 

5) Beſonders wichtig erfcheint das Zollwefen. Zoll 
einheit und nationales Zollfyftem find Loſungsworte der 
Zeit geworden. Sie find aber auch ein Bedürfniß. Der 
Zollverein hat fo fefte Wurzeln gefchlagen, daß feine 
Auflöfung nicht blos von der öffentlihen Meinung für 
unmöglich erklärt wird, fondern in der That die gefährs 
lihften Folgen haben würde. Der Eintritt aller noch 
fehlenden norddeutfchen Staaten in ben Zollverein wird 
bald erfolgen, wenn nicht eine kaum glaubliche Umſtim⸗ 
mung der Anfichten eintritt. Für Defterreich mag aud) 
diefe Frage befondere Schwierigkeiten haben; es müßte 
aber wenigftend der Eintritt ald Ziel beftimmt audges 
ſprochen und fofort durch Hebergangsmaßregeln angebahnt 
werden, fo daß möglichft bald die Zollſchranken fielen 
für alle diejenigen Gegenftände, welche nicht Faiferliches 
Regal find. Die in Frankfurt in der Zollfonferenz ge ° 
machten Vorarbeiten müfjen fehr: brauchbares Material 
liefern. Bon Seite Oeſterreichs wird hier wohl zu er: 
wägen fein, welchen politifhen Einfluß Preußen durch 
den Zollverein gewonnen hat, und in welchem Grabe bier 
fer nothwendig wachfen muß, wenn die übrigen norbdeuts 
fhen Staaten in den Zollverein eintreten. 

Durch einen folchen Eintritt, ohme die möglichfte Bes 
theiligung Defterreichd, würde aber auch das Syften bes 
Freihandeld. bald den Sieg erringen, und bie materiellen 
Kräfte von Süddeutſchland, deren induftrielle Beſtand⸗ 
theile mäßiger Schußzölle bedürfen, in einer auch für 
Defterreich nachtheiligen Weife fchwächen. 

6) In nächfter Berbindung :mit dem Zoll- und Hans 
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delöfufteme ftehen bie. Anftalten für den Verkehr. Eine 
möglihft gleichmäßige.Einrichtung derfeiben ift ſchon frü- 
her. angeftrebt worden und die Poftfonferenz zu Dresden 
war ein wichtiger Berfuch dazu. Es wäre daher ber 
"Bentralgewalt wohl die Oberaufſicht über diefe Anftalten 
einzuräumen, über die Poſt, Eifenbalnen, N) ſchiff⸗ 
bare Flüſſe und Telegraphen. 

Dieſes Recht müßte ſich aber darauf befchränten, 
bie leitenden Prinzipien. zu ermitteln. und. für. deren gleich. 

"mäßige Durchführung zu forgen. Die Einrichtung und 
Berwaltung felbft muß den Einzelftaaten bleiben. Die 
Eleineren Staaten mögen ſich deshalb an größere anfchlie- 
Ben, wie z. B. fchon jeßt die Poft im Herzogthum Al⸗ 
tenburg an Sachſen überlaſſen iſt. 

Dasß die Ernennung von Beamten nur den Einzel 
ftaaten zufommen könne, ift an fich Kar. Ä 

+7) Gleichheit in Münze, Maaß und Gewicht with 
zwar auch allgemein als nöthig gefordert, ift aber der 
Erfahrung gemäß fehr ſchwer zu erreichen, weil fich die 
Gewohnheit des täglichen Lebens nicht fo leicht ablegt. 
Als ein durch die Zentralgewalt zu vermittelndes Ziel 
fann man fie bezeichnen; man wird ihr aber nicht das 
Recht einräumen können, darüber fofort Gefeße zu geben. 
Hierin ift der Weg der Bereinbarung unter den Einzels 
ſtaaten vorzubehalten. 

8) Die Gefeßgebung. Die Note des Fürften Schwars 
zenberg an v. Schmerling vom 5. April d. 38. erflärt, 
Defterreich werde feine gefeßgebende Gewalt niemals 
einer fremden gejeßgebenden Verſammlung unterorditen. 
Died hat man in Deutfchland fo: aufgefaßt, ald fage ſich 
Defterreicd; von dem ganzen deutfchen Verfaffungswerfe 
108, und es ift diefer Satz zum Schlagworte der Agitas 
tion gegen Defterreich. gemacht worden. Gemwiß hat man 
biebei den etwas allgemein gefaßten Ausdruck mißver- 


561 


ftanden. Hätte ja doc felbft der deutiche Bund eine 
Art gefeßgebender Gewalt. Hat doc Defterreid auch 
das neue deutfche Wechfelgefeß angenommen. Es wird 
hier hauptfächlich darauf ankommen, die Gegenftände der 
gemeinſchaftlichen Gefeßgebung genau zu beftimmen, und 
den größern Staaten den rechten Einfluß auf diefelbe 
zu gewähren. Eine gemeinfchaftliche Gefeßgebung er: 
fcheint wünfchenswerth : 

a) Ueber das Heimathsrecht, die Freizügigtkeit, und das 

Reichsbürgerrecht. 

Dagegen muß die Anſäßigmachung insbeſondere durch 
Verehelichung und das Gewerbsweſen der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen bleiben, damit ſie nach den beſondern 
Verhältniſſen der Mehrung des Proletariats entgegeit- 
treten kann. 

b) Ueber die höhern politiſchen Rechte der Staatsbür— 
ger bezüglich der Preſſe, Vereine, Verſammlungen. 

Eine gemeinſame Geſetzgebung wird hier größere 

Garantieen bieten, als die vereinzelte, weil bei dieſer ein 

Stäätchen das andere durch Gonzeflionen zu überbieten 

ſucht. 

©) Ueber die — sub 1—6 ahgefütten allgemeinen 
Angelegenheiten. 

-d) Ueber Handelss und Wechfelrecht. 

9) Die Finanzen. Daß bie Zentralgewait Geld 
braucht, iſt klar. 

Die Aufbringung deſſelben muß aber durchaus auf 
den bisherigen Modus der Matrikularbeiträge beſchränkt 
bleiben. Jede Beſchränkung der Finanzhoheit der Einzels 
ſtaaten iſt unſtatthaft. Nun iſt zwar nicht zu verkennen, 
daß eine Sicherſtellung für die vollſtändige und raſche 
Einzahlung der Beiträge gegeben werden muß. Dieſe 
darf aber nicht durch Zentraliſirung der Verbrauchs⸗ 


ſteuern erfolgen. 
Roth u. Merck, Quellenſammlung. II, Baud. 36 
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AO Die innere. Verwaltung muß duschaus dem, Bi 
as bleiben. -ı 
; Eine Hierarchie von Reichsbeamten darf ent 
ſtehen, und die Abſendung von Reichskommiſſären an die 
Einzelſtaaten muß als Produkt der Revolution mit dieſer 

verſchwinden. Der Verkehr zwiſchen der Zen Zeutralgewalt 
‚und den Einzelftanten: hat ſich durch die Bevolmächtige 
ten der leßteren zu bewegen. _ 

Dies dürften diejenigen. Grundzüge fein, nach weis 
chen die Kompetenz der Zentralgewalt. und der, einzelnen 
Staaten zu beftimmen wäre. Bei der, Redaktion der 
Beſtimmungen felbft dürfte ed rathſam fein, jo weit als 
‚möglich ift ſich an die von ber Rutipgpfperfemulene 
gewählte Faſſung anzufchließen.- 


IL. * 

Eine auf die bisher entwickelten Gedanken geſtützte 
Verfaſſung würde entſchieden ben föderativen Charakter 
haben, und man könnte fie, Staatenbund oder Bundes⸗ 
ftaatı nennen, zwei: Begriffe, die keineswegs fo. weit aus⸗ 
einander liegen, ald man jeßt gemöhnlich annimmt, - Um 
aber. die Erregung ber, Leidenfchaften zu vermeiden , die 
ſich an diefen Wortftreit fnüpft, wäre es wohl gut, wie 
jest Hanfemann vorſchlägt, den Ausdruck: „Vereinigte 
Staaten von Deutſchland“ zu gebrauchen. Daß dieſer 
Ausdruck den Bundesſtaat nicht ausſchließt, zeigt Nord—⸗ 
amerika. Bei Bildung ber Organe dieſer Zentralgewalt 
kommen nun folgende Punkte in Erwägung... 
>. An der Spige.fann, wenn der föderative Charakter 
des Ganzen gewahrt werben foll, nur ein, Direktorium 
fiehen.. ‚Ueber die. Bildung deſſelben find bis jeßt zwei 
Anfichten aufgeftellt, worden. Nach ‚der einen wäre ein 
Kollegium von ſieben Mitgliedern zu bilden, entſprechend 
den fechd oder fieben Staatengruppen ober Reichskreiſen, 
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melde fich namentlich durch die obenangedeutete Miti- 
tärverfaffung ergeben würden, Nach der andern Anficht 
fol dad Direktorium nur drei Mitglieder haben, fo daß 
Defterreich und Preußen fländig, die übrigen Königreiche 
burch einen Turnus darin vertreten wären. Beide Ans 
fihten haben wichtige Gründe für fih. Gleichwohl ſcheint 
Die zweite- den Vorzug zu verdienen, weil fie das Direk- 
torium einfacher und kräftiger geftaltet, und deshalb auch 
in der Öffentlichen Meinung günftiger aufgenommen wers 
ben, dürfte. Dabei wird man jedoch jedenfalls für Bayern 
eine umfaffendere Betheiligung feftfegen müffen, als für 
die übrigen Königreiche, etwa fo, daß es je zwei Sahre 
hindurch in dem Direktorium figt, und die übrigen nur 
je ein Jahr lang. 

Daß diefes Direktorium nicht ſelbſt die Gefchäfte 
führen kann, ift far. Es bedarf alfo hiefür befonderer 
Beamten (Minifter), die von dem Direftorium durch 
Stimmenmehrheit ernannt würden. 


Die Zahl derfelben wäre auf fünf zu befchränfen, 
für das Auswärtige, die Militärangelegenheiten, die Zoll» 
und. Handelsverhältniffe, die Finanzen und die innern 
Angelegenheiten. Ein Suftizminifter wäre ebenfo übers 
flüffig, als ein Kultusminifter, von dem man auch ſchon 
gefprochen hat. | 

Damit dieſes Minifterium aber fortwährend in le 
bendigem Berfehre mit den Einzelftaaten bleibe, haben 
diefe das Recht, ftändige Bevollmächtigte bei der Zens 
tralgewalt zu ‚halten, durch welche ausfchließlich jener 
Verkehr vermittelt wird. Kommen die ſchon erwähnten 
Staatengruppen zu Stande, fo würde jede foldye Gruppe 
nur einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten aufzuftel 
Ien haben. Hierdurch würde nicht blos große Vereins 
fachung und Kräftigung der Verhandlungen gewonnen, 

36 * 
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fondern auch dem Einwand begegnet, daß man den al; 
ten Bundestag wieder hergeftellt habe. | 

Diefe Bevollmächtigten würden eben fo gut einzeln 
mit dem Direktorium und Minifterium verhandeln kön— 
nen, als in Follegiale Berathung treten, In dieſer letz—⸗ 
teren Richtung erfüllten fie zugleich die Beftimmung des 
fogenannten NReichsrathes, der von der Nationalverfamms 
lung in der erften Lefung der Berfaffung angenommen 
war, in der zweiten aufgegeben wurde. Es müßte: fo- 
gar feftgefet werden, daß das Minifterium nicht blos 
Geſetzesvorſchläge, fondern auch alle wichtigeren Verwal⸗ 
tungd-Maaßregeln mit diefem Bevollmächtigten beriethe. 

Würden die Zentralregierungsorgane in diefer Weife 
gebildet, fo wäre unverfennbar eine weit wirkſamere 
Thätigkeit derfelden begründet, und die Einigung der 
Staaten fchärfer dargeftellt, als in der alten Bundesver- 
faffung, und. demnach wäre der füberative Charakter ge- 
wahrt. | 


IH. 


Die Errichtung eined Reichdgerichtes wäre wohl ohne 
Scwierigfeiten möglich und für gewiffe, namentlich mehr 
ſtaatsrechtliche Streitigfeiten vortheilhaft. Hier braucht 
über dieſen Gegenftand wohl nicht mehr gefagt zu werden. 


IV. 


Durch die bisher entwickelten Organe der Gefammts 
verfaflung ift aber den Bedürfniffen der Gegenwart noch 
nicht genügt. Es find dies nur die Organe für die Re— 
gierung der vereinigten Staaten, und ed muß für’ eine 
Vertretung des Bolfes bei diefer Regierung geforgt wer- 
den. In der öfterreichifchen Note an v. Schmerling 
vom 9. März wird eine folche Vertretung fcheinbar vers 
worfen. Es wird zwar ein Staatenhaus zugelaffen, 
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gebüdet durd; Abgeordnete ‚ver Volksvertretungen - ber 
einzelnen Staaten, nidyt aber ein Volkshaus neben Dies 
fem. . Diefe Erklärung Defterreihd hat die öffentliche 
Meinung: noch viel mehr verlegt, als die Weigerung, 
fi ‚einer fremden ‚gefeßgebenden Verſammlung unterzus 
ordnen. In der That liegt hier der Augelpunkt der gan- 
zen Bewegung unferer Zeit. 

‚ Der Gedanke eines deutfchen Parlamentes wurde 
lange ſchon gehegt, kurz vor der franzöfifchen. Februar⸗ 
Revolution von Baſſermann in der badifchen Kammer 
ausgefprochen. Er wurde zum Loſungsworte des ganzen 
Volkes nach jener Revolution, und, alle deutfchen Res 
gierungen, auch die öfterreichifche, erkannten ‚die Berech⸗ 
tigung dieſes Gedankens an durch die Bundesbefchlüffe 
vom 30. März. und 7. April vorigen Jahre und deren 
Vollzug. Die Vertretung des Bolfed beim Bunde. war 
die offizielle Bezeichnung defien, was alle Regierungen, 
namentli die bayerifche, in den Proflamationen der 
Fürſten feierlich zuſicherte. 

Es könnte nicht mehr zurückgenommen werden, ſelbſt 
wenn man zu einer Bundesverfaſſung zurückkehren wollte; 
es kann um fo weniger beſeitigt werden, da man zu eis 
ner. geſchloſſenen Geſammtverfaſſung ſchreiten wil.. Wenn 
auch das öſterreichiſche Volk nicht darauf beſteht, für jede 
andere deutſche Regierung iſt es unmöglich, hievon abzu⸗ 
gehen, um ſo mehr, nachdem jetzt Preußen ſeine Zirku⸗ 
lardepeſche vom 28. April veröffentlicht hat. 

Die Frage kann daher nur fein, wie dieſe Volks⸗ 
vertretung zu bilden if. _ Man wird fich aber dabei für 
bas Zweikammerſyſtem entfcheiden müffen, theils weil die 
in ihm liegenden Garantieen. der Ordnung auch für die 
Gefammtverfaffung eben fo nothwendig find, als für ben 
Einzelftant, theild und hauptfächlich, weil. das Beifpiel 
bed. Einkammerſyſtems in der Gefammtverfaffung unauf- 
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haltſam auch für die Einzelverfaffungen — 


werden würde. 

Es dürften aber auch die Beſorgniſſe nicht ganz be 
gründet fein, welche der öſterreichiſchen Regierung vor⸗ 
gefchwebt zu haben ſcheinen; die allerdings zu ' befürchs 
tende Kollifion zwifchen dem Gefammtparlamente und 
den Einzelnparlamenten wird in gleidier Weiſe möglich 
bleiben, jenes mag aus einem vder aus zwei Häufern 
beftehen, abgewendet aber kann fie dadurch werben, daß 
die Grenze zwifchen der Kompetenz der Zentralgewalt 
und der Einzelftaaten genau feftgeftelt wird. Die Läh— 
mung des einen Hauſes durch das andere, wovon die 
öfterreichifche Note vom 9. März dieſes Jahres ſpricht, ift 
aber nur: das Gleichgewicht des Ziveifammerfyftemd, und 
iſt viel mehr ein Vortheil, ald ein Nachtheil. Denn auch 
ein fo zuſammengeſetztes Hand, wie ed jene Note andens 
ter, bedarf eines folchen Gegengewichtes. I 

Sie. denkt ſich die Mitglieder dieſes Hanfes, wie 
ed fcheint, theild von den Kammern der Einzelftaaten 
gewählt, theils von den Regierungen ernannt. Beides 
bietet keine koͤnſervativen Garantieen. Die Majoritäten 
ber Einzellammern würden nur Männer derſelben Rich— 
tung wählen, und biefe Majoritäten find jest faft übers 
al radikal. Die Regierungen werben nicht umhin kön⸗ 
nen, Männer zu ernennen, welche nicht in zu großem Ges 
genfage zw der Richtung der Majoritäten ihrer Kammern 
ftehen, weil fie fonft mit biefen in Kampf gerathen, und 
die Ernanntien felbft werden nicht immer ſtark genug fein, 
ber Popularitätfucht zu widerfiehen. &o dürfte Teicht 
ein foldyes Haus gefährlicher werben, als das Parla⸗ 
ment von zwei Hänfern, wenn für diefe ein zweckmãßi⸗ 
ges Wahlgeſetz gefunden wird. 

Das von der Nationalverſammlung beſchloſſene Wahl⸗ 
geſetz iſt natürlich unbrauchbar. Die Grundzüge des zu 
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erlaſſenden Wahlgeſetzes könnten wohl. folgende fein, Für 
das Volkshaus - wären: mittelbare Wahlen. anzuorduen; 
Urmähler wäre jeder unbefcholtene Mann von 25 Jahren; 
der eine gewiffe direkte Steuer zahlt, wählbar nur wer 
30 Jahre alt iſt, fowohl- zum Wahlmanne als zum Abge⸗ 
ordneten. Auf 150,000 Seden je ein Abgeordneter 
wide päffend ſein. Die Mitglieder des Staatenhaufes 
würden theild von den Regierungen ernannt; theild von 
den Kammern der Einzelftäaten : gewählt;. hier könnte 
aber nur wählbar fein, wer eine ziemlich hohe. Steuer 
zählt, fo daß in diefem am REN und Beſitz vers 
treten 'wären. 2 ir), 

"Die Kompetenz: des’ garfainented wäre: eine zwei⸗ 
fache, die Gefeßgebung in Gemeinfchaft mit dem Direls 
forium innerhalb ber oben bezeichneten Grenzen; und: Die 
Bewilligung der durdy Matrifularbeiträge zu beſtreiten⸗ 
den Ausgaben. Für die Geſetzgebung hätten zwar auch 
die beiden Häuſer die Initiative, aber das Direktorium: 
das abſolute Veto. uns ir e en 
Anbetüngen. | 


i tu’ 4 V. J — F b} 
Kann aber Oeſterreich einem alfp geftalteten Deutſch⸗ 
fand. beitreten, ohne die Grundlage feiner eigenen Macht 
zu gefährden? Kann es dies namentlich, Augeſichts der 
neuen Verfaſſung des Kaiſerſtaates? Dies wird von 
der kleindeutſchen Partei mit Entſchiedenheit verneint, und 
der Schein von Wahrheit, der hierin liegt, hat dieſe 
Partei ſo ſtark gemacht. Eine ruhige Erwägung dürfte 
aber gleichwohl zur. Bejahung jener: Fragen führen: 
In der neuen öfterreichifchen Verfaſſung find: zwei 
Elemente ſtaatlichen Lebens euthalten, die Zentraliſation 
und“ der Partikularismus der Provinzen. Es muß ſich 
bat zeigen, welches‘ Element das ſtärkere wird. Wenn 
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nicht alle: Zeichen trügen, wird das provinzielle Element 
vorwalten Schon die Verfaſſung ſelbſt weiſt darauf hin, 
indem ſie den Reichsſstag nicht blos aus den Provinzial⸗ 
ftänden hervorgehen läßt ıfondern. erſt nach der Feſtſtel⸗ 
lung der Provinzialverfaſſungen beruft. Hiezu kommt, daß 
zwar jetzt im Kampfe und in der: Armee das Zentralge- 
fühl naturgemäß hervortritt, daß aber der Friede ebenſo 
naturgemäß das Stammgefühl beleben wird. Eine, Gerz 
maniſirung Italiens wird kaum zu erreichen ſein, die 
völlige Einverleibung Ungarns in die Monarchie, wenig⸗ 
ſtens nicht ohne lange Kämpfe. Sind dieſe Erwägun⸗ 
gen richtig und nimmt hienach die Verfaſſung Oeſterreichs 
felbft den: füderativen Charafter.an, jo fteht aud) nichts 
im Wege, daß die. meiften Provinzen Defterreichd dem 
bentfchen Staatenverband beitreten in der oben entwickel⸗ 
ten Geftalt; 

‚Für: alle. Provinzen. wird, ed: afferdings nicht mög⸗ 
(ih fein: Staliener und Deutfche können weder -im Stags 
tenhanfe, noch im Volkshauſe gedeihlich zufammenwirken, 
und ein Refultat der Bewegung von 1848, weldes die 
Lombardei und Hannover als homogene Theile der Deuts 
fhen Nation erſcheinen ließe, ift dem ftarfen Nationalges 
fühle beider Bölfer gegenüber fchlechthin unmöglich. 

Hier ift die Grenze, weldye beiialler Berüdfichtigung 
hiftorifcher. Zuftände nun einmal nicht überfchritten wer⸗ 
den kann. Es gibt phyfifche Unmöglichfeiten, es gibt aber 
auch ethifche und. pinchologifche, Ä 

Mögen: die Lenker des üfterreichifchen Staates -in 
diefem entfcheidenden Augenblide wohl mit fi zu Rathe 
gehen, che fie den legten Ausſpruch thun.: Sind Oeſter⸗ 
reich und Deutfchland einmal fürmlich gefchieden, fo wer: 
den fie ſich fchwer, wohl niemals vereinigen... Dann wirb 
im 'öfterreichifchen Staate das beutfche Element fehr in 
den Hintergrund gebrängt werben, wo nicht ganz unters 
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liegen. In Deutfchland aber wird die - Zentrafifirung 
unaufhaltfam vorwärts gehen, und es iſt dann wielleidht 
in nicht fehr ferner Zeit wahrfcheinlich, daß dieſer große 
rein deutſche Staat eine mächtige Attraktion auf. bie in 
Defterreich unterliegenden- deutſchen Elemente übt. . Diers 
auf. hoffen und banen die sone dir: —— 
ae | 

- Tritt dagegen Sefterreich fofort mit. feinen. biöher 
zum. deutfchen Bunde gehörigen Provinzen .dvein neuen 
Verfaſſungswerke bei, und behält es ſich den Beitritt fir 
Ungarn wor, fo wird die irre geleitete öffentliche Mei— 
nung außerhalb. Preußens, namentlich in Süddeutſchland 
fchnell wieder auf feine Seite fidineigen, die ſüddeutſchen 
Negierungen werdem fich feſt an. Defterreich anfchließen 
und: Defterreihumd Deutſchland werden vereinigt erhalten, 

Es iſt nicht “zu. verfennen, daß einem: ſolchen Ent⸗ 
ſchluſſe von Seite Oeſterreichs Bedenken entgegenſtehen, 
Allein ſie werden ſich in der praktiſchen Ausführung der 
neuen Verfaſſung mindern und von zwei rg iſt 
doch die kleinere vorzuziehen. 

Die Ausſchließung Deflerreiche iſt das Feldgeſchrei 
der Revolution geworden. Die Erreichung dieſes Zieles 
iſt der Sieg der Revolution, und wird dieſe auf lange 
Zeit unüberwindlich machen. 

VI. 

Zuletzt iſt noch zu unterſuchen, auf welchem Wege 
nun, nachdem die Verhandlung mit der Nationalverſamm⸗ 
lung unmöglich gemacht worden ſein dürfte, die deutſche 
Verfaſſung zu begründen iſt. 

Bor allem müſſen ſich die größeren Regierungen eis 
nigen. Der geeignetfte Ort zur Berhandlung ift jest 
aber Berlin, abgejehen von allen andern Gründen fchon 
deßhalb, damit Preußen nicht wieder zurüctreten kann. 
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Dann. wären nad dem neu zu erlaffenden Wahlge⸗ 
febe: bie beiden Häufer zu berufen, und diefen: die von 
den Regierungen unter ſich vereinbarte Verfaſſung zur 
Zuftimmung vorzulegen. Eine reine Dftroyirung ift nicht 
durchführbar. "Denn ſelbſt die konſervativen Parteien 
Deutſchlands erklären:die Fürften für hiezu nicht, berech- 
tigt und würden eine folche oftroyirte Verfaflung ‚nicht 
anerfennen. Es würde, hiedurch das Signal zu einer 
nenen Revolution gegeben, und die Regierungen könn⸗ 
ten biefer nicht mehr mit vollem Rechte entgegentreten, 
wie jetzt. Denn die Bundeöbefchlüffe vom vorigen Sabre 
haben. dad Recht der. Nation ‚angeleunt, an ber Ber 
gründung der Berfaffung mitzuwirken. ?: 

Dies ift ed, was geſchehen muß; es muß aber raſch 
geſchehen. Die Revolution iſt gut organiſirt, beherrſcht 
die Maſſen und zieht mehr und mehr die Mittelllaſſen 
auf ihre Seite. Verharren die Regierungen unthätig, 
geben ſie nicht ſehr bald die Befriedigung der wirklichen 
Bedürfniſſe, fo. find fie verloren, und: die .. Ben 
gs; ift auf ein Decennium. vernichtet. ‚that 

München, am 5. Mai 1849 


127. 


Inſtruktion für den k. Ä preußiſchen Spe⸗ 
zialbevollmächtigten Freiherrn von Ca: 
nitz, d. d. IOten Mai 1849. 


Die wichtige und ernſte Angelegenheit der Neuge— 
geſtaltung der deutſchen Verfaſſung, welche ſeit ſo lan⸗ 
ger Zeit Preußen wie das übrige Deutſchland in fort⸗ 
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währender und bedenklicher Bewegung erhält, iſt man 
mehr in ein Stadium getreten, in weldyem eine ſchleu⸗ 
nige und befriedigende Löſung berfelben ein bringendes 
und unabweisbares Bedürfniß wird. Diefe Löſung hängt 
nad) der Weberzeugung ber Föniglichen Regierung ’ we⸗ 
fentlich Yon den Einverftändnig mit dem kaiſerlich öfter; 
reichifchen Kabinet in Wien ab, und es ift daher ſchon 
lange ihr anfrichtiger Wunfch gewefen „dieſes — 
ſtändniß zu erzielen. 

Sowohl bie gegenwärtig faft auf die Spike — 
benen Verhältniſſe zu Frankfurt, als die bevorſtehenden 
Verhandlungen mit den deutſchen Regierungen machen 
es und doppelt wünſchenswerth, zuvor dieſe Verſtändi⸗ 
gung zu erreichen. Es iſt Daher der Wille Sr. Maje⸗ 
ftät des Königs, daß Ew. ac. fih nad) Wien begebeit, 
um bem, faiferlich öfterreichifchen Kabinet die, Anfichten der 
föniglichen Regierung darzulegen, und ſich mit demfelben 
ſowohl über die definitiv. anzuftrebende Geftaltung als 
über ben zunächft einzuhaltenden Gang zu verftändigen, 

Indem ih Em. ꝛc., dem Befehl Sr. Majeftät des 
Königs. gemäß, mit der Führung diefer Unterhandlung 
beauftrage, erfuche ich Sie, ungeſäumt die Reife nad) 
Wien anzutreten und fich mit dem faiferlichen Minifters 
Präfidenten in Verbindung zu fegen, welchen ich zugleich 
durd ben, dDiesfeitigen Gefandten am, Wiener, Hofe, un 
Shrer Sendung in Kenntniß fege.. Ä 

Die königliche Regierung geht von der Ueberzeugung 
aus, daß den Fortfchritten der Revolution, welche fich 
gerade jest in benachbarten Staaten auf fo beklagens— 
werthe Weife kund gegeben haben, und. noch an manchen 
Orten Deutfchlandg mit ähnlichen traurigen Ereigniffen 
drohen, nur dadurd auf wirffame Weife ein Ziel ges 
feßt werben könne, daß das wirklich vorhandene Bebürf- 
niß des deutſchen Volkes nach größerer Einigung befrie 


972 


digt und dadurch ber anarchiſchen Partei der Vorwand, 
genommen „werde, unter welchem fie bisher: die Gemüther 
aud) der Befferen verbiendet und verwirrt hat... Wenn 
das Bolf dad. Vertrauen gewinnt, daß die Regierungen 
ſich ernftlich der deutichen Sache annehmen, ‚fo wird die 
jest: in fo-weiten Kreifen verbreitete Aufregung von felbft 
verfhwinden, und ein gedeihlicher, der inneren Entwis 
ckelung förderlicher Zuſtand eintreten. - Bon diefer, Ues 
berzeugung ift die Fönigliche Regierung bei allen ihren 
bisherigen Schritten geleitet ‚worden; auf demfelben 
Grunde beruhet auch das jeßt eingefchlagene Verfahren. 
Wir glauben, daß die, kaiferlidy öfterreichifche Regierung 
mit und daſſelbe Interefie and den: Wunſch theilt, dem 
tief gefühlten Bebürfniffe der deutfchen Nation baldige 
und umfafende Abhülfe zu gewähren. 


Wir nehiten dabei zugleich die vollftändigfte Rück— 
fit auf die eigenthümlicye Stellung und die befonderen 
Berhältniffe Defterreihe. Wir begreifen, daß daffelbe in 
eiier andern Rage ift ald Preußen, und in manche Be: 
fiehungen nicht eingehen kann, welde durch die innige 
Berfnüpfung Preußens mit anderen dentfhen Ländern 
und die nicht abzitlehnende Wechfelwirfung mit biefen 
bedingt find. Das Faiferlicy öfterreichifche Kabinet hat 
dies mehrfach ausgefprochen; und indem wir die Stel— 
lung, weldye Defterreich fich felbft gegeben hat, als aus 
deffen eigenem Bedürfniffe nach innerer Kräftigung und 
Konzentrirung "hervorgegangen, in vollem Maße anerfen- 
nen, wünfchen wir zugleich die Form zu finden, in wels 
cher die alten Bundesverhältniffe mit demfelben nicht nur 
feftgehalten, fondern gefräftigt und enger gezogen werben 
fonnen. 


+ Aus diefen Erwägungen find die Anfichten und Bors 
ſchläge ber königlichen Regierung hervorgegangen, zu bes 
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ren Meberbringung und Beſprechung Ew. ıc. von Sr. 
Majeſtät dem Könige erſehen ſind. 

Em. ıc. finden dieſelben in ber anliegenden Denk 
ſchrift, d. d. 9. d. Mi, entwickelt. 

Em. ıc. wollen davon dem Faiferfichen Miniſterprä— 
fiventen Kenntniß geben, und die ganze Angelegenheit mit 
demfelben nach allen Seiten hin befprechen, der Wich—⸗ 
tigfeit ded Gegenftandes gemäß. 

Em. ıc. umfaffende Sachkenntniß und beivährtes Ur 
theil gerade ihn diefer Frage werden Sie: hinreichend in 
den Stand feßen, alle nöthigen Aufflärungen und Er- 
läuterungen zu geben, und indem ich Ew. x, Berichten 
entgegenfehe, drüde ich Ihnen gern die Hoffnung aus, 
daß dieſe wichtige Angelegenheit durch Shre erfreuliche 
Mitwirfung zu einem glüdflichen, von dem’ ganzen Bas 
terlande erfehnten Ende werde geführt werden. Ich 
brauche kaum zu bemerfen, daß die Greigniffe drängen, 
und daher die Entſchlüſſe in Fürzefter Frift gefaßt wer- 
den müffen. 

Berlin, der 10. Mai 1849. 

(Ge) Graf von Brandenburg. 


128. 


Denkichrift Der k. preußiſchen Negie- 

rung, Die Union Des Deutichen Bundes; 

ftantes mit Defterreich betreffend, d. d. 
ten Mai 1849. 


Die Gefahren der gegenwärtigen Lage Deutfchlande 
erwachſen hauptfächlich aus der Verbindung der unitas 
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rifchen, mit der bemofratifchen Partei. Diefe Verbindung 
hat in der Pauldfirche, vermittelft gegenfeitiger Konzeſſiv⸗ 
nen ;.die legten: sentfcheidenden Befchlüffe hervorgebracht; 
fie befteht aber fchon mehr oder minder offen und-aner- 
fannt, feit dem Anfange der deutfchen Bewegung im vo- 
rigen Sabre, und fie ift ed, welche-diefer ihren eigenthüm⸗ 
lichen Charakter aufgeprägt hat. 

Durch diefe Verbindung allein gewinnt Die Demos 
fratifche Partei, weldhe im bdeutfchen Bolfe feine tiefen 
und. feften Wurzeln hat, ihre Kraft, indem fie das tiefr 
gefühlte Bedürfniß, von dem die unitarifchen Beftrebuns 
gen ausgehen, ald Hebel und Borwand für ihre eigenen 
Zwecke benust; während die unitarifche Partei in der 
demofratifchen ein thätiged und wohl organifirted Werk⸗ 
zeug gefunden hat, und dadurch über ihre eigenen ur 
fprünglihen Tendenzen weit hinausgeführt worden iſt. 

Diefe Verbindung wird fic won felbft löfen, wenn 
dad wirkliche Bedürfniß, deffen Ausdruck die Beftrebun- 
gen der unitarifchen Partei find, befriedigt wird. - Dies 
ift die Aufgabe, welche die Regierungen fich. ftellen müf: 
fen. Das energifche Auftreten gegen die verbrecherifchen 
Pläne der Demokraten, weldyes jeden Tag jet an irgend 
einem Drte Deutfchlands von Neuem notliwendig werden 
fann, wird nur dann einen dauernden Erfolg haben, 
wenn dem Volfe zugleich die Gewißheit, daß feine berech⸗ 
tigten Forderungen erfüllt werden, gegeben, und es das 
durch den Einwirfungen der Demofraten entzogen wird. 
Zugleid; werden eben dadurch die Hnitarifchen Beſtre— 
bungen am Beften von felbft auf ihr richtiges Maß zu: 
rüdgeführt und durch eine gefunde Praris der Wirklich 
feit die Ertreme einer - phantaftifchen Theorie befeitigt 
werden. | 
2 Denn jene Beftrebungen find jegt befangen in einem 
unklaren Gemiſch von unausführbaren oder an und für 
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ſich verswerflichen, nnd von fehr. wohl ansführbaven und 
in einem wirklichen Bedürfniffe begründeten Forderungen. 
Es fommt darauf an, zwifchen.beiden ſcharf und klar zu 
unterfcheiden; die: letzteren zu befriedigen dann — 
die erſteren von ſelbſt weg. 
+ Die tief im Herzen der deutſchen Nation: — 
den Forderungen nun, ohne deren Erfüllung keine dau⸗ 
ernde Ruhe in Deutſchland eintreten und der Revolution 
fein Ziel geſetzt werden — laſſen ſich auf Folgendes 
zurückführen: | 
bie‘ Herſtellung der Macht und Einheit Deutſch⸗ 
lands, mit der Möglichkeit eines gemeinſamen und 
kräftigen Auftretens vor dem Auslande und einer 
freien und fruchtreichen Entwickelung wahrhaft frei⸗ 
ſinniger Inſtitutionen im Innern; 
die Schöpfung einer kräftigen nicht durch die 

Möglichkeit inneren Widerſpruches in ſich ſelbſt ge⸗ 

lähmten, alſo einer einheitlichen Exekutivgewalt; 

endlich die Bildung einer Nationalvertretung 
in Staatenhaus und Volkshaus mit geießgebenden 

Befugniffen. 

Was über diefe Forderungen: hinausgeht, widerfpricht 
entmeber bem innerften Wefen. der deutſchen Nationali- 
tät, ſo wie diefelbe in der Gefchichte und den Sitten des 
Volkes vor uns liegt, oder erfeheint als durchaus prafs 
tiſch unausführbar. Aber ed würde auch eine ſchwere 
und verderbliche Täuſchung ſein, wenn die Regierungen 
glauben wollten, hinter — en — — 
ben zu können. 

Wer aber die Lage der — und die Zigenthüm⸗ 
lichkeit der deutſchen Verhältniſſe mit Klarheit und Be- 
ſonnenheit auffaßt, wird ſich auch darüber nicht täuſchen 
können, daß dieſe Forderungen für ganz Deutſchland nicht 
anf: fo leichte und einfache Weiſe zu befriedigen: find, wie 
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He aus bloßen Schuitheorieen abgeleitet morben find. 
Sie find nicht mit einer rafch entworfenen und auf alle 
‚Theile Deutfchlands angewandten Berfaffung , fie. find 
‚überhaupt : nicht mit einer: und derfelben Inſtitution zu 
erfüllen. Es liegt in der Natur der deutfchen- Verhält- 
-niffe eine. Doppelheit, :weldyer in der neuen Geſtaltung 
und Drganifation Rechnung. getragenwerden muß. Diefe 
Doppelheit liegt in dem VBerhältniffe der Gefammtheit 
der Nation und der Einzelftaaten und ihrer Wechfelbe- 
ziehungen auf einander; fie tritt zugleich in der verfchie- 
denen Stellung ber beiben beutfchen RHRORORE ganz 
Gmonberd hervor. 

Während: Preußens Leben und: Griftenz ganz eben 
fo. wie Deutfchlands, von der Befriedigung aller jener 
Forderungen abhängt: fo fieht Oeſtreich, wie es dies 
ſchon offen ausgeſprochen hat, ſich in der Unmöglichkeit, 
die beiden letzteren derſelben zu erfüllen. 

Es hat erklärt, daß es die Möglichkeit nicht aner⸗ 
kennen könne, ſich auch in den allgemeinen Bundesange⸗ 
legenheiten unterzuordnen, und darum auch eine einheit- 
liche Exekutivgewalt für unmöglich halte; es hat eben ſo 
entſchieden ausgeſprochen, daß es auch ſeine deutſchen 
Bundesländer nicht den legislativen Beſchließungen eines, 
nicht der Geſammtmonarchie angehörigen Parlamentes 
unterwerfen, und darum. an einer deutſchen National⸗ 
Vertretung in einem Volkshauſe nicht Theil nehmen könne. 

Wir erkennen den Standpunkt Oeſterreichs vollkom⸗ 
men an Es hat beide Bedürfniſſe, das einer einheitlich 
kräftigen Exekutivgewalt und das einer nationalen Ge: 
fammtvertretimg, zunächſt in feiner eigenen Monarchie 
zu befriedigen gehabt; ed hat fle durch die Verfaſſung 
vom 4. März: d. %. befriedigt, und dadurch ber: allge 
meinen Stimme, welche diefe Kräftigungiund Zentrali- 
firung des Gefamimtftaated dringend forderte, genügt. 
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Wie ed das volle Recht dazu hatte, fo hat ed damit mur 
einer. Pflicht genügt, welche die Selbiterhaltung ihm 
gebot, 

Wir müffen eben darum auch zugeben, daß DOefter- 
reich fi) nicht in demfelben Sinne wie Preußen und an— 
bere deutſche Ränder, einer zentralen Erefutivgewalt und 
einer National Bertretung Deutfchlands hingeben kann. 
Die verfchiedenen Länder der üöfterreichifchen Geſammt⸗ 
Monarchie find jeßt zu eng und feit mit einander vwer- 
bunden und zu fehr auf ein immer engeres Zufammens 
ziehen diefer Bande angewiefen, ald daß ein Theil ders 
felben einer gefeßgebenden Gewalt untergeordnet fein 
Fönnte, deren Schwerpunft außerhalb ihrer läge; undin, 
dem bie alten Bundeslande Defterreich$ nunmehr ihre we⸗ 
fentlihe und nothwendige Stelle in der eigenen Natios 
nal-Bertretung ded Gefammtftaates finden, ift es freilich 
nicht denkbar, daß fie noch an einer anderen Nationals 
Bertretung Theil nehmen follten. Und je mehr wir ans 
erfennen, wie unumgänglich; nothwendig für einen fo rei- 
chen und in fich fo mannigfach gegliederten Organismus, 
wie bie öfterreichifche Gefammt-Monardyie, eine Fräftige 
alle Fäden in Einer Hand zufammenfaffende Stellung 
der zentralen Erefutivgewalt ift: um fo weniger fünnen 
wir erwarten, daß eine foldhe Megierung ſich auch nur 
eined Theiles ihrer Souverainetät zu Gunften eined deut, 
ſchen Bundesftaates begeben könne. 

Wir müffen alfo die Stellung Defterreichd, wie die 
faiferliche Regierung in den oben angeführten Erflärun- 
gen fie felber bezeichnet hat, ald volllommen in den Um⸗ 
ftänden und Berhältniffen begründet annehmen. 

Daß die Stellung Preußens zu Deutfchland eine 
ganz andere ift, daß Preußen nur aus ber innigiten Vers 
bindung mit Deutfchland feine Lebenskraft fchöpfen kann, 
bag ihm — eben um der Berfchlingung aller feiner geis 
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fligen und materiellem®Berhältniffe mit ben übrigen deut⸗ 
fchen Staaten willen -— ein vorwiegended Eingreifen 
in die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten, ‚eine 
Betheiligung an einer NationalsBertretung Deutſchlands 
nicht nur möglich, fondern felbft Bedürfnig und Pflicht 
ift, ‚bedarf ſchwerlich mehr ald der bloßen Andeutung. 
Mir dürfen nicht zweifeln, daß auch Defterreich dies in 
vollem Maße anerfennen werde, fo wie wir Die verfchie- 
dene und eigenthümliche Stellung Oeſterreichs anerfennen. 

Diefer Doppelheit in den beutfchen VBerhältniffen — 
auf welcher der Reichtum der inneren Entwidelungsfähig- 
feit Deutfchlands beruht — wird daher auch eine Doppel- 
heit-in der Organifation entfprechen müſſen. Jenes Ziel 
der deutfchen Macht, Einheit und Freiheit, das wir eben 
als die berechtigte Grundlage der unitarifchen Beftrebun: 
gen anerkannt haben, und das Preußen weder für ſich, noch 
für Deutfchland aufgeben kann, wird ſich nicht durch einen 
einzigen Akt erreichen laffen, fondern nur durch zwei gleich⸗ 
zeitige, einander ergänzende Snftitutionen. Indem dieſe 
Inſtitutionen dem Bedürfniffe der Gegenwart genügen, 
müſſen fie zugleich fo gebildet fein, daß fie Die Keime einer 
zukünftigen Entwidelung in ſich tragen, einer Entwidelung, 
die um fo fruchtreicher fein wird, je mehr die gegenwärtige 
Schöpfung ſich an den feiten Boden der Wirklichfeit an- 
fchließt, und mit weifer Mäßigung und Befonnenheit von 
Idealen fidy fern hält, und nur das praftifch Erreichbare 
zu verwirklichen ftrebt, ohne doch der Entfaltung umfaf 
fender Ideen eine hemmende Schranfe entgegen zu ftellen, 

Die Faiferlich öfterreichifche Regierung hat felbft 
ſchon mehrfach auf eine foldye Entwidelung hingedeutet, 
wie diefer Gedanfe auch unfern früheren Mittheilungen 
an biefelbe nicht fremd geblieben if. Wir halten den 
Augenblit nunmehr für gefommen, um für diefes Ver; 
hältniß den feiten und Haren Ausdrud zu gewinnen. 
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Wir hoffen darin die lange erfehnte Löſung der großen 
deutfchen Frage zu finden; daß diefelbe zu einem rafchen 
und definitiven Abfchluffe komme, ift ein Bedürfniß, wel: 
ches alle dbeutfhe Staaten mit ung theifen. 

Die zwei Inftitutionen, die wir für nothwendig hal- 
ten, — und zwar, wie wir bemerfen dürfen, nicht nur 
vom deutſchen, fondern vom europäifchen Gefichtöpunfte 
aus — find der deutſche Bundesftaat und die deutfche 
Union mit Oeſterreich. 

Der deutfche Bundesftaat bilde ſich ohne Defterreich, 
er trete aber zugleich mit der öfterreichifchen Gefammts 
Monarchie in eine fefte Union. 

Dadurch wird Defterreich für Deutfchland, Deutfch- 
land für Defterreich erhalten werden. Die wirklich und 
faktiſch beftehenden Verhältniffe, welche: wegläugnen zu 
wollen eine große Thorheit wäre, werden darin ihren 
entfprechenden Ausdruck finden; und ed wird badurd) 
Klarheit und Sicherheit in die Beziehungen Fommen, 
welche biöher in einer unflaren und verworrenen Vers 
wickelung ſich bewegten. Es wird, unferer innigen Ue— 
berzeugung nach, das Bedürfniß Deutſchlands, Defterreiche 
und Preußens gleichmäßig befriedigt werden; und alle 
drei werden fich, ftatt einander zu hemmen und zu hin» 
bern, vielmehr gegenfeitig in ihrer Entwidelung fördern 
und unterftüßen. 

‚Wir glauben daher mit unferem Vorfchlage auch dem 
eigenen Intereſſe Defterreich entgegen zu fommen. Ein 
ſolches ftarfes und inniges Bundes⸗Verhältniß wird Oeſter, 
reich wie Deutfchland die fichere Bürgfchaft gewähren, 
ohne Störung von außen fi im Innern feft und fräf- 
tig Fonfolidiren zu fünnen — ein Bebürfnif, welches von 
beiden gleichmäßig gefühlt wird. Der Schuß und die 
Garantie ihres Beftanded, die beide ſich gegenfeitig ges 
währen, mnß beiden gleihmäßig willfommen fein. Wo 
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auch follte jeber von beiden Theilen feine natürlicheren 
Bundesgenoſſen finden? Zugleich würbe eine ſolche Union 
die befte Bürgfchaft des europäifchen Friedens fein; fie 
würde in höherem Maße und ohne die bisherigen Hemms 
niffe den Beruf erfüllen, welchen fohon. bei der Gründung 
ded Bundes von 1815 Preußen und Oeſterreich ind Auge 
faßten; und fie würde zugleich eine freiere organifche 
Entwicdelung im Innern in: Ausficht fielen, als ſolche 
durch die Ungunft der Zeitverhältniffe diefem früheren 
Bunde zu Theil geworden. 

Als die Grundzüge einer folchen Union werden wir 
bezeichnen müffen: 

gegen das Ausland find beide Glieder derfelben un- 

trennbar eind und verbunden; 

nach innen aber bilden fie zwei felbftftändige Körs 

per mit eigener Gefeßgebung; 

zwifchen beiden findet dann eine fernere Bereinigung 

ftatt durch freie Verträge, welche die möglichfte Aus- 

gleihung und Verknüpfung der beiderfeitigen mate- 
riellen Intereſſen ficher ftellen und deren immer weis 
tere Entwicdelung möglich machen. 

Auf diefe Grundzüge ift der anliegende Entwurf eis 
ner Unionsafte. geftügt, den wir der Faiferlich öfterreichi- 
[hen Regierung zur Prüfung und weiteren Befprechung 
vorlegen. 

Wir fnüpfen daran die Hoffnung auf die endliche 
Löfung der großen Frage, welche das gemeinfame Ba- 
terland mit fo tiefgreifender Bewegung, ja in neuefter 
Zeit mit fo heftigen Zudungen erfüllt hat; und wir hal 
ten diefen entfcheidenden Schritt — denn als einen fol 
en müflen wir ihn in diefem Augenblide anfehen — 
durch die oben dargelegten Erwägungen der gegenwär⸗ 
tigen gefahrvollen Lage Deutfchlande, fo wie der in der 
Natur der beutfchen Intereſſen begründeten bdeutfchen 
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Berhältniffe für hinreichend motivirt, um einer baldigen 
und offenen Erklärung ber Faiferlich öfterreichifchen Regie⸗ 
rung entgegenfehen zu bürfen. 

Wir haben hiermit unfere Anficht über das, was zu 
fhaffen und zu bilden fei, um dem augenblicklichen, wie 
dem dauernden Bebürfniffe zu genügen, offen und unvers 
hohlen dargelegt. Es bleibt und noch übrig, und darüber 
auszufprechen, wie und auf welchem Wege nach unferem 
Dafürhalten dieſe Schöpfung ind Leben zu rufen fein 
würde, und was wir von der Faiferlich öfterreichifchen Re⸗ 
gierung erwarten zu müſſen glauben. 

Wir faſſen dies in folgenden vier Punkten zuſammen: 

1. Wenn die kaiſerliche Regierung ſich im Weſent⸗ 
lichen mit unſerer Anſicht einverſtanden finden kann, ſo 
dürfen wir erwarten, daß ſie die Grundzüge der Union, 
wie ſie in dem erwähnten Entwurfe niedergelegt ſind, an⸗ 
nimmt und ihren hieſigen Geſandten ermächtigt, darauf 
mit Preußen abzuſchließen. | 

Wie dringend der Augenblid und wie wünfchend« 
werth es daher ift, zu einer ſchleunigen Erledigung der 
ſchwebenden Fragen zu gelangen, bebarf nicht erft aus⸗ 
gerührt ju werden. 

Mir dürfen daher hoffen, daß die Faiferliche Negies 
rung ‚ihre Entfchließung nicht verzögern, und uns balb 
zum Abfchluffe der Verhandlungen in den Stand fegen 
werde, menigftend fo weit es die Grundzüge der Union 
betrifft, wenn auch das Weitere der ferneren Berathung 
vorbehalten bleiben mag. | | 

2. Preußen übernimmt es, diefe Union den anderen 
deutfchen Regierungen und der National-Vertretung ges 
genüber ind Leben zu rufen. 

Es erkennt dies als feinen Beruf an, nad) der Stel: 
lung, die es fchon jeßt in Deutfchland einnimmt, und 
die ihm im Fünftigen Bundesftaate zukommen wird. Es 


ſieht weder von Seiten der Regierungen, noch ber Na⸗ 
tional» Vertretung, welche. innerhalb des Bundesſtaates 
demnächſt zuſammentreten wird, erhebliche. Schwierigkei⸗ 
ten, voraus, fobald Defterreich offen feinen Entfchluß er⸗ 
Hört hat. Die Einführung der Union in die völkerrecht⸗ 
lien Beziehungen wird natürlich von Deiterreich und 
Preußen gemeinfam gefchehen. 

3. Wir. erwarten dagegen, als die natürliche Folge. 
dei erzielten Einverftändnifjes, daß die kaiſerlich öſterreichi⸗ 
ſche Regierung. offenkundig erkläre: wie ſie der Bildung 
des Bundesſtaates mit Preußen an der Spitze nicht ent⸗ 
gegen ſei, und Preußen völlig freie Hand darin laſſe, 
die dazu nöthigen Schritte zu. thun, und mit den übris 
gen beutfchen Regierungen felbftftändig die erforderlichen 
Berhandlungen und Berabredungen zu treffen. und die 
inneren, Einrichtungen befielben, fowohl in Bezug auf: bie, 
Erekutio Gewalt ald auf.die National s Vertretung und. 
die Verknüpfung der inneren Sntereffen durch freie Uer. 
bereinfunft. und. nad). dem Bebürfniffe zu ordnen. 

13. Wir. haben ſchon oben bemerkt, wie nothwendig, es. 
fei,.. daß. die. faft Tag für Tag und Ort für Ort in 
Deutfchland erforderten energifchen Maßregeln zur. Un⸗ 
terdrückung gewaltſamer demokratiſcher Ausbrüche Hand 
in Hand gehen mit der Befriedigung der wirklichen Be— 
dürfniſſe, aus denen die unitariſche Partei ihre Popula- 
rität und. ihre Stärke Ihöpft. Dies kann nur gefchehen. 
dadurch, daß baldigſt der Bundesſtaat und in demſelben 
eine wahrhafte National-Vertretung in's Leben »tritt, 
Preußen hat die vorbereitenden Schritte dazu gethan, 
indem es die übrigen Staaten zu Beſprechungen in Ber⸗ 
lin eingeladen hat. Es wäre überflüſſig, noch beſonders 
bemerken zu wollen, wie wichtig für den Erfolg dieſer 
Beſprechungen das erklärte Einverſtändniß Oeſterreichs 
fein wird, und, wie viele Schwierigkeiten. Dadurch wür⸗ 


den beſeitigt werden: «Der. Gedanfe des Bundesſtaates 
würde dadurch eine -feite Begrenzung und eine ſichere 
Grundlage gewinnen; und Völfer und Regierungen wür⸗ 
den durch die zuverfichtlichere Hoffnung, auf das Zuſtan⸗ 
defommen. beffelben. beruhigt und vielleicht vor mandem 
deflagenswerthen Schritte. bewahrt werden, Wir. hegen 
das Bertrauen zu ver bunbesfreundlichen Geſinnung der 
kaiferlichen Regierung, daß fie, einmal in, dem Weſent⸗ 
fichen “unfered Planes mit uns einverftanden, und aud) 
in dieſer Beziehung in dem gleichen offenen Sinne ent 
gedenfommen und mit der Erklärung ihres Einverſtänd⸗ 
niſſes nicht zurückhalten werde, 

4. Wir glauben dafjelbe Vertrauen zu der kaiſerli⸗ 
chen Regierung hegen zu dürfen in Bezug: auf die aus 
genblickliche Fürforge für die Leitung der deutfchen Ans 
gelegenheiten; und erwarten Daher, daß biefelbe ihre Zur 
ftimmung dazu geben werde, baß bis zum Abfchluffe der 
Bundesftaatd-Verfaffung Preußen die proviforifche Zen⸗ 
tralgewalt übernehme. Es erfcheint dies im Intereſſe 
des Augenblicks  unerkäßlich ; mehrere. und, bedeutende 
deutfche Staaten: haben: fchon den Antrag darauf. an 
Preußen gerichtet. Die National-Berfammlung ift durch 
ihre legten Schritte in eine Richtung hineingefommen, 
welche kaum noch. dem Gedanfen Raum. läßt, daß fie 
lange in ihrer: jegigen Eriftenz fich erhalten könne. Ihr 
Zerfallen wird aber jedenfall von bedeutenden Krifen 
begleitet fein. Mit ihr. ſteht und füllt — darüber: wird 
man ſich ſchwerlich täufchen können — die jeßige pro- 
viforifche Zentralgewalt, welcher durch das Aufhören der 
Tational-Berfammlung der Boden unter den Füßen ent 
zogen wird. Daß dann für den Augenblid Vorforge 
proviforifch getroffen werden muß, ift einleuchtend; und 
Hreußen wird fi dem fo vielfach an ihn ergangenen 
Rufe nicht entziehen können. Die durch die Umtriebe 
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der revolutionairen Partei in ihrer Exiſtenz gefährbeten 
deutfchen Staaten erwarten und fordern von ihm Schuß 
und Hülfe; ed hat fie verſprochen und. fühlt ſich ftarf 
genug, ſie zu leiften; aber es muß fich auch fagen, daß 
es das nur dann mit vollem Erfolge thun kann, wenn 
ed Einheit in die Maßregeln bringen und zu dem Zwecke 
proviforifch die Leitung derfelben in feine Hand nehmen 
fann. Es beanfprucht dies nicht gegen den Willen, fon 
dern mit Zuflimmung der. Regierungen, und es hofft 
und erwartet diefe Zuftimmung zunächft von Defterreich, 
welchen das dringendfte Intereffe an. Erhaltung ber 
Ruhe und Ordnung aud; im übrigen: Deutichland mit 
ihm felber gemein if. Daß es mit der ernften Ausüb- 
ung der ihm dadurch erwachfenden Pflichten die ftrengfte 
Achtung aller Rechte verbinden wird, bedarf nicht erft 
bemerft zu werden. 

Dies find die Anfichten, Erwartungen und Wünſche 
die wir der kaiſerlichen Regierung veritanmönelk: vor⸗ 
legen. 

Wir glauben durch die offene Entwickelung unſerer 
Vorſchläge ihren eigenen Wünſchen entgegenzukommen; 
wir hoffen, durch dieſen Schritt dem gemeinſamen deut⸗ 
ſchen Vaterlande den weſentlichſten Dienſt zu leiſten, und 
die ſo lange ſchwebende Frage um Deutſchlands Zukunft 
nunmehr einer endlichen Löſung entgegen zu führen. 

Wir erwarten und erbitten daher mit Vertrauen 
eine eben ſo offene und rückhaltsloſe Erwiderung. 
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Grundlinien zu einer Unionsakte, vorge⸗ 
legt mit der k. preußiſchen Denkſchrift 
vom Dten Mai 1849. 


Die deutfche Union ift, ein nn völker⸗ 
— Bund, und beſteht aus: 
a) der öſterreichiſchen Monarchie, 
b) dem deutſchen Bundesſtaate. | 
Die Berhältniffe von Poſen, Schleswig⸗Holſtein und 
Lauenburg, Limburg in der Union werden durch Zufaßs 
Verträge geordnet. 
+2. Der Austritt aus ber Union fteht keinem Gliede 
frei. Die Aufnahme neuer Glieder erfordert die Zuftims 
mung fümmtlicher anderen. Veränderungen in dem ge 
genwärtigen Befigftande der. Unions⸗Glieder können Feine 
Veränderung in den Rechten und Pflichten derfelben in 
Bezug auf die Unton bewirken; freiwillige Abtretungen 
einzelner Theile des Unions⸗Gebietes bedürfen der Zu⸗ 
ſtimmung der Union. 
3. Der Zweck der deutfchen Union ift bie Erhalt: 
ung der äußern und innern Sicherheit, fo wie ber: ge 
genfeitigen Wohlfahrt ihrer Glieder. 

45. Zwifchen den Sliedern der Union befteht ewiger 
Friede ; Streitigkeiten zwifchen beiden find auf Anrufen 
jedes Theiles an einen der oberften Gerichtöhöfe ald Aus 
frägal-Inftanz zu vermweifen. 

5. - Das Uniond-Gebiet ift dem Auslande gegenüber 
infofern ein gemeinfames, daß jeder Angriff auf daf 
felbe, von welcher. Seite er komme und welchen Theil der 
Grenzen er bedrohe, ftetd mit gemeinfchaftlichen Kräften 
zurückgewieſen wird. 

6. Wenn eines der beiden Glieder ſich zu einem Ans 


griffskriege genöthigt erachten: follte, fo liegt ihm ob, dem 
anderen Theile die Ueberzeugung zu geben, daß diefer 
Krieg. durch das Geſammt⸗Intereſſe der Union geboteh 
ſei. Nur unter dieſer Vorausſetzung wird; der Krieg 
eine gemeinſame Sache der Unien. 

7. Die gegenſeitigen Leiſtungen beider Glieder der 
Union in den unter 5. und 6. angedeuteten Füllen wers 
den durch eine ——— Uebereinkunft im Bam ge, 
regelt. 

8. Die beiden Glieder der Union behalten das Recht 
der Bündniſſe und Verträge mit auswärtigen: Staaten, 
ohne daß hieraus eine Verpflichtung für; die Union er⸗ 
wachfe. Keine Verbindung diefer Art darf jedoch Ber 
ftimmungen: enthalten, welche: die Sicherheit der Union 
und ihrer Glieder irgendwie gefährden. 

9. Die Union‘ ernennt und beglaubigt: ſammtliche 
ſtändige Geſandten im Auslande. Der durch dieſe Miſ—⸗ 
ſionen gehende völkerrechtliche Verkehr wird im Namen 
und: Auftrage der deutſchen Union geführt; die, Gefandt- 
ſchaften empfangen. von der Union ihre Inftruftionen, 
und berichten an biefelbe. Die Beſetzung der diplomar 
tifchen. Poften gefchieht nach einem zwifchen beiden 
Unions-Gliedern befonders zu regelnden Turnus. 

10. Jedem der beiden Glieder der Union:bleibt es übers 
laffen, für befondere Zwecke Bevollmächtigte an auswär⸗ 
tige Regierungen abzuſenden. Diefe: werden dann nur 
von dem betreffenden Gliede beglaubigte und inſtruirt, 
haben jedocdy die fländigen Uniond-Gefandten am Drte 
ſtets in» voller Kenntniß ihrer Weſchaſtochaieteit zu er⸗ 
halten. 

11. Sämmtliche Konſulate werden von der Union 
beftellt und: in deren: Namen verwaltet. | 

12, Die bisherigen Bundesfeftungen ‚gehen in das 
Eigenthum. und die Verwaltung der Union über. 
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13. Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffs 
net, um die möglichfte Gemeinfchaft zwifchen beiden Glie- 
dern der Union in Bezug auf Freizügigkeit, gerichtliche 
Hülfe,. Befreiung des Verkehrs, Handels + Intereffen, 
Schifffahrt, Poſten und Eifenbahnen, Münze, Maß und 
Gewicht, Auswanderung rc. durch befondere Verträge 
zu erzielen. 

14. Als Organ für die Leitung der Unions⸗Angele⸗ 
genheiten tritt: ein permanentes Direktorium von 4.Mits 
gliedern zuſammen. Oeſterreich ſendet deren zwei, Preu⸗ 
Ben und bie andern deutſchen Staaten gleichfalls ziwei« 
Den Gefhäfts-Borfiß. übernimmt Oeſtreich. Das Unionss 
Direftorium nimmt feinen Sig in Regensburg. 

15. Die Mitglieder des Direktoriums fünnen: von 
ihren Bollmachtgebern jederzeit abberufen werben. Sie 
find an. die Infirnftionen gewiefen, welche ihnen von den 
verfaffungsmäßigen Gewalten der beiden Unionsglieder 
zufommen, und haben diefe in allen Fällen einzuholen / 
wo ſie ſich in ihren EN nicht ” einigen vers 
a. e3. n 


9 In der vom Ef. preußiſchen ——— in Wien 
überreichten Faſſung dieſes Entwurfs lautet Nr. 9: 
„Die Politik der Union wird als eine gemeinſame un 
tet. und behandelt“ 
und Nr. 10, 14. und 15. find mweggelaffen. 
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K. F. öfterreichifche Dentiärifi 1 in Er 

wideruug der k. preußiſchen Denkſchrift 

von Deu Mai 1849., d. d. I6ten 
Mai 849. 


Die eaifertiche Regierung ift gewiß weit — 
die Gefahren zu verkennen, von welchen Deutſchland 
durch die vorübergehende Verbindung der unitariſchen 
mit der demokratiſchen Partei bedroht wird. Sie theilt 
aber nicht minder die von dem königlich preußiſchen Ka⸗ 
binete in. feiner Denkfchrift vom ten d. M. ausgefpros 
chene Ueberzeugung, daß bie letztere dieſer Parteien :nur 
durch die Stütze, welche fie dermalen am der erfteren fins 
det, Geltung 'und einen Beforgniß ——— Einfluß 
zu erlangen vermöge. 

Dieſe Ueberzeugung iſt der öſterreichiſchen Reoiärung 
nicht erft heute geworden. Durch fie geleitet und in bil— 
liger Anerkennung, daß die bisherige Verfaffung Deutfch- 
lands den Bedürfniffen der Nation wirklich nicht mehr 
zu genügen vermöge, hat das Faiferliche Kabinet fich bes 
reitd vor geraumer Zeit und wiederholt darüber erklärt, 
daß es, weit entfernt, dem nad; größerer Einigung ftre- 
benden Nationalgefühle entgegenzutreten, vielmehr voll: 
fommen geneigt fei, den Wünfchen, welche der Ausdruck 
eined wahren Bedürfnifjfes find, feinerfeitd bereitwillig 
zu entfprechen. 

Es ift jedoch nicht zu verfennen, daß diefes Nationals 
gefühl, namentlidy in der leßteren Zeit, vielfach irre ge- 
leitet und mißbraucht, ſich dermalen in Anforderungen 
fundgebe, welche das wahre Bedürfniß bedeutend über: 
fehreiten und felbft fo weit gehen, daß deren unbedingte 


Anerkennung. eine beflagenswerthe Störung. aller natür- 
lichen, wie aller Rechtöverhältniffe herbeiführen müffe. 

Diefem zu flenern iſt aber die Aufgabe der Regie: 
rungen. Ihnen liegt es 0b, den Ausfchweifungen eines 
fonft edlen Gefühle Grenzen zu feßen, und die Erfüllung 
ber aus denfelben entfpringenden Wünſche auf das rich— 
tige Maaß zu befchränfen. 

Seiner Pflicht getreu hat demnach das Faiferliche 
Kabinet zwar die Nothwendigfeit einer Neugeftaltung 
Deutfchlands zugeftanden, und auch feine Mitwirkung zur 
Gründung eines einigen ‚mächtigen und ftarfen Deutſch— 
lands zugefichert, jedoch zugleicdy die unwandelbare Ue—⸗ 
berzeugung ausgefprochen, daß diefes Ziel nur dann zu 
erreichen fei, wenn das neue Verfaſſungswerk die Ach— 
tung der wohlerworbenen Rechte Aller, die Berüdfichti- 
gung und Förderung der ftaatlichen und materiellen In- 
terefjen der Einzelnen ald oberftien Grundfag anerfenne. 

Auf diefem Grundfage beruhen Defterreichd Vorfchläge 
für die Bildung eined Reichs-Direktoriums, für die Ver: 
tretung des Volkes bei demfelben, und für die organi— 
ſche Bereinigung der von einem und demfelben Stamme 
bewohnten, ohnehin durd; gemeinfame Intereflen verbuns 
denen Ländertheile. 

Diefe Vorfchläge dürften zwar den.überfpannten An- 
forderungen unferer Zeit nicht genügen, fie entſprechen 
aber den wahren Bedürfniffen, welche als foldye zur Gel 
tung fommen müfjfen, wenn der Kampf der jegt entfef 
felten Leidenfchaften befchwichtigt, wenn das verirrte 
Nationalgefühl durd die Rückkehr zu einer richtigeren 
Erfenntniß wieder geläutert fein wird. 

Der Bau, zu deffen Gründung Deftrrreich aufrichtig 
mitzuwirken wünfchte, und an welchem es nad) dem von 
ihm angedeuteten Plane audy mitzuwirken in der Lage 
geweſen wäre, war nicht fowohl auf die Befriedigung 


der in biefem Augenblicke in arger Selbfttänfchung bes 
fangenen öffentlichen Meinung, als vielmehr auf dieBes 
bürfniffe der Zufunft berechnet. In ihm waren Bürg- 
fchaften feiner Dauer zu finden. 

So vergeblich auch die Bemühungen des Faiferlichen 
Kabinetd gewefen, eine Verftändigung mit der königlich 
preußifchen Regierung über diefe Fragen herbeizuführen, 
gab es fich doch auch immer der Hoffnung hin, daß 
eine ſolche vor dem Eintritte ernfterer Ereigniffe zu er⸗ 
zielen fein werde, 

Die durch Herrn General v. Canitz nad Wien ges 
langte Denkſchrift des Föniglich preußifchen Hofes vom 
Hen d. hat diefe Hoffnung vernichtet und die bedauer- 
liche Meberzeugung gewährt, daß die Anfichten Preußens 
von jenen Defterreichd wefentlich verfchieden geblieben find. 

Zwar ftimmen beide darin überein, daß die unitaris 
ſchen Beftrebungen unferer Tage, großentheild nur von 
Außern und vorübergehenden Umftänden hervorgerufen 
und bedingt, auch mit diefen verfchwinden werden; aber 
bad königliche Kabinet glaubt nichts defto weniger dem 
ſich fundgebenden Streben nad Einheit unbedingt und 
in vollem Maße entfprechen zu follen, indem ed von 
der Ueberzeugung ausgeht, daß ein ſolches Zugefländ- 
niß die empörten Leidenfchaften entwaffnen und für Die 
Dauer fefleln werde. 

Wie gerne würden wir eine ſolche Heberzeugung thei- 
len! Wir vermögen ed aber nicht, und da diefelbe die 
von dem königlich preußifchen Hofe gefaßten Entfchlüffe 
bereitö zur vollen Reife gebracht zu haben fcheint, dürfte 
bas Faiferliche Kabinet ſich darauf befchränfen fünnen, 
die von ihm verlangte Ermwiderung auf die Vorfchläge, 
welche Preußen ihm gemacht hat, hier nieberzulegen. 

Die Krone Preußen beabfichtigt den Forderungen 
ber Zeit 


„burchdie Herftelungder Macht und Einheit Deutſch⸗ 
„lands mit der Möglichkeit eines gemeinfamen und 
„Fräftigen Auftretend gegen das Ausland und ei- 
„ner freien und fruchtreichen Entwidelung freifinni- 
„ger Inftitutionen im Innern; — 
„durch die Schöpfung einer fräftigen, nicht Durch 
„die Möglichkeit inneren Widerfpruches in ſich felbft 
„gelähmten, alfo einer einheitlichen Exefutiv-Gewalt; 
„endlich, durch die Bildung einer National- Ber: 
ntretung in Staatenhaus und Volkshaus mit gefeß- 
„gebenden Befugniffen‘ 
zu entfprechen, und diefen fo errichteten Bundesſtaat in 
ein vertragsmäßiges Uniond-Verhältniß zu Oeſterreich zu 
ſetzen. 

An die Kundgebung dieſes Vorhabens werden die 
Vorſchläge geknüpft: 

1) daß Oeſterreich die Grundzüge dieſer Union, wie 
fie in einem zur Einſicht mitgetheilten Entwurfe an- 
gedeutet find, annehmen, und feinen Gefandten zu 
Berlin ermächtigen wolle, daraufhin mit Preußen 
abzufchließen; — 

2) daß Preußen ed übernehme, diefe Union den andes 
ren deutfchen Regierungen und der Nationalvers 
tretung gegenüber ins Leben zu rufen, deren Eins 
führung in die vwölferrechtlichen Beziehungen aber 
von Preußen und Oeſterreich gemeinfchaftlich zu 

Ä gefchehen habe, wogegen 

3) Defterreich offenfundig zu erklären hätte, daß es 
der Bildung des Bundesftaated mit Preußen an 
ber Spite nicht entgegen fei, und Preußen völlig 
freie Hand darin laffe, die hiezu nöthigen Schritte 
zu thun, und mit den übrigen deutſchen Regierun- 
gen felbftftändig die erforderlichen Verhandlungen 
und Berabrebungen zu treffen, und baß 


4) Defterreich feine Zuftimmung dazu gebe, bag Preu- 
Ben bis zum. Abfchluffe der Bundesftaatsverfaffung 
die. proviforifche Zentralgewalt übernehme. 

Es liegt: — wie gefagt — nicht in unferer Abficht, 
und hier in eine Erörterung einzulaffen, ob die Bildung 
eines fo vollfommen einheitlichen Bundesftaates unabs 
weisliches Bedürfnig und auch erfprießlich fe. Wir be- 
faffen und heute ausfchließlich mit den Anträgen, welche 
uns gemacht worden find. 

Zu jenen sub 1. und 2. glaubt man bemerfen zu 
folen, daß wir nicht wohl mit Preußen eine bindende 
Webereinfunft abzufchließen in der Lage find, in, welche 
als eigentlicher Paziszent ein Bundesftaat einzutreten 
hätte, der noch nicht einmal gebildet ift, und über deffen 
Beichaffenheit und Verfaffung zur Stunde noch fein Urs 
theil gefällt werden fann, da und aus dem mitgetheilten 
Entwurfe. ded Berfaffungsabfchnitted über das Reichs— 
oberhaupt wohl die Abfichten der Krone Preußen erficht: 
lich werden, welche diefelbe in Bezug auf die von ihr in 
diefem Bundesftaate einzunehmende Stellung hegt, bie 
Bildung diefed Bundesflaates jedoch nach Preußens ei- 
gener Erklärung erft den diesfalld zu eröffnenden Ber: 
handlungen vorbehalten bleiben muß. 

Was den sub 3. geftellten Antrag betrifft, finden 
wir denfelben nicht im Einflange mit der an Defterreid) 
wie an alle übrigen Bundesftaaten ergangenen Cinlas 
dung zur Theilnahme an den zu Berlin zu pflegenden 
Unterhandlungen, und eben fo wenig vereinbar mit der 
von Defterreich bezeigten Bereitwilligfeit, fich bei diefen 
Berhandlungen zu betheiligen, welches Vorhaben eg auch 
auszuführen gedenft. 

Hinfichtlicdy ded vierten Antrages endlicdy glaubt man 
wohl nicht der Berufung auf die zahlreichen Beweiſe 
von Vertrauen zu bebürfen, welche Defterreich Preußen 


gegeben’ hat, und gewiß noch immer zu geben bereit fein 
wird. Auch liegen die Beweggründe für die von dem 
faiferlichen Kabinete wiederholt ausgefprochenen Wünſche 
zu nahe, ald daß über diefelben noch ein Zweifel obwals 
ten follte. 


Defterreich verfennt Preußens Stellung gewiß nicht, 
fann aber die feine darüber nicht vergeffen, und fo wes 
nig es felbft die ausfchließliche Leitung der proviforifchen 
Zentralgewalt in Anfpruch nehmen würde, eben fo wenig, 
vermag es fidy der von einer anderen Macht felbitftän« 
dig geübten Gewalt unterzuordnen, was doch jedenfalls, 
wenigftend bis zur vollftändigen Auflöfung der biöheri- 
gen Bunbdesverhältniffe, der Fall fein müßte. 

Die Aufgabe, welhe Preußen in diefer gefahrvollen 
Zeit zugewiefen ift, muß allerdings als eine fchwierige 
und große anerfannt werden. Es ift aber doc wohl 
nicht anzunehmen, daß es begründete Beforgniffe hegen 
dürfe, die Löfung diefer Aufgabe erfchwert zu fehen, wenn 
Deiterreich und Bayern ed in derfelben unterftüßen. 


Die ſich ſonach ergebende Schwierigfeit, auf die von 
Preußen gemachten Vorſchläge einzugehen, wird jedody 
das in allen fonftigen wefentlichen Fragen fo glücklich 
beftehende und innige Einvernehmen zwifchen beiden Mäch— 
ten nicht zu flören vermögen. Sie wird indbefondere 
deren enge Berbindung zur vereinten Bekämpfung des 
gemeinfamen Feindes, von welchem fie beide gleihmäßig 
bedrängt find, nicht beeinträchtigen können. Diefe Bers 
bindung thut vor Allem Noth. Sie ift eine Lebendfrage 
für Preußen wie für Defterreich, und letzteres bietet zu 
berfelben aufrichtig die Hand, | 

Die Berfchiedenheit der Anfichten, welche ficy leider 
in der noch fchwebenden Berhandlung über Deutfchlande 


künftige Geftaltung aus der beiderfeitigen Stellung ber 
Roth u. Merd, Duellenfammlung. II. Band. 38 


zwei erften Großmächte ergibt, wird fich gewiß noch zu 
deren Befriedigung ausgleichen laſſen. 
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R. €. öſterreichiſche Denkſchrift, die Bil- 

dung einer neuen proviforifchen Zentral: 

gewalt betreffend, d. d. 16ten Mai 
1849. 


In einer ausführlicheren Denffchrift vom heutigen 
Tage hat das faiferliche Kabinet die Rückſichten darge: 
legt, welche ihm die unbedingte Annahme der Vorfchläge 
Preußens nicht wohl möglich machen. 

Inſoferne diefe Vorfchläge die fünftige Geftaltung 
Deutfchlands und deffen Beziehungen zu dem Kaiferftaate 
Defterreich betreffen, können diefelben füglich weiteren 
Unterhandlungen vorbehalten bleiben, welche die fich ders 
malen ergebenden Anftände gewiß zur allfeitigen Befrie- 
digung heben werden. 

Dagegen ift ein augenblicliches Berftändniß über 
die Bildung einer den Zeitumftänden entfprechenden, ſo⸗ 
mit Fräftigen proviforifchen Zentralgewalt ein dringendes 
Bebürfniß. 

Der Erzherzog Reichsverweſer vermag die Stellung, 
weiche ihm angewiefen worben ift, nicht mehr länger zu 
behaupten. Seine freie Wirffamfeit, wie die Umftände 
fie erfordern würden, wird durd) die Rüdfichten gelähmt, 
welche der Urſprung der bisherigen Zentralgewalt derfels 
ben auferlegt. Dieſemnach ift die Schöpfung einer neuen 


Gewalt nothwendig geworden, welche aller, ihre Thätig⸗ 
keit hemmenden Befchränfungen entbunden, ſelbſtſtändig 
und fräftig dem Bedürfniſſe zu entſprechen vermöchte, 
welches deren Einſetzung gebieteriſch fordert. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß das Anerbieten Preu⸗ 
Bens, die Ausübung einer ſolchen Gewalt zu übernehmen, 
weſentliche Vortheile Bieten dürfte, und daß deffen Hin⸗ 
gebung für das allgemeine Beſte Anerkennung und Dank 
verdiene. Der Einfluß, welchen Preußen in Deutſchland 
übt, die materielle Macht, über die es gebietet, machen 
es wünſchenswerth, daß ſeine gemeinnützigen Abſichten, 
dieſen Einfluß geltend zu machen, und dieſe Macht zu 
entfalten, möglichſt gefördert und unterſtützt werden. 

Dieſer Wunſch liegt dem Gegenvorſchlage Oeſter⸗ 
reichs zum Grunde. | 

Die Gefahren, von welchen die gefellfchaftliche Ord⸗ 
nung bedroht wird, find fo groß und fo ernft, daß die 
Aufgabe, diefelde zu ſchützen, nur mehr mit äußerfter 
Anſtrengung und vereinten Kräften zu löſen ift. 

Don diefer Ueberzeugung durchdrungen, legt das 
faiferlihe Kabinet hohen Werth auf feine und der deut⸗ 
ſchen Könige Theilnahme an der Bildung der neuen pris 
viforifchen Zentralgewalt. 

Cine Verftändigung mit der Partei des‘ Umfturzes 
iſt nicht mehr möglich. Nur Gewalt verntag dieſelbe 
noch zu bezwingen. So fehr die Anwendung foldyer äu— 
Berften Mittel auch dur das Außergewöhnliche der 
Lage geboten ift, wird’ die Strenge’ der zu ergreifenden 
Magregeln doch die Ungunſt noch ſteigern, in welche 
die Regierungen ohne Ausnahme verfallen find. Außer; 
dem würde auch Preußens Uebernahme der Zentralges 
walt in Deutfchland, wie auswärts, manches Mißtranen 
rege machen, und beffen alleiniges Auftreten die Hinders 
niſſe noch vermehren, deren Bewältigung ohnehin ſchwie⸗ 
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rig genug fein dürfte. Diefe Rückſicht gilt insbefondere 
der unverkennbar in Süddeutfchland gegen Preußen herr: 
fhenden Stimmung, welcher durch Oeſterreichs Theil 
nahme an der Zentralgewalt jeder Borwand benommen 
würde. 

Defterreich will die Bemühungen Preußend moralisch 
unterftügen, ihm deren Durchführung erleichtern und wird 
died auch unzweifelhaft durch den Eindruc thun, welchen 
das gemeinfchaftliche Auftreten beider Regierungen, durch 
Beſchwichtigung möglicher Beforgniffe und durch öffents 
liche Kundgebung des innigen Einverftändniffes zwijchen 
denfelben bervorzubringen nicht verfehlen fann. | 

Aber aud materielle Hilfe dürfte Defterreich zu 
leiften bald im Stande fein. Die Wendung, weldye die 
Dinge, aller gegründeten Borausficht nad, auf dem uns 
garifchen Kriegsichauplage nehmen müffen, wird die kaiſ. 
Regierung in die Tage verfegen, über ihre Kräfte freier 
zu verfügen und es ift leicht möglich, daß deren Berwens 
dung in Deutfchland dann jehr erfprießlidy fein dürfte, 

Das faiferliche Kabınet hofft, Se. Majeftät der Kö— 
nig von Preußen werden dieſe Nücfichten und Defter- 
reichs bundesfreundliche Abfichten nicht minder würdigen, 
ald man jenen ded Königs danfbare Anerkennung zollt, 
und in Folge deſſen geneigt fein, ſich mit Defterreich 
über die Errichtung einer aus drei Mitgliedern beftchens 
den proviforifchen Zentralgewalt zu verftändigen, deren 
Zufammenfegung in der Art zu erzielen wäre, daß Des 
fterreid; und Preußen zur Vermeidung alles Zeitverluftes 
die Ausübung der Gewalt fofort übernehmen und bie 
übrigen deutfchen Könige auffordern, fich über die Wahl 
bed dritten Mitgliedes unter fich zu vereinigen. Die 
Gemeinfhaft, welche zwifchen den Intereſſen diefer Kö— 
nige und jenen Preußens und Defterreichs befteht, iſt fo 
innig und fo unverfennbar, daß deren Beitritt zu einer 
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folhen Maßregel gewiß nicht auf ſich warten laſſen 
und baher die weitere Durchführung biefer Maßregel 
nicht verzögern wird. 

Daß dieſe Zentralgewalt nur eine yroviforifche fein 
folle, berufen, der drängenden Gefahr des Augenblides 
entgegenzutreten, und daß deren Zufammenfeßung ben 
einftigen Befchlüffen über'die definitive Geftaltung Deutfch- 
lands nicht vorgreife, bedarf wohl kaum der Erwähnung. 


132. 


Promemoria des FE. preufifchen Spezial: 
bevollmächtigten Freiheren von Caniß 
an das F. F. Hfterreichifche Kabinet, Die 
Nebernahme Der. provifprifchen Zentral- 
‚gewalt Durch Preußen betreffend, d. d. 
1Sten Moi 1849. Ä 


Seit den wenigen Tagen, ald der Unterzeichnete die 
Ehre hatte, Seiner Durchlaucht dem . F, Minifterpräfls 
denten, Herrn Fürften von Schwarzenberg, die Denk, 
fchrift vom 9. d. M. vorzulegen, hat fich die Tage der 
Dinge in Deutfchland geändert. Nicht daß die politis 
ſchen Anfichten Preußens irgend einen Wechfel erfahren 
hätten, aber die Ereignifje find fortgefchritten. Die gäh— 
rende Bewegung ift in eine Krifis ausgebrochen, und 
Erfcheinungen, die man früher herannahen fah, ftehen 
jest ald Thatfachen da. Die deutfche Nationalverfanms 
lung zu Frankfurt hat ihre Tage befchloffen; die Zens 
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tralgewalt, die wit ihr und durch fie beſtaud, kann ‚fort: 
Au, in ihrem ‚bisherigen Verhältniſſe keinerlei Autorität 
mehr behaupten: fie muß fich entweder einer neuen Re⸗ 
solution. hingeben, oder sine Stüge bei den noch auf 
rechtſtehenden Regierungen fuchen. | 

5 Preußen, hat alle Mittel und Wege, die zu einer 
Vexrſtändigung mit Frankfurt führen Fonnten, erfchöpft; 
ber Bruch iſt gefchehen, . -- . DE 

Die Parteiführer der Nepublif (oder was baffelbe 
richtiger bezeichnet: der Anarchie und des Umfturzes al- 
ler politifchen und fozialen Ordnung) haben ſich des Vor; 
wandes bemächtigt: 

bie von ber deutfchen National-Berfammlung aufs 

geftellte Reichsverfaſſung gegen abfolutiftifhe Reak 

tiond-Projekte zu vertheidigen. 

Dieſer Bormand hat unter einem geoßen Theile ber 
Zeutſchen Volksſtämme Anklang gefunden. Während der 
Theil der Bevölkerung der Städte und einzelner Diftrifte, 
ber jeber Art von Verführung leicht zugänglich ift, alsbald 
die Gelegenheit ergriff, um Unfug zu beginnen, wurde 
‚ein anderer befierer Theil mit einem Scheine von Tegaler 
Dppofition bethört, und. eine große Anzahl rechtlicher 
Leute dadurch paralyfirt "und der Wucht der Aufrührer 
unterworfen: 

dag ihnen pofitive Anhaltöpunfte zum Widerſtande 

gegen außfchweifende Forderungen und gegen die 

frechen Behauptungen der Feinde fehlten. 

War doch dem deutfchen Landen eine Einheit und 
Freiheit gewährende Verfaſſung verheißen; wie ſollten 
denn die Völker nun der Erfüllung dieſer Verheißungen 
enfagen, oder fie von einer unbeflimmten Zufunft in 
paffiver Geduld abwarten? 

Durch dieß Motiv find die Maflen aufgeregt und 
gegen Die Regierung argwöhnifc gemacht werben, welche 


Stimmung dann leicht von Demagogen audgebentet wer, 
den Fann. 

Der Revolution diefen mächtigen Hebel zu entwins 
den, hält die preußifche Regierung für höchft wichtig und 
nothwendig, um einen Zuftand des Friedens, des Rechtes 
und der Ordnung wiederherzuftellen. 

Die meiften der bdeutfchen Regierungen hatten bie 
Nationalverfammlung ihren Gang gehen laffen, ohne 
ihren Webergriffen entgegenzutreten; das Berfaffungswerf 
wurde in feinem letzten Stadium in ftürmifcher Haft, ins 
mitten mannigfacher Parteifämpfe, Transaktionen und 
Koalitionen zum Ende gedrängt; ein Kaiferthron, mit 
bemofratifchen Inſtitutionen umgeben, ſollte aufgebaut 
werden, um die Einheit Deutſchlands ind Werk zu fes 
ben. Nachdem die Krone abgelehnt worden war, hans 
delte es fi um fo mehr um jene radifalsdemofratifchen 
Projekte, und „Annahme der Reichöverfaffung‘ ward 
die Lofung der revolutionairen Partei. 

Mit der Ausführung der 196 Paragraphen, weldye 
die Nationalverfammlung am 28. März d. J. als die 
Berfaffung des dentfchen Reiches yroflamirt hat, kaun 
Deutfchland nicht beftehen. Preußen hat nicht gefäumt, 
dieß offen audzufprechen. Mit diefer Negation, fo ein: 
leuchtend fie ift, ift jedoch die unabweisliche Aufgabe 
nicht gelöft: an die Stelle des Unhaltbaren etwas Halt- 
bares, Mögliched, den Umftänden Angemeffened, Heil 
famed zu feßen. 

Die preußifche Regierung kann fick diefer Aufgabe 
nicht entziehen: ed handelt fich dabei um ihre eigene Eris 
fienz, denn die preußifche Monarchie ift zu eng durch 
mannigfache Bande mit anderen deutfchen Landen verbuns 
ben, ald daß fie ſich aud der Gemeinfchaft trennen und 
ifoliren könnte. Selbft abgefehen von aller moralifch-pos 
litifchen Nothwendigfeit würde die geographifche Geftalt 
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‘der : preußifchen Lande genügend bie Unmöglichkeit eines 
ifolirten Abfchließens darthun. 

So Ijat denn. Preußen dad Wort ergreifen müflen, 

um in der: Berwirrung der: gemeinfamen Angelegenheiten 
. einen Standpunkt und einen Weg zu gewinnen, auf.wel- 

chem Friede und Ordnung wiederhergeitellt werben fün- 
nen. Der König hat am 15, d. M. zum preußifchen 
- Bolfe geſprochen. Seiner Majeftät Regierung hatte fchon 
früher ihren Verbündeten ihre Anfichten mitgetheilt und 
‚fie zur Mitwirkung für den gemeinfamen Zwed aufge- 
dfordert. ! 

Diefe Mitwirkung ift, der Natur der Verhältniffe 
nach, verfchiedener Art. Am allerwefentlichften verſchie⸗ 
„den (wie feiner näheren Auseinanderfegung bedarf) ift 
die Mitwirkung und Unterflügung, die Preußen von dem 
‚mächtigen Oeſterreich hofft, von der, welche wir den, 
jenigen Verbündeten darbieten, die bereitd den Stürmen 

der Revolution erlegen find, oder ihnen unfehlbar erlie: 
gen werden, wenn fie feine Stüße finden. 
| Den in den eigenen Landen und in den angren- 
zenden Bunbesftaaten verfommenden Unordnungen glaubt 
„bie preußifche Regierung mit eigenen Mitteln abhelfen 
zu fönnen; die neueften Ereignifje im füdweftlichen Deutſch⸗ 
land vereinfachen die Behandlung der Dinge; der Aufs 
ruhr tritt in unbemäntelter roher Nactheit den legitimen 
Regierungen gegenüber, das verrätherifche Treiben der 
Revolution verförpert ſich, fo daß es in offener Feld- 
„Schlacht befämpft und befiegt werben kann. Das ifteine 
dem guten Rechte günftige Ausficht, doch ijt diefe Lage 
‚der Dinge nidyt die allgemeine in Deutfchland, und es 
. kommt im gegenwärtigen Momente nicht blos darauf an: 
dem Unfuge der fogenannten republifanifchen Regierung 
‚wo. folcher auftritt, zu fteuern, fondern darauf: allen 
„denjenigen deutſchen Ländern, die fic im Zuftande innerer 


.601 


Erfchütterung befinden, eine Stüße und Hülfe zu ge- 
währen. . Die moralifchs politifche Hülfe der £. f. Regie⸗ 
rung: ift ed, die wir dazu in Anfpruch nehmen, ohne von 
derfelben irgend. ein Opfer zu verlangen. 

Aus den, in Ermwiderung der Denkſchrift vom 9. 
d. M. erhaltenen Mitheilungen, hat der Unterzeichnete 
mit tiefem Bedauern erfehen, wie die-Anficht feiner Nes 
gierung vom F. k. Kabinet nicht. getheilt, die engere Ber: 
einigung derjenigen deutfchen Staaten, welche fich dazu 
bewogen finden, zu einem Bundesftaate, nicht für zweck 
mäßig gehalten, der Antrag einer feften umd einigen 
Union des öfterreichifchen Kaiferreiches mit diefem deut: 
ſchen Bundesftaate abgelehnt wird, 

Was die Idee des beabfichtigten Bundesſtaates ans 
langt, fo glaubt der Unterzeichnete, ſich auf die. desfall- 
figen früheren Erklärungen feiner Regierung, insbefon- 
dere auf die umterm 28. April d. J. an den königl. Be: 
vollmädhtigten bei der proviforifchen Zentralgewalt ers 
laffene Depefche, beziehen zu dürfen, um jeder Voraus⸗ 
fegung von Willkür und von Mißachtung fremden Rechtes 
zu begegnen. 

In Bezug auf die ablehnende Erwiderung auf bie 
vier in der Dentfchrift aufgeftellten Punkte, erlaubt ſich 
der Unterzeichnete, ohne in eine weitere Diskuſſion ein: 
zugehen, nur zu bemerfen: daß der Abfchluß „einer bin: 
denden Uebereinkunft“ mit dem allerdings noch nicht des 
finitio Fonftitwirten Bundesftaate der k. k. Regierung feis 
neswegs angefonnen worden ift, fondern daß unfer. Ans 
trag zunächſt dahin ging: 

daß bie F. f. Regierung ihr Einverftändniß mit der 

Bildung diefed Bundesſtaates erklären möge. 

Noch weniger ift von einer „Unterordnung“ Defter: 
reichs, weder in Beziehung auf den deutſchen Bunded- 
ſtaat und. die Zentralgewalt, welche defjen gemeinfame _ 
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Angelegenheiten leiten fol, und ohne welche er nicht bes 
ftehben Fann, noch auf die Union Defterreichd mit dieſem 
Bundesftaate, welcher auf dem Prinzipe völliger Rechtes 
parität und Neziprozität beruhen würde, die Rede. 

In Betreff der für den Augenblick dringlichften Ans 
gelegenheit, nämlich der Webertragung der biöher von 
Sr. faiferlihen Hoheit dem Erzherzoge Johann ausgeüb⸗ 
ten yproviforifchen Sentralgewalt in andere Hände, er: 
klärt das k. k. Kabinet ſich einverftanden mit „ber 
Nothwendigfeit der Schöpfung einer neuen Gewalt, 
welche aller ihre Thätigfeit hemmenden Beſchränkungen 
entbunden, felbftftändig und fräftig den Bedürfniffen zu 
entfprechen vermöchte, welche deren Einfeßung gebietes 
rifch fordert." Doc walten Bedenken ob, diefe Zen: 
tralgewalt, für deren heilfame Wirkfamfeit felbftftändige 
Thätigfeit ald die nothwendige Bedingung erfannt wird, 
Preußen anzuvertrauen, und der Antrag bes k. k. Kabi- 
nets geht dahin: diefe Zentralgewalt, von deren fräfti- 
ger, dem Bedürfniffe des Momentes entfprechender Hand- 
habung die Rettung eines anfehnlichen Theiles Deutſch⸗ 
lands vor den Gefahren des Umfturzed abhängt, in eine 
Trias zu fpalten, von deren Befchlüffen (denen in jedem 
Falle Verhandlungen vorangehen müßten) bie erforder: 
lihen Schritte erft beftimmt werden würden. Preußen 
würde fomit unerfüllbare Verpflichtungen übernehmen ; 
ed würde der Dispofition über feine eigenen Kräfte ents 
fagen und Maßregeln im eigenen Gebiete von zeitraus 
benden Kommunifationen abhängig machen müffen, einer 
Stellung, deren unberechenbare Nachtheile durch die zu— 
verfihtlichfte Hoffnung des beften Einvernehmeng in den 
gegenwärtigen Umftänden nicht aufgewogen werden 
fünnen. Dies zuverfichtliche Vertrauen: daß die gefährs 
: liche Krifid, in der ſich Deutſchland befindet, das fegens- 
reiche Einverftändniß der beiden Regierungen nicht fkö- 


ren, fondern befeftigen möge, fehlt Preußiſcherſeits nicht. 
Der Auftrag, mit dem der linterzeichnete beehrt worben 
ift, gibt davon Zeugmiß, welchen Werth Preußen auf 
die Zuftimmung des f. k. Kabinetes, felbft einer unaus⸗ 
weichlichen Nothwendigkeit gegenüber, legt. 

Die Hinzufügung eines dritten Gliedes in der Zen, 
tralgewalt würde jedenfalls ihre Wirkſamkeit noch mehr 
verzögern, da die vier Föniglichen Regierungen ſich dar- 
über einigen, und voraudfichtlich mehrere Andere ſich eher 
verlegt als befriedigt durch dieſe Inftitution fühlen dürften. 

Das MWefentliche für den Theil von Dentfchland, 
weicher der Wirkfamfeit einer einheitlichen Zentrafgewält 
bedarf, beruht aber eben darauf: daß fie von Einer 
Hand gehandhabt werde, um „der dringenden Gefahr 
des Augenblided entgegenzutreten", wie die Denffchrift 
vom 16. den Charafter des Verhältniffes felbft bezeichnet. 

Preußen wird, wenn feine Vorfchläge fich Feines 
Beifalled zu erfreuen haben follten, wenn alfo die von 
ben Verhältniffen geftellte Aufgabe nicht erleichtert, fons 
bern erſchwert werden würde, doch jedenfalls das Ber 
wußtfein behalten, die Pflicht eines treuen Verbündeten 
erfüllt zu haben, indem es fich vertrauensvol an das 
k. k. Kabinet mit einer offenen Darlegung feiner Anfichs 
ten und des Planed wandte, der nicht fowohl freiwillig 
entworfen, als vielmehr durch die Ereigniffe vorgezeichs 
net ift. : 

Wenn, wie die Denkfchrift vom 16. fagt, Preußens 
Uebernahme der Zentralgewalt in Deutfchland wie auds 
wärts, manches Mißtrauen rege machen, und der im 
Süden Deutfchlands gegen Preußen herrfchenden Stim- 
mung durch Defterreichd Theilnahme an der Zentralgewalt 
jeder Vorwand benommen werben würde, fo würde diefe 
heilfame und danfenswerthe moralifche Unterftügung doch 
unzweifelhaft durch die Zuftimmung der k. f, Regierung 
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vollftändig gewährt, aber durch eine Theilung der Ere- 
kutiv⸗ Gewalt im Momente ded Handelnd und innerhalb 
ihres MWirfungsfreifes würde ihre Thätigfeit gehemmt 
und fomit weder das Mißtrauen der Aengftlichen, noch 
die Frechheit ver Republikaner in dem Theile von Deutfch- 
land, wo die. Zentralgewalt ihre BSR: entfalten 
fol, überwunden werben. 

Die Theilung irgend einer Macht, oder mit andern 
Worten: die Theilnahme Mehrerer an gewiſſen Befug— 
niſſen, läßt ſich unſtreitig in verſchiedener Weiſe denken; 
materielle, lokale, periodiſche Grenzen können eine ſolche 
Theilung oder Verbindung bezeichnen; in einem Moment, 
wie der gegenwärtige, würde jedoch der Zweck einer Zen⸗ 
tralgewalt völlig verfehlt werden, wenn ihr die Einheit 
der Aktion fehlt. 

Wien, den 18. Mai 1849, 

(Gez.) v. Eaniß. 


133. 


Promempria des E. k. Minifterpräfiden- 
ten an Den FE. preußifchen Spezialbevpli- 
mächtigten Freiberen von Canit, Die 
Bildung einer provifpriichen Zentralge- 
walt betreffend, d. d. 1A9ten Mai 1849. 


Daß. faiferliche Kabinet vermag nicht die Bedenken 
zu theilen, welche der königlich preußiſche General⸗Lieu⸗ 
tenant ‚Freiherr v. Ganig.in feiner Denkſchrift vom heu⸗ 
tigen Zage gegen die Vorſchläge erhoben hat, die von 


Seiten Defterreihd in Bezug auf die Bildung der für 
Deutfhland zu errichtenden neuen proviforifchen Zens 
tralgewalt gemacht worden find. 

Der Zwed, welder ed ald gebieterifche Noth- 
wendigfeit erfcheinen läßt, eine ſolche Gewalt ausgerüs 
ftet mit möglichft großer moralifcher und materieller Kraft, 
ind Leben zu rufen, ift die Bekämpfung der Revolution. 
Diefe bedroht gleichmäßig alle Glieder der großen Staa: 
tenfamilie, und demnach ijt die Beflegung derfelben ein 
gemeinfames Bedürfnip. 

Die mindermächtigen Regierungen Deutfchlands 
find bereits jo weit gelähmt, daß fie fchon felbft zu Werk: 
zeugen ihrer Feinde herabgefunfen find, und fich verurs 
theilt fehen, deren verbrecherifchen Plänen die Weihe 
einer fcheinbaren Gefeglichfeit zu leihen, durch welche 
die Verwirrung aller Rechtsbegriffe auf das Höchſte ger 
fteigert, alle Bande des Geſetzes vollends gelöft werden 
müfjen. 

Nur auf Preußen, Defterreich und die Eöniglichen 
Höfe, welhe der Macht ihrer Feinde bis jegt noch zu 
widerftehben vermochten, ift der gefährdeten Gefelfchaft 
legte Hoffnung geftüßt. 

Bereinzelt und auf ihre eigene Kraft befchränft, muß 
eine jede diefer Stützen, fo ftarf fie aud) fein mag, bres 
chen, und deren innige Berbindung kann dad wanfende 
Gebäude nody vor dem Untergange retten. 

Iſt wohl zu erwarten, daß died nicht erfannt, und 
nicht endlich die fchon fo theuer erfaufte Erfahrung fruchts 
bringend werden follte, daß die ganze Kraft unferer Feinde 
nur auf deren Einigfeit beruht? | 

Kann man aber dann nicht auch mit Zuverficht das 
rauf bauen, daß die ſich mit Preußen zur Bildung einer 
proviforifchen Zentralgewalt vereinigten Mächte, in ihrem 
gewiß aufrichtigen Streben nad) Erreichung bed gemeins 


famen und großen Zwedes der Beflegung der Anarihie, 
die Erfolge dieſes Strebend nicht durch Fleinliche Rück 
fihten der Eigenliebe oder wohl gar der Selbftfucht läh— 
men, und das einzige zum Ziele führende Mittel, die 
entfprechende Entfaltung aller zu Gebote ftehenden Kräfte, 
in feiner Anwendung befchränfen follten? 

Wir können und einer folhen Beforgniß unmöglich 
hingeben, und hegen im Gegentheile die fefte Weberzen- 
gung, daß ein jeder der Verbündeten feinen großen Be: 
ruf erfennend, und nur die gemeinfchaftliche Aufgabe im 
Auge behaltend, fich diefer willig opfern werbe. 

Da Preußen, wie nicht zu verfennen ift, die bedeu— 
tendften Kräfte in den Kampf führt, wird ihm auch gewiß 
gerne ein diefen wichtigen Leiftungen entfprechender Ein: 
fluß auf die Verwendung der Gefammtmacht gegönnt 
werben, während die Macht der Zentralgewalt durch den 
Eindruck mindeftend verdoppelt wird, welchen der laut 
und offenkundig audgefprochene Entfchluß der erften deut: 
ſchen Regierungen, in inniger Eintracht den ihnen anges 
botenen Kampf durchführen zu wollen, nothmwendig her; 
Vorbringen muß. 

Gezwungen gegen einen mächtigen und gefährlichen 
Volkswahn zu Felde zu ziehen, ift ven Regierungen die 
Theilnahme der Gutgefinnten aller Stämme und deren 
enge Berbindung unentbehrlicher ald je, um dem Bunde 
entgegegentreten zu fönnen, von weldjien Die Gefahr 
droht. Diefe Theilnahme kann aber nur dann geweckt, 
diefe Verbindung nur dann zu Stande fommen und’ zu 
einer erfolgreichen werden, wenn die Regierungen fich' an 
deren Spiße ftellen. 

Defterreichd Beitritt zu der Zentralgewalt fann uns 
möglich dad Bertrauen zu bderfelben fchmälern, ed muß 
und wird died Vertrauen nur noch erhöhen; denn auch 
die Faiferliche Regierung wünſcht Deutſchlands Einheit, 
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und wird biefelbe uneigennützig auf jede Weife zu be- 
fördern ftreben, wenn fie auf gefegmäßigem Wege, und 
nicht auf jenem der Empörung herbeigeführt wird. 

Diefem nad) liegt ed — wir wiederholen: diefe Zu- 
fiherung nochmals — durchaus nicht in unferer Abficht, 
durdy den von und gemachten Borfchlag der Fünftigen 
Geftaltung Deutfchlands vorzugreifen. Diefelbe möge 
fi) nach errungenem Siege frei entwideln, und wird - 
dieß auch fünnen, wenn wir nur erfi zur wahren Freis 
heit durch Bewältigung ihrer Feinde gelangt find. 

Wir glauben dargethan zu haben, daß die von ung 
vorgefchlagene Bildung der Zentralgewalt deren Ausüb— 
ung nicht befchränfen, dagegen aber deren Macht und 
Einfluß wefentlid; vergrößern werde, 

Wir haben zugleich Bürgfchaften für die Zukunft 
gegeben, und rechnen daher auf Vertrauen für die Ges 
genwart. 


Daß diefe drohend fei, darüber Flären ung die Vor: 
gänge am Rhein, in Baden und in fo manchen anderen 
Gegenden Deutfchlands auf. Daß diefe Vorgänge aber, 
nur das Vorfpiel der großen Ereignifje find, welchen wir 
entgegen gehen, ift nicht minder gewiß, und daher eben 
fo unverfennbar, daß ein rafcher Entſchluß dringend ges 
boten fei. 


Wenn Preußen und Defterreich denfelben faffen, 
tritt auch in deffen Ausführung feine Verzögerung ein, 
und wird diefe in der von und angedeuteten Weiſe ge: 
fichyert, indem dad gemeinfchaftliche Auftreten diefer bei- 
den Höfe den engen und vertrauensvollen Anfchluß der 
übrigen zur Folge haben wird, 

Aber auch von den Gutgefinnten unter den Völkern, 
beren linterftügung und von hohem Werthe ift, wirb 
biefer Beweis von Eintracht freudig begrüßt werben, 
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denn nur er vermag ben Süden Deutfchlandbe, in: wel: 
chem die Sympathieen für Defterreich noch lebhafter find, 
ald man ed ahnen mag, den nördlichen Brüdern auf 
richtig zuzuführen. | 


134. 


Erlaß Des FE. prenfifchen Minifterprä- 
fidenten an den k. Spezialbevollmäch- 
tigten zu Wien, die Union Des Deut- 
fchben Bundesitaates mit Defterreich be: 
treffend, d. d. 25ten Mai 1849. 


Eure Ercellenz haben mit Ihrem Berichte vom 19. 
d. M. die beiden Denfichriften vom 16. ej. eingefandt, 
welche der F. FE. Minifterpräfident Ihnen in Antwort 
auf dad Memorandum vom 9, d. M., welches unfere 
Vorſchläge an das k. k. Kabinet enthielt, zugeftellt hat. 
Diefelben waren mir ebenfalls ſchon durdy den k. k. Ge— 
fandten am hiefigen Hofe, Freih. v. Prokeſch-Oſten, mit: 
getheilt worden. 

Mit Bedauern hat die fünigl. Regierung aus diefen 
Schhriftftüäden entnehmen müffen, daß das k. k. Kabinet 
nicht glaubt, auf die von uns gemachten Vorſchläge ein- 
gehen zu können, fondern diefelben in allen Punkten ab— 
zulehnen ſich genöthigt erachtet. Wir haben eben durch 
die Sendung Em. ıc. bewiefen, welchen hohen Werth 
Se. Majeftät der König fowohl, ald Seine Regierung 
auf die Erreichung des fo oft angeftrebten Einverftänd» 
nifjes mit Defterreich legte; und wir hatten gehofft, das 
durch in Stand gefegt zu werden, in diefem Augenblicke 
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einer ernften und entfcheibenden Krifis, ſowohl den Kampf 
gegen die Revolution, ald die Gründung eines neuen 
und fräftigen Deutſchlands in der innigften Gemeinfchaft 
mit unferem alten Verbündeten übernehmen zu fönnen. 
Mit Schmerz fehen wir diefe Hoffnung für den Augenblick 
vereitelt, und fo wenig wir diefelbe auch für die nächfte 
Zufunft aufgeben, doch für den gegenwärtigen Zeitpunft, 
der fein Zögern und Auffchieben des Handelns geftattet, 
und genöthigt, auf dem betretenen Wege vorerft allein 
vorzugehen. 

Wir haben und auch durd; die Argumente des k. k. 
Kabinerd nicht überzeugen können, daß der von ung ein: 
gefhlagene Weg nicht der richtige fei. Auch wir find 
der unwandelbaren Leberzeugung, daß das gemeinfam 
ind Auge gefaßte Ziel nur dann zu erreichen fei, wenn 
das neue DVerfafjungswerk die Achtung der wohlerworbe, 
nen Rechte Aller, die Berücfichtigung und Förderung 
der ftaatlihen und materiellen Intereſſen der Einzelnen 
als oberften Grundfag anerfenne; und unfer Plan ift 
nicht etwa auf die Befriedigung einer augenblidlich in 
Gelbfttäufchung befangenen öffentlichen Meinung, fons 
dern auf die Bedürfniffe der Zufunft berechnet, für welche 
die Bürgfchaften feiner Dauer in ihm felber liegen müf- 
fen. Wir haben nicht geglaubt, dem ſich fund gebenden 
Streben nad Einheit unbedingt und in vollem Maaße 
entfprechen zu follen, um durch ein ſolches Zugeftändniß 
die empörten Leidenfchaften zu entwaffnen und für die 
Dauer zu feffeln; aber wir haben es für unfere und al- 
ler deutſchen Regierungen Pflicht gehalten, dieſes nicht 
erft geftern erwachte, wohl aber durch die ald Thatfache 
baftehende Krifid des Jahres 1848 zu lebendigerem Bes 
mwußtfein gebrachte Streben nad) deutfcher Einheit in fo 
weit zu befriedigen, ald ed einem wahren und darum 


mächtigen Bebürfniß der Nation eutfpricht. Das Bors 
Roth u, Merd, Quellenſammlung. II, Band. 39 
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handenfein dieſes Bedürfniſſes wegläugnen zu wollen, 
wäre thöricht; es nicht zu befriedigen, hieße nur immer 
neue Krifen für die Zufunft vorbereiten. Wir hatten 
daher um fo mehr auf die Mitwirkung des k. k. Kabi, 
nets gehofft, ald das Kegtere felbft diefes Bedürfniß an- 
erfannt und bdemfelben nicht entgegentreten zu wollen 
mehrfach erklärt hat, wie daſſelbe auch noch in der neue, 
ſten Denffchrift vom 16. d. M. wiederholt. 

Bon den beiden Denffchriften des k. k. Kabinets be; 
zieht fich die eine wefentlich auf unfere-Vorfchläge über 
die Fünftige definitive Geftaltung Deutfchlands und die 
Union mit Defterreich, die andere auf die augenblickliche 
Bildung einer zentralen Leitung der deutfchen Angelegen- 
heiten, welche die proviforifche Zentralgewalt zu erfegen 
beftimmt fei. 

In Bezug auf den erften Punkt ift ed nunmehr über: 
flüffig, in eine weitere Auseinanderfegung einzugehen, 
ed wird genügen, die Grundfäge noch einmal fcharf ind 
Auge zu faflen, von denen die königl. Regierung ſich 
bat leiten laffen, und alsdann die Stellung zu bezeidh- 
nen, welche wir nach der erfolgten Ablehnung unferer 
Vorſchläge einnehmen zu müffen glauben. 

Die Geſichtspunkte, von denen wir bei unfern Bors 
fhlägen audgingen, waren weſentlich folgende: 

1. Für Preußen und die meiften übrigen deutfchen 
Staaten ift, um der eigenen Eriftenz und der Möglich: 
feit einer freien inneren Ausbildung willen, die Bildung 
eined Bundesſtaates auf Grund und ald Entwidelung 
ded alten Bundes umabweislich, eined Bundesſtaates, 
der durch eine einheitliche Erefutivgewalt, welche bie 
Rechte und die Mitwirkung der einzelnen Regierungen 
fowohl, als eine Fräftige Handhabung ber zentralen 
Defugniffe fihere, und durd eine nationale BVertres 
tung in Staatenhaus und Volkshaus ein neues inni- 
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ged Band um die beutfchen Stämme fchlingen und nad) 
innen wie nach außen die Nation ald eine nicht einförmige 
aber einige Einheit bdarftellen und auftreten laſſen 
können. fl 

2. So fehr wir wünfchten, alle beutfchen Stämme 
in diefem Bundesförper verbunden zu fehen, fo glaubten 
wir doch anerkennen zu müflen, daß die eigenthümliche 
Stellung Defterreihd ihm eine volle und unbebingte 
Theilnahme an bemfelben nicht geſtatte. Wenn fchon die 
Betradhtung ber großartigen Weltftelung Defterreichd 
und der ihm in der reichen Verbindung feiner mannid)- 
faltigen Nationalitäten gewordenen Aufgabe diefe Aners 
fennung forderten, fo war fie um fo weniger abzumeis 
fen, nachdem die k. f. Regierung durch die Berfaflung 
vom 4, März d. J. die innigere Berfchmelzung diefer 
Beitandtheile und die einheitliche Entwicelung der gro⸗ 
Ben Monarchie ald das Klar erkannte Ziel ihres Stre- 
bend deutlich und offen hingeftellt hatte Wir Fonnten 
nicht umhin, gelten zu laffen, was das f. f. Kabinet 
felbft außgefprochen, daß nicht ein Theil diefer Monars 
hie einer boppelten Gefeßgebung unterworfen fein und 
an den Berathungen eined gefeßgebenden Körpers Theil 
nehmen könne, welcher feinen Schwerpunkt außerhalb 
jener Monarchie habe. 

Aus der Berbindung diefer beiden Gefichtspunfte 
ging unfer Borfchlag hervor, die übrigen Staaten Deutſch⸗ 
lands zu einem Bundesftaat mit einer einheitlichen, aber 
bie freie Aktion wie die zentrale Mitwirfung ber einzel: 
nen Regierungen fichernden Erefutivgewalt und einer 
National⸗Vertretung in Staatenhausd und Volkshaus zu- 
fammenzufaflen, und diefen Bundesftaat in das Verhälts 
niß einer engen und unauflöslichen Union zur öfterreis 
&ifchen Sefammts Monarchie treten zu laffen, einer Union, 
in welcher beide Glieder zufammen nad außen als ein 

39 * 
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mächtiged und den Frieden Europas hütended Ganzes 
erfcheinen, nach innen aber die Freiheit individueller Ent; 
widelung bewahren follten. 

Wir glaubten darin nicht eine Störung, fondern nur 
eine naturgemäße und den Umftänden angemefjene Ent- 
widelung des heilig gehaltenen alten Bundes zu fehen. 
Wir glaubten, daß beide Glieder dieſer Union in ders 
felben die Bürgfchaft einer großen Zufunft, und bie 
Keime einer reichen Entfaltung finden würden, und fcheus 
ten daher auch die Opfer nicht, welche durch Die gegenſei— 
tige Garantie und die Gemeinfamfeit der Politif nach außen 
auch und in diefem Berhältniffe auferlegt werden fonnten. 
Wir glaubten, daß auch die übrigen europäifchen Mächte 
eine folche Geftaltung einer auf die Defenfive berech— 
neten und angewiefenen, zur Erhaltung des Friedens 
mächtigen, zum Angriff niemald verlodten Union mit 
berfelben Gefinnung begrüßen würden, in ber fie einft 
den Bund von 1815 als ein nothwendiges Glied bed 
großen europäifchen Staaten-Syftemd anerfannt hatten. 

Zu unferm großen Bedauern hat die k. f. Res 
gierung dieſe Gefichtöpunfte nicht getheilt, oder wenig- 
ftend nicht diefelben Folgerungen daraus gezogen. Wir 
unfererfeits können nicht umhin, mit fefter und wohlbes 
gründeter Weberzeugung an denfelben feftzuhalten; und 
wir glauben und auch jegt der Hoffnung hingeben zu 
bürfen, daß eine weitere Erwägung auch das k. f. Ka- 
binet unferen dargelegten Annahmen näher bringen dürfte, 
Wir haben unfere Anſicht offen und Far audgefprochen, 
und glauben nunmehr, dba das f. f. Kabinet auf diefe 
nicht eingehen zu können erflärt hat, von demſelben 
andere Vorfchläge über die fünftige Geftaltung des Ber- 
hältnifjes zwifchen der öfterreichifchen Gefammt » Monars 
die und den der Bereinigung in einem Bundesſtaate be— 
dürftigen deutfchen Staaten erwarten zu bürfen, 
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Sollte die f. f. Regierung nicht geneigt fein, ſolche 
Vorſchläge zu machen, oder follte fie auf unüberwindliche 
Schwierigkeiten ftoßen, died Verhältniß auf eine befrie 
digende Weife zu geftalten, fo wird alsdann noch ims 
mer der einfache und verbürgte Nechtöboden des Bundes 
von 1815 übrig bleiben, "auf welchem wir und mit Des 
fterreich die Hand reichen würden. Wir find eben fo 
verpflichtet ald berechtigt, die durd) die Bundes» Afte bes 
zeichneten Theile der öfterreichifchen Monarchie ald die 
integrirenden Theile diefed Bundes anzufehen, und wir 
zweifeln nicht, daß die königl. Regierung von demfelben 
Geſichtspuukt audgehe. Ihr gegenüber werden wir mit 
unverbrüdhlicher Treue an dem alten Bunded-Berhälts 
niffe feithalten, und alle baraus entfpringenden Bers 
pflihtungen im vollften Umfange erfüllen. 

Auch jett entfernen wir und nicht von dem Rechts⸗ 
boden des deutſchen Bundes, den wir als rechtlich fort⸗ 
beftehend zn erachten wiederholt erflärt haben. Wir 
finden in dem Art. XI der Gründungsd ⸗-Akte defjelben 
die Möglichkeit gegeben, das wirklich vorhandene Bebürfs 
niß eines Bundesftaats durch ein engered Bündniß inners 
halb des Bundes zu befriedigen, ohne unfere Pflichten 
gegen ben Leteren irgend wie zu verlegen. Wir werben 
daher nunmehr nicht zögern, mit denjenigen Staaten, 
welche fich und anzufchließen ſich bereit erklärt haben, 
über die Bildung des engeren Bundesſtaates abzufchlies 
fen, allen übrigen Staaten aber den Beitritt offen zu 
erhalten. Wir werden alddann die von den vereinten 
Regierungen gemeinfam berathene Berfaffung diefed Bun- 
beöftaates einer aus dem Umfange berfelben zufammens 
zurufenden Berfammlung zur Erflärung und Annahme 
vorlegen. Wir glauben dadurch allein, indem wir bas 
wahre Bebürfniß des Volkes befriedigen, und auf die Ach⸗ 
tung alter Rechte und Anfprüche und flügen, der Revo⸗ 
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lution ein Ziel zu ſetzen, und bie lang dauernde Krilis 
endlich wahrhaft abfchließen zu können; denn zu einem 
Abſchluß baldmöglichft zu gelangen und den jchwanfen- 
ben und unfichern Zuſtand, der einen fo großen Theil 
Deutfchlands der völligen Auflöfung täglich näher führt, 
mit einem geficherten Rechtözuftand zu vertaufchen, liegt 
im dringenden Snterefle Aller. 

Wenn das k. f. Kabinet fich für jegt nicht in der 
Lage geglaubt hat, mit und „eine bindende Uebereinfunft 
abzufchließen, in welche als weiterer Paziszent ein Buns 
beöftaat einzutreten hätte, der noch nicht gebildet ift;“ 
fo dürften diefe Bedenken vielleicht wegfallen, wenn die 
von und vorzufchlagende Berfaffung vorliegen wird, und 
die anderen Regierungen fich darüber erflärt haben. Der 
k. k. Minifter-Präfident hat die Ordnung der weiteren 
Berhältniffe vom öfterreichifchen Standpunfte aus felbft 
ald geeignet bezeichnet, weiteren Unterhandlungen vors 
behalten zu bleiben, welche die fid) dermalen ergebenden 
Unftände gewiß zur allfeitigen Befriedigung löfen würs 
den. — Wir find willig, indem wir durch die Bildung 
bed Bundesſtaats im engeren Kreife dem eigenen und 
dem Bebürfnifje der Nachbarflaaten genügen, in Bezieh- 
ung auf Defterreich wie auf jeden anderen Staat, wel 
cher beizutreten fich nicht in der Lage findet, jenen Ge- 
fichtöpunft gelten zu laffen, und vorerft nur an bem Buns 
deöverhältnig von 1815 feftzuhalten. 

Wir haben hiermit unfere Stellung Har bezeichnet, 
Während wir bereit find, mit der kak. Regierung weis 
tere Unterhandlungen über eine mögliche Bafis der Zus 
Eunft zu unterhalten, fiehen wir vorerft für uns felbit 
und mit den an und angefclofienen Regierungen oder 
dem aus dieſen gebildeten Bunbesftaate auf dem Boden 
bed Bundes von 1818. 

Was den- Gegenftand der zweiten Denkfchrift bes 
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k. k. Kabinets betrifft, nämlich die Erfegung der provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt durch eine anderweitige zentrale 
Leitung der deutfchen Angelegenheiten, fo erfennen wir 
bie Stellung Oeſterreichs zu einer folchen zentralen Ges 
walt vollfommen an, und können ed nur in Ueberein⸗ 
flimmung mit früheren Erklärungen finden, wenn Des 
fterreich ed für unmöglich erachtet, ſich ber von einer 
andern Macht felbftftändig geübten Gewalt unterzuord⸗ 
nen. Indem wir aber für den Augenblid die Leitung 
ber gemeinfamen: Angelegenheiten zu übernehmen ung 
bereit erflärt hatten, war ed keineswegs unfere Abficht, 
an die Stelle der jeßigen proviforifchen Zentralgewalt 
zu treten, oder irgend eine aus beren Befugniffen oder 
den Rechten des früheren Bundestages herzuleitende 
Autorität in Anfpruch nehmen zu wollen. Es würde 
died gerabe der Auffaffung der Berhältniffe, namentlich 
zu Defterreich, wie wir fie den Borfchlägen zu einer 
künftigen Geftaltung Deutfchlands zu Grunde gelegt, 
widerfprechen; ed würde die Möglichfeit von Konflikten 
in Ausficht ftellen und und eine Berantwortlichkeit aufs 
legen, welche zu vermeiden wir nur wünfchen können. 
Eine neue Zentralfeitung der Angelegenheiten des Deuts 
fchen Bundes kann unferes Erachtens nur durch die gemein, 
fame Anerkennung von Seiten aller zu biefem Bunde 
gehörigen deutſchen Regierungen gefchaffen werden; und 
wir würden zu einer willfürlichen Uebernahme berfelben, 
als einer wirklichen Bundes, Autorität, ohne diefed Ans 
erfenntniß eben fo wenig und ald irgend einen andern 
Staat berechtigt erachten. Diefe Berechtigung zur Leis 
tung der beutfchen Bundes-Angelegenheiten würde auch 
der vielleicht zu erreichende Zutritt einzelner Regierun⸗ 
gen nicht hinreichend gewähren. 

Wir können und daher nicht verhehlen, welchen 
Schwierigkeiten in dieſem Augenblide die Schöpfung 
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einer neuen prowiforifchen Zentralgewalt für den ganzen 
Umfang des Staaten-Bundes von 1815 begegnen würde 
— Schmierigfeiten, welche bei einigen beutfchen Buns 
deöftaaten aus den Kämpfen im Innern, bei anderen _ 
aus der einmal zur National» Berfammlung in Frants 
furt eingenommenen Stellung hervorgehen. 

So wenig wir felbft es unter diefen Umftänden für 
möglich erachten, daß Preußen allein die eigentliche Zen, 
tralgewalt übernehme, fo fchwierig fcheint ed und auch 
unter den gegenwärtigen Umftänden, durch den von dem 
k. f. Kabinet vorgefchlagenen Modus eine wirkliche all 
gemeine anerfannte Zentralgewalt zur Geltung zu brins 
gen. Die Form eined Direftoriums würde überdies den 
Bedürfniffen des Augenblickes, welche ein rafches und uns 
gehindertes Handeln erfordern, wenig entfprechen. 

Wenn nun alfo in Folge diefer eigenthümlichen und 
jedenfalls beflagenswerthen VBerhältniffe, der deutſche 
Bund, obgleich faktifch und rechtlich fortbeftehend, eines 
DOrganed ermangelt und für die nächfte Zeit noch ers 
mangeln muß, durch welches derfelbe den einzelnen Staas 
ten den erforderlihen Schuß gewähren fönne, während 
der neue, von und beabfichtigte Bundesftaat noch nicht 
ind Leben getreten ift: fo fcheint nichts übrig zu bleiben, 
als daß diejenigen Staaten, weldye von der Auflöfung 
zunächft bedroht find, fi zu gemeinfamer Bekämpfung 
der Gefahren in einem vorläufigen, durchaus freimwillis 
gen Bündniß vereinigen, und innerhalb dieſes Bündnifs 
ſes die Leitung der gemeinfam zu treffenden Maßregeln 
demjenigen Staate übertragen, welcher durch feine ganze 
Stellung am meiften befähigt if. Dies ift ed, was 
Preußen vorfchlagen und anftreben zu müffen geglaubt 
hat; und hierüber ift es mit den föniglichen Regieruns 
gen in Berhandlungen getreten. Nur für Diejenigen 
Staaten, welche fi ihm freiwillig anfchließen wollen, 
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und nur auf Grund einer wirklichen und ausdrücklichen 
Uebertragung, ift es bereit, proviforifch auch die Leitung 
zu übernehmen; nicht in irgend welchen ehrgeizigen Ab» 
fihten, fondern nur in der feften und durch vielfache 
Erfahrung bewährten Ueberzeugung, daß ed nur fo alle 
feine Hülfsmittel zum Beten feiner Verbündeten zu ents 
falten im Stande fein werde, und daß eine wirffame 
Kraft Entwidelung nur dann flattfinden fünne, weni 
die Leitung in einer Hand liege. Ein ſolches für bie 
gegenwärtige Lage zum Schuß der innern und äußern 
Sicherheit gefchloffenes Bündniß wird weder den Rech—⸗ 
ten. noch den Pflichten der Mitglieder des deutſcheu Bun 
des Eintrag thun, noch der zufünftigen Geftaltung der 
beutfchen Berhältniffe in anderer Weife präjudiziren, als 
infoweit |die Xheilnehmer diefer vorläufigen Verbindung 
ſich fchon jetzt freiwillig über die Grundzüge der Vers 
faffung vereinigen, welche fie ben übrigen Regierungen 
gemeinfam zur freien Erflärung über ihren Beitritt vor» 
legen wollen. 

Defterreih wird [von den Gefahren, deren Bekäm⸗ 
yfung wir bei Schließung diefed Bündniffed im Auge 
haben, zumächft weniger berührt; die Schwierigfeiten, 
mit denen ed zu kämpfen hat, und denen zu begegnen 
ed in diefem Augenblick gerüftet ift, fommen von einer 
anderen Seite; ed kann ſich gegen die um ſich greifende 
Auflöfung in Deutfchland in einer Weife abfchließen, in 
welcher fein anderer deutfcher Staat, auch Bayern, auch 
Preußen nicht, ed vermag. Es fann daher auch — ſelbſt 
abgefehen von ben Schwierigkeiten feiner inneren Lage, 
— nicht von ihm gefordert und erwartet werben, baß 
ed den aktiven Theil am Kampfe gegen die republifanis 
ſchen und anardhifchen Beftrebungen in den übrigen deuts 
fhen Ländern nehme, zu welchem Preußen durch feine 
ganze Stellung berufen ift. 


618 


Erwarten zu dürfen aber glauben wir von ber buns 
beöfreundlichen Gefinnung der F. k. Regierung, daß fle 
weder gegen den Abfchluß eines ſolchen vorübergehenden 
Bündnifles Preußend mit den dazu willigen Regierungen 
noch gegen die Leitung der Angelegenheiten innerhalb 
diefes Bündniffes durch Preußen MWiderftreben hegen oder 
Befürchtungen daran fnüpfen könnte. Auf die moralifche 
Unterftügung von Seiten Oeſterreichs müflen wir den 
größten Werth legen; und in diefem Sinne erneuern 
wir den Wunfch, daß die k. k. Regierung ſich beftimmt 
bahin auefprechen möge, daß fie der Bildung .eined fols 
hen Bündniffes und der Leitung deffelben durch Preu- 
Ben nicht entgegen fe. 

Wir glauben, daß alddann eine weitere, ben Berhälts 
niffen entfprechende und allfeitig befriedigende Entwidelung 
aufnaturgemäßem Wege werde herbeigeführt werden können. 

Wir rechnen darauf um fo ficherer, je fefter wir 
überzeugt find, daß die aus der Berfchiedenheit der Bes 
bürfniffe und Verpflichtungen hervorgehende Berfchiedens 
heit der Anfichten in einigen Punkten feinen Einfluß auf 
bad freundfchaftliche Verhältniß und die innigen Bezieh— 
ungen üben könne, welche mit der k. f. Regierung fort 
während und zunehmend zu pflegen unfer eifriged und 
aufrichtiges Beftreben fein wird. Indem wir zunächft 
bie Bande fefthalten, welche Defterreich mit Preußen 
und dem übrigen Deutfchland im alten Bunde verfnüps 
fen, dürfen wir hoffen, daß die Zufunft diefelben nur 
immer enger und fefter ziehen werde. 

Ew. Ercellenz wollen diefe Erklärungen der königli⸗ 
chen Regierung zur Kenntniß der k. k. Regierung brin⸗ 
gen, und alddann die Rüdreife hierher antreten. 

Berlin, den 25ten Mai 1849. 

Der. MiniftersPräfident. 
(Gez.) Graf von Brandenburg. 
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Depefche Des k. preufifchen Minifter: 

präfidenten an Den k. Gefandten zu 

München, die Berliner Konferenzen 
betreffend d. d. Ziten Mai 1849. 


Die gegenwärtige Lage ber Dinge in Deutfchland, 
die Gefahren, die aus dem ſchon in voller Flamme ftehens 
beu Bürgerfriege, und aus einem möglicherweife nahe 
zu erwartenden auswärtigen Kriege erwachfen, bräugen 
jegt zu einem rafchen und fchleunigen Handeln. Die 
jegt im Gange. befindlichen Konferenzen mit den hiefigen 
Bevollmächtigten der königl. Regierungen verfprechen 
ein günftiged Refultat, aber es ift dringend nothwendig 
daß dies Nefultat nicht verzögert, auch nicht um eine 
kurze Frift binausgefchoben: werde. Daß es bald und 
vafch erreicht und dadurch ein gemeinfames und energis 
ſches Handeln möglich werde, hängt hauptfächlic von 
einer baldigen Erklärung der königl. bayerifchen Regie 
rung ab, weldye wir beshalb dringend darum erfuchen 
müffen. 

Ich beauftrage Ew. Hochwohlgeboren, dem königl. 
bayerifchen Minifter diefe Lage der Sachen ungefäumt 
vorzuftellen, und bei bemfelben eine fchleunige Erklärung 
in Antrag zu bringen. Die Punfte, an welchen wir feft- 
halten müfjen, und welche ohne Zweifel aud) der bayeris 
ſchen Regierung durch ihren Bevollmächtigen ſchon bes 
kannt find, find folgende: 

1) Die proviforifche Abfchließung eines Bündniſſes 
zwifchen den Fönigl. Regierungen zum Schuß gegen in 
nere und äußere Feinde. Da der deutfche Bund rechts 
lich fort eriftiet, faktifch aber in dieſem Augenblick feine 


Wirkſamkeit übt und üben kann, auch fein gemeinfames 
Organ mehr hat, feit die Stellung des Reichsverweſers 
durd fein Verhältniß zu der rechtlich nicht mehr aners 
kannten Nationalverfammlung eine unhaltbare geworben, 
ba ein neuer Bundesftaat aber weder zu Abfchluß ge: 
bracht ift, noch faftifch unmittelbar ind Leben gerufen 
werden fann, da zu gleicher Zeit die inneren und äußes 
ren Gefahren täglidy bedrohlicher werden, und ed im Ins 
tereffe Aller liegt, demfelben zu hegegnen durch gemeins 
famed Handeln, fo ift, um dem Bedürfniffe ded Augen 
blicks abzuhelfen, Fein anderes Mittel vorhanden, als ein 
folched Bündniß innerhalb der Grenzen, in welchen ber 
bejtehende Bund es zuläßt und unbefchadet de& legteren. 

Wir wünſchen daffelbe in fürzefter Frift mit den hier 
vertretenen königl. Regierungen abzuſchließen. 

2) Jedem anderen deutfchen Staate wird der Zus 
tritt zu diefem Bunde offen erhalten. 

3) Zu gleicher Zeit muß aber etwas gefchehen, wels 
ched eine Ausficht für die Zufunft darbietet, und das 
Verlangen iund Bebürfniß derj großen Mehrheit des 
deutſchen Volkes zu befriedigen geeignet ift. Ohne das 
ift es unmöglich, die große, durdy ganz Deutfchland vers 
breitete und in ihrem bei weitem größten Theile achtungs⸗ 
werthe und der Revolution, ihrer Gefinnung nad, wi» 
derftrebende Parthei der deutfchen Cinigung zu gewins 
nen; und fo lange wir diefe nicht auf die Seite ber 
Regierungen herüberziehen können, werden alle Erfolge 
nur partiell und vorübergehend fein, und die Revolution 
wird immer von Neuem einen Vorwand finden, um die 
Gemüther aufzuregen. Diefe Aufregung auf die Dauer 
durch die bloße Gewalt der Waffen niederhalten zu wols 
len, wäre eine thörichte Hoffnung. 

Es ift daher unbedingt nothwendig, daß die Regie⸗ 
rungen fich zu gleicher Zeit über den Entwurf der. fünfs 
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tigen definitiven Berfaffung Deutfchlands einigen, in 
bem Sinne, wie er hier berathen wird, und öffentlidy 
erflären, benfelben dem zunächſt zu berufenden, aus 
Staatenhaus und Volkshaus zu bildenden Reichstag ges 
meinfchaftlich vorlegen zu wollen. Diefer Reichstag wird aus 
denjenigen Staaten zu berufen fein, deren Regierungen erflä- 
ren, ſich und anfchließen unddem engeren Bundesftaate beitre- 
ten zu wollen, welcher innerhalb und unbefchadet des großen 
deutfchen Bundes ſich bilden wird. Demfelben beizutreten, 
wird jedem deutfchen Staatevorbehalten und offen gelaffen. 

Um die nothwendige und vom Augenblicde geforderte 
Energie und Einheit in bie gegenwärtig zu treffenden 
Mapregeln zu bringen, übernimmt Preußen die provifo- 
rifche Leitung in dem unter 1) bezeichneten Bunde und 
für die eben dort angegebenen Zwede der inneren und äus 
Beren Sicherheit. Es verpflichtet ſich Dagegen, jedem der 
diefem Bund beitretenden Staaten die erforderliche Hilfe 
zu leiften, über denfelben hinaus aber kann es anderen, 
nicht beitretenden Staaten gegenüber, feine Verpflichtung 
zur Hilföleiftung übernehmen. Auf diefe Punkte hin ift 
bie fönigl. Regierung bereit, mit jeder Regierung, welche 
darauf eingehen will, abzufchließen. 

Sie muß aber dringend wünfchen, bald und entfchie- 
ben fih im Stande zu finden, den Umfang diefes Bun⸗ 
des zu überfehen und erfucht daher die königl. bayeris 
he Regierung ſich fobald ald möglich darüber erflären 
zu wollen. | 

Wenn eine folche Erklärung nicht umgehend erfolgt, 
fo werden wir, da die Lage der Dinge zum Handeln 
drängt, ed anfehen und vorgehen müffen, ald ob Bayern 
nicht beitreten wolle. 

Ew. Hohwohlgeboren wollen von diefem Schreiben 
dem königl. bayerifchen Minifter Mittheilung machen, 
und, mit Bezugnahme auf obige Bemerkung, denfelden 
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um eine baldige Rüdänßerung und entfprechende Sins 
firuftionen an ben hiefigen königl. bayerifchen Gefand- 
ten erfuchen, 
Berlin, den 21. Mai 1849. 
(Ge.) Graf von Brandenburg. 
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Depeche Des k. boyerifchen Minifters 

Des Auswärtigen an Den k. Gefandten 

zu Berlin, die Berliner Konferenzen 
betreffend, d. d. 20ten Mai 1849. 


Der königl. preußifche Gefandte am hiefigen Hofe 
hat dem Unterzeichneten die abjchriftlich anliegende De- 
peiche ded Grafen von Brandenburg am 25. d. Mies. 
mitgetheilt. Diefelbe ift fofort in Erwägung gezogen 
worden, und die fönigl. Gefandtfchaft wird nun won den 
auf Antrag ded Gefammt- Minifteriumd von Sr. Mai. 
dem Könige gefaßten Entfchließungen mit dem Auftrage 
in Kenntniß gefeßt, hievon dem fönigl. preußiſchen Mi- 
nifterpräfidenten unter Webergabe einer Abfchrift Mit: 
theilung zu machen. 

Die fönigl. Regierung theilt die Anficht bed preußi- 
fhen Kabinetö, daß die gefahrvolle Lage Deutſchlands 
eine raſche Einigung ber Regierung, fowohl zu fräftigem 
Handeln gegen die drohende Kriegsgefahr, ald zur Bes 
gründung einer deutfchen Verfaſſung nöthig mache. 

Sie ift eben fo damit einverftanden, daß eine daus 
ernde Beruhigung Deutfihlands nicht durch die Gewalt 
ber Waffen, fondern nur durch Befriedigung der Wünſche 


möglich ift, welche ber edle Theil der Nation für eine 
beutfche Einigung hegt. 

Die Regierung Sr. Maj. des Königs findet fich je- 
doch hinfichtlich der aus jenen Prämiffen zu ziehenden 
Folgerungen, fowie der augenblidlichen ftaatsrechtlichen 
Berhältniffe Deutſchlands zu folgenden Bermerkungen 
veranlaßt. 

Daß der deutfche Bund rechtlich noch befteht, ift 
unbeftreitbar. Nur fein früheres gemeinfamed Organ, 
die Bundesverſammlung ift aufgehoben und an deren 
Stelle ein andered Organ, die proviſoriſche Zentralge⸗ 
walt, getreten; alle übrigen Berhältniffe und Gefege des 
Bundes befiehen fort. Diefes neu begründete gemeins- 
fame Organ befteht aber zur Zeit noch fowohl rechtlich 
als faktifh. Der Reichöverwefer, im vorigen Jahre von 
allen Regierungen anerkannt, hat feine Funktion nicht 
niedergelegt, und das von ihm gebildete Reichsminiſterium 
ift in Thätigfeit. Sein Berhältnig zur Nationalverfamms 
lung ändert hierin nichts; denn er und fein Minifterium 
find nach der deutlichen Beltimmung der Befchlüffe vom 
28. Juni v. 98. nicht verpflichtet, die Beſchlüſſe der 
Nationaverfammlung auszuführen; die Zentralgewalt 
ift vielmehr innerhalb ihrer Kompetenz felhftändig und 
von der Nationalverfammlung unabhängig. 

Zu diefer Kompetenz gehört vorzüglich die Sorge 
für Die äußere und innere Sicherheit Deutfchlands genau 
in derfelben Weiſe, wie fie früher der Bundesverſamm⸗ 
‚ung zufam. Die Möglichkeit zur pflichtmäßigen Aus: 
führung diefer Sorge ift aber begründet durch die Ber: 
pflichtung aller Bundesglieder zu gegenfeitiger Hilfeleift- 
ung. Diefe Berpflichtung der Bundesglieder ift in Art. 
2. und 11. der Bundesafte und Art. 25. der Wiener 
Schlußakte fo allgemein und beſtimmt andgefprochen, 
daß an ihrer unveränderten Fortdauer felbft für den 
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Fal der momentanen Lähmung ber Zentralgewalt um 
fo weniger gezweifelt werden fann, ald der Bund nadı 
Art. 5 der Wiener Schlußafte unauflöslid; ift. 

In Erwägung diefer Umftände kann die königl. Ne- 
gierung der Anficht nicht beitreten, daß es erft noch ei- 
nes befondern Bündniffes unter den königl. Regierungen 
bedürfe, um diefelben zu gegenfeitiger Hilfeleiftung zu 
verpflichten. Diefe Berpflichtung befteht, weil eben der 
Bund felbft noch befteht. | 

Dagegen läßt ſich allerdings nicht - verfennen, daß 
die Stellung des Reichsverweſers eine ſchwierige gewor: 
den ift, und daß für den wahrfcheinlichen Fall feines 
baldigen Rücktrittes das Bedürfniß befteht, ein anderes 
Organ zu gewinnen, welches die zur Erhaltung der ins 
neren und äußeren Sicherheit durch gegenfeitige Hilfelei- 
tung und gemeinfchaftliches Handeln nothwendigen Maps 
regeln ordnet und leitet. Diefed Bedürfnig hat die bay- 
erifche Regierung fchon in dem Borfchlage ausgefpro- 
chen, welchen an das preußifche Kabinet zu. machen 
die fönigl. Geſandtſchaft unterm 3. d. Mts. angewiefen 
worden ift. 

Die königl. preußifche Regierung glaubt nur zur 
Befriedigung dieſes Bedürfniffes einen andern Weg eins 
fchlagen zu müffen, indem fie den Abfchluß eines Bünd⸗ 
niffes innerhalb des Bundes vorfchlägt. 

Daß diefer Weg an fidy rechtlich nicht unzuläflig 
ift, kann nad) Art. 11 der Bundesafte angenommen wer⸗ 
den, umfomehr als eine Anzahl deutfcher Regierungen 
durch Anerkennung von der Nationalverfammiung be- 
fchloffenen Reichsverfaſſung fidy zu den übrigen Regie: 
rungen ih eine ungleiche Stellung verfegt haben. Wenn 
aber diefed Bündniß dem erwähnten Art. IL’ entjprechen 
fol, fo wird es eben. nur:darauf gerichtet werden kön⸗ 
‚nen, ein anderes Organ an die Stelle. der Zentralgewalt, 


nicht aber neben biefelbe zu feßen. Daher wirb auch 
dem Abfchluffe eines derartigen Bündniffes eine Berftän- 
digung mit dem Reichsverweſer und mit Defterreicd, vors 
ausgehen müſſen. 

Diefe Verftändigung wird für Bayern überdies ein 
unabweistiched Gebot nad) feiner Lage und nad) ber 
Stimmung feiner Bevölferung. Die proviforifche Zen- 
tralgewalt wird in Bayern gerade von jener Majorität 
der Gutfinnten, welche die Regierungen für ſich gewin- 
nen müffen, jet noch ald der einzige Ausdruck und 
Halt der deutfchen Einigung betrachtet, und ein Minis 
fterium weldyed mit der Zentralgewalt rückſichtslos bräche, 
würde ſich in Bayern fchlechterdings nicht halten können. 

Nehnlich verhält es fich mit der Rückſichtsnahme auf 
Defterreichd Stellung. In diefer lag ein Hauptgrund 
für die diesfeitige Ablehnung der in Frankfurt befchlofs 
fenen Berfaffung und gerade berjenige Grund, welcher 
am meiften Anklang in den bayerifchen Stammlanden 
fand. Die Regierung fann und darf diefe Rückſicht das 
ber auch bei den Verhandlungen in Berlin nicht außer 
Acht Iaffen, ganz abgefehen davon, daß ihr eigened Ger 
fühl für Oeſterreich und Deutjchland es ihr nicht ges 
ftattet, 

Dies find die Vorausfegungen, unter welchen die 
königlich bayerifche Regierung auf ein Bündniß eingehen 
zu können glaubt. 

Was fodann den Inhalt diefed Bündniffes anlangt, 
- fo ift es durchaus nothwendig, die proviſoriſche Befrie— 
digung des augenblicklichen Bedürfniffes von der deftnis 
tiven DBerfaflung für Deutfchland fchärfer zu trennen, 
als in der preußifchen Depefche vom 21. d. Mid. ges 
fchehen ift, 

Diefe Depefche beantragt unter Nro. 3., daß die 
Regierungen. ficy zugleich, alfo in diefem Bündniffe, über 
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den Entwurf der: fünftigen definitisen Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands einigen in. dem. Sinne, wie en in Berlin. berashen 
wird. Diefer Entwurfi iſt ja aben her königlich baperi⸗ 
fhen Regierung noch unbekannt, und es if ihr deshalb 
unmöglich, ſich darüber zu äußern. Daß ſie ein Staa⸗ 
ten: und Volkshaus will, das fie mit einem neuen Reichs⸗ 
tage vereinbaren will, hat: fie bereits durch ihre: Erklä⸗ 
rungen in den Kammern: ausgeſprochen. Die: übrigen 
Theile der Berfaffung mit: Ausnahme: der Oberhaupts⸗ 
frage: feinen nach den neueſten Berichten ben fönigk 
Gefandtfchaft: in Berlin in: einer: Weife- feftgeftellti zu 
werden, daß bie königlich bayerifche Regierung denfelben 
ebenfalld: wird zuftimmen. können. 

—Diejenigen Vorfchläge dagegen, welche, im Berlin 
in. der. Oberhauptöfrage gemacht worden ſind, und wie 
es feheint gegen die: Erklärungen; von. Defterreidy und 
Bayern feftgehalten werben, find won der Art, daß: die 
bayerifche-Regierung denfelben nicht beitreten kann, ohne 
ihre Pflichten gegen Deutfchlandes Integrität und gegen 
das eigene Land und Volk zu verlegen: 

Demgemäß iſt es nothwendig, das abzuſchließende 
Bündniß auf das Proviſorium zu beſchränken, und das 
Definitivum davon auszuſcheiden. 

Daß das Bündniß zum Schutze gegen innere und 
äußere Feinde geſchloſſen werde, iſt eben ſo ſachgemäß 
als daß jedem deutſchen Staate der Zutritt vorbehalten 
bleibe. 

Die für den: Augenblick allerdings nothwendige Ener 
gie und. Einheit im der Leitung: der Maßregeln würde 
nach: der Ueberzeugung der Föniglich bayerifchen- Regie⸗ 
rung auch: durch den Vorſchlag erreicht, welchen das F 
k. öfterreichifche Kabinet unterm 16. d. M. gemadjt hat) 
weil auch nach dieſem die prowiforifdye Leitung weſent⸗ 
lich in der Hand des: preußifchen Kabinetes liegen-würde, 
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uud bie beiden übrigen Betheiligten mehr nur eine for- 
melle Stellung. hätten. 

Die königlich bayerifche Regierung muß ferner bean- 
tragen, daß vorerft die näheren Beftimmungen dieſes prowi- 
forifchen Bündniffes getroffen und ihr zur Prüfung vorgelegt 
würden, theild über die Rechte der Leitung, theils über 
Die Verpflichtungen der übrigen Bundeöglieder, che fie 
ihre Zuftimmung zu geben vermag. 

Nah dem Schluffe der mehrerwähnten Depefche 
fcheint ed zwar, ald wolle die föniglich preußifche Regiers 
ung fofortige Entſcheidung, und feine weiteren Verhand⸗ 
lungen. Allein die Föniglich bayerifche Regierung kann 
unmöglich glauben, daß es die Abficht fein fann, ihr 
für fo wichtige Fragen die Prüfung abfchneiden und eine 
willenlofe Hingabe anfinnen zu wollen. Jedenfalld würde 
biedurdy der Zwed einer dauernden Einigung nicht ers 
reicht werden. 

Die bayerifche Regierung erftrebt eine Verfaſſung, 
weldye ganz Deutfchland umfaßt, und hält es für ihre 
Pflicht, in diefem Streben beharrlich zu fein. 

In dem hier entwicelten Sinne wirb die königliche 
Geſandtſchaft beauftragt, die Verhandlungen fortzu führen 
Bor Allem aber hat fie den königlich preußifchen Minifter. 
um eine beftimmte Erklärung anzugehen, ob das preu—⸗ 
Bifche Kabinet zu weiteren Verhandlungen geneigt tft, 
und hierüber umgehend zu berichten. 

München, ben 27. Mai 1849. 

(Gez.) Dr. von ber Pforbten. 





Der Unterjeichnete beehrt ſich, Seiner Hochwohlges 
boren dem königlich preußifchen außerordentlichen Gefand- 
ten und bevollmächtigten Minifter Herrn von Bodelberg 
den Empfang derjenigen Eröffnungen zu befennen, welche 
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ihm derfelbe unterm 2. und 5. dieſes Monats im Auf 
trage feiner hohen Regierung über die unterm 26. refp. 
28. und 30..9. Mid. zwifchen den Regierungen von 
Preußen, Hannover und Sachſen getroffenen Verabre: 
dungen gemacht hat. 

Obgleich der Benollmächtigte der königlich bayerifchen 
Regierung an den zu Berlin vom 17. bis 26. v. Mte. 
gepflogenen Verhandlungen Antheil genommen hat, fo 
konnte derfelbe doch den Befchlüffen der drei obengenann— 
ten Regierungen nicht zuftimmen, weil feine Inſtruktio— 
nen von jenen Befchlüffen abgewichen und die Ertheis 
lung neuer ihn zur Zuftimmung ermächtigender {ns 
fruftionen fchon aus dem einfachen Grunde unmöglich 
war, da die Einladung, dem abgefchloffenen Schugbünd: 
niffe beizutreten, erft am 25. v. Mts. dem Unterzeichne: 
ten zugeftellt wurde, der in den Berliner Konferenzen 
feftgeftellte Berfaffungsentwurf aber ebenfalld erft am 
29. v. Mts., refp. in der lebten Redaktion am 2. Juni 
c. der Fünigl. bayerifchen Regierung zur Kenntniß Fam. 


Die königliche Regierung fieht fi) aber auch jeßt 
außer Stande, den Berabredungen der genannten drei 
königl. Regierungen in ihrem vollen Umfange beizutreten, 
und der Unterzeichnete erlaubt ſich zur Darlegung der 
Gründe hiefür auf die Nede zu verweifen, welche er 
am 4. d. Mts. in der 22, öffentlichen Sigung der K ıms 
mer der Abgeordneten ‚gehalten hat, und wovon er eis 
nige Eremplare hier beilegt. 


Die königlich bayerifche Regierung ift hienady bereit, 
auf Grund des in Berlin verabredeten Reichswahlgeſe— 
Bes zur Berufung eined deutfchen Reichstages mitzuwir- 
fen und wünfcht fjehnlichft, daß vor Eröffnung dieſes 
Neichdtaged es gelingen möge, zwifchen ſämmtlichen Deuts 
fchen Regierungen ein Einverftändniß. über einen Ber: 
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faffungsentwurf herbeizuführen, welcher dem Reichstage 
zur Zuftimmung vorzulegen wäre. 

Die königlich bayerifche Regierung wird Alles thun, 
was in ihren Kräften fteht, um diefes Ziel zu erreichen, 
und in der nächften Zeit an die königl. peußifche Regie: 
rung beftimmt formulirte Anträge über diejenigen Abän- 
derungen des in Berlin befchloffenen Verfaffungsentwurs 
fes gelangen laffen, welche nach ihrer feftbegründeten Ue— 
berzeugung unerläßlic find, wenn Deutfchland geeinigt, 
anftatt gefpalten werden fol. 

Indem der Lnterzeichnete Seine Hochmwohlgeboren 
erfucht, feine hohe Regierung hievon vorläufig in Kennt⸗ 
niß zu feßen, benügt er mit Vergnügen diefen Anlaß zur 
erneuerten Berficherung feiner ausgezeichneteſten ae 
achtung. 

München, den 6. Juni 1849. 

(Gez.) von der Pfordten. 
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Erklärung des k. ſächſiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten bei Den Berliner Konferenzen 
d. d. 26ten Mai 1849. 


Der unterzeichnete föniglich fächfifche  Benollmädh- 
tigte fieht fi veranlaßt, im Namen und Auftrag feiner 
Regierung nachftehende Erflärung in die Hände ber lo⸗ 
niglich preußiſchen Regierung niederzulegen. 

Die königliche ſächſiſche Regierung hat bei unausge⸗ 
ſetzter Feſthaltung des Grundſatzes, daß das Verfaſſungs⸗ 
werk nicht von der Nationalverſammlung einſeitig bes 


fchlofien, fondern mur im Wege der Vereinbarung mit 
den Regierungen endgültig werben fünne, unverändert 
und fo oft ihr Dazu Gelegenheit geboten war, ſich dahin 
ausgeſprochen, Daß die Bundes- oder Reichsgewalt nicht 
in einheitlicher Geſtalt, fondern in folleginler aufzurich- 
ten fei, und fidy daher im Gegenfage zu dem in Frank⸗ 
furt beliebten erblichen Kaiferthbum für ein Direftoris 
am erklärt. 

Es gejchah died namentlich durch Die Note vom 10. 
Februar d. J. in Erwiderung der ZirkularsDepefche ber 
föniglich preußifchen Regierung vom 23. Januar d. J., 
weldye gleichfalls das Projekt der Aufrichtung der deut 
fchen Kaiferwürde zurückwies, fo wie durch die Note 
vom 17, März d. J. worin der preußifcher Seite ergan- 
genen Einladung zu einer Verhandlung über das von 
dem Faiferlich königlich öfterreichifchen Kabinete in Bors 
fchlag. gebrachte Direftorial-Projekt Folge gegeben wurde. 
Indem die föniglich ſächſiſche Regierung ſich zur aus— 
fchließlichen Vertretung diefer Abficht berufen fand, war 
diefelbe keinesweges von der Abficht geleitet, nur dynas 
ftifche Intereſſen zur Geltung zu bringen oder fidy der 
Uebertragung der oberften NReichögewalt an eine einzige 
deutfche Regierung aus partifulariftifcher Eiferfucht wis 
derfegen zu wollen. &ie gehorchte vielmehr der innigen 
Uebergeugung, daß bie von der Nationalverſammlung 
beabfichtigte und fpäterhin befchloffene Verleihung der 
oberften Reichsgewalt an Einen der regierenden deut: 
ſchen Fürften einen doppelten, für die künftigen Geſchicke 
Deutſchlands gleich verderblichen Nachtheil bereite; fle 
durfte fich nicht verhehlen, daß durch diefen Aft eines» 
theild das Ausſcheiden Oeſterreichs aus dem neuen Buns 
beöverhältniffe bedingt fei, und daß andererfeitö bie der 
oberften Reihögewalt zu verleihende einheitliche Spitze 
nur zu leicht dazu führen werde, den Bundesflaat in 
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den Einheitsſtaat allmälig umzubilden und fomit alles 
und jedes felbftftändige Leben der verſchiedenen beutfchen 
Stämme zu vernichten. 

Die Ereigniffe, welche der Annahme der dewrfchen 
Berfaffung von Seiten der Nationalverfanmmlung bei 
der zweiten Lefung gefolgt find, haben Zuftände herbei- 
geführt, welche zwar bie diefjeitige Regierung nicht ha- 
ben. vermögen fünnen, eine verfchiedene Auſchauung der 
Berhältniffe zu gewinnen, denen gegenüber fie jedoch die 
Norhwendigkeit hat ind Auge faflen müffen, ihre Weber 
zeugung dem Bebürfniffe der Erhaltung der bedrohten 
ftaatlichen Ordnung und der damit im: genauerenr Zu— 
ſammenhange ſtehenden, möglichit rafchen Verwirklichung 
ded deutſchen Verfaſſungswerkes unterzuordnem. Nach—⸗ 
dem ſie daher, an der Anſicht feſthaltend, daß die von 
der Nationalverſammlung beſchloſſene Verfaſſung ihres 
zum Theil gemeinſchädlichen Inhaltes wegen zu verwer⸗ 
fen fei, vor den Gefahren dis in Folge dieſes Entſchluſ— 
ſes in: ihrem Lande ausgebrochenen Auftuhres- nicht zus 
rückgewichen iſt, erflärt fe ſich auch bereit, eine der all 
gemeinen: Wohlfahrt förderlichere Berfaffung anzunehmen; 
welche die Erefutisgewalt des. Reiches’ der Krone Preu- 
Ben: verleiht, wobei: fie die. Sr. Majeftät dem Kaifer von 
Defterreich. bundesvertragemäßig zuſtändigen Anfprüche 
durch: dew im: ©. 1. der Verfaffung gemachten: Vorbehalt 
als ausdrüdtich gewahrt: betradjteti 

Die königlich ſächſiſche Regierung: wilE und darf je⸗ 
doch feine Zweifel Darüber beftehen laſſen, wie fie dies 
fen: Entfchluß allein: zu dem Zwede: und in: der Erwars 
tung gefaßt: hat, daß: diefe Verfaſſung Gemeingut- der 
ganzen deutſchen Ration und nicht eines: Theiles derſel⸗ 
ben: werde. Sie: verfennt: nicht, - daß ein Eintritt der 
öfterreichifchen Lande in der nächſten Zeit nicht gehofft 
werben-barf: Allein’ die Aufnahme: des’ geſammten übri⸗ 
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gen Deutfchlands in dem. Reichdverband, welche, unbe: 
fhadet der öfterreichifchen Regierung durd die Bun—⸗ 
desverfaſſung geficherten Rechte erzielt werden foll, hält 
diefelbe ald Bedingung dafür feſt, daß fie felbft. zu ei- 
nem bleibenden Berharren in demfelben auf Grund der 
vereinbarten Berfaffung verpflichtet fei. Sollte es da- 
ber nicht gelingen, den Süden Deutfchlande in den 
Reichsverband, wie er durch die fragliche Verfaſſung be- 
ftimmt worden, aufzunehmen, was wefentlich davon abs 
hängen wird, ob Bayern fich demſelben anfchließt, follte 
vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, ald die Herftellung 
eined norbdeutfchen oder nord» und mitteldentfchen 
Bundes, fo müßte die königlich ſächſiſche Regierung für 
diefe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen und 
Umgeftaltung der vereinbarten Berfaflung ausdrücdlich 
vorbehalten. Eine folche Nothwendigfeit wäre ohnedies 
durch die Beftimmung der Verfaſſung felbft geboten, 
welche nadı allen Richtungen hin dem Namen und der 
Sadje nad den Anforderungen einer Berfaffung für das 
deutfche Volk in feiner Gefammtheit, nicht aber denen 
eined Vereines einzelner deutfcher Staaten entfpricht. 
Die königlich fächflfche Regierung hat der von der 
königlich. preußifchen Regierung aufgeftellten Anficht gerne 
beigepflichtet, daß die Regierungen, welche fich zu einem 
engeren Bündniſſe, behufs der Bekämpfung der Partei 
des Umfturzed, vereinigt haben, der Nation ihren IBil- 
len auf unzweideutige Weife zu erfennen geben, das aus 
den Berathungen der Nationalverfammlung hervorges 
gangene Verfaſſungswerk mit. denjenigen Abänderungen, 
welche durch die NRücfichten auf das Wohl der Gefammts> 
heit ſowohl als der Einzelftaaten geboten waren, anzu- 
nehmen und zur Ausführung zu bringen. Diefe Ber: 
pflihtung übernimmt die königlich fächfifche Regierung 
im. gerechten Vertrauen darauf, daß das ſächſiſche Volk 
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ihr Dank wiffen werbe, ihre Selbftftändigfeit dem Bes 
bürfniffe der deutfchen Einheit und einer ſie gewährleis 
fienden Verfaſſung geopfert zu haben. Die Erreichung 
diefed Zieled allein wird bad von ihr unter fo fchwieris 
gen Zeitverhältniffen beobachtete Verfahren gerechtfertigt 
erfcheinen laſſen. 

Die königlich ſächſiſche Regierung darf daher nad 
freimüthiger Darlegung vorftehender Gründe nicht bes 
forgen, ihre Abfichten verfannt zu fehen, wenn fie fich 
‚ für den Fall, daß bis zu dem Zeitpunfte der Einberu— 
fung des erften Reichdtaged jene ihre Entfchließung bes 
dingende Vorausſetzung ſich nicht verwirklicht haben follte, 
das Recht anderweiter Verhandlungen vorbehält, 

Dem Unterzeichneten liegt es fhließlich noch ob, darauf 
- ergebenft aufmerffam zu machen, daß in getreuer Beob- 
achtung der Beftimmung der ſächſiſchen Verfaſſungsur⸗ 
funde $. 2. die dieffeitige Regierung nicht unterlaffen 
wird, die Zuflimmung der Kammern zur Annahme der 
deutfchen Reichöverfaffung einzuholen. 

Mit Vergnügen benugt u. f. w. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 

(Ge) Freiherr von Beuſt. 
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Erflärung des €. bannöverifchen Bevoll- 
mächtigten zu Den Berliner Konferen- 
zen d. d. 26ten Mai 1849. 


Die unterzeichneten königlich hannöverifchen Bes 


vollmächtigten haben der von dem. — preußifchen 
Roth u. Merk, Duellenfammlung. II, Band. 
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Herrn Bevollmächtigten ihnen vorgelegten Propofition 
rüdfichtlich der Geftaltung des demnächftigen Reichsober⸗ 
hauptes und der Reichsregierung nachgebend, einen von 
ihnen für richtiger gehaltenen Entwurf bei Seite zu fe: 
gen fich bereit erklärt; diefelben finden fich aber verpflich- 
tet, der Föniglich preußifchen Regierung gegenüber ihre 
Anfichten über diefen Gegenftand nochmals auszufprechen. 

Nach der Anficht der Unterzeichneten war es bei 
— Frage die Aufgabe: 

.Deutſchland in feiner Integrität zu — 

Eine Regierungsgewalt zu ſchaffen, welche einers 
ſeits der Eigenthümlichkeit Deutſchlands, — ſeinen durch 
Geſchichte und lange Entwickelung feft zuſammengewach— 
ſenen Staatsverbänden — die nöthige Gewähr leiſtete; 
andererſeits im Stande wäre, die Lenkung der höchſten 
ſtaatlichen Intereſſen Deutſchlands, d. h. die eigentliche 
Reichsregierung im ächten Geiſte der Nation mit unges 
hemmter, durchgreifender Kraft zu übernehmen. Sollen 
diefe Ziele erreicht werden, fo muß Oeſterreich in voller 
Bedeutung bei Deutfchland bleiben, dem es durch geos 
graphifche Lage, Nationalität und Geſchichte fo enge 
verbunden ift, daß jede Trennung eine unheilbare Wunde 
fein würde. Es muß die leider feit langem Zeitraum 
geförderte Entfremdung befeitigt, das geiftige Band der 
Einheit enger gefchlungen werden. 

Es müffen ferner die höchften Angelegenheiten der 
Nation, ihre Politit gegen Außen — die nad) den Vers 
hältniffen der Gegenwart vor Allem in den Beziehungen 
des Welthanbeld ihre Grundlage und ihre Entwidelung 
findet — der NReichregierung jur Verwaltung, dem 
Reichdtage zur Ueberwachung gegeben werden, damit 
beide — und burd fie die Nation — fidy an dieſen gros 
Ben Gegenftänden halten und heben. 

Es muß endlich der Regierung in ihrer Sphäre bie 
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Möglichkeit freien und ungehemmten Handelns gefichert, 
und der Zutritt zu den höchften Ehren und Pflichten 
Deutfchlands allen Deutfchen gleich nahe gebracht werden. 

Die Grundzüge zu einer folchen Geftaltung der 
Dinge glaubt die königlich hannöverifche Regierung ges 
funden zu haben. 

Wenn nun von füniglich preußischer Seite ein Ver: 
faffungsplan feftgehalten wird, welcher, wenn die dems 
felben zum Stüßpunfte dienende ‚Union‘ mit dem ges 
fammten öfterreichifchen Kaiſerſtaate und die fürdiefe Union 
vorgefchlagene Regierungdformen durchgeführt werden 
follten, jene höchften golitifchen Angelegenheiten der Nas 
tionalvertretung gänzlich entziehen und foldy einer Be: 
hörde überweifen würde, die vom Reichdtage vollfommen 
unabhängig wäre, welcher ferner dem Reſte der Reichs— 
regierung eine Form giebt, die allerdings der Geltung 
der Einzelftaaten ein bedeutendes Gewicht verleiht, die 
aber in der Folge der Bertheilung nothwendig zufam- 
men gehöriger Gefchäfte unter zwei verfchiedene Behör— 
den Reibung und Schwäche bewirfen muß; und welche 
endlich der Eiferfucht verfchiedener Länder gegeneinans 
der fortwährenden Stoff bieten wird; fo bedauern die 
Unterzeichneten, darin um fo weniger Beruhigung finden 
zu können, ald die in diefem Entwurfe thatfächlich gege- 
bene völlige Entfremdung Defterreihs von Deutfchland 
nur geeignet fein würde, jene Mängel auf das ſcharfſte 
hervortreten zu laſſen. 

Die Unterzeichneten haben daher nur einerſeits in 
der unabweislichen Nothwendigkeit einer Einigung der 
Regierungen, andererſeits in den Erklärungen Oeſterreichs, 
auf eine Verfaſſung nicht eingehen zu können, welche die 
für Deutſchland unentbehrliche gemeinſchaftliche Volksver⸗ 
tretung und Legislation enthielte, eine Rechtfertigung für 
ihre Nachgiebigkeit gegen einen Verfaſſungs⸗-Entwurf 
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finden fönnen, welcher ihrer Anſicht nach den Bebürfnif- 
fen Deutſchlands keineswegs genügt. 

Wie fie aber in dem an die Spige des Ganzen ge 
ftellten Borbehalte für Defterreich das Mittel erblicken, 
der nothwendigen Gemeinfchaft Defterreichd mit Deutfch- 
land ihre Geltung zu verfchaffen, fobald die dortigen Zu: 
ftände einer beflimmteren Anficht der Dinge Raum ge: 
geben haben werden, und wie fie die Verpflichtung Deutſch⸗ 
lands den Rechten Defterreichd aus der Verfaflung des 
beutfchen Bundes Folge zu geben ausdrücklich anerken⸗ 
nen: fo müffen fie dem Fünftigen Reichdtage auch über 
diefe oberfie Frage die weiteren Verhandlungen vorbe⸗ 

halten. ; 
Zugleich aber vereinigen fie ſich mit dem Bevolk 
mächtigten der königlich fächfifchen Regierung für den 
beflagenswerthen Fall, wenn der gegenwärtige Verfuch 
einer Einigung zu nichts ald zur Herftellung eines nords 
und mitteldeutfchen Bundes führen möchte, in der Erfläs 
rung, daß für diefe Eventualität die Erneuerung der 
Verhandlungen und die Umgeftaltung des vereinbarten 
Berfaffungsentwurfes ausdrücklich vorbehalten bleibe. 

Die Unterzeichneten benugen ıc. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 

(Gez.) Stüve (Ge. H. von Wangenheim. 
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